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Im 21. Jahrhundert ist ein tiefgreifender Wandel der 
globalen Dynamik zu verzeichnen, der durch die rasant auf-
strebenden neuen Mächte unter den Entwicklungsländern 
herbeigeführt wird. China hat Japan als zweitgrößte Wirt-
schaftsmacht der Welt überholt. In diesem Prozess wurden 
hunderte Millionen Menschen von der Armut befreit. Indien 
gestaltet seine Zukunft mit neuer unternehmerischer Krea-
tivität und sozialpolitischen Neuerungen. Brasilien erhöht 
seinen Lebensstandard, indem es internationale Bezie-
hungen ausweitet und Programme zur Armutsbekämpfung 
durchführt, die weltweit Nachahmung finden.
Doch der „Aufstieg des Südens“ ist ein noch viel umfas-
senderes Phänomen. Indonesien, Mexiko, Südafrika, Thai-
land, die Türkei und andere Entwicklungsländer werden 
zu Hauptakteuren auf der Weltbühne. Der Bericht über die 
menschliche Entwicklung 2013 nennt mehr als 40 Entwick-
lungsländer, in denen die menschliche Entwicklung in den 
letzten Jahrzehnten besser als erwartet verlief. Der Fort-
schritt in diesen Ländern beschleunigte sich während der 
letzten zehn Jahre deutlich.
Jedes dieser Länder hat seine eigene Geschichte und 
schlug seinen individuellen Weg ein. Und doch sind ih-
nen wichtige Merkmale gemein, und sie sehen sich mit 
vielen ähnlichen Herausforderungen konfrontiert. Sie 
sind außerdem immer enger miteinander vernetzt und 
immer mehr voneinander abhängig. Darüber hinaus fordern 
die Menschen in allen Entwicklungsländern zunehmend 
mehr Gehör, indem sie mithilfe neuer Kommunikationswege 
ihre Vorstellungen einbringen und mehr Rechenschaft von 
Regierungen und internationalen Institutionen verlangen. 
Der Bericht über die menschliche Entwicklung 2013 
analysiert die Ursachen und Konsequenzen des fortschrei-
tenden „Aufstiegs des Südens“ und benennt politische 
Konzepte, die in dieser neuen Realität verankert sind und 
die weltweit in den kommenden Jahrzehnten weitere 
Fortschritte erzielen könnten. Der Bericht fordert eine 
weit bessere Repräsentation des Südens im multilateralen 
Institutionengefüge und weist auf potenzielle neue Finan-
zierungsquellen für essenzielle öffentliche Güter im Süden 
hin. Seine neuen Untersuchungsergebnisse und seine klar 
formulierten Vorschläge für politische Reformen zeigen, 
wie Menschen in allen Regionen der Welt den Herausfor-
derungen der gemeinsamen menschlichen Entwicklung 
miteinander begegnen können – fair und effektiv.
„Der Bericht verändert unser Verständnis vom gegenwärtigen Zustand der globalen Entwicklung und zeigt, wie viel man aus den 
Erfahrungen des raschen Entwicklungsfortschritts in so vielen Ländern des Südens lernen kann.“  
 —Helen Clark, Administratorin des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen, aus dem Vorwort 
„Das Konzept der menschlichen Entwicklung ist ein großer Fortschritt bei der schwierigen Aufgabe, die Erfolge und Entbehrungen 
im menschlichen Leben zu verstehen, und ist auch ein wertvolles Instrument für Reflexion und Dialog. Es bringt auf diesem Weg 
Fairness und Gerechtigkeit in der Welt voran.“  —Nobelpreisträger Amartya Sen, aus Kapitel 1
„Niemand hat ein Monopol auf gute Ideen. Deshalb wird New York weiter von den besten Vorgehensweisen anderer Städte und 
Länder lernen.“ —Michael Bloomberg, Bürgermeister von New York, aus Kapitel 3
„Ein genauerer Blick auf die unterschiedlichen Wege, die von den erfolgreichen Entwicklungsländern eingeschlagen wurden, 
erweitert die Auswahl an Politikoptionen für alle Staaten und Regionen.“   
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Der Bericht über die menschliche Entwicklung 
2013 ist der neueste in der Reihe der Berichte, 
die seit 1990 vom Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen (UNDP) herausgegeben 
werden. Sie bieten unabhängige und empirisch 
fundierte Analysen entwicklungspolitischer 
Themen, Trends und Handlungskonzepte.
Weitere Materialien im Zusammenhang mit dem 
Bericht über die menschliche Entwicklung 2013 
können folgender Internetseite entnommen wer-
den: http://hdr.undp.org. Hier finden sich auch 
Volltexte und Zusammenfassungen des Berichts 
in mehr als 20 Sprachen. Darüber hinaus gibt 
es eine Sammlung von Forschungsarbeiten zur 
menschlichen Entwicklung, die für den Bericht 
von 2013 in Auftrag gegeben worden sind, inter-
aktive Karten und Datenbanken zu nationalen 
Indikatoren der menschlichen Entwicklung, voll-
ständige Erklärungen der Quellen und Methodo- 
logien, die für die Indizes der menschlichen 
Entwicklung des Berichts verwendet wurden, 
Länderprofile und andere Hintergrundmateria- 
lien sowie auch ältere globale, regionale und 
nationale Berichte über die menschliche Ent-
wicklung.
Die Berichte über die menschliche Entwicklung 
in deutscher Sprachfassung sowie weiteres 
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St. Kitts und Nevis 72 –1
St. Lucia 88





Syrien, Arabische Rep. 116
Tadschikistan 125 1

















Venezuela, Bolivarische Rep. 71 –1
Vereinigte Arabische Emirate 41 –1
Vereinigte Staaten 3 –1
Vereinigtes Königreich 26
Vietnam 127
Zentralafrikanische Republik 180 –1
Zypern 31
LÄNDERSCHLÜSSEL
HDI 2012: Schlüssel zu den Ländern und Rangstufen 
HINWEIS
Positive oder negative Werte in der rechten Spalte zeigen die Veränderungen des Ranges eines Landes nach oben oder unten im Zeitraum 2011 bis 2012 unter Verwendung konsistenter 
Daten und einer einheitlichen Methodik. Keine Angabe bedeutet keine Veränderung.
Empowered lives. 
Resilient nations. 
Veröffentlicht für das 
Entwicklungsprogramm 
der Vereinten Nationen 
(UNDP)
Bericht über die 
menschliche Entwicklung 2013
Der Aufstieg des Südens:
Menschlicher Fortschritt in einer ungleichen Welt
Deutsche Gesellschaft 
für die Vereinten Nationen 
(Deutsche Ausgabe) 
Berlin 2013
DEUTSCHE GESELLSCHAFT FÜR DIE VEREINTEN NATIONEN e. V.
Zimmerstraße 26/27
D-10969 Berlin
Telefon: (0 30) 25 93 75-0




Originaltitel: Human Development Report 2013 
The Rise of the South: 
Human Progress in a Diverse World
Copyright © 2013 United Nations Development Programme (UNDP) 
1 UN Plaza, New York, New York, 10017, USA
Alle Rechte liegen beim Herausgeber. Ohne vorherige Genehmigung durch den Herausgeber dürfen keine Auszüge aus dieser 
Publikation angefertigt, reproduziert, archiviert oder übermittelt werden, auch nicht elektronisch, als Fotokopie, Aufnahme oder auf 
andere Weise. 
Design: Melanie Doherty Design, San Francisco, CA
Der Druck und das verwendete Papier erfüllen die derzeit strengsten Umweltstandards. Die Umschlag– und Innenseiten sind 
gedruckt  auf 100 Prozent  recyceltem, chlorfreiem  Altpapier, das mit dem Blauen Engel und FSC zertifiziert ist.  Klimaneutraler 
Druck mit besonders umweltschonender Technologie. Zur Kompensation der ausgestoßenen Treibhausgase in Höhe von 2,5  Tonnen 
CO2-Äquivalenten wurden zertifizierte Klimaschutzmaßnahmen im Rahmen eines Wasseraufbereitungsprojekts in Kenia gefördert.                   
DEUTSCHE AUSGABE
Übersetzung:  Klaus Birker, Ahrweiler  
Angela Großmann, Bonn 
Christina Kamp, Bonn 
Gabriele Lassen-Mock, Berlin 
Petra Löffler, Niefern 
Bernd Neidlein, Istanbul
Redaktion:  Michael Adrian, Ulrich Keller, Sabine Krieger-Matila 
Herausgeber:  Deutsche Gesellschaft für die 
Vereinten Nationen e.V. (DGVN), Berlin © 2013
Satz:  EMS Eckert Medienservice, Rheinbach 
Druck: Druckhaus Berlin-Mitte 
Vertrieb und Verlag: UNO-Verlag gGmbH 
im  W.Bertelsmann Verlag (wbv) 
Auf dem Esch 4 
D-33619 Bielefeld 
Tel.: 00 49/52 19 11 01-13 
E-Mail: uno-verlag@wbv.de 
Online: uno-verlag.de
Die diesjährige deutsche Ausgabe des Berichts über die menschliche Entwicklung war nur dank der finanziellen Förderung durch das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung möglich. 
Team für den Bericht über die 
menschliche Entwicklung 2013
Direktor und leitender Autor
Khalid Malik
Recherche und Statistik
Maurice Kugler (Leitung Recherche), Milorad Kovacevic (Leitung Statistik), Subhra Bhattacharjee, Astra Bonini, Cecilia 
Calderón, Alan Fuchs, Amie Gaye, Iana Konova, Arthur Minsat, Shivani Nayyar, José Pineda und Swarnim Waglé
Kommunikation und Publikation
William Orme (Leitung), Botagoz Abdreyeva, Carlotta Aiello, Eleonore Fournier-Tombs, Jean-Yves Hamel, Scott Lewis 
und Samantha Wauchope
Nationale Berichte über die menschliche Entwicklung
Eva Jespersen (Stellvertretende Direktorin), Christina Hackmann, Jonathan Hall, Mary Ann Mwangi und Paola Pagliani
Operative Abwicklung und Verwaltung
Sarantuya Mend (Leitung operative Abwicklung), Ekaterina Berman, Diane Bouopda, Mamaye Gebretsadik und 
Fe Juarez-Shanahan
     |    iii
Vorwort
Der Bericht über die menschliche Entwicklung 
2013, „Der Aufstieg des Südens: Menschlicher 
Fortschritt in einer ungleichen Welt“, betrach-
tet die geopolitischen Entwicklungen unserer 
Zeit, untersucht sich abzeichnende Fragestel-
lungen und Trends sowie die neuen Akteure, 
die die Entwicklungslandschaft prägen. 
Der Bericht stellt fest, dass die eindrucks-
volle Transformation einer großen Anzahl von 
Entwicklungsländern zu dynamischen großen 
Volkswirtschaften mit wachsendem politi-
schen Einfluss erhebliche Auswirkungen auf 
den Fortschritt der menschlichen Entwicklung 
ausübt.
Der Bericht konstatiert, dass während der 
letzten zehn Jahre alle Länder ihre Leistungen 
in den Dimensionen Bildung, Gesundheit 
und Einkommen, wie sie durch den Index der 
menschlichen Entwicklung (HDI) gemessen 
werden, in solch einem Ausmaß gesteigert ha-
ben, dass kein Land, für das Daten vorliegen, 
im Jahr 2012 einen niedrigeren HDI-Wert 
hatte als im Jahr 2000. Da für diesen Zeit-
raum in Ländern mit niedrigerem HDI-Wert 
ein schnellerer Fortschritt zu verzeichnen war, 
kam es zu einer merklichen Annäherung der 
HDI-Werte weltweit, obwohl sich der Fort-
schritt in und zwischen den Regionen unein-
heitlich abspielte.
Mit besonderem Blick auf die Länder, die 
zwischen 1990 und 2012 sowohl in der ein-
kommens- als auch in der nicht-einkommens-
bezogenen Dimension der menschlichen 
Entwicklung ihren HDI-Wert wesentlich er-
höhten, untersucht der Bericht diejenigen Stra-
tegien, die es ihnen ermöglichten, zu so einem 
guten Ergebnis zu kommen. Diesbezüglich 
leistet der Bericht von 2013 einen wesentlichen 
Beitrag für das Nachdenken über Entwicklung, 
indem spezielle Triebkräfte der Entwicklung 
beschrieben werden und indem Schwerpunkte 
einer zukünftigen Politik vorgeschlagen wer-
den, die dabei helfen könnten, solche Dynami-
ken zu unterstützen. 
Laut der Zukunftsprognosen, die für die-
sen Bericht erstellt wurden, wird bis 2020 die 
gesamte Wirtschaftsleistung von allein drei 
führenden Entwicklungsländern – Brasilien, 
China und Indien – die Gesamtproduktion 
von Kanada, Frankreich, Deutschland, Italien, 
dem Vereinigten Königreich und den Vereinig-
ten Staaten übersteigen. Ein großer Teil dieses 
Wachstums wird durch neue Handels- und 
Technologiepartnerschaften innerhalb des Sü-
dens vorangetrieben, wie dieser Bericht außer-
dem zeigt.
Eine Hauptaussage dieses Berichts sowie 
auch früherer Berichte über die menschliche 
Entwicklung besteht jedoch darin, dass Wirt-
schaftswachstum sich nicht automatisch als 
ein Fortschritt der menschlichen Entwicklung 
interpretieren lässt. Politische Maßnahmen für 
Arme und erhebliche Investitionen in die Be-
fähigung von Menschen – indem ein Schwer-
punkt auf Bildung, Ernährung und Gesundheit 
sowie auf ihre Qualifizierung für Erwerbstätig-
keit gelegt wird – kann den Zugang zu men-
schenwürdiger Arbeit erweitern und nachhal-
tigen Fortschritt ermöglichen.
Der Bericht von 2013 benennt vier konkre-
te Schwerpunktbereiche, um der Entwicklung 
Dynamik zu verleihen: Gerechtigkeit fördern, 
auch im Bereich der Geschlechter; größeres 
Mitspracherecht und Mitbestimmung von 
Bürgern ermöglichen, auch für Jugendliche; 
dringliche Umweltprobleme angehen und dem 
demografischen Wandel begegnen. 
Da die globalen Herausforderungen für Ent-
wicklung immer komplexer und grenzüber-
schreitender werden, weist der Bericht außer-
dem darauf hin, dass ein koordiniertes Vorge-
hen bei den dringlichsten Herausforderungen 
unserer Zeit, egal ob es sich um Armutsbe-
kämpfung, Klimawandel oder Frieden und 
Sicherheit handelt, unerlässlich ist. Da Länder 
durch Handel, Migration sowie Informations- 
und Kommunikationstechnologien zuneh-
mend miteinander verbunden sind, überrascht 
es nicht, dass politische Entscheidungen, die 
an einer Stelle getroffen werden, beträchtliche 
Auswirkungen an einer anderen Stelle haben. 
Die Krisen der letzten Jahre – bezüglich Ernäh-
rung, Finanzen und Klima –, die das Leben so 
vieler Menschen zerstört haben, weisen darauf 
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hin. Außerdem zeigen sie, wie wichtig es ist, da-
ran zu arbeiten, die Anfälligkeit von Menschen 
für Störfälle und Katastrophen zu reduzieren. 
Um sich die Fülle an Wissen, Expertise 
und Nachdenken über Entwicklung im Sü-
den zunutze zu machen, fordert der Bericht 
neue Institutionen, die regionale Integration 
und eine Süd-Süd-Kooperation ermöglichen. 
Aufstrebende Mächte unter den Entwick-
lungsländern sind bereits jetzt Quellen von 
innovativen sozial- und wirtschaftspolitischen 
Ansätzen und wichtige Handels- und Investi-
tionspartner und zunehmend auch Kooperati-
onspartner in Entwicklungsfragen für andere 
Entwicklungsländer. 
Viele andere Länder im ganzen Süden hat-
ten eine rasche Entwicklung zu verzeichnen, 
und ihre Erfahrungen und ihre Süd-Süd-Ko-
operation sind ebenfalls eine Inspiration für 
die Entwicklungspolitik. UNDP kann hierbei 
eine nützliche Rolle als Vermittler von Wissen 
und von Partnern – Regierungen, Zivilgesell-
schaften und multinationalen Unternehmen – 
spielen, um Erfahrungen auszutauschen. Eine 
unserer Schlüsselfunktionen besteht außerdem 
darin, Lernen zu ermöglichen und Hilfe zur 
Selbsthilfe auszubauen. Dieser Bericht bietet 
hilfreiche Erkenntnisse für unser zukünftiges 
Engagement in Süd-Süd-Kooperationen.
Schließlich fordert der Bericht dazu auf, 
einen kritischen Blick auf Global-Governan-
ce-Institutionen zu werfen, um eine gerechtere 
und gleichberechtigtere Welt voranzubringen. 
Er weist auf veraltete Strukturen hin, die die 
neuen ökonomischen und geopolitischen Re-
alitäten, die wir beschreiben, nicht widerspie-
geln, und zieht Möglichkeiten für eine neue 
Ära der Partnerschaft in Betracht. Er fordert 
außerdem größere Transparenz und stärkere 
Rechenschaftspflicht und unterstreicht die Rol-
le, die die globale Zivilgesellschaft dabei spielt, 
hierfür und für eine größere Entscheidungs-
befugnis derjenigen einzutreten, die durch die 
globalen Herausforderungen am direktesten 
betroffen sind. Das sind oft die ärmsten und 
wehrlosesten Menschen unserer Welt.
Die Diskussion über Entwicklungsfragen 
wird über das Jahr 2015 hinaus weltweit wei-
tergeführt werden. Und so hoffe ich, dass viele 
sich die Zeit nehmen werden, diesen Bericht 
zu lesen und über seine Lehren für unsere sich 
schnell wandelnde Welt nachzudenken. Der 
Bericht verändert unser Verständnis vom ge-
genwärtigen Zustand der globalen Entwick-
lung und zeigt, wie viel man aus den Erfahrun-
gen des raschen Entwicklungsfortschritts in so 
vielen Ländern des Südens lernen kann.
Helen Clark
Administratorin
Entwicklungsprogramm der  
Vereinten Nationen
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Es ist außerordentlich ermutigend, dass viele Entwicklungsländer in den letzten Jahren große Fortschritte auf dem Gebiet 
der menschlichen Entwicklung verzeichnen und sich als Akteure auf der globalen Bühne etablieren konnten. Dieser „Aufstieg 
des Südens“, der zu einer wachsenden Vielfalt der Stimmen und Machtfaktoren geführt hat, stellt die Grundsätze infrage, 
die bisher als Richtschnur der politischen Entscheidungsträger und als Triebfeder für die wichtigsten nach dem Zweiten 
Weltkrieg entstandenen Institutionen galten. Stärkere Stimmen aus dem Süden verlangen repräsentativere Strukturen der 
internationalen Governance, die die Grundsätze von Demokratie und Gerechtigkeit verkörpern.
Ebenso wichtig ist, dass in vielen Entwicklungs-
ländern neue Überlegungen dazu angestellt 
werden, wie menschliche Entwicklung zu er-
reichen ist. Der Aufstieg des Südens resultierte 
nicht aus der Einhaltung eines festgeschriebe-
nen Katalogs politischer Handlungsvorschrif-
ten. Er ist vielmehr pragmatischen politischen 
Ansätzen zu verdanken, die auf lokale Gege-
benheiten und Chancen reagieren. Dazu ge-
hören die Stärkung der entwicklungsfördern-
den Rolle des Staates, das Eintreten für die 
Verbesserung der menschlichen Entwicklung 
(namentlich durch Förderung von Bildung und 
sozialer Wohlfahrt) sowie Offenheit für Han-
del und Innovationen. Allerdings werden künf-
tige Fortschritte auch davon abhängen, dass die 
politischen Entscheidungsträger sich intensiv 
mit Fragen wie Gerechtigkeit, Mitsprache und 
Rechenschaftspflicht, Umweltrisiken und de-
mografischen Veränderungen befassen. 
Während der letzten Jahrzehnte erreichten 
viele Länder überall auf der Welt ein höheres 
Niveau der menschlichen Entwicklung. Dies 
geht aus dem Index der menschlichen Entwick-
lung (Human Development Index – HDI) 
hervor, einer Messgröße, die sich aus Indika-
toren in drei Dimensionen zusammensetzt: 
Lebensdauer, Bildungsstand und Verfügung 
über die für ein menschenwürdiges Leben be-
nötigten Ressourcen. Alle Gruppen und Regi-
onen verzeichneten erhebliche Verbesserungen 
bei allen HDI-Komponenten, wobei Länder 
mit niedrigem und mittlerem HDI schnellere 
Fortschritte erzielten. Unter dieser Perspektive 
hat sich die weltweite Ungleichheit verringert. 
Dennoch verbergen sich hinter nationalen 
Durchschnittswerten große Abweichungen in 
Bezug auf die Lebenserfahrungen der einzel-
nen Menschen. Im Norden wie im Süden gibt 
es nach wie vor große innerstaatliche Dispari-
täten; innerhalb vieler Länder sowie im Län-
dervergleich hat die Einkommensungleichheit 
zugenommen. 
Während also die meisten Entwicklungslän-
der recht erfolgreich waren, gibt es eine große 
Gruppe von Ländern, die sich besonders her-
vorgetan haben, sodass hier von einem „Auf-
stieg des Südens“ gesprochen werden kann. 
Rasche Fortschritte verzeichneten einige der 
größten Länder, namentlich Brasilien, China, 
Indien, Indonesien, Südafrika und die Türkei. 
Aber auch in kleineren Volkswirtschaften wie 
Bangladesch, Chile, Ghana, Mauritius, Ruanda, 
und Tunesien gab es beträchtliche Fortschritte. 
Dieser Aufstieg des Südens vollzog sich in 
beispielloser Geschwindigkeit und in einem nie 
zuvor erlebten Ausmaß. So begann der gegen-
wärtige Wirtschaftsaufschwung in China und 
Indien bei einer Bevölkerungszahl von rund 
einer Milliarde Menschen in jedem Land und 
führte in weniger als 20 Jahren zu einer Ver-
doppelung der Wirtschaftsleistung pro Kopf– 
ein wirtschaftlicher Kraftakt, von dem eine 
viel größere Bevölkerung betroffen ist, als dies 
bei der Industriellen Revolution der Fall war.1 
Prognosen zufolge werden im Jahr 2050 Brasi-
lien, China und Indien zusammengenommen 
40 Prozent der Weltproduktion (in Kaufkraft-
paritäten) erbringen. 
In einer Zeit großer Ungewissheiten bilden 
die Länder des Südens eine kollektive Stütze 
für das Wachstum der Weltwirtschaft, ziehen 
andere sich entwickelnde Volkswirtschaften 
mit und tragen in großem Umfang zur Verrin-
gerung der Armut und Erhöhung des Wohl-
stands bei. Noch sehen sie sich großen Heraus-
forderungen gegenüber, und viele der Armen 
der Welt leben hier. Aber sie haben gezeigt, 
wie durch pragmatische Politik und ein klares 
Bekenntnis zur menschlichen Entwicklung die 
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in ihren Volkswirtschaften schlummernden Po-
tenziale erschlossen werden können, erleichtert 
durch die Globalisierung. 
Eine sich ändernde Welt, ein 
stärker globalisierter Süden 
Bei flüchtiger Betrachtung könnte die Situation 
im Jahr 2013 wie eine Geschichte zweier Wel-
ten wirken: Ein erstarkender Süden, am deut-
lichsten sichtbar in Ländern wie China und 
Indien, wo die menschliche Entwicklung große 
Fortschritte macht, das Wachstum weiterhin 
robust erscheint und die Aussichten auf eine 
Verringerung der Armut ermutigend sind; und 
ein in der Krise befindlicher Norden, wo Spar-
politik und fehlendes Wirtschaftswachstum zu 
großen Härten für Millionen von Arbeitslosen 
und anderen Menschen führen, die angesichts 
unter Druck geratener Sozialhilfesysteme kei-
ne Unterstützung mehr erhalten. Es gibt aber 
auch tiefergehende Probleme, unter denen der 
Norden und der Süden gleichermaßen leiden: 
wachsende Ungleichheit in entwickelten eben-
so wie in Entwicklungsländern, die den globa-
len Wiederaufschwung und die Nachhaltigkeit 
künftiger Fortschritte bedroht und die Verrin-
gerung der Armut behindert, sowie ernsthafte 
Umweltsorgen.
Zwar stehen der Aufstieg des Südens und 
die sich daraus ergebenden Konsequenzen für 
die menschliche Entwicklung im Mittelpunkt 
dieses Berichts, aber es geht darin auch um die 
Veränderungen unserer Welt, die im Wesent- 
lichen auf den Aufstieg des Südens zurückzu-
führen sind. Der Bericht untersucht die erziel-
ten Fortschritte, die auftretenden Probleme 
(die zum Teil gerade durch diesen Erfolg ver-
ursacht werden) und die sich abzeichnenden 
Möglichkeiten für eine repräsentative globale 
und regionale Governance. 
Die Titelgeschichte über einen erstarkenden 
Süden ist ermutigend, aber in gewisser Wei-
se auch irreführend. Der Süden braucht den 
Norden, und zunehmend braucht der Norden 
auch den Süden. Die Vernetzung der Welt wird 
stärker, nicht schwächer. In den letzten Jahren 
war eine bemerkenswerte Neuausrichtung der 
weltweiten Produktion zu beobachten, von der 
ein erheblich größerer Teil in den internatio-
nalen Handel floss: 2011 erreichte sein Anteil 
an der Weltproduktion fast 60 Prozent. Dabei 
spielten die Entwicklungsländer eine wichtige 
Rolle. Zwischen 1980 und 2010 erhöhte sich 
ihr Anteil am weltweiten Warenhandel von 25 
auf 47 Prozent, ihr Anteil an der globalen Pro-
duktionsleistung stieg von 33 auf 45 Prozent. 
Die Entwicklungsregionen verstärkten auch 
ihre Wirtschaftsbeziehungen untereinander: 
Der Anteil des Süd-Süd-Handels am weltwei-
ten Warenaustausch, der 1980 noch bei unter 
acht Prozent gelegen hat, erreichte bis 2011 
mehr als 26 Prozent. 
Dennoch sind die Vereinigten Staaten nach 
wie vor die größte Volkswirtschaft der Welt, 
und dies wird auch in absehbarer Zukunft so 
bleiben. Wenn der amerikanische Wiederauf-
schwung nicht vorankommt und Europa un-
fähig ist, seine gegenwärtigen wirtschaftlichen 
und sozialen Schwierigkeiten zu überwinden, 
wird dies in einem Dominoeffekt auch spürba-
re Auswirkungen auf die Entwicklungswelt ha-
ben. Globale Herausforderungen wie der Kli-
mawandel und die Belastung der Ökosysteme 
machen eine noch stärkere Zusammenarbeit 
der Länder unerlässlich. Während der Aufstieg 
des Südens in vielen wichtigen Aspekten die 
Machtverhältnisse verändert, wird es schwie-
riger werden, die hart erkämpften Fortschritte 
auf dem Gebiet der menschlichen Entwick-
lung zu bewahren, wenn die Zusammenarbeit 
versagt und schwierige Entscheidungen auf die 
lange Bank geschoben werden. 
Man kann sogar noch weiter gehen und be-
haupten, dass es einen „Süden“ im Norden und 
einen „Norden“ im Süden gibt. Die Eliten, 
gleich ob im Norden oder im Süden, sind heu-
te immer stärker globalisiert und vernetzt, und 
sie profitieren am meisten von dem enormen 
Wohlstand, der während der letzten zehn Jah-
re geschaffen wurde, unter anderem durch die 
beschleunigte Globalisierung. Sie erhalten ihre 
Ausbildung an den gleichen Universitäten, sie 
haben einen ähnlichen Lebensstil und teilen 
möglicherweise ähnliche Werte. 
Die Veränderungen der Weltwirtschaft füh-
ren zu ungeahnten Herausforderungen und 
Chancen im Hinblick auf weitere Fortschritte 
bei der menschlichen Entwicklung. Die glo-
balen wirtschaftlichen und politischen Struk-
turen befinden sich im Umbruch, und dies zu 
Der Süden braucht den 
Norden, und zunehmend 
braucht der Norden 
auch den Süden. Die 
Vernetzung der Welt wird 
stärker, nicht schwächer
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einem Zeitpunkt, an dem die Welt mit wieder-
kehrenden Finanzkrisen, einem sich verschär-
fenden Klimawandel und wachsenden sozialen 
Unruhen konfrontiert ist. Die globalen Institu-
tionen scheinen weder in der Lage zu sein, sich 
auf veränderte Machtverhältnisse einzustellen, 
noch eine angemessene Versorgung mit globa-
len öffentlichen Gütern zur Bewältigung der 
globalen und regionalen Herausforderungen 
zu gewährleisten oder dem wachsenden Bedarf 
an größerer Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit 
Rechnung zu tragen. 
Aus diesem Phänomen sowie den unter-
schiedlichen Entwicklungspfaden, die Länder 
aus dem Süden eingeschlagen haben, ergibt 
sich eine Chance. Die Grundsätze, von denen 
sich die nach dem Zweiten Weltkrieg geschaf-
fenen Institutionen und die politischen Ent-
scheidungsträger leiten ließen, müssen neu 
gewichtet, wenn nicht sogar grundlegend um-
gestaltet werden, um der wachsenden Vielfalt 
der Stimmen und Machtfaktoren gerecht zu 
werden und langfristige Entwicklungsfort-
schritte sicherzustellen. Diese Grundsätze 
müssen neu überdacht werden, und die globa-
len Institutionen benötigen größere Flexibili-
tät, um verstärkt darauf hinzuwirken, dass die 
Menschen in den Mittelpunkt gestellt werden 
und das Ziel einer faireren und gerechteren 
Welt mit größerem Nachdruck verfolgt wird. 
Die zunehmende Vielfalt der Entwicklungs-
muster bietet die Möglichkeit, die Vorausset-
zungen für einen solchen globalen Dialog und 
die entsprechende Umstrukturierung zu schaf-
fen, ja sogar die Nachfrage danach zu fördern. 
Es gibt also Spielraum für Innovation und die 
Schaffung von Rahmenbedingungen für glo-
bale, regionale und nationale Governance, die 
die Grundsätze von Demokratie, Gerechtigkeit 
und Nachhaltigkeit verkörpert. 
Die von Brasilien, China und Indien einge-
schlagenen Entwicklungspfade sowie die weni-
ger bekannten Erfolgsgeschichten von Ländern 
wie Bangladesch, Mauritius und der Türkei ha-
ben die Überlegungen, wie menschliche Ent-
wicklung zu erreichen ist, verändert. Der Erfolg 
dieser Länder stellt die Vorstellung, es gäbe hier 
die eine „richtige“ Politik, infrage, was jedoch 
nicht bedeutet, dass aus den Erfahrungen die-
ser erfolgreichen Länder nicht wertvolle Er-
kenntnisse zu ziehen wären. Im Gegenteil, aus 
der Vielfalt der Entwicklungspfade beginnen 
sich entscheidende Triebkräfte und wichtige 
Grundsätze für die Entwicklung herauszukris-
tallisieren. Dazu gehören unter anderem die 
Verstärkung der entwicklungsfördernden Rolle 
des Staates, das Eintreten für menschliche Ent-
wicklung und soziale Wohlfahrt sowie Offen-
heit für Handel und Innovation. Der Bericht 
erkennt die positiven Aspekte des Aufstiegs 
des Südens an, er unterstreicht aber auch, dass 
unbedingt dafür gesorgt werden muss, dass die 
Anliegen Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit 
umfassend in die künftigen politischen Kon-
zepte und Strategien eingebunden werden. Wie 
schon der Bericht über die menschliche Entwick-
lung 2011 betonte, werden kontinuierliche 
Entwicklungsfortschritte kaum zu erreichen 
sein, wenn nicht Ungleichheit und Umweltzer-
störung in der politischen Debatte an vorders-
ter Stelle stehen. Im schlimmsten Fall könnte 
ein von Umweltkrisen begleiteter „Business as 
usual“-Ansatz in der Entwicklung die im Sü-
den erzielten Fortschritte bei der menschlichen 
Entwicklung zunichtemachen oder gefährden. 
Sorgen über die Zukunft macht man sich 
auch im Norden, wo geringes Wirtschafts-
wachstum, hohe Arbeitslosigkeit sowie Spar-
maßnahmen den bislang hohen Stand der 
menschlichen Entwicklung gefährden. Im 
Norden wie im Süden können es sich die 
herrschenden Eliten nicht mehr leisten, die-
se Bedrohung der sozialen Inklusion und der 
sozialen Wohlfahrt zu ignorieren, denn die 
Forderungen nach Fairness und Rechenschafts-
pflicht, die von Bürgern, Gemeinwesen und 
zivilgesellschaftlichen Organisationen im In- 
und Ausland erhoben und durch die explosi-
onsartig wachsenden sozialen Medien rasch 
verbreitet werden, nehmen deutlich zu.  
Um Politik und Forschung eine angemesse-
ne Reaktion auf diese aktuellen und sich neu 
abzeichnenden globalen Realitäten zu ermög-
lichen, sind Mess- und Analysemethoden er-
forderlich, die das Konzept der menschlichen 
Entwicklung erweitern. Der Bericht über die 
menschliche Entwicklung und die Familie der 
Indizes der menschlichen Entwicklung müs-
sen sich dieser Herausforderung stellen, indem 
sie den Schwerpunkt nicht allein auf die Mes-
sung der individuellen Verwirklichungschan-
cen legen, sondern die Kapazitäten, Anliegen 
im schlimmsten 
Fall könnte ein von 
Umweltkrisen begleiteter 
„Business as usual“-
ansatz in der Entwicklung 
die im Süden erzielten 
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und Wahrnehmungen auf gesellschaftlicher 
Ebene mit einbeziehen. So wichtig die auf in-
dividueller Ebene erzielten Ergebnisse bei Ge-
sundheit, Bildung und Einkommen auch sind, 
sie garantieren noch keine Fortschritte der 
menschlichen Entwicklung insgesamt, wenn 
die gesellschaftlichen Verhältnisse die indivi-
duellen Ergebnisse einschränken und wenn die 
erzielten Fortschritte unterschiedlich wahrge-
nommen werden. Die Unruhen in einigen ara-
bischen Staaten haben uns vor Augen geführt, 
dass insbesondere junge Menschen, die besser 
ausgebildet und gesünder sind als die früheren 
Generationen, größten Wert darauf legen, eine 
vernünftige Anstellung zu haben, über ein Mit-
spracherecht in Angelegenheiten, die ihr Le-
ben beeinflussen, zu verfügen und mit Achtung 
behandelt zu werden. Hinzu kommt, dass die 
Förderung des sozialen Zusammenhalts und 
der sozialen Integration, ein ausdrückliches 
Ziel der Entwicklungsstrategien von Ländern 
wie Brasilien, sich nachweislich zurückführen 
lässt auf eine weniger ungleiche Gesellschaft, 
die sich positiv auf die Entwicklung auswirkt. 
Bei den meisten Messgrößen für menschliche 
Entwicklung – von Teenagerschwangerschaf-
ten bis zu Selbstmordraten – stehen Gesell-
schaften mit einem höheren Grad an Gleich-
heit in der Regel besser da als Gesellschaften, 
die von Ungleichheit geprägt sind. Dieses Er-
gebnis wird durch Studien in entwickelten wie 
in Entwicklungsländern bestätigt. Die gesell-
schaftsbezogenen Aspekte wurden in früheren 
Entwicklungsmodellen unterschätzt, sie erwei-
sen sich jedoch als unverzichtbare Elemente ei-
nes tragfähigen und wünschenswerten langfris-
tigen Entwicklungspfads. 
aufholhilfe für andere länder
Der Aufstieg des Südens hat noch nicht alle 
Länder erfasst. In den meisten der 49 am we-
nigsten entwickelten Länder, insbesondere 
denjenigen, die keinen Zugang zum Meer ha-
ben oder weit von den Weltmärkten entfernt 
sind, gehen die Veränderungen langsamer vor 
sich. Dennoch beginnen viele dieser Länder aus 
dem Süd-Süd-Handel und den damit zusam-
menhängenden Investitionen, Finanzmitteln 
und Technologietransfers Nutzen zu ziehen. 
So griffen von China aus positive Wachstums- 
impulse auf andere Länder über, vor allem 
auf enge Handelspartner. Dadurch wurde die 
schwächere Nachfrage aus den entwickelten 
Ländern zum Teil ausgeglichen. Schätzungen 
zufolge wäre das Wachstum in den Ländern mit 
niedrigem Einkommen im Zeitraum 2007 bis 
2010 um 0,3 bis 1,1 Prozentpunkte niedriger 
ausgefallen, wenn die Wachstumsrate in China 
und Indien im gleichen Umfang gesunken wäre 
wie in den entwickelten Volkswirtschaften.2 
Vielen Ländern kamen auch Übertragungs-
effekte in wichtigen Sektoren der menschlichen 
Entwicklung, insbesondere der Gesundheit, 
zugute. Indische Firmen zum Beispiel liefern 
erschwingliche Medikamente und medizini-
sche Güter, aber auch Produkte und Dienstleis-
tungen aus dem Bereich der Informations- und 
Kommunikationstechnik an Länder in Afrika. 
Ähnliches gilt für brasilianische und südafrika-
nische Unternehmen. 
Zunehmender Wettbewerbsdruck
Dennoch können Einfuhren aus größeren Län-
dern auch von Nachteil sein. Große Länder er-
zeugen einen Wettbewerbsdruck, der die wirt-
schaftliche Diversifizierung und Industrialisie-
rung in kleineren Ländern hemmen könnte. Es 
gibt jedoch Beispiele, in denen die plötzliche 
Konkurrenz zu einer Neubelebung der Indus- 
trie geführt hat. Aus einer konkurrierenden 
Rolle heute kann durchaus eine komplemen- 
täre Rolle in der Zukunft werden. Ob der Über-
gang von der Konkurrenz zur Kooperation ge-
lingt, scheint von Maßnahmen abzuhängen, 
die die lokalen Akteure in die Lage versetzen, 
aus der neuen Situation das Beste zu machen. 
Für die Länder des Südens erweisen sich die 
einheimischen Märkte zunehmend als wich-
tigster Wachstumsmotor. Die Größe der Mit-
telschicht und ihr Durchschnittseinkommen 
nehmen zu. Schätzungen zufolge wird der 
jährliche Konsum in den Schwellenländern 
bis 2025 auf 30 Billionen US-Dollar steigen. 
Bis dahin werden von der einen Milliarde 
Haushalte mit einem Einkommen von über 
20.000  Dollar pro Jahr drei Fünftel auf den 
Süden entfallen. Dennoch gibt es nach wie vor 
große benachteiligte Gebiete, die diese Expan-
sion behindern und beeinträchtigen werden. 
Diese Disparitäten sind nicht nur grundsätz-
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lich unerwünscht, sondern sie untergraben 
auch die Nachhaltigkeit der Fortschritte, nicht 
zuletzt durch die Auslösung sozialer und politi-
scher Spannungen. 
Die dargestellten Trends führen zu einer 
ausgewogeneren Welt. An die Stelle eines Zen-
trums aus Industrieländern und einer Periphe-
rie von weniger entwickelten Ländern tritt ein 
komplexeres und dynamischeres Umfeld. 
Zwar gibt es auf globaler und regionaler Ebe-
ne durchaus ein Bewusstsein dafür, dass die 
Welt sich in einer Übergangsphase befindet, 
aber für Führungspersonen, Institutionen und 
Wissenschaftler ist es offensichtlich schwierig, 
Empfehlungen für Grundsätze, Institutionen 
und politische Handlungskonzepte abzugeben, 
mit denen die nächsten Schritte zur Schaffung 
einer gerechteren und nachhaltigeren Welt si-
chergestellt werden. Dies mag teilweise damit 
zusammenhängen, dass die Welt sich so schnell 
und an so vielen Fronten gleichzeitig verändert, 
dass gemeinsame Beurteilungen schwierig und 
kollektive Maßnahmen fast unmöglich sind. 
Der Bericht leistet einen Beitrag zu dieser De-
batte, indem er eine kritische Bewertung des 
aktuellen globalen Kontextes liefert und für 
Grundsätze und Konzepte eintritt, die einer 
vielgestaltigen Welt helfen, durch entsprechen-
de Strategien der menschlichen Entwicklung 
die neuen Herausforderungen des 21. Jahrhun-
derts anzugehen, die Armut zu verringern oder 




Wie ist es so vielen Ländern im Süden gelun-
gen, ihre künftigen Chancen auf dem Gebiet 
der menschlichen Entwicklung zu verbessern? 
In den meisten dieser Länder sind drei Schlüs-
selfaktoren zu erkennen, die die Entwicklung 
vorantreiben: ein proaktiver Entwicklungs-
staat, die Erschließung globaler Märkte und 
entschlossene sozialpolitische Innovationen. 
Diese Triebkräfte sind nicht aus einer abstrak-
ten Vorstellung von Entwicklung und ihrer 
Funktionsweise entstanden. Sie wurden viel-
mehr durch die Erfahrungen vieler Länder 
mit einem auf Veränderungen angelegten Ent-
wicklungsprozess demonstriert. Tatsächlich 
stellen sie häufig vorgefasste und starre Ansätze 
infrage. Einerseits verabschieden sie sich von 
kollektivistischen und zentralistischen Grund-
sätzen, andererseits weichen sie von der unein-
geschränkten Liberalisierung ab, der sich der 
Konsens von Washington verschrieben hatte. 
triebkraft 1:  
Ein proaktiver Entwicklungsstaat
Ein starker, proaktiver und verantwortungs-
voller Staat entwickelt Politikkonzepte für den 
öffentlichen wie für den privaten Sektor, und 
zwar auf der Grundlage von Führung und ei-
ner langfristigen Vision, gemeinsamer Normen 
und Werte sowie Regeln und Institutionen, die 
Vertrauen und Zusammenhalt aufbauen. Staa-
ten, die eine dauerhafte Transformation errei-
chen wollen, müssen einen konsistenten und 
ausgewogenen Entwicklungskurs vorgeben. 
Diejenigen, denen es gelungen ist, Einkom-
menswachstum und menschliche Entwicklung 
in Gang zu setzen und aufrechtzuerhalten, ha-
ben jedoch kein simples Einheitsrezept befolgt. 
Angesichts unterschiedlicher Herausforderun-
gen haben sie ganz unterschiedliche Maßnah-
men für Marktregulierung, Exportförderung, 
industrielle Entwicklung und technischen 
Fortschritt ergriffen. Es müssen Schwerpunkte 
gesetzt werden, die die Menschen in den Mit-
telpunkt stellen und ihre Chancen fördern, 
sie jedoch gleichzeitig vor Abwärtsrisiken 
schützen. Regierungen können zum Aufbau 
von Industriezweigen beitragen, die sich ange-
sichts unvollständig ausgebildeter Märkte sonst 
nicht entfalten könnten. Trotz gewisser Risi-
ken durch Spekulation und Vetternwirtschaft 
konnten verschiedene Länder des Südens auf 
diese Weise ineffiziente Industriezweige um-
wandeln und mit zunehmender Öffnung ihrer 
Volkswirtschaften erfolgreich für den Export 
einsetzen. 
Es liegt auf der Hand, dass in großen und 
komplexen Gesellschaften das Ergebnis ei-
ner bestimmten Politik nicht vorherzusehen 
ist. Entwicklungsstaaten müssen daher prag-
matisch sein und eine breite Palette unter-
schiedlicher Ansätze erproben. Dabei stechen 
bestimmte Merkmale hervor. So haben Ent-
wicklungsstaaten, denen es vor allem um ihre 
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Menschen geht, die sozialen Grunddienste aus-
geweitet. Investitionen in die Verwirklichungs-
chancen der Menschen – durch Gesundheit, 
Bildung und andere öffentliche Dienste – sind 
nicht nur Anhängsel, sondern integraler Be-
standteil des Wachstumsprozesses. Die rasche 
Ausweitung des Angebots an qualitativ hoch-
wertigen Arbeitsplätzen ist ein weiteres ent-
scheidendes Wachstumsmerkmal, das die 
menschliche Entwicklung fördert. 
triebkraft 2:  
Erschließung globaler Märkte 
Die globalen Märkte spielen bei der Beschleu-
nigung des Fortschritts eine wichtige Rolle. 
Alle Länder auf der Schwelle zur Industria- 
lisierung haben die Strategie verfolgt, „zu 
importieren, was der Rest der Welt kennt, 
und zu exportieren, was er haben will“. Aber 
noch viel wichtiger sind die „Geschäftsbedin-
gungen“ gegenüber diesen Märkten. Ohne 
Investitionen in die Menschen sind von den 
globalen Märkten in der Regel nur begrenz-
te Renditen zu erwarten. Wahrscheinlicher 
ist, dass Erfolge nicht durch eine plötzliche 
Öffnung erzielt werden, sondern durch eine 
allmähliche und stufenweise Integration in 
die Weltwirtschaft, entsprechend den inner-
staatlichen Gegebenheiten, und begleitet von 
Investitionen in Menschen, Institutionen und 
Infrastrukturen. Kleinere Volkswirtschaften 
haben sich erfolgreich auf Nischenprodukte 
konzentriert, wobei dieser Erfolg häufig die 
Frucht jahrelanger staatlicher Unterstützung 
bereits vorhandener oder neu geschaffener 
Kompetenzen war. 
triebkraft 3: Entschlossene 
sozialpolitische innovationen 
Es gibt kaum Länder, die ohne umfangreiche 
öffentliche Investitionen nicht nur in die Inf-
rastruktur, sondern auch in Bildung und Ge-
sundheit ein rasches und nachhaltiges Wachs-
tum erreichten. Das Ziel sollte sein, positive 
Kreisläufe in Gang zu setzen, bei denen Wachs-
tum und sozialpolitische Maßnahmen sich ge-
genseitig verstärken. In Ländern mit geringer 
Einkommensungleichheit trägt Wachstum in 
der Regel wesentlich effektiver zur Verringe-
rung der Armut bei als in Ländern mit hoher 
Ungleichheit. Die Förderung der Gleichheit, 
insbesondere zwischen verschiedenen religi-
ösen, ethnischen oder rassischen Gruppen, 
ermöglicht auch die Minimierung sozialer 
Konflikte. 
Bildung, Gesundheitsvorsorge, Sozialschutz, 
Stärkung der Rechtsstellung und gesellschaftli-
che Organisation sind Faktoren, die arme Men-
schen zur Teilhabe am Wachstum befähigen. 
Sektorale Ausgewogenheit, unter besonderer 
Berücksichtigung des ländlichen Sektors, sowie 
Art und Tempo der Arbeitsplatzschaffung ha-
ben entscheidenden Einfluss darauf, ob Wachs-
tum eine breitere Einkommensverteilung be-
wirkt. Aber selbst diese grundlegenden politi-
schen Instrumente führen nicht zwangsläufig 
zu einer Besserstellung benachteiligter Grup-
pen. Die Armen am Rand der Gesellschaft ha-
ben es schwer, ihre Anliegen zu Gehör zu brin-
gen, und die Regierungen sorgen nicht immer 
dafür, dass die öffentlichen Dienstleistungen 
alle erreichen. Die Sozialpolitik muss die In-
klusion fördern, denn die Gewährleistung von 
Nichtdiskriminierung und Gleichbehandlung 
ist eine entscheidende Voraussetzung für poli-
tische und soziale Stabilität. Gleichzeitig muss 
sie soziale Grunddienste bereitstellen, die das 
Fundament für langfristiges Wirtschaftswachs-
tum legen, indem sie die Entstehung einer 
gesunden, gut ausgebildeten Erwerbsbevölke-
rung fördern. Nicht alle diese Dienste müssen 
von der öffentlichen Hand erbracht werden. 
Aber der Staat sollte dafür Sorge tragen, dass 
alle Bürger einen gesicherten Zugang zu den 
Grundvoraussetzungen für die menschliche 
Entwicklung haben. 
Eine Agenda für Entwicklung weist daher 
viele Facetten auf. Sie erweitert die den Armen 
zur Verfügung stehenden Güter, indem sie die 
staatlichen Ausgaben für Grunddienste erhöht. 
Sie verbessert die Funktionsweise des Staates 
und der gesellschaftlichen Institutionen, um 
sowohl Wachstum als auch Gerechtigkeit zu 
fördern. Sie reduziert die bürokratischen und 
gesellschaftlichen Einschränkungen der wirt-
schaftlichen Handlungsfähigkeit und der sozi-
alen Mobilität. Sie bezieht die Gemeinwesen 
in die Festlegung von Haushaltsprioritäten und 
ihre Verbreitung ein und zieht das Führungs-
personal zur Rechenschaft.
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Die Dynamik aufrechterhalten
Viele Länder des Südens haben sich als sehr er-
folgreich erwiesen. Aber selbst in den Ländern 
mit hoher Leistungsfähigkeit sind künftige 
Erfolge nicht garantiert. Wie können die Fort-
schritte im Bereich der menschlichen Entwick-
lung weitergeführt werden, und wie lassen sie 
sich auf andere Länder ausweiten? Um dies zu 
unterstützen, schlägt der Bericht vier wichtige 
Aktionsbereiche vor: Stärkung der Gerechtig-
keit; Ermöglichung von Mitsprache, Teilhabe 
und Rechenschaftspflicht; Bekämpfung von 
Umweltbelastungen und Bewältigung des de-
mografischen Wandels. Ferner macht der Be-
richt die hohen Kosten politischer Untätigkeit 
deutlich und befürwortet eine ehrgeizigere 
Politik.
Stärkung der Gerechtigkeit 
Mehr Gerechtigkeit, namentlich zwischen Män-
nern und Frauen sowie zwischen anderen Grup-
pen, ist nicht nur an sich wichtig, sondern auch 
für die Förderung der menschlichen Entwick-
lung unverzichtbar. Eines der wirkungsvollsten 
Instrumente für diesen Zweck ist Bildung, die 
das Selbstvertrauen der Menschen stärkt und sie 
dazu befähigt, bessere Arbeitsplätze zu finden, 
an öffentlichen Debatten teilzunehmen und 
gegenüber staatlichen Stellen Ansprüche auf 
Gesundheitsversorgung, soziale Sicherheit und 
andere Leistungen geltend zu machen. 
Bildung hat auch bemerkenswerte Auswir-
kungen auf die Gesundheit und die Mortalität. 
Für diesen Bericht in Auftrag gegebene For-
schungsarbeiten zeigen, dass der Bildungsstand 
der Mutter für das Überleben ihrer Kinder 
wichtiger ist als die Höhe des Haushaltsein-
kommens. Die Hochrechnungen zeigen außer-
dem, dass bildungspolitische Maßnahmen in 
Ländern und Regionen mit einem niedrigeren 
Ausgangsniveau eine besonders starke Wirkung 
entfalten. Dies hat tiefgreifende Auswirkungen 
auf die Politik und führt möglicherweise dazu, 
dass Maßnahmen zur Verbesserung der Bil-
dung von Mädchen ein größeres Gewicht er-
halten als Bemühungen um die Steigerung der 
Haushaltseinkommen.
Dieser Bericht spricht sich nachdrücklich 
für eine ehrgeizigere Politik aus. Bei einem 
Szenario beschleunigter Fortschritte könnten 
sich Länder mit niedrigem HDI dem Stand 
der menschlichen Entwicklung annähern, der 
von den Ländern mit hohem und sehr hohem 
HDI bereits erreicht wurde. Bis 2050 könnte 
der Gesamt-HDI in Afrika südlich der Sahara 
um 52 Prozent (von 0,402 auf 0,612) und in 
Südasien um 36 Prozent (von 0,527 auf 0,714) 
steigen. Solche Interventionen auf politischer 
Ebene werden sich auch positiv auf die Ar-
mutsbekämpfung auswirken. Dagegen werden 
die Kosten von Untätigkeit weiter steigen, ins-
besondere in den Ländern mit niedrigem HDI, 
die stärker gefährdet sind. Wenn es beispiels-
weise nicht gelingt, das ehrgeizige Ziel der 
Bildung für alle zu erreichen, wird sich dies in 
vielen wichtigen Bereichen der menschlichen 
Entwicklung nachteilig auf die künftigen Ge-
nerationen auswirken.  
Ermöglichung von Mitsprache, 
teilhabe und Rechenschaftspflicht
Wenn die Menschen nicht in sinnvoller Wei-
se an den Ereignissen und Prozessen teilhaben 
können, die ihr Leben bestimmen, werden 
die von den jeweiligen Ländern eingeschla-
genen Pfade der menschlichen Entwicklung 
weder wünschenswert noch nachhaltig sein. 
Die Menschen sollten in der Lage sein, die 
Politikgestaltung und die erzielten Ergebnis-
se zu beeinflussen. Insbesondere junge Men-
schen sollten die Chance erhalten, stärker an 
der Wirtschaftstätigkeit und am politischen 
Leben teilzuhaben und Verantwortung zu 
übernehmen.  
Im Norden wie im Süden wächst die Un-
zufriedenheit. Die Menschen fordern mehr 
Möglichkeiten, ihren Anliegen Gehör zu ver-
schaffen und die Politik zu beeinflussen, damit 
ein grundlegender sozialer Schutz und soziale 
Fortschritte gewährleistet werden. Am ak-
tivsten in dieser Protestbewegung sind junge 
Menschen, zum Teil als Reaktion auf begrenzte 
Beschäftigungsmöglichkeiten für gut ausgebil-
dete Jugendliche. Die Geschichte kennt zahl-
lose Beispiele für Volksaufstände gegen unein-
sichtige Regierungen. Wenn Investitionen und 
Wachstum durch Unruhen behindert werden 
und autokratische Regierungen Ressourcen 
umlenken, um Recht und Ordnung aufrecht-
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zuerhalten, kann die menschliche Entwicklung 
aus dem Tritt geraten. 
Es ist schwer vorherzusagen, wann eine Ge-
sellschaft den Punkt erreicht, an dem die Lage 
umkippt. Zu Massenprotesten, vor allem sei-
tens der Gebildeten, kommt es in der Regel 
dann, wenn die Menschen sich von der poli-
tischen Einflussnahme ausgeschlossen fühlen 
und schlechte wirtschaftliche Aussichten die 
Opportunitätskosten ihrer Teilnahme an sol-
chen Protesten senken. Diese „anstrengungs-
intensiven Formen politischer Teilhabe“ lassen 
sich dann durch die neuen Formen der Massen-
kommunikation leicht koordinieren. 
auseinandersetzung mit 
Umweltproblemen
Von Umweltbedrohungen wie Klimawandel, 
Entwaldung, Luft- und Wasserverschmutzung 
und Naturkatastrophen ist jeder betroffen. 
Aber die armen Länder und armen Gemein- 
wesen leiden am stärksten darunter. Heute 
schon verschärft der Klimawandel die chro-
nischen Umweltbedrohungen, und die Schä-
digung der Ökosysteme beeinträchtigt die 
Existenzgrundlagen insbesondere der ärmeren 
Menschen. 
Obwohl die Länder mit niedrigem HDI 
am wenigsten zum weltweiten Klimawandel 
beitragen, müssen sie damit rechnen, von der 
Verringerung der jährlichen Regenfälle und 
der Zunahme ihrer Schwankungen am stärks-
ten getroffen zu werden, mit katastrophalen 
Auswirkungen für die landwirtschaftliche Pro-
duktion und die Existenzgrundlagen der Men-
schen. Das Ausmaß solcher Verluste macht die 
Dringlichkeit von Anpassungsmaßnahmen 
deutlich. 
Die Kosten für Untätigkeit werden aller 
Wahrscheinlichkeit nach hoch sein, und zwar 
desto höher, je länger die Untätigkeit andauert. 
Um die Zukunftsfähigkeit von Volkswirtschaf-
ten und Gesellschaften sicherzustellen, sind 
eine neue Politik und strukturelle Veränderun-
gen erforderlich, die die Ziele der menschlichen 
Entwicklung und die Ziele des Klimaschutzes 
im Rahmen emissionsarmer, klimabewusster 
Strategien und innovativer öffentlich-priva-
ter Finanzierungsmechanismen aufeinander 
abstimmen. 
Bewältigung der demografischen 
Veränderungen
Zwischen 1970 und 2011 stieg die Weltbe-
völkerung von 3,6 auf sieben Milliarden Men-
schen. Mit zunehmendem Bildungsstand wird 
sich die Wachstumsrate der Weltbevölkerung 
verlangsamen. Hinzu kommt, dass die Ent-
wicklungsaussichten nicht nur durch die abso-
luten Zahlen der Bevölkerung, sondern auch 
durch ihre Altersstruktur beeinflusst werden. 
Ein zunehmend kritischer Aspekt ist der Ab-
hängigkeitsquotient eines Landes, also die An-
zahl der jüngeren und älteren Menschen, ge-
teilt durch die Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter (zwischen 15 und 64 Jahren). 
Einige ärmere Regionen könnten angesichts 
des steigenden Anteils der Erwerbsbevölkerung 
in den Genuss einer „demografischen Dividen-
de“3 kommen, aber nur dann, wenn die Politik 
entschlossen handelt. Ein entscheidender Fak-
tor für eine mögliche demografische Dividende 
ist die Bildung von Mädchen. Gebildete Frauen 
haben in der Regel weniger und gesündere Kin-
der mit einer besseren Schulbildung; in vielen 
Ländern werden sie auch besser entlohnt als 
Arbeitnehmer ohne Ausbildung. 
Dagegen sehen sich die reicheren Regionen 
des Südens mit einem ganz anderen Problem 
konfrontiert: Mit zunehmender Alterung der 
Gesamtbevölkerung geht der Anteil der Er-
werbsbevölkerung zurück. Es kommt sehr da-
rauf an, wie schnell dieser Alterungsprozess vor 
sich geht, denn die Entwicklungsländer werden 
den Bedürfnissen einer älter werdenden Bevöl-
kerung nur mit Mühe gerecht werden können, 
solange sie arm sind. Viele Entwicklungsländer 
verfügen heute nur über ein kurzes Zeitfenster, 
um die demografische Dividende in vollem 
Umfang zu nutzen. 
Demografische Trends sind jedoch kein un-
entrinnbares Schicksal. Sie können verändert 
werden, insbesondere durch bildungspolitische 
Maßnahmen. Dieser Bericht stellt für 2010 bis 
2050 zwei Szenarien vor: ein Basisszenario, in 
dem sich die gegenwärtigen Bildungstrends 
fortsetzen, und ein beschleunigtes Szenario, in 
dem die Länder mit dem niedrigsten Ausgangs-
niveau ehrgeizige Bildungsziele anstreben. Für 
die Länder mit niedrigem HDI sinkt bei dem 
beschleunigten Szenario der Abhängigkeits-
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quotient doppelt so schnell wie beim Basissze-
nario. Durch eine ehrgeizige Bildungspolitik 
kann es Ländern mit mittlerem und hohem 
HDI gelingen, den prognostizierten Anstieg 
ihres Abhängigkeitsquotienten zu bremsen, 
um so den demografischen Übergang zu einer 
alternden Bevölkerung zu erleichtern. 
Voraussetzung für die Bewältigung dieser 
demografischen Herausforderungen ist die An-
hebung des Bildungsstands bei gleichzeitiger 
Ausweitung der produktiven Beschäftigung 
durch Senkung der Arbeitslosigkeit, Förderung 
der Arbeitsproduktivität und Erhöhung der 
Erwerbsbeteiligung, insbesondere von Frauen 
und älteren Arbeitnehmern. 
Governance und Partnerschaften 
für ein neues Zeitalter
Der Aufstieg des Südens bietet mit Blick auf 
die gewaltigen Probleme unserer immer stärker 
vernetzten Welt sowohl Chancen als auch He-
rausforderungen. Die Bewältigung des Klima-
wandels, die Nutzung globaler Güter und die 
Regulierung von Handel, Finanzen und Migra-
tion sind Probleme, die grenzüberschreitend 
gelöst werden müssen. Bestimmte Elemente 
der globalen öffentlichen Güter können auf 
regionaler Ebene bereitgestellt werden, aber in 
der Regel erfordert die wirksame Versorgung 
mit solchen Gütern ein erhebliches Maß an 
multilateraler Koordinierung und Zusammen-
arbeit. Weder der Norden noch der Süden mit 
seinem neu gewonnenen Einfluss können sich 
von den regionalen oder globalen Dialogen 
fernhalten, die notwendig sind, um zu Verein-
barungen über diese Fragen zu gelangen. Die 
Länder des Südens sind in der Lage, nicht nur 
Finanzmittel zur Stärkung der regionalen und 
multilateralen Prozesse beizutragen, sondern 
auch wichtige Erfahrungen einzubringen, die 
sie durch ihre Leistungen und ihre pragmati-
sche Politik in vielen Bereichen der menschli-
chen Entwicklung gewonnen haben. 
Der Süden hat neue Regelungen und Institu-
tionen wie etwa bilaterale und regionale Han-
delsvereinbarungen und Finanzmechanismen 
gefördert. Infolgedessen bilden die heutigen 
Systeme der internationalen Governance ein 
Mosaik aus alten Strukturen und neuen Ver-
einbarungen. Diese Vielfalt könnte sogar noch 
zunehmen, denn es ist zu erwarten, dass durch 
internationale Zusammenarbeit ein immer 
komplexeres Netz bilateraler, regionaler und 
globaler Prozesse entstehen wird. 
Viele der Institutionen und Grundsätze, die 
derzeit die internationale Governance prägen, 
wurden für eine Welt konzipiert, die ganz an-
ders war als die heutige. Dies hat unter anderem 
zur Folge, dass der Süden unterrepräsentiert ist. 
Wenn die internationalen Institutionen über-
leben sollen, müssen sie repräsentativer, trans-
parenter und rechenschaftspflichtiger werden. 
Tatsächlich könnte eine stärkere Beteiligung 
des Südens, der umfangreiche finanzielle, tech-
nologische und personelle Ressourcen sowie 
wertvolle Lösungen kritischer weltweiter Prob-
leme beisteuern kann, alle zwischenstaatlichen 
Prozesse mit neuem Leben erfüllen. 
In diesem Zusammenhang ist es verständ-
lich, dass die Regierungen sich über die Er-
haltung ihrer nationalen Souveränität Sorgen 
machen. In manchen Fällen mag eine solche 
Sichtweise gerechtfertigt sein, aber sie könnte 
zu einem „Nullsummen-Denken“ ermuntern. 
Eine bessere Strategie wäre eine „verantwortli-
che Souveränität“, bei der die Staaten eine faire, 
regelgestützte und rechenschaftspflichtige in-
ternationale Zusammenarbeit praktizieren und 
sich zu kollektiven Anstrengungen zusammen-
finden, die die globale Wohlfahrt verbessern. 
Eine verantwortliche Souveränität setzt auch 
voraus, dass die Staaten die Menschenrechte 
und die Sicherheit ihrer Bürger gewährleisten. 
Von dieser Warte aus betrachtet, bedeutet Sou-
veränität nicht nur ein Recht, sondern auch 
eine Verantwortung. 
Die aktuelle Situation hat tiefgreifende Aus-
wirkungen auf die Bereitstellung öffentlicher 
Güter. Dabei verlangen die Bereiche, die mit 
Handel, Migration und Klimawandel zusam-
menhängen, vordringliche Aufmerksamkeit. 
In manchen Fällen können die öffentlichen 
Güter durch regionale Institutionen bereitge-
stellt werden, in denen sich die Polarisierungen 
vermeiden lassen, die manchmal in größeren, 
multilateralen Foren Fortschritte behindern. 
Eine stärkere regionale Zusammenarbeit könn-
te jedoch auch Nachteile haben, wenn einem 
ohnehin komplizierten, vielschichtigen und 
fragmentierten Gewebe von Institutionen 
Eine stärkere Beteiligung 
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eine weitere Schicht hinzugefügt wird. Die 
Herausforderung besteht also darin, durch 
einen „kohärenten Pluralismus“ sicherzu-
stellen, dass die Institutionen auf allen Ebe-
nen in einer möglichst koordinierten Weise 
zusammenarbeiten. 
Die Institutionen der internationalen 
Governance können nicht nur von ihren 
Mitgliedstaaten, sondern auch von der glo-
balen Zivilgesellschaft zur Rechenschaft 
gezogen werden. Die zivilgesellschaftlichen 
Organisationen nehmen bereits Einfluss 
auf die globale Transparenz und die Festle-
gung von Regeln in vielen Bereichen, von 
der Entwicklungshilfe über Verschuldung, 
Menschenrechte und Gesundheit bis zum 
Klimawandel. Die Netzwerke der Zivilgesell-
schaft nutzen heute die neuen Medien und 
die neuen Kommunikationstechnologien. 
Dennoch sehen sich die zivilgesellschaftli-
chen Organisationen auch mit Fragen nach 
ihrer Legitimität und Rechenschaftspflicht 
konfrontiert und können sogar unerwünsch-
te Formen annehmen. Auf jeden Fall wird 
die künftige Legitimität der internationalen 
Governance von der Fähigkeit der Institutio-
nen abhängen, zivilgesellschaftliche Netzwer-
ke und lokale Gemeinschaften in ihre Arbeit 
einzubeziehen. 
Prioritäten für  
ein neues Zeitalter
Für alle diese Aspekte gilt, dass den Grund-
prinzipien der menschlichen Entwicklung 
nach wie vor größte Bedeutung zukommt. 
Ihr Ziel ist es weiterhin, für alle Menschen, 
gleich wo sie leben, mehr Entscheidungsfrei-
heit zu erreichen und ihre Verwirklichungs-
chancen auszuweiten. Viele Länder des Sü-
dens haben bereits gezeigt, was getan wer-
den kann. Aber sie haben erst einen Teil des 
Weges zurückgelegt. Für die nächsten Jahre 
kommt dieser Bericht zu fünf allgemeinen 
Schlussfolgerungen:
Die zunehmende Wirtschaftskraft 
des Südens muss mit einem vollen 
Bekenntnis für die menschliche 
Entwicklung einhergehen
Investitionen in die menschliche Entwick-
lung sind nicht nur aus moralischen Grün-
den gerechtfertigt. Für sie spricht auch, dass 
in einer stärker wettbewerbsorientierten und 
dynamischen Weltwirtschaft bessere Ge-
sundheit, Bildung und soziale Wohlfahrt ein 
Schlüssel zum Erfolg sind. Solche Investitio-
nen sollten insbesondere die Armen in den 
Blick nehmen, indem sie ihre Marktanbin-
dung fördern und ihre Chancen zur Existenz-
sicherung erhöhen. Armut ist ungerecht, und 
diese Ungerechtigkeit kann und muss durch 
entschlossenes Handeln beseitigt werden. 
Gute Politikgestaltung bedeutet, den 
Schwerpunkt nicht nur auf die Ausweitung 
der individuellen Verwirklichungschancen, 
sondern auch auf die Stärkung der gesell-
schaftlichen Kapazitäten zu legen. Der ein-
zelne Mensch agiert im Rahmen gesellschaft-
licher Institutionen, die sein Entwicklungs-
potenzial einengen oder stärken können. 
Eine Politik, deren Ziel die Änderung ein-
schränkender sozialer Normen ist, wie etwa 
Geschlechterdiskriminierung, Frühehen und 
Mitgiftforderungen, eröffnet allen Individu-
en die Chance, ihr menschliches Potenzial in 
vollem Umfang zu verwirklichen. 
Weniger entwickelte länder können 
aus den Erfolgen der aufstrebenden 
Volkswirtschaften des Südens 
lernen und davon profitieren
Die beispiellose Akkumulierung von Finanz-
reserven und Staatsfonds sowohl im Nor-
den als auch im Süden bietet die Chance zu 
schnelleren Fortschritten auf breiter Front. 
Ein kleiner Teil dieser Mittel sollte gezielt 
für die menschliche Entwicklung und die 
Beseitigung der Armut eingesetzt werden. 
Gleichzeitig können Handels- und Investi- 
tionsströme zwischen den Ländern des Südens 
neue ausländische Märkte erschließen und so 
die Entwicklungsmöglichkeiten verbessern, 
beispielsweise durch die Beteiligung an regi-
onalen und globalen Wertschöpfungsketten. 
Die beispiellose 
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Insbesondere der sich entfaltende Süd-
Süd-Handel und die damit einhergehenden 
Investitionen können die Grundlage dafür 
legen, dass industrielle Fertigungskapazitä-
ten in andere weniger entwickelte Regionen 
und Länder verlagert werden. In jüngster 
Zeit zu beobachtende chinesische und in-
dische Joint Ventures und Investitionen in 
Firmenneugründungen im verarbeitenden 
Gewerbe in Afrika könnten Vorboten einer 
starken Expansion sein. Internationale Pro-
duktionsnetze ermöglichen eine Beschleuni-
gung der Entwicklung, indem sie die Länder 
in die Lage versetzen, Entwicklungsphasen 
zu überspringen und direkt zu komplexeren 
Produktionsformen überzugehen. 
Neue institutionen können die 
regionale integration und die 
Süd-Süd-Beziehungen erleichtern
Neue Institutionen und Partnerschaften kön-
nen den Ländern helfen, Wissen, Erkennt-
nisse und Technologie weiterzugeben. Damit 
einhergehen können neue und gestärkte In-
stitutionen zur Förderung von Handel und 
Investitionen und zur Beschleunigung des 
Erfahrungsaustauschs im Süden. Ein mögli-
cher Schritt wäre die Schaffung einer neuen 
Südkommission, die mit einer frischen Sicht-
weise an die Frage herangeht, wie die Vielfalt 
des Südens zu einer Triebkraft für Solidarität 
werden kann. 
Durch eine bessere Repräsentation 
des Südens und der Zivilgesellschaft 
können schnellere Fortschritte 
bei wichtigen globalen 
problemen erzielt werden 
Der Aufstieg des Südens führt zu einer grö-
ßeren Vielfalt der Akteure auf der globalen 
Bühne. Dies bietet die Chance, Governan-
ce-Institutionen aufzubauen, in denen alle 
maßgeblichen Gruppen umfassend vertreten 
sind und in denen diese Vielfalt in produkti-
ver Weise zur Lösung der Weltprobleme ein-
gesetzt wird. 
Für die internationalen Organisationen 
sind neue Leitsätze erforderlich, die die Er-
fahrungen des Südens einbeziehen. Die Ent-
stehung der Gruppe der Zwanzig (G20) ist 
ein wichtiger Schritt in diese Richtung, aber 
auch in den Bretton-Woods-Institutionen, 
in den Vereinten Nationen und in anderen 
internationalen Gremien muss eine ausge-
wogenere Vertretung der Länder des Südens 
erreicht werden. 
Die aktive Zivilgesellschaft und die sozia-
len Bewegungen bedienen sich auf nationaler 
und transnationaler Ebene der Medien, um 
ihren Forderungen nach einer gerechten und 
fairen Governance stärker Gehör zu verschaf-
fen. Die Ausbreitung dieser Bewegungen 
und die Zunahme der Plattformen zur Arti-
kulierung wichtiger Botschaften und Forde-
rungen stellen die Governance-Institutionen 
vor die Notwendigkeit, demokratischere und 
inklusivere Grundsätze einzuführen. Ganz 
allgemein muss eine gerechtere und weniger 
ungleiche Welt Raum bieten für eine Vielfalt 
von Stimmen und ein System des öffentli-
chen Diskurses. 
Der aufstieg des Südens bietet neue 
Möglichkeiten für die Vergrößerung 
des angebots an öffentlichen Gütern 
Eine nachhaltige Welt erfordert ein größeres 
Angebot an globalen öffentlichen Gütern. 
Anzahl und Dringlichkeit der globalen Pro-
bleme nehmen ständig zu, von der Eindäm-
mung des Klimawandels und der internatio-
nalen wirtschaftlichen und finanziellen Insta-
bilität bis zur Bekämpfung des Terrorismus 
und der Verbreitung von Kernwaffen. Diese 
Probleme erfordern eine globale Antwort. 
Dennoch ist in vielen Bereichen die interna-
tionale Zusammenarbeit immer noch lang-
sam und zeitweise gefährlich zögerlich. Der 
Aufstieg des Südens bietet neue Chancen für 
eine wirksamere Versorgung mit globalen öf-
fentlichen Gütern und für die Überwindung 
der aktuellen Pattsituationen bei zahlreichen 
globalen Fragen.
Die Eigenschaften „öffentlich“ oder „pri-
vat“ sind in den meisten Fällen keine urei-
genen Attribute eines öffentlichen Gutes, 
sondern gesellschaftliche Konstrukte. Von 
daher sind sie Ergebnis einer politischen Ent-
scheidung. Nationale Regierungen können 
sich einschalten, wenn auf einzelstaatlicher 
Der aufstieg des Südens 
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Ebene eine Unterversorgung besteht, doch 
wenn sich globale Herausforderungen stel-
len, ist eine internationale Zusammenarbeit 
erforderlich und kann nur durch das freiwil-
lige Handeln vieler Regierungen zustande 
kommen. Angesichts der Vielzahl drängen-
der Probleme sind Fortschritte bei der Ent-
scheidung darüber, was auf öffentlicher und 
was auf privater Ebene zu regeln ist, nur zu 
erreichen, wenn Personen und Institutionen 
eine starke und engagierte Führungsrolle 
übernehmen.
*    *    *
Dieser Bericht legt den aktuellen globalen 
Kontext dar und gibt Politikern und Bür-
gern Navigationshilfen an die Hand, damit 
sie angesichts der immer stärkeren Vernet-
zung der Welt Kurs halten und den wachsen-
den globalen Herausforderungen begegnen 
können. Er beschreibt, wie sich die Macht-
verhältnisse, die Mitsprachemöglichkeiten 
und der Wohlstand auf der Welt ändern, 
und er stellt neue politische Konzepte und 
Institutionen vor, die unverzichtbar sind, 
um den Realitäten des 21. Jahrhunderts 
Rechnung zu tragen und eine menschliche 
Entwicklung zu fördern, die durch mehr 
Gerechtigkeit, Nachhaltigkeit und soziale 
Integration geprägt ist. Um Fortschritte auf 
dem Gebiet der menschlichen Entwicklung 
zu erreichen, müssen auf globaler wie auf 
nationaler Ebene Maßnahmen ergriffen und 
Institutionen geschaffen werden. Auf globa-
ler Ebene sind institutionelle Reformen und 
Innovationen erforderlich, um die globalen 
öffentlichen Güter zu schützen und solche 
Güter bereitzustellen. Auf nationaler Ebene 
ist das Engagement des Staates für soziale 
Gerechtigkeit wichtig, aber auch das Ver-
ständnis dafür, dass angesichts der Vielfalt 
landesspezifischer Gegebenheiten, Kultu-
ren und institutioneller Bedingungen tech-
nokratische Einheitsrezepte weder realis-
tisch noch effektiv sind. Dennoch zeichnen 
sich übergreifende Grundsätze ab, wie zum 
Beispiel gesellschaftlicher Zusammenhalt, 
staatliches Engagement für Bildung, Ge-
sundheit und Sozialschutz sowie Offenheit 
für Handelsintegration, die die Navigati-
on auf dem Weg zu einer nachhaltigen und 
ausgewogenen menschlichen Entwicklung 
erleichtern. 
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„Überall auf der Welt vereinen 
sich die Menschen zu einer 
gemeinsamen Anstregung: Sie 
wollen aktiv und frei an den 
Ereignissen und Vorgängen, die 
ihr Leben prägen, teilhaben.“
Mahbub ul Haq
Einleitung
Als in der Finanzkrise von 2008/2009 das Wachstum der entwickelten Volkswirtschaften zum Stillstand kam, während die 
Volkswirtschaften der Entwicklungsländer weiter wuchsen, wurde das in der Welt aufmerksam registriert.1 Der Aufstieg des 
Südens, der von der Entwicklungswelt als eine längst überfällige globale Neugewichtung betrachtet wird, ist seither aus-
führlich kommentiert worden. Allerdings hatte diese Diskussion in der Regel einen eingeengten Blickwinkel, der sich auf das 
BIP-Wachstum und die Ausweitung des Handels in einigen wenigen großen Ländern konzentrierte. Es sind jedoch erheblich 
umfangreichere dynamische Prozesse im Spiel, bei denen es um eine wesentlich größere Zahl von Ländern und um einschnei-
dendere Trends geht, mit potenziell weitreichenden Folgen für das Leben der Menschen, für die soziale Gerechtigkeit und für 
die demokratische Governance auf lokaler und globaler Ebene. Wie dieser Bericht zeigt, ist der Aufstieg des Südens einerseits 
das Ergebnis kontinuierlicher Investitionen in die menschliche Entwicklung und dadurch erzielter Erfolge und andererseits 
eine Chance für noch größere Fortschritte, die allen Menschen auf der Welt zugutekommen. Um diese Fortschritte Realität 
werden zu lassen, bedarf es einer gut informierten und aufgeklärten Politik auf globaler und nationaler Ebene, die sich auf die 
politischen Erkenntnisse und Analysen dieses Berichts stützt.
Der Aufstieg des Südens hat sich in beispiel-
loser Geschwindigkeit und in einem nie ge-
kannten Ausmaß vollzogen. Nie zuvor in der 
Geschichte haben sich die Lebensbedingungen 
und die Zukunftsaussichten so vieler Menschen 
so dramatisch und so schnell verändert. In 
Großbritannien, wo die Industrielle Revoluti-
on ihren Ausgang nahm, dauerte es 150 Jahre, 
bis sich die Produktionsleistung pro Kopf ver-
doppelt hatte; die Vereinigten Staaten, deren 
Industrialisierung später einsetzte, benötigten 
dafür 50 Jahre.2 In beiden Ländern lag zu Be-
ginn ihrer Industrialisierung die Bevölkerungs-
zahl unter zehn Millionen. Dagegen hatten 
China und Indien zu Beginn ihres gegenwärti-
gen Wirtschaftsaufschwungs schon eine Bevöl-
kerung von jeweils rund einer Milliarde Men-
schen. Die Produktionsleistung pro Kopf hat 
sich in beiden Ländern in weniger als 20 Jahren 
verdoppelt – ein grundlegender Wandel, von 
dem hundertmal mehr Menschen betroffen 
sind, als dies bei der Industriellen Revolution 
der Fall war.3
Der Aufstieg des Südens sollte verstanden 
werden als die Geschichte einer enormen Aus-
weitung der individuellen Verwirklichungs-
chancen und nachhaltiger Fortschritte der 
menschlichen Entwicklung in Ländern, in de-
nen die große Mehrheit der Weltbevölkerung 
lebt. Wenn Dutzende Länder und Milliarden 
Menschen auf der Entwicklungsleiter aufstei-
gen, wie dies heute der Fall ist, dann hat dies 
unmittelbare Auswirkungen auf die Schaf-
fung von Wohlstand und die Ausweitung des 
menschlichen Fortschritts in allen Ländern 
und Regionen der Welt. Es bieten sich neue 
Chancen für ein Aufholen des Rückstands der 
weniger entwickelten Länder und für kreative 
politische Initiativen, die auch für die fort-
schrittlichsten Volkswirtschaften von Nutzen 
sein könnten.
Ein genauerer Blick auf die unterschiedli-
chen Wege, die von den erfolgreichen Ent-
wicklungsländern eingeschlagen wurden, er-
weitert die Auswahl an Politikoptionen für alle 
Staaten und Regionen. Auch lassen sich Werte 
und Weltsichten erkennen, die als Informati-
onsgrundlage für die künftige Entwicklungs-
zusammenarbeit dienen und zu konstruktiven 
Antworten auf die größten globalen Heraus-
forderungen führen können. Das Ziel besteht 
wie immer darin, beschleunigte Fortschritte 
auf breiter Basis zu erreichen, die in allen Län-
dern und Gemeinwesen zu höheren Standards 
und einer Ausweitung der Wahlmöglichkeiten 
der Menschen in allen Schlüsselbereichen der 
menschlichen Entwicklung führen, von der Ge-
sundheit, der Bildung und den Existenzgrund-
lagen bis zu der Freiheit, die Kontrolle über das 
eigene Leben zu haben und es zu verbessern.
Der grundlegende Wandel im Süden erfor-
dert auch Veränderungen der Regeln, die den 
globalen Beziehungen zugrunde liegen. Die 
meisten multilateralen Organisationen sind 
das Spiegelbild einer internationalen Ordnung, 
die nach dem Zweiten Weltkrieg neu entstan-
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den war. Diese Weltsicht steht nicht mehr im 
Einklang mit der globalen „Neugewichtung“ 
im Hinblick auf Demografie, Wohlstands-
verteilung und geopolitischen Einfluss im 
21. Jahrhundert. Der wachsende Einfluss des 
Südens auf die Politikgestaltung wird in der 
internationalen Reaktion auf die Finanzkri-
se von 2008 sichtbar. In der Vergangenheit 
wurden Finanzentscheidungen allein von den 
großen Industriemächten getroffen, wie etwa 
in dem Plaza-Abkommen von 1985. Dieses 
Mal spielte die erweiterte Gruppe der Zwan-
zig (G20), in der auch die größten Entwick-
lungsländer vertreten sind, eine Schlüsselrolle. 
Zunehmend werden auch in den seit Langem 
bestehenden internationalen Organisationen 
Führungspositionen durch Personen aus dem 
Süden besetzt.4
Dies sind lediglich erste Anzeichen für Ver-
änderungen in den internationalen Instituti-
onen, aber auch für die Möglichkeit, dass die 
neuen Akteure im Süden neue Anstrengungen 
unternehmen könnten, um bessere globale öf-
fentliche Güter bereitzustellen. In der Tat müs-
sen sich Regierungen und internationale Orga-
nisationen angesichts des Aufstiegs des Südens 
noch vordringlicher den Herausforderungen 
der Zukunft stellen, die wahrscheinlich enorm 
sein werden: Chancengerechtigkeit, Bürgerbe-
teiligung an staatlichen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Entscheidungen, ökologi-
sche Nachhaltigkeit und die Veränderung der 
Alterspyramide, um nur einige zu nennen. In 
den folgenden Abschnitten werden einige kon-
krete Merkmale des Aufstiegs des Südens näher 
erläutert.
Fortschritte auf breiter Basis
Die Transformation des Südens im 21. Jahr-
hundert ging mit großen Fortschritten auf dem 
Gebiet der öffentlichen Gesundheit, der Bil-
dung, des Verkehrs, der Telekommunikation 
und der Bürgerbeteiligung an der Regierungs- 
und Verwaltungsführung einher. Dies hatte 
tiefgehende Auswirkungen auf die menschli-
che Entwicklung: Der Anteil der in extremer 
Armut lebenden Menschen, der 1990 noch 
43,1 Prozent betragen hatte, ging bis 2008 auf 
22,4 Prozent zurück; allein in China wurden 
mehr als 500 Millionen Menschen aus der Ar-
mut geführt.5
Länder mit einem niedrigen Stand mensch-
licher Entwicklung verzeichneten bei Bildung, 
Gesundheit und Einkommen in den letzten 
zehn Jahren erheblich schnellere Fortschritte 
als in der Dekade davor. Die Zahl der Länder, 
deren HDI-Wert 1990 unter dem 25. Perzentil 
lag, ging zwischen 1990 und 2000 von 33 auf 
30 zurück – und halbierte sich zwischen 2000 
und 2012 von 30 auf 15 (Grafik 1). Am obe-
ren Ende der Skala stieg die Anzahl der Länder 
mit HDI-Werten über dem 75. Perzentil im 
Zeitraum 1990 bis 2000 von 33 auf 43 und im 
Zeitraum 2000 bis 2012 von 43 auf 59. In den 
mittleren HDI-Quartilen ergibt sich ein eher 
gemischtes Bild. Insgesamt hatte 2012 kein 
Land einen niedrigeren HDI-Wert als 2000, 
im Gegensatz zur vorhergehenden Dekade, in 
der im Jahr 2000 18 Länder einen niedrigeren 
HDI-Wert aufwiesen als 1990.
Zwischen 1990 und 2012 konnten fast alle 
Länder ihren Stand der menschlichen Ent-
wicklung verbessern. Von 132 Ländern, für 
die eine komplette Datenreihe vorliegt, wiesen 
2012 nur zwei einen niedrigeren HDI-Wert auf 
als 1990 (Lesotho und Simbabwe). Besonders 
schnelle Fortschritte erzielten mehr als 40 Län-
der des Südens, die innerhalb der Ländergrup-
pe mit einem ähnlichen Ausgangsniveau im 
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Hinweis: Die Schwellenwerte sind das 25., 50. und 75. Perzentil der  
HDI-Werte von 1990 für 132 Länder. 
Quelle: HDR-Büro.
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Jahr 1990 ihren HDI-Wert erheblich stärker 
verbesserten als prognostiziert.6 Dazu gehören 
so unterschiedliche Länder wie Ghana, Ruan-
da und Uganda in Afrika südlich der Sahara, 
Bangladesch und Indien in Südasien, Tunesien 
in den arabischen Staaten, China, die Demo-
kratische Volksrepublik Laos und Vietnam in 
Ostasien und im Pazifik sowie Brasilien, Chile 
und Mexiko in Lateinamerika und der Karibik 
(Grafik 2).
Globale Neugewichtung
Zum ersten Mal seit 150 Jahren ist die wirt-
schaftliche Gesamtleistung der drei führenden 
Volkswirtschaften der Entwicklungswelt – Bra-
silien, China und Indien–in etwa gleich groß 
wie das Gesamt-BIP der traditionellen Indus-
triemächte des Nordens: Deutschland, Frank-
reich, Italien, Kanada, Vereinigtes Königreich 
und Vereinigte Staaten.7 Dies bedeutet eine 
dramatische Neugewichtung der weltweiten 
Wirtschaftskraft: 1950 hatten Brasilien, Chi-
na und Indien zusammen nur einen Anteil von 
zehn Prozent an der Weltwirtschaft, während 
mehr als die Hälfte auf die genannten sechs 
traditionellen Wirtschaftsmächte des Nordens 
entfiel. Aus den in diesem Bericht vorgelegten 
Hochrechnungen geht hervor, dass Brasilien, 
China und Indien zusammen bis 2050 rund 
40 Prozent der weltweiten Produktionsleistung 
aufbringen werden (Grafik  3) und damit die 
prognostizierte Gesamtproduktion der heuti-
gen Gruppe der Sieben (G7) bei Weitem über-
treffen werden.8
Während der Süden als Ganzes 1990 rund 
ein Drittel der weltweiten Wirtschaftleistung 
erbracht hatte, beträgt dieser Anteil heute in 
etwa die Hälfte. Das Gesamt-BIP von acht 
großen Entwicklungsländern – Argentinien, 
Brasilien, China, Indien, Indonesien, Mexiko, 
Südafrika und Türkei – ist heute gleich groß 
wie das BIP der Vereinigten Staaten, die immer 
noch mit Abstand größte nationalstaatliche 
Volkswirtschaft.9 Noch im Jahr 2005 war das 
wirtschaftliche Gewicht der genannten acht 
Staaten zusammengenommen kaum halb so 
groß wie das der Vereinigten Staaten.
Diese enorme Steigerung des Anteils an der 
Wirtschaftsleistung hätte jedoch unter dem 
Aspekt der menschlichen Entwicklung nicht 
viel zu bedeuten, wenn nicht gleichzeitig in 
einem ebenso beispiellosen Ausmaß die Ar-
mut verringert und die menschlichen Verwirk-
lichungschancen ausgeweitet worden wären. 
Das erste der Millenniums-Entwicklungs- 
ziele – die Halbierung des Anteils  der mit 
weniger als 1,25  Dollar pro Tag lebenden 
Menschen – wurde drei Jahre vor dem 
geplanten Datum erreicht. Der Haupt- 
grund dafür war, dass einige der bevölkerungs-
reichsten Länder die extreme Armut erfolg-
reich bekämpft haben. Brasilien, China und 
Indien haben den Anteil der in Einkommens-
armut lebenden Menschen drastisch reduziert: 
GRaFiK 2
Mehr als 40 Länder des Südens erfuhren seit 1990 erheblich höhere Zuwächse beim 



































Hinweis: Länder oberhalb der 45-Grad-Linie hatten 2012 einen höheren HDI-Wert als 1990. Graue und blaue Punkte bezeichnen 
Länder, die ihre HDI-Werte zwischen 1990 und 2012 erheblich stärker gesteigert haben, als aufgrund ihrer Ausgangswerte von 
1990 prognostiziert war. Diese Länder wurden auf der Grundlage von Residuen ermittelt, die mit einer Regression der Veränderung 
des Logarithmus des HDI zwischen 2012 und 1990 auf den Logarithmus des HDI im Jahr 1990 gewonnen wurden. Die namentlich 
aufgeführten Länder repräsentieren eine ausgewählte Gruppe von Ländern, die hohe HDI-Verbesserungen erzielt haben und die in 
Kapitel 3 ausführlicher behandelt werden.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros.
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In Brasilien ging ihr Anteil an der Gesamtbe-
völkerung zwischen 1990 und 2009 von 17,2 
auf 6,1 Prozent zurück, in China zwischen 
1990 und 2008 von 60,2 auf 13,1 Prozent und 
in Indien zwischen 1990 und 2010 von 49,4 
auf 32,7 Prozent.10
Die allgemeineren Entwicklungsherausfor-
derungen haben sich jedoch nicht verringert. 
Schätzungen zufolge leben in den für diesen 
Bericht untersuchten 104 Ländern über 30 
Prozent der Bevölkerung, also fast 1,75 Mil-
liarden Menschen, in mehrdimensionaler Ar-
mut.11 Dies ist eine Messgröße für die Anzahl 
und die Intensität von einander überlappen-
den Formen von Deprivation in den Bereichen 
Gesundheit, Bildung und Lebensstandard. 
In vielen der rasch wachsenden Ländern des 
Südens ist die in mehrdimensionaler Armut 
lebende Bevölkerung größer als diejenige, die 
von Einkommensarmut betroffen ist. Außer-
dem nimmt in vielen Ländern die Einkom-
mensungleichheit zu. Die Berechnungen, die 
2012 für den Ungleichheit einbeziehenden 
HDI für 132 Länder vorgenommen wurden, 
zeigen, dass fast ein Viertel des HDI-Werts, 
nämlich 23 Prozent, aufgrund von Ungleich-
heit verloren geht. Zwischen 1990 und 2005 
lassen die für 66 Länder ermittelten Trends des 
Ungleichheit einbeziehenden HDI erkennen, 
dass die Ungleichheit insgesamt nur marginal 
zurückging, weil der Abbau der Ungleich-
heit bei Gesundheit und Bildung durch den 
Anstieg der Einkommensungleichheit wett-
gemacht wurde.12 Entgegen dem allgemeinen 
globalen Trend verzeichnete Lateinamerika 
seit 2000 einen Rückgang der Einkommensun-
gleichheit, aber dennoch ist dies immer noch 
die Region mit der ungleichsten Einkommens-
verteilung. In Afrika südlich der Sahara be-
steht die größte Ungleichheit auf dem Gebiet 
der Gesundheit, in Südasien dagegen auf dem 
Gebiet der Bildung.
GRaFiK 3
Brasilien, China und Indien: Gesamtanteil an der Weltproduktion 1950 noch 10 Prozent, bis 2050 Anstieg 
auf 40 Prozent prognostiziert 
Deutschland, Frankreich, Italien, Kanada, Vereinigtes Königreich und Vereinigte Staaten Brasilien, China und Indien










Hinweis: Die Produktionsleistung wird in KKP-Dollar von 1990 gemessen.
Quelle: Interpolation historischer Daten von Maddison (2010) und Hochrechnungen auf der Grundlage von Pardee Center for International Futures (2012), durchgeführt 
durch das HDR-Büro.
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Massive Ausweitung 
der Mittelschicht
Der Umfang, das Einkommen und die Erwar-
tungen der Mittelschicht im Süden sind rasch 
gestiegen. Zwischen 1990 und 2010 wuchs 
der Anteil des Südens an der globalen Mit-
telschicht von 26 auf 58 Prozent. Prognosen 
zufolge werden 2030 mehr als 80 Prozent der 
Mittelschicht der Welt im Süden leben und 
über 70 Prozent der Konsumausgaben täti-
gen.13 Auf die Region Asien und Pazifik wer-
den 2030 rund zwei Drittel der Mittelschicht 
der Welt entfallen, auf Zentral- und Südame-
rika rund zehn Prozent und auf Afrika südlich 
der Sahara zwei Prozent (Grafik 4). Innerhalb 
Asiens werden mehr als 75 Prozent der Mittel-
schicht und der entsprechende Anteil am Ge-
samtkonsum auf Indien und China entfallen. 
Eine weitere Schätzung geht davon aus, dass 
der jährliche Konsum in den Schwellenlän-
dern, der 2010 noch mit zwölf  Billionen Dol-
lar beziffert wurde, bis 2025 auf 30 Billionen 
Dollar ansteigen wird, wobei drei Fünftel der 
eine Milliarde Haushalte, die über ein Einkom-
men von über 20.000 Dollar pro Jahr verfügen, 
im Süden leben werden.14 Die anhaltende Ex-
pansion der Mittelschicht wird mit Sicherheit 
tiefgreifende Auswirkungen auf die Weltwirt-
schaft haben.
Die schiere Anzahl der im Süden lebenden 
Menschen – Milliarden von Verbrauchern und 
Bürgern – hat zur Folge, dass das Handeln von 
Regierungen, Unternehmen und internationa-
len Institutionen im Süden große Auswirkun-
gen auf die weltweite menschliche Entwicklung 
hat. Zunehmend tritt der Süden an die Seite 
des Nordens als Nährboden für technische 
Innovation und kreatives Unternehmertum. 
Im Rahmen des Nord-Süd-Handels haben die 
Schwellenländer Kapazitäten für die effiziente 
Herstellung komplexer Produkte für die Märk-
te der entwickelten Länder geschaffen. Aber 
es war die Süd-Süd-Zusammenarbeit, die die 
Unternehmen im Süden dazu befähigte, durch 
Anpassung und Innovation Produkte und Ver-
fahren zu entwickeln, die den lokalen Bedürf-
nissen besser entsprechen. Durch die Entwick-
lung von Produkten, die auch Konsumenten 
mit niedrigeren verfügbaren Einkommen er-
reichen, entstehen neue Geschäftsmodelle. Der 
Aufstieg des Südens führt auch zur Verbreitung 
von Technologie, indem neue Modelle in gro-
ßer Stückzahl und mit geringen Gewinnspan-
nen verkauft werden, die für Haushalte mit 
niedrigem Einkommen interessant sind und 
in Märkten mit schwacher Unterstützungsinf-
rastruktur eine große Zahl von Konsumenten 
erreichen können.
Auch der weltweite Bildungsstand verbes-
sert sich. Unter der Annahme einer kräftigen 
Steigerung der Einschulungsquoten ist zu er-
warten, dass die Anzahl der über 15-Jährigen, 
die keine formale Schulbildung erhalten haben, 
abnimmt: Ihr Anteil an der Weltbevölkerung 
wird sich von 2010 bis 2050 von zwölf auf drei 
Prozent verringern. Der Bevölkerungsanteil der 
Menschen mit Sekundar- oder Tertiärbildung 
wird von 44 Prozent (2010) auf 64 Prozent im 
Jahr 2050 steigen. Hinzu kommt, dass sich die 
digitale Spaltung rasch verringert, sodass Men-
schen überall auf der Welt einen vergleichba-
ren Informationszugang erhalten, namentlich 
durch die immer erschwinglicheren mobilen 
Breitband-Internetzugänge.
GRaFiK 4
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Hinweis: Die Mittelschicht umfasst Personen, die zwischen 10 und 100 Dollar pro Kopf und Tag verdienen oder ausgeben  
(KKP-Dollar von 2005).
Quelle: Brookings Institution (2012).
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Angesichts des raschen Zuwachses gut aus-
gebildeter Menschen in vielen Ländern des 
Südens wird die Schaffung von Arbeitsplät-
zen in großem Maßstab immer vordringlicher. 
Die Länder des Südens, in denen die Abhän-
gigkeiten in Zukunft abnehmen, können nur 
dann eine „demografische Dividende“ schaf-
fen, wenn die Zunahme der Erwerbsbevöl-
kerung mit einer ebenso raschen Ausweitung 
der Beschäftigungsmöglichkeiten einhergeht. 
Gelingt es diesen Ländern nicht, angemes-
sene Arbeitsplätze in ausreichender Zahl be-
reitzustellen, um diese demografisch bedingte 
höhere Nachfrage zu decken, könnten unter 
anderem wachsende innere Unruhen die Folge 
sein, wie die vor allem von Jugendlichen ange-
führten Aufstände des Arabischen Frühlings 
gezeigt haben.
Beispiellose Vernetzung
Handel, Reiseverkehr und Telekommunikati-
on expandieren weltweit in beispielloser Ge-
schwindigkeit. Mehr Menschen als je zuvor 
bewegen sich ständig zwischen verschiedenen 
Ländern hin und her, sei es als Geschäftsrei-
sende, als Touristen oder als Migranten. 2010 
machten Einwanderer in erster Generation fast 
drei Prozent der Weltbevölkerung, also mehr 
als 215 Millionen Menschen aus – eine Ver-
dreifachung seit 1960.15 Fast die Hälfte aller 
Rücküberweisungen von Migranten aus dem 
Süden in ihre Heimatländer stammen von Ar-
beitnehmern, die in anderen Entwicklungslän-
dern tätig sind.
Mehr als je zuvor sind Länder des Südens 
auch Reiseziel von Touristen aus anderen 
Entwicklungsländern. Bis 2020 wird weltweit 
mit fast 1,6 Milliarden Einreisen von Touris-
ten gerechnet, davon wahrscheinlich 75 Pro-
zent aus der gleichen Region. Der Anteil des 
Süd-Süd-Handels am gesamten Welthandel 
hat sich während der letzten 30 Jahre fast 
verdreifacht und liegt jetzt bei 25 Prozent; 
Süd-Süd-Investitionen machen heute zwischen 
30 und 60 Prozent aller Auslandsinvestitionen 
in den am wenigsten entwickelten Ländern 
aus.16
Die Zahl der Menschen im Süden mit Zu-
gang zum World Wide Web (Internet) ist 
exponentiell gestiegen, am deutlichsten im 
letzten Jahrzehnt (Grafik 5). Zwischen 2000 
und 2010 nahm die Internetnutzung in rund 
60  Entwicklungsländern mit einer Bevölke-
rung von einer Million oder mehr im Durch-
schnitt um über 30 Prozent jährlich zu. Im 
September 2012 waren bei Facebook, dem 
sozialen Netzwerk im Internet, eine Milliar-
de monatlich aktiver Nutzer angemeldet, mit 
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Quelle: World Bank 2012a.
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140,3 Milliarden Verbindungen zwischen 
„Freunden“. Vier der fünf Länder mit der 
größten Zahl von Facebook-Nutzern liegen 
im Süden: Brasilien, Indien, Indonesien und 
Mexiko.17
Die Verflechtungen des Handels erlauben 
es mehr Menschen, auf dem globalen Markt- 
platz präsent zu sein, von ugandischen Bana- 
nenexporteuren bis zu Garnelenfarmern am 
Mekong. Die globale Außenhandelsquote, 
eine herkömmliche Messgröße für Handelsin-
tegration, lag 1913 bei 22 Prozent – ein enor-
mer Anstieg gegenüber geschätzten zwei Pro-
zent im Jahr 1800.18 Heute erreicht die Quote 
über 56  Prozent.19 Mindestens 15  Entwick-
lungsländer unterhalten substanzielle Han-
delsbeziehungen mit mehr als 100 Handels- 
partnern, als Exporteure wie auch als Impor-
teure, verglichen mit nur sechs im Jahr 1996 
(Grafik  6). Vor 30  Jahren entfiel kaum ein 
Viertel der globalen Handelsströme auf den 
Süden, heute ist es fast die Hälfte. Diese wach-
senden Handelsverbindungen intensivieren 
sich „horizontal“, also auf der Süd-Süd-Ebe-
ne, noch schneller als auf der traditionellen 
Nord-Süd-Achse.
Ein substanzieller Teil des Süd-Süd-Handels 
wird weiterhin durch die Nachfrage aus dem 
Norden vorangetrieben, aber es gibt auch den 
umgekehrten Aspekt: Entwicklungsländer im-
portieren in großem Umfang aus dem Norden. 
Beispielsweise stiegen nach 2007 die US-Aus-
GRaFiK 6
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Hinweis: Durchschnittswerte für 1995/96 und für 2010/11. Berücksichtigt nur Länder, deren bilateraler Handel 1995/96 über 1,5 Millionen Dollar 2010/11 über zwei Millionen Dollar erreichte.
Quelle: UNSD 2012.
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fuhren in langjährige Partnerländer, die der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (OECD) angehören, 
um 20 Prozent, nach Lateinamerika und der 
Karibik sowie nach China jedoch um mehr als 
50 Prozent. Der Süden braucht den Norden, 
aber zunehmend braucht der Norden auch den 
Süden.
Die Länder des Südens werden immer mehr 
zu natürlichen Drehscheiben für die Übernah-
me von Technologie und die Entwicklung neu-
er Produkte. Durch den Technologietransfer 
aus dem Süden gibt es inzwischen ein höheres 
Potenzial für menschliche Entwicklung. Beim 
Transfer von Technologie aus dem Norden 
sind wegen der unterschiedlichen Absorpti-
onskapazität häufig kostspielige Anpassungen 
erforderlich. Dagegen hat sich gezeigt, dass der 
Technologietransfer aus dem Süden für eine 
direkte Übernahme besser geeignet ist.20 Au-
ßerdem haben die durch den Süden vorgenom-
menen technischen Anpassungen ihrerseits zu 
Innovationen geführt, die von unmittelbarem 
Nutzen für die menschliche Entwicklung sind. 
Ein Beispiel sind die Einsatzmöglichkeiten 
erschwinglicher, in Asien hergestellter Mobil-
telefone in Afrika: Online-Banking per Han-
dy oder Smartphone ist billiger und einfacher 
als die Eröffnung eines traditionellen Bank-
kontos; Landwirte können Wetterberichte 
abrufen und Getreidepreise nachprüfen; und 
Unternehmer können Dienstleistungen über 
Mobiltelefon-Kioske anbieten. Diese und 
andere grundlegende Veränderungen bieten 
den Menschen eine Vielzahl neuer Möglich-
keiten für die Nutzung von Technologie: 
Teilhabe an Entscheidungen, die ihr Leben 
beeinflussen, rascher und kostengünstiger 
Zugang zu Informationen, Herstellung von 
billigeren Medikamenten (häufig Generika), 
besserem Saatgut und neuen Pflanzensorten 
sowie Schaffung neuer Beschäftigungs- und 
Exportmöglichkeiten. Diese neuen Technolo-
gien verbinden Menschen in früher isolierten 
und marginalisierten ländlichen Gemeinwesen 
und in armen städtischen Wohngebieten. Sie 
eröffnen ihnen auch den Zugang zu wertvollen 
Instrumenten, Ressourcen und Informationen 
und befähigen sie zu einer aktiveren gesell-





Der Aufstieg des Südens umfasst ganz unter-
schiedliche Ländererfahrungen, die zeigen, dass 
es vielfältige Wege gibt, menschliche Entwick-
lung zu erreichen und aufrechtzuerhalten. Die 
Länder gingen pragmatisch vor und entschie-
den sich für politische Maßnahmen, die ihnen 
für ihre jeweilige Situation geeignet erschienen. 
So galten zwischen 1979 und 1989 nicht weni-
ger als 40 Prozent der in China erlassenen in-
nerstaatlichen Vorschriften als experimentell.21 
Es gab jedoch auch gemeinsame Ansätze, die 
sich viele Länder zu eigen machten. Die meis-
ten der sich schnell entwickelnden Länder des 
Südens öffneten sich für Außenhandel, Inves-
titionen und Technologien. Aber die Öffnung 
allein war noch keine Erfolgsgarantie. Diese 
Länder investierten auch in ihre eigenen Ka-
pazitäten zur Förderung der menschlichen 
Entwicklung, stärkten ihre innerstaatlichen In-
stitutionen und erwarben komparative Vorteile 
in neuen Bereichen. Durch diese entscheiden-
de Kombination von externer Öffnung und in-
terner Vorbereitung gelang es den Ländern, auf 
dem globalen Markt Erfolge zu erzielen, mit 
positiven Ergebnissen im Bereich der mensch-
lichen Entwicklung, die der Bevölkerung insge-
samt zugutekamen.
Die aktive Führungsrolle von Regierungen 
war für die Beschleunigung des wirtschaftli-
chen Fortschritts und die Eingrenzung sozia-
ler Konflikte von entscheidender Bedeutung. 
Durch Wachstum wurde der nötige fiskalische 
Spielraum für Investitionen in Gesundheit 
und Bildung geschaffen und der Weg für eine 
positive Synergie zwischen Wirtschafts- und 
Sozialpolitik geebnet. Weithin bekannte in-
novative Programme in Brasilien, Indien und 
Mexiko – an Bedingungen geknüpfte Trans-
ferzahlungsprogramme sowie Programme für 
Arbeitsplatzgarantien in ländlichen Gebieten 
– sind Beispiele für das aktive Interesse an der 
Förderung einer gerechteren Verteilung der 
wirtschaftlichen und sozialen Chancen. Chi-
na misst einem solchen Ansatz ebenfalls große 
Bedeutung bei, wie die dort verfolgte Strategie 
einer „harmonischen Gesellschaft“ erkennen 
lässt. Einzelne Elemente dieser Programme 
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wurden von zahlreichen anderen Ländern des 
Südens übernommen.
Ein gemeinsamer Schwerpunkt dieser sozi-
alen Initiativen ist die Förderung von Gerech-
tigkeit und sozialer Integration. Diese Aspek-
te wurden in den Entwicklungsmodellen der 
Vergangenheit häufig unterschätzt; es hat sich 
jedoch erwiesen, dass sie wesentliche Elemen-
te eines nachhaltigen Wegs sind, menschliche 
Fortschritte zu erreichen. Den herrschenden 
Eliten wird zunehmend bewusst, dass sozialer 
und wirtschaftlicher Fortschritt starken Ein-
fluss auf ihre eigene Legitimität haben kann. 
Investitionen in die soziale Wohlfahrt und in 
öffentliche Güter sind Bausteine einer lang-
fristigen Entwicklung. Solche beispielhaften 
Initiativen – die innerhalb einer allgemeine-
ren Agenda für Gerechtigkeit  Teilhabe an 
Maßnahmen im Bereich der Gesundheits-, 
Bildungs- und Wirtschaftspolitik kombinie-
ren – machen deutlich, wie wichtig die Unter-
stützung der sozialen Gerechtigkeit ist, nicht 
nur aus moralischen Gründen, sondern auch 
als unverzichtbares Mittel zur Förderung der 
menschlichen Entwicklung.
Neue Entwicklungspartner
Der Süden befindet sich heute in einer Posi-
tion, in der er die alten Modelle der Entwick-
lungszusammenarbeit durch größere Finanz-
mittel und eigene Erkenntnisse und Erfahrun-
gen beeinflussen oder sogar umgestalten kann. 
Aber er übt auch einen neuen Konkurrenz-
druck auf andere Aspekte der bilateralen Zu-
sammenarbeit aus. Der Aufstieg des Südens ist 
Ansporn für Innovationen bei bilateralen Part-
nerschaften und regionaler Zusammenarbeit, 
mit dem Ergebnis, dass innerhalb des Südens 
mehr Optionen für Finanzierung zu Vorzugs-
bedingungen, Infrastrukturinvestitionen und 
Technologietransfer zur Verfügung stehen. Die 
wachsende Hilfe, die durch den Süden gewährt 
wird, ist häufig nicht an explizite wirtschafts-
politische Bedingungen oder an eine bestimm-
te  Regierungsführung geknüpft. Es waren bei-
spielsweise die innerstaatlichen Erfahrungen 
und Erkenntnisse einiger Schwellenländer, die 
zur Wiederentdeckung der Bedeutung einer 
verbesserten Infrastruktur für die Entwicklung 
geführt haben. Während des letzten Jahrzehnts 
wurde nahezu die Hälfte der Infrastrukturfi-
nanzierung in Afrika südlich der Sahara durch 
Regierungen und Regionalfonds aus anderen 
Teilen des Südens bereitgestellt.22
Hinzu kommt, dass durch den außerordent-
lichen Anstieg der Kapitalakkumulation in den 
am schnellsten wachsenden Volkswirtschaften 
des Südens – am deutlichsten abzulesen an 
den sprunghaft gestiegenen Devisenreserven 
– ein weitgehend unerschlossenes Reservoir 
von Entwicklungskapital zur Verfügung steht. 
Drei Viertel des Zuwachses der Devisenreser-
ven zwischen 2000 und 2011 entfielen auf die 
Länder des Südens, die sich damit zum Teil ge-
gen künftige finanzielle Einbrüche und Krisen 
absichern wollten (Grafik 7).
Schon 1995 benannte das Entwicklungs-
programm der Vereinten Nationen (UNDP) 
23 Entwicklungsländer, denen in der Süd-Süd- 
Zusammenarbeit eine zentrale Bedeutung bei-
gemessen wurde. Während des letzten Jahr-
zehnts haben diese Länder ihre Beziehungen 
mit anderen Entwicklungsländern immer 
schneller ausgeweitet.23 Außerhalb der OECD 
GRaFiK 7
















a. Vorläufige Daten des dritten Quartals.
Hinweis: Die Klassifizierung der Länder entspricht derjenigen des 
Internationalen Währungsfonds (IWF); berücksichtig sind 34 fortgeschrittene 
Volkswirtschaften und 110 aufstrebende und sich entwickelnde 
Volkswirtschaften, die ihre Daten an die Datenbank des IWF melden, in der die 
Währungszusammensetzung der offiziellen Devisenreserven verzeichnet wird.
Quelle: Grabel 2013.
Der Süden befindet sich 
heute in einer position,  





nisse und Erfahrungen 
beeinflussen oder sogar 
umgestalten kann
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sind Brasilien, China und Indien die drei 
größten Geberländer.24 Andere wie Malaysia, 
Thailand und die Türkei spielen in der Regio-
nalentwicklung ebenfalls eine wichtige Rolle. 
Neue Entwicklungspartnerschaften, die sich an 
einem „win-win“-Modell orientieren, von dem 
alle Beteiligten profitieren, haben durch die 
Unterstützung von Entwicklungsanstrengun-
gen und die Eröffnung von Möglichkeiten für 
bilateralen Handels- und Investitionsaustausch 
den Aufstieg des Südens gefestigt. Im Rahmen 
dieses Prozesses vollzieht sich eine Neuausrich-
tung internationaler Regime und Organisatio-
nen, um der Verschiebung in den globalen wirt-
schaftlichen Machtverhältnissen, die durch den 
Aufstieg des Südens bewirkt wurde, Rechnung 
zu tragen.
*    *    *
Zahlreiche Aspekte des Aufstiegs des Südens 
und ihre Auswirkungen auf die menschliche 
Entwicklungwerden in diesem Bericht aus-
führlicher untersucht. Kapitel  1 nimmt eine 
Bestandsaufnahme der aktuellen menschli-
chen Entwicklung auf globaler und regionaler 
Ebene vor, mit besonderem Augenmerk auf 
Trends, Probleme und Fortschritte in mitei-
nander verknüpften Schlüsselbereichen wie 
Armut, Ungleichheit, soziale Integration und 
menschliche Sicherheit. Kapitel  2 zeigt den 
Aufstieg der Länder des Südens zu wichtigen 
Akteuren der Weltwirtschaft, in der sie als 
Motor für Wachstum und als Katalysatoren 
für den Wandel in anderen Entwicklungs-
ländern wirken, und es beschreibt einige der 
Probleme, die in diesem Zusammenhang auf-
treten. Kapitel  3 untersucht die politischen 
Modelle und Strategien, die die Fortschritte 
in verschiedenen besonders erfolgreichen 
Ländern des Südens gestützt haben. Kapitel 4 
stellt zwei grundlegende Fragen: Kann die-
ser Fortschritt weiter aufrechterhalten wer-
den, und mit welchen Herausforderungen 
ist mit Blick auf die Zukunftsfähigkeit der 
menschlichen Entwicklung zu rechnen? Kapi-
tel 5 befasst sich mit der Aussicht, politische 
Maßnahmen und Grundsätze für ein neues 
Rahmenwerk einer globalen und regionalen 
Governance zu entwickeln, die den Aufstieg 
des Südens umfassend repräsentiert und be-
rücksichtigt, und zwar im langfristigen Interes-
se sowohl des Südens wie des Nordens. Wie der 
Bericht zeigt, erfordern die zunehmend kom-
plexen Herausforderungen des 21. Jahrhun-
derts neue Partnerschaften und neue Ansätze, 
die die Realitäten dieser sich rasch verändern-
den Welt widerspiegeln.
Neue Entwicklungs- 
partnerschaften, die sich 
an einem „win-win“-
Modell orientieren, haben 
durch erweiterte Möglich-
keiten für bilateralen 
Handels- und investitions-
austausch den aufstieg 
des Südens gefestigt
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„Das politische Problem der 
Menschheit besteht darin, 
drei Dinge miteinander zu 
vereinen: ökonomische 




Der Stand der menschlichen Entwicklung
Die größten Entwicklungsländer – von Brasilien über Südafrika und Indien bis China – sind zu wichtigen Stützen der 
Weltwirtschaft geworden. 2012 konnten sich jedoch selbst die dynamischsten Volkswirtschaften des Südens den negativen 
Auswirkungen der Finanzprobleme des Nordens nicht länger entziehen. In dem Bemühen, eine Schuldenkrise und große 
Haushaltsdefizite zu überwinden, führen viele entwickelte Länder strenge Sparprogramme ein, die nicht nur ihre eigenen 
Bürger extrem belasten, sondern auch die potenziellen Chancen von Millionen anderen Menschen weltweit auf mehr 
menschliche Entwicklung schmälern.
Der erste Bericht über die menschliche Entwick-
lung im Jahr 1990 präsentierte eine Vision von 
wirtschaftlichem und sozialem Fortschritt, 
bei der es im Wesentlichen darum geht, dass 
Menschen mehr Wahlmöglichkeiten und Ver-
wirklichungschancen erhalten. Seitdem wur-
den substanzielle Fortschritte erzielt: Viele 
Entwicklungsländer verzeichnen weiterhin ra-
sches Wachstum und verbessern den Stand der 
menschlichen Entwicklung. Der Aufstieg des 
Südens ist eines der Merkmale einer sich mit 
großer Geschwindigkeit verändernden Welt. 
Auf den Süden entfällt heute fast ein Drit-
tel der weltweiten Wirtschaftsleistung1 und 
des weltweiten Konsums.2 Ohne das robuste 
Wachstum in diesen Volkswirtschaften, insbe-
sondere in China und Indien, wäre die globale 
Rezession noch wesentlich tiefer ausgefallen.3
Unabhängig davon gibt es Anzeichen für ei-
nen Ansteckungseffekt und begründeten An-
lass zur Sorge, dass in einer eng verflochtenen 
Welt die Krise im Norden den Fortschritt der 
Entwicklungsländer hemmen könnte. Von eini-
gen bemerkenswerten Ausnahmen abgesehen, 
werden in Industrieländern harte Sparmaßnah-
men eingeführt, die die Wohlfahrtsrolle der 
Regierung und die Staatsausgaben beschrän-
ken und die öffentlichen Dienstleistungen 
beschneiden,4 was manche in finanzielle Not 
stürzt und wirtschaftliche Schrumpfungspro-
zesse verschärft. Der Lebensstandard vieler 
Menschen in der entwickelten Welt sinkt. In 
einer Reihe von Ländern kam es infolgedessen 
zu großen Demonstrationen in den Straßen so-
wie zu allgemeiner Enttäuschung über Politiker 
und die Wirtschaftsführung.
Ähnliche Krisen hat es schon früher gegeben: 
in Europa und den Vereinigten Staaten in den 
1930er Jahren, in Lateinamerika in den 1980er 
Jahren und in Asien in den 1990er Jahren. Im 
zweiten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts findet 
die Krise nun erneut mitten in Europa statt.
Weil sich Regierungen berechtigte Sorgen 
über die Tragfähigkeit der Staatsschulden ma-
chen, verabschieden sie Sparprogramme. Es 
besteht jedoch die Gefahr, dass kurzfristige 
Maßnahmen auf lange Sicht Schäden verur-
sachen, die die menschliche Entwicklung und 
die Grundlagen der sozialen Wohlfahrt un-
tergraben, die es erst möglich machen, dass 
Volkswirtschaften wachsen, Demokratien flo-
rieren und in Gesellschaften die Ungleichheit 
abnimmt und sie weniger anfällig für Schocks 
werden.5
Es gibt auch Belege dafür, dass die rasche 
Durchführung drastischer Sparprogramme Re-
zessionen vertiefen und verlängern kann. Die 
Konsolidierung der Staatsfinanzen hatte be-
reits Auswirkungen, die die private inländische 
Nachfrage und das BIP schrumpfen ließen.6 
Gleichzeitig schwächte sie die ökonomischen 
Rahmenbedingungen und führte zu höherer 
Arbeitslosigkeit.7 Kürzungen im Gesundheits- 
und Bildungsbereich sowie bei anderen öffent-
lichen Dienstleistungen werden wahrscheinlich 
auf Jahre die Gesundheit der Bevölkerung, die 
Qualität der Arbeitskräfte sowie den Zustand 
von wissenschaftlicher Forschung und Innova-
tion beeinträchtigen (Kasten 1.1). Dies könnte 
für eine gewisse Zeit geringere Fortschritte bei 
der menschlichen Entwicklung bedeuten (Kas-
ten 1.2). Außerdem verringert wirtschaftliche 
Stagnation die Steuereinnahmen, die Regie-
rungen zur Finanzierung von sozialen Dienst-
leistungen und öffentlichen Gütern benötigen.
Ein Großteil dieser schädlichen Folgen ist 
vermeidbar. Erkenntnisse aus der Vergangen-
heit signalisieren, dass der beste Zeitpunkt für 
die Verringerung von Defiziten gekommen ist, 
wenn das wirtschaftliche Wachstum an Fahrt 
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KaStEN 1.1
Fairness, Makroökonomie und menschliche Entwicklung
Die steigende Einkommensungleichheit in den Vereinigten Staaten und 
manchen europäischen Ländern lenkt die Aufmerksamkeit auf Fairness in 
Bezug auf die Fragen, wie Einkommen verteilt sind und wem Wachstum 
nutzt. Sie finden Eingang in den öffentlichen politischen Diskurs in ent-
wickelten Ländern, bislang allerdings mit begrenzten Auswirkungen 
auf politische Konzepte und Praxis. In entwickelten Ländern ist die 
Arbeitslosigkeit auf dem höchsten Stand seit Jahren, und ein großer Teil 
der Erwerbsbevölkerung hatte in den letzten Jahrzehnten keinen signifikan-
ten Anstieg der Reallöhne. Gleichzeitig sind die Einkommen in den reichs-
ten Dezilen beträchtlich gestiegen. Parallel zur Zunahme der Ungleichheit 
haben viele der Wohlhabenderen gefordert, dass der Staat sich zurückneh-
men und eine restriktive Finanzpolitik verfolgen soll: Die Wohlhabenden 
haben nicht nur unverhältnismäßig von früherem Wachstum profitiert, 
sondern scheinen auch entschlossen, ihre Gewinne zu schützen. Es ver-
wundert, dass in Demokratien Regierungsagenden trotz beträchtlichen 
Drucks von Seiten der Zivilgesellschaft von Sparprogrammen statt von 
Sozialschutzprogrammen beherrscht werden.
Die Forderung nach Sparmaßnahmen ist nicht auf Länder in der 
Eurozone begrenzt. Im Rahmen seines aktuellen Sparprogramms plant das 
Vereinigte Königreich, die Investitionen der öffentlichen Hand um etwa zwei 
Prozent des BIP zurückzufahren. Diese Forderungen nach Ausgabendisziplin 
erfolgen zu einem Zeitpunkt, zu dem sich die Investitionen der öffentlichen 
Hand auf einem historischen Tiefpunkt befinden. Beispielsweise belaufen 
sich die Nettoinvestitionen der öffentlichen Hand im Vereinigten Königreich 
für das Haushaltsjahr 2011/2012 auf weniger als zwei Prozent des BIP. 
Fortgesetztes Drängen auf weniger Staat und niedrigere Sozialausgaben 
könnte die Aussichten auf wirtschaftliche Erholung und Wachstum deutlich 
verschlechtern. 
Makroökonomische Maßnahmen haben weitreichende Folgen für die 
menschliche Entwicklung. Die Kürzung von Sozialausgaben zur Verringerung 
der Schulden der öffentlichen Hand kann langfristige Auswirkungen ha-
ben. Wenn Volkswirtschaften immer weiter schrumpfen, werden auch 
aufeinander folgende Runden des Schuldenabbaus wenig dazu beitragen, 
die Tragfähigkeit der Schuldenlast zu verbessern. Ausgabenkürzungen 
verringern die Gesamtnachfrage, was es in Verbindung mit großer 
Einkommensungleichheit schwierig macht, die Wirtschaft wiederzube-
leben und Menschen wieder in Arbeit zu bringen. Bei den Bemühungen 
um Vollbeschäftigung muss eine verringerte Gesamtnachfrage kompen-
siert werden. In den Vereinigten Staaten (und anderen Industriestaaten) 
wurde dies durch niedrige Zinsen erreicht, was gemeinsam mit neuen 
Finanzinstrumenten und lascher Regulierung eine Blase verursachte, 
die schlussendlich zu der aktuellen Finanzkrise führte. Die Länder in der 
Eurozone, denen bezüglich der Nutzung von Politikinstrumenten Schranken 
auferlegt sind, können keine geldpolitischen Maßnahmen ergreifen, um 
sich durch eine Abwertung (oder Aufwertung) ihren Weg aus einer Krise 
zu bahnen. 
Quelle: Atkinson 2011, 2012; Block 2012; HM Treasury 2010; Nayyar 2012a; Sen 2012; Stiglitz 2012.
KaStEN 1.2
Kurzfristige Kürzungen haben langfristige Folgen: steigende Fertilität in Afrika
Warum stieg zwischen 1970 und 1990 in vielen Ländern in Afrika südlich der 
Sahara die Fertilität, während sie in allen anderen Regionen rückläufig war? 
Die Entwicklung der Fertilität scheint mit Kürzungen der Sozialausgaben, 
insbesondere im Bildungsbereich, zusammenzuhängen, die als Teil struktu-
reller Anpassungsprogramme in den 1980er Jahren vorgenommen wurden.
Kürzungen im Bildungsbereich beschränken nicht nur die mensch-
lichen Fähigkeiten, sondern wirken sich aufgrund ihres Einflusses auf die 
Geburtsraten Jahre später auch auf die Altersstruktur der Bevölkerung 
aus. Länder mit niedrigeren Bildungsniveaus, vor allem Länder, in denen 
Mädchen keine Sekundarbildung erhalten, verzeichnen gewöhnlich höhere 
Fertilität. Fast allgemeingültig lässt sich feststellen, dass Frauen mit höhe-
rem Bildungsniveau weniger Kinder haben. Dieser Effekt ist besonders aus-
geprägt in Ländern, die sich in einem frühen Stadium ihres demografischen 
Übergangs befinden und noch hohe Gesamtfertilität verzeichnen. Bildung 
senkt die Fertilität, weil sie den Informationsstand verbessert, die Anreize 
für bestimmte Verhaltensweisen verändert und Menschen in die Lage ver-
setzt, ihre eigenen Präferenzen besser zu verfolgen.
In den 1980er Jahren kam es in Afrika südlich der Sahara zu einer 
partiellen Umkehrung der Fortschritte auf dem Weg zum demografischen 
Übergang. Parallel dazu sanken die realen Pro-Kopf-Bildungsausgaben 
im Durchschnitt um fast 50 Prozent. Zwischen 1980 und 1986 ging der 
Schulbesuch in der Grundschule in der Gesamtregion von 79 Prozent auf 
73 Prozent zurück (sinkende Werte in 16 Ländern und steigende Werte in 
17  Ländern). Die niedrigeren Bildungsausgaben hatten einen negativen 
Einfluss auf die Bildungsniveaus von Mädchen und Frauen und führten 
dazu, dass die durchschnittliche kombinierte Schulbesuchsquote für den 
Grundschul- und Sekundarbereich für Mädchen langsamer wuchs als in der 
Zeit vor den strukturellen Anpassungsprogrammen.
Quelle: Lutz und K.C. 2013; Rose 1995.
28    |    BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2013
gewonnen hat.8 John Maynard Keynes for-
mulierte vor fast 75 Jahren kurz und treffend: 
„The boom, not the slump, is the right time for 
austerity“9, was bedeutet, dass der Staat in guten 
Zeiten sparen soll und nicht in schlechten.
Es ist auch sehr wichtig, nicht nur die Höhe 
der Staatsausgaben zu berücksichtigen, sondern 
auch ihre Zusammensetzung und die Frage, wie 
diese verändert werden kann. Nach Angaben 
der Internationalen Arbeitsorganisation könn-
ten durch eine fiskalisch neutrale Veränderung 
der Zusammensetzung von Staatseinnahmen 
und -ausgaben zum Zweck der Beschäftigungs-
förderung und der Unterstützung menschlicher 
Entwicklung in 33 fortgeschrittenen Volkswirt-
schaften im Lauf der nächsten ein bis zwei Jahre 
1,8 bis 2,1 Millionen Arbeitsplätze geschaffen 
werden.10
Auch wenn sich die Möglichkeiten von Län-
dern zur Anpassung ihrer Ausgabenprioritä-
ten unterscheiden, verfügen viele über großen 
Spielraum, Prioritäten neu festzulegen. Bei-
spielsweise beliefen sich 2010 die weltweiten 
Militärausgaben auf mehr als 1,4 Billiarden 
US-Dollar – mehr als das BIP der 50 ärmsten 
Länder auf der Welt zusammengenommen. 
Selbst dort, wo die Konsolidierung der Staats-
finanzen notwendig ist, muss sie nicht mit 
Kürzungen von Wohlfahrtsleistungen einher-
gehen. Konsolidierung durch mehr Effizienz 
und weniger Subventionen beispielsweise für 
fossile Energieträger könnte dagegen die Sozi-
alausgaben relativ unangetastet lassen.11
Die Länder des Südens haben sich in der 
aktuellen globalen Wirtschaftskrise als belast-
barer erwiesen. Nach vorübergehenden Rück-
schlägen nach der Krise von 2008 sind afrikani-
sche und lateinamerikanische Länder zu ihrem 
Aufwärtstrend in Bezug auf menschliche Ent-
wicklung und Wachstum zurückgekehrt. Ein 
Grund hierfür war, dass sie sich pragmatischer 
verhalten haben: Sie ergriffen antizyklische 
Maßnahmen und verschoben den Schuldenab-
bau auf besser geeignete Zeiten. Die anhaltende 
Nachfrage aus dem Süden hat auch dazu beige-
tragen, die Exporte vieler Entwicklungsländer 
aufrechtzuerhalten, wodurch negative Auswir-
kungen der schwachen wirtschaftlichen Aktivi-
tät im Norden ausgeglichen werden konnten.12
Gleichzeitig investieren viele Entwicklungs-
länder weiterhin in die langfristige menschliche 
Entwicklung. Sie tragen einer klaren positiven 
Korrelation zwischen früheren Investitionen 
der öffentlichen Hand in soziale sowie physi-
sche Infrastruktur und Fortschritten im Index 
der menschlichen Entwicklung (HDI) Rech-
nung.13 Regierungen im Süden haben auch ver-
standen, dass nachhaltiger Fortschritt auf so-
zialer Integration basieren muss. Brasilien und 
Indien beispielsweise haben in früheren Ent-
wicklungsmodellen unterschätzte Aspekte der 
menschlichen Entwicklung unterstützt, indem 
sie Programme für Geldtransfers und „Recht 
auf Arbeit“-Programme eingeführt haben.
In der Gesamtbetrachtung haben in den letz-
ten Jahrzehnten viele Länder des Südens sub-
stanzielle Fortschritte zur Verbesserung ihrer 
Bilanz in Bezug auf den HDI gemacht. Dabei 
haben sie nicht nur das Wirtschaftswachstum 
gesteigert und die Armut verringert, sondern 
auch große Zugewinne im Gesundheits- und 
Bildungsbereich erzielt (wie später in diesem 
Kapitel ausführlich gezeigt wird). Diese Er-
rungenschaften auf breiter Basis sind bemer-
kenswert, weil Einkommenswachstum nicht 
zwangsläufig Zugewinne bei anderen Aspekten 
der menschlichen Entwicklung nach sich zieht. 
Wachstum kann die Mittel für Investitionen 
in Gesundheit und Bildung liefern, aber die 
Verknüpfung ist nicht automatisch. Außerdem 
kann Wachstum auch nur geringe Auswirkun-
gen auf andere wichtige Prioritäten unter dem 
Gesichtspunkt der menschlichen Entwicklung 
wie Partizipation und Befähigung zu selbstbe-
stimmtem Handeln haben.
In der aktuellen Situation werden mehr denn 
je Indikatoren benötigt, mit denen sich diese Di-
mensionen und die ökologische Nachhaltigkeit 
von Entwicklungspfaden erfassen lassen.
Fortschritte auf  
der nationalen Ebene
In jedem Bericht über die menschliche Ent-
wicklung wurde der menschliche Fortschritt 
überprüft, vor allem durch den HDI, ein zu-
sammengesetztes Maß mit Indikatoren für 
drei Dimensionen: Lebensdauer, Bildungs-
erfolg und Verfügungsgewalt über die Res-
sourcen, die dafür benötigt werden, ein men-
schenwürdiges Leben zu führen. In Bezug auf 
Es gibt eine klare positive 
Korrelation zwischen 
früheren investitionen 
der öffentlichen Hand in 
soziale sowie physische 
infrastruktur und 
Fortschritten im index  
der menschlichen 
Entwicklung (HDi)
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KaStEN 1.3 Amartya Sen, Nobelpreisträger für Wirtschaftswissenschaften
Was bedeutet es, ein Mensch zu sein?
Vor fast einem halben Jahrhundert veröffentlichte der Philosoph 
Thomas Nagel einen berühmten Aufsatz mit dem Titel What is it like 
to be a bat? (Wie ist es, eine Fledermaus zu sein?). Die Frage, die ich 
stellen möchte, lautet: Was bedeutet es, ein Mensch zu sein? Natürlich 
ging es bei Tom Nagels aufschlussreichem Aufsatz in der Philosophical 
Review in Wirklichkeit auch um Menschen und nur am Rande um 
Fledermäuse. Unter anderem äußerte sich Nagel sehr kritisch über das 
Ansinnen beobachtender Wissenschaftler, anhand der jeweiligen phy-
sischen Phänomene im Gehirn und in anderen Teilen des Körpers, die 
von außen leicht untersucht werden können, herauszufinden, was es 
bedeutet, eine Fledermaus – oder, in ähnlicher Weise, ein Mensch – zu 
sein. Die tiefere Bedeutung des Fledermaus- oder Menschseins wird 
sich kaum auf bestimmte Zuckungen im Gehirn und im Körper reduzie-
ren lassen. Die Komplexität des ersten kann nicht durch die leichtere 
Ergründbarkeit des zweiten gelöst werden (auch wenn es verlockend 
sein mag, genau dies zu tun).
Der Erkenntniswert des Konzepts der menschlichen Entwicklung be-
ruht ebenfalls auf einer Unterscheidung – aber von einer etwas anderen 
Art als Nagels grundlegende erkenntnistheoretische Gegenüberstellung. 
Das Konzept, für das Mahbub ul Haq durch die Reihe der Berichte über 
die menschliche Entwicklung, die 1990 begann, Pionierarbeit leistete, 
basiert auf der Gegenüberstellung zwischen dem schwierigen Problem 
der Bewertung der Reichhaltigkeit menschlichen Lebens einschließlich 
der Freiheiten, die Menschen zu Recht schätzen, auf der einen und der 
wesentlich leichteren Aufgabe, Einkommen und andere Ressourcen zu 
beobachten, über die Personen – oder Nationen – verfügen, auf der an-
deren Seite. Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist viel leichter zu verfolgen 
und zu messen als die Lebensqualität von Menschen. Aber menschli-
ches Wohlbefinden und Freiheit sowie ihre Verbindung mit Fairness und 
Ungerechtigkeit in der Welt können nicht einfach auf die Messung des 
BIP und der Wachstumsrate reduziert werden, auch wenn viele Menschen 
dieser Versuchung erliegen.
Es ist wichtig, die intrinsische Komplexität menschlicher Entwicklung 
anzuerkennen, unter anderem weil wir uns nicht dahingehend ablenken 
lassen sollten, die Ausgangsfrage zu verändern: Das war der entschei-
dende Punkt, der dem kühnen Ansinnen von Mahbub ul Haq zugrunde lag, 
das BIP zu ergänzen – und in einem gewissen Umfang zu ersetzen. Dies 
ging jedoch mit einem anderen schwierigen Punkt einher, der ebenfalls 
ein unvermeidlicher Teil dessen ist, was schlussendlich „das Konzept 
der menschlichen Entwicklung“ genannt wurde. Wir können aus prakti-
schen Gründen viele einfache Indikatoren der menschlichen Entwicklung 
wie den HDI auf der Grundlage von lediglich drei Variablen mit einer 
sehr einfachen Regel dafür verwenden, sie zu gewichten, aber das 
Unterfangen kann damit nicht enden. Wir sollten praktikable und nütz- 
liche Abkürzungen nicht verschmähen – der HDI mag uns viel mehr über 
die menschliche Lebensqualität mitteilen als das BIP –, aber genauso 
wenig sollten wir mit dem unmittelbaren Zugewinn vollends zufrieden 
sein, der sich mit diesen Abkürzungen in einer Welt kontinuierlicher 
Praxis erfassen lässt. Die Beurteilung der Lebensqualität ist eine wesent-
lich komplexere Aufgabe als das, was durch lediglich eine Zahl erfasst 
werden kann, unabhängig davon, wie umsichtig die zu berücksichtigen-
den Variablen und das Gewichtungsverfahren ausgewählt werden.
Die Anerkennung von Komplexität hat weitere wichtige Konsequenzen. 
Die wichtige Rolle des öffentlichen Vernunftgebrauchs, die im vorliegen-
den Bericht über die menschliche Entwicklung besonders hervorgehoben 
wird, leitet sich zum Teil aus der Anerkennung dieser Komplexität ab. 
Nur wer die Schuhe trägt, weiß, wo sie drücken, aber Maßnahmen mit 
dem Ziel, dass sie nicht mehr drücken, können nur wirksam sein, wenn 
den Menschen Mitspracherechte und umfangreiche Möglichkeiten 
für öffentliche Diskussion eingeräumt werden. Nur durch anhaltenden 
Dialog unter der Bevölkerung mit einem Einfluss auf die Politikgestaltung 
kann die Bedeutung verschiedener Elemente bei der Beurteilung des 
Wohlbefindens und der Freiheit der Menschen gewürdigt und einge-
schätzt werden. Die politische Bedeutung solcher Initiativen wie des so 
genannten arabischen Frühlings und von Massenbewegungen in anderen 
Teilen der Welt ist nicht größer als das erkenntnistheoretische Gewicht 
des Umstands, dass Menschen im Dialog mit anderen zum Ausdruck brin-
gen, was ihnen im Leben fehlt und welche Ungerechtigkeiten sie besei-
tigen möchten. Es gibt viel zu diskutieren – untereinander und mit den 
Staatsdienern, die Politik gestalten.
Wenn die Verpflichtungen in Bezug auf den Dialog in der Governance-
Struktur angemessen wahrgenommen werden, zählt dazu auch, die 
Interessen der Menschen zu vertreten, die nicht anwesend sind, um ihre 
Anliegen selbst vorzutragen. Menschliche Entwicklung darf zukünftige 
Generationen nicht ignorieren, nur weil sie nicht da sind – noch nicht. 
Menschen haben jedoch die Fähigkeit, über andere und ihr Leben nachzu-
denken, und die Kunst verantwortungsvoller und pflichtbewusster Politik 
besteht darin, Dialoge von schmalspurigen selbstzentrierten Anliegen auf 
das allgemeinere soziale Verständnis der Bedeutung von Bedürfnissen 
und Freiheiten von Menschen sowohl in der Zukunft als auch heute zu 
erweitern. Dabei geht es nicht darum, einfach die Anliegen innerhalb 
eines einzigen Indikators zu berücksichtigen, beispielsweise durch 
Überfrachtung des bereits recht stark befrachteten HDI (der sowieso 
nur Wohlbefinden und Freiheit zum aktuellen Zeitpunkt erfasst). Gewiss 
muss sichergestellt werden, dass in den Diskussionen über menschliche 
Entwicklung auf jene anderen Anliegen eingegangen wird. Die Berichte 
über die menschliche Entwicklung können auch zukünftig zu dieser 
Erweiterung beitragen, indem sie erklären und Tabellen mit einschlägigen 
Informationen präsentieren.
Das Konzept der menschlichen Entwicklung ist ein großer Fortschritt bei 
der schwierigen Aufgabe, die Erfolge und Entbehrungen im menschlichen 
Leben zu verstehen, und ist auch ein wertvolles Instrument für Reflexion 
und Dialog. Es bringt auf diesem Weg Fairness und Gerechtigkeit in der 
Welt voran. Wir mögen insofern ein Gutteil mit Fledermäusen gemein-
sam haben, weil es für den ungeduldigen beobachtenden Wissenschaftler 
genauso schwierig ist, uns zu messen. Aber wir können auch über die 
Vielseitigkeit unseres Lebens und desjenigen von anderen – heute und 
morgen – so nachdenken und sprechen, wie Fledermäuse es wohl nicht 
können. Ein Mensch zu sein bedeutet, einer Fledermaus sowohl zu glei-
chen als auch ganz anders zu sein als sie.
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Ungleichheit, Armut und Gleichstellungsde-
fizite wurden andere Indizes entwickelt. Die 
HDI-Werte für 2012 finden sich in der statis-
tischen Tabelle 1.
Der HDI lässt 2012 große Fortschritte er-
kennen. In den letzten Jahrzehnten rückten 
Länder auf der ganzen Welt enger zusammen 
und bewegten sich gleichzeitig in Richtung auf 
einen höheren Stand der menschlichen Ent-
wicklung. Das Tempo der Fortschritte beim 
HDI war in den Ländern mit niedrigem und 
mittlerem HDI am höchsten. Dies ist eine gute 
Nachricht. Wirkliche Fortschritte erfordern 
jedoch mehr als eine durchschnittliche Verbes-
serung beim HDI. Es ist weder wünschenswert 
noch nachhaltig, wenn Zuwächse beim HDI 
mit größerer Einkommensungleichheit, dem 
Nachhaltigkeitsprinzip nicht gerecht werden-
den Konsummustern, hohen Militärausgaben 
und geringem sozialem Zusammenhalt einher-
gehen (Kasten 1.3).
2012 belief sich der weltweite durchschnitt-
liche HDI-Wert auf 0,694. Afrika südlich 
der Sahara verzeichnete den niedrigsten HDI-
Wert (0,475), gefolgt von Südasien (0,558). 
Von den Entwicklungsregionen hatten Europa 
und Zentralasien den höchsten HDI (0,771), 
gefolgt von Lateinamerika und der Karibik 
(0,741).
Über HDI-Gruppen und Regionen beste-
hen große Unterschiede bei den Komponenten 
des HDI: Lebenserwartung, mittlere Schul-
besuchsdauer in Jahren und Einkommen. Das 
durchschnittliche Bruttonationaleinkommen 
(BNE) pro Kopf in Ländern mit sehr hohem 
HDI beträgt mehr als das 20-Fache desjenigen 
in Ländern mit niedrigem HDI (Tabelle 1.1). 
Die Lebenserwartung ist in Ländern mit sehr 
hohem HDI ein Drittel höher als in Ländern 
mit niedrigem HDI, während die durch-
schnittliche Schulbesuchsdauer in Jahren bei 
Erwachsenen über 25 Jahren in Ländern mit 
sehr hohem HDI fast dreimal höher ist als in 
Ländern mit niedrigem HDI. Die voraussicht-
liche Schulbesuchsdauer in Jahren, die die sich 
verändernden Bildungsmöglichkeiten in Ent-
wicklungsländern besser wiedergibt, vermittelt 
jedoch ein wesentlich hoffnungsvolleres Bild: 
Neu eingeschulte Grundschüler in einem Land 
mit niedrigem HDI werden durchschnittlich 
taBEllE 1.1
HDI und Komponenten nach Regionen und HDI-Gruppen, 2012
Region und HDI-Gruppe HDI
Lebenserwar- 













Arabische Staaten 0,652 71,0 6,0 10,6 8.317
Ostasien und der Pazifik 0,683 72,7 7,2 11,8 6.874
Europa und Zentralasien 0,771 71,5 10,4 13,7 12.243
Lateinamerika und die Karibik 0,741 74,7 7,8 13,7 10.300
Südasien 0,558 66,2 4,7 10,2 3.343
Afrika südlich der Sahara 0,475 54,9 4,7 9,3 2.010
HDI-Gruppierungen 
Sehr hohe menschliche Entwicklung 0,905 80,1 11,5 16,3 33.391
Hohe menschliche Entwicklung 0,758 73,4 8,8 13,9 11.501
Mittlere menschliche Entwicklung 0,640 69,9 6,3 11,4 5.428
Niedrige menschliche Entwicklung 0,466 59,1 4,2 8,5 1.633
Welt 0,694 70,1 7,5 11,6 10.184
Hinweis: Die Daten sind nach Bevölkerung gewichtet und wurden auf der Grundlage von HDI-Werten für 187 Länder berechnet. KKP = Kaufkraftparität
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros. Siehe auch die statistische Tabelle 1.
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wahrscheinlich 8,5 Jahre die Schule besuchen, 
was etwa dem aktuellen Wert für die Schulbe-
suchsdauer von Erwachsenen in Ländern mit 
hohem HDI (8,8 Jahre) entspricht. In der Ge-
samtbetrachtung haben die meisten Länder mit 
niedrigem HDI für alle Kinder den Besuch der 
Grundschule und für 50  Prozent der Kinder 
den Besuch der Sekundarschule verwirklicht 
oder sind auf dem Weg dazu.
Es bestehen große Unausgewogenheiten in 
Bezug auf die Errungenschaften innerhalb von 
Regionen und HDI-Gruppen. Eine Möglich-
keit der Bewertung von Unterschieden inner-
halb von Ländergruppen besteht darin, das 
Verhältnis zwischen dem höchsten und dem 
niedrigsten HDI-Wert von Ländern in der je-
weiligen Gruppe zu vergleichen. Dieser Quo-
tient ist am höchsten in Afrika südlich der 
Sahara, gefolgt von den arabischen Staaten, 
Südasien sowie Lateinamerika und der Kari-
bik. In Afrika südlich der Sahara beruhen die 
Unausgewogenheiten größtenteils auf substan-
ziellen Unterschieden des Pro-Kopf-Einkom-
mens (mit einem Verhältnis von 70,114) und 
der durchschnittlichen Schulbesuchsdauer in 
Jahren (mit einem Verhältnis von 7,8). In Süd-
asien gehen die Unausgewogenheiten in erster 
Linie auf Unterschiede des Pro-Kopf-Ein-
kommens mit einem Verhältnis von 10,7 und 
der durchschnittlichen Schulbesuchsdauer in 
Jahren mit einem Verhältnis von 4,0 zurück. 
In den arabischen Staaten sowie in geringe-
rem Maß in Lateinamerika und der Karibik 
sind der wichtigste Faktor Unterschiede des 
Pro-Kopf-Einkommens.
Insgesamt haben sich die HDI-Werte im 
letzten Jahrzehnt angenähert, was unter an-
derem auf beschleunigte menschliche Ent-
wicklung in Ländern mit niedrigerem HDI 
zurückzuführen ist. Alle HDI-Gruppen und 
Regionen verzeichneten beträchtliche Ver-
besserungen bei allen HDI-Komponenten, 
wobei Länder mit niedrigem und mittlerem 
HDI raschere Fortschritte erzielten. In Ost- 
asien und dem Pazifik sowie in Südasien hiel-
ten die Fortschritte wie in früheren Jahrzehn-
ten an, während in Afrika südlich der Sahara 
im letzten Jahrzehnt raschere Fortschritte ge-
macht wurden. Der Prozess der Konvergenz 
der HDI-Werte ist im letzten Jahrzehnt ausge-
prägter geworden.
Eine der Hauptkomponenten des HDI ist 
die Lebenserwartung. 2012 betrug die durch-
schnittliche Lebenserwartung 70,1 Jahre, wo-
bei allerdings große Unterschiede zwischen 
HDI-Gruppen bestanden: 59,1 Jahre in Län-
dern mit niedrigem HDI und 80,1  Jahre in 
Ländern mit sehr hohem HDI. Die länder-
übergreifenden Unterschiede sind noch größer: 
Schlusslicht ist Sierra Leone mit 48,1 Jahren, 
und an der Spitze liegt Japan mit 83,6 Jahren. 
In Afrika südlich der Sahara stagnierte die Le-
benserwartung infolge der HIV- und Aids-Pan-
demie zwischen 1990 und 2000 bei 49,5 Jah-
ren. Zwischen 2000 und 2012 stieg sie jedoch 
um 5,5 Jahre.
Ein weiterer wichtiger Einfluss auf den HDI 
und einer der empfindlichsten Indikatoren für 
menschliches Wohlbefinden sind die Über-
lebenschancen von Kindern. 2010 betrug die 
globale Sterblichkeitsrate bei Kindern unter 
fünf Jahren 55 Sterbefälle pro 1.000 Lebendge-
burten; sie war jedoch über die HDI-Gruppen 
ungleich verteilt. Länder mit niedrigem HDI 
verzeichneten die höchste Rate (110  Sterbe-
fälle pro 1.000 Lebendgeburten), gefolgt von 
Ländern mit mittlerem HDI (42), Ländern 
mit hohem HDI (18) und Ländern mit sehr 
hohem HDI (6). Ein schlechter Gesundheits-
zustand im Kindesalter kann die kognitive Ent-
wicklung eines Kindes dauerhaft beeinträchti-
gen und einen negativen Einfluss auf die Ar-
beitsproduktivität im Erwachsenenalter haben.
HDI-Vergleiche werden gewöhnlich zwischen 
Ländern im Norden und im Süden angestellt, 
und auf dieser Grundlage nimmt die Ungleich-
heit in der Welt ab. Unabhängig davon ver-
schleiern nationale Durchschnittswerte, dass 
sich die menschlichen Erfahrungen stark unter- 
scheiden, und es bestehen weiterhin große Unaus- 
gewogenheiten innerhalb von Ländern sowohl 
des Nordens als auch des Südens. Die Verei-
nigten Staaten beispielsweise hatten 2012 ei-
nen HDI-Wert von 0,94 und standen damit 
an dritter Stelle weltweit. Der HDI für aus 
Lateinamerika stammende Einwohner betrug 
fast 0,75, während sich der HDI-Wert für 
Afroamerikaner 2010/2011 auf knapp 0,70 
belief.15 Der durchschnittliche HDI-Wert 
für Afroamerikaner in Louisiana war jedoch 
0,47.16 Ähnliche ethnische Unausgewogenhei-
ten bei den HDI-Errungenschaften in Ländern 
HDi-Vergleiche werden 
gewöhnlich zwischen 
ländern im Norden und 
im Süden angestellt, und 
auf dieser Grundlage 
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mit sehr hohem HDI lassen sich auch in Bezug 
auf die Roma-Bevölkerungen im südlichen 
Europa beobachten.
In manchen Entwicklungsländern ist die 
Spanne der menschlichen Entwicklung eben-
falls sehr breit. In Brasilien beispielsweise wur-
den im Jahr 2000, dem letzten Jahr, für das 
subnationale Daten verfügbar sind, der höchste 
HDI-Wert in São Caetano do Sul im Bundes-
staat São Paulo (0,92) und der niedrigste in 
Manari im Bundesstaat Pernambuco (0,47) ver-
zeichnet. In China finden sich ähnliche, wenn-
gleich weniger stark ausgeprägte Unterschiede 
zwischen den Provinzen: Shanghai liegt an der 
Spitze (0,91) und Tibet am Ende (0,63).17
Einkommen und  
menschliche Entwicklung
Eine weitere grundlegende Komponente 
menschlicher Entwicklung und des HDI ist die 
Verfügungsgewalt über Ressourcen, gemessen 
anhand des Einkommens pro Kopf. Zwischen 
1990 und 2012 stieg das Einkommen pro Kopf 
in allen vier HDI-Gruppen, wenngleich in un-
terschiedlichem Maß (Grafik 1.1). Das höchs-
te durchschnittliche jährliche Wachstum des 
Einkommens pro Kopf wurde mit jeweils über 
neun Prozent in China und Äquatorialguinea 
verzeichnet. Nur zwölf Länder übertrafen beim 
Pro-Kopf-Einkommenswachstum die vier-Pro-
zent-Marke, während das Einkommen pro 
Kopf in 19 Ländern sank.
Eines der eindrucksvollsten Beispiele für eine 
positive Bilanz bietet Afrika südlich der Sahara. 
Von 2003 bis 2008 – den fünf Jahren, die der 
globalen Finanzkrise vorausgingen – wuchs das 
Pro-Kopf-Einkommen in der Region um fünf 
Prozent jährlich, mehr als doppelt so stark wie 
in den 1990er Jahren (Grafik 1.2).18 Ausschlag-
gebend für diesen Aufwärtstrend waren res-
sourcenreiche Länder, die dank starker Nach-
frage aus dem Süden, vor allem aus China, von 
Preisanstiegen bei den wichtigsten Rohstoffex-
portgütern Afrikas profitierten – in erster Linie 
Erdgas, Erdöl, Mineralien und Agrarprodukte.
Wachstum wurde jedoch verbreitet auch in 
anderen Ländern verzeichnet, wobei stärker di-
versifizierte und agrarisch ausgerichtete Volks-
wirtschaften am besten abschnitten. Trotz 
Rohstoffpreisanstiegen wuchsen viele Länder 
GRaFiK 1.2 
Afrika südlich der Sahara verzeichnete im letzten Jahrzehnt dauerhaftes 
Einkommenswachstum










Hinweis: KKP = Kaufkraftparität.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros.
GRaFiK 1.1 















Hinweis: KKP = Kaufkraftparität.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage eines Panels derselben 161 Länder und Territorien.
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wie Äthiopien, Ruanda und Uganda, die Net-
torohstoffimporteure sind, weiterhin rasch. Die 
Volkswirtschaften in Afrika südlich der Sahara 
waren durch die stärkere regionale Integration, 
insbesondere in Ostafrika, auch teilweise gegen 
globale Schocks abgeschirmt.
Wie in den meisten Berichten über die 
menschliche Entwicklung hervorgehoben wur-
de, spielt jedoch nicht nur die Höhe des Ein-
kommens eine Rolle, sondern auch, wie es 
verwendet wird. Eine Gesellschaft kann ihr 
Einkommen für Bildung oder für Kriegswaffen 
ausgeben. Personen können ihr Einkommen 
für Grundnahrungsmittel oder für Drogen aus-
geben. Sowohl für Gesellschaften als auch für 
Personen ist nicht der Prozess der Wohlstands-
maximierung entscheidend, sondern die Art 
und Weise, wie sie Einkommen in menschliche 
Entwicklung umsetzen. Tabelle  1.2 zeigt er-
folgreiche Länder in dieser Beziehung, gemes-
sen anhand des größten Unterschieds zwischen 
dem Pro-Kopf-BNE und dem HDI-Rang.19 
Bei den Ländern mit sehr hoher menschlicher 
Entwicklung steht Neuseeland an der Spitze 
und bei den Ländern mit hoher menschlicher 
Entwicklung Kuba.
armut
Eine der vorrangigsten Prioritäten auf der Welt 
ist die Beseitigung von Armut und Hunger. 
Dies ist das erste der acht Millenniums-Ent-
wicklungsziele. Die diesbezügliche Zielvor-
gabe für 2015 war, im Vergleich zu 1990 den 
Anteil der Menschen zu halbieren, deren Ein-
kommen weniger als 1,25 US-Dollar pro Tag 
beträgt. Dieses Ziel wurde drei Jahre vor dem 
angestrebten Datum erreicht, vor allem auf-
grund des Erfolgs einiger bevölkerungsreicher 
Länder: Brasilien (wo der Anteil der Bevöl-
kerung mit einem Einkommen von weniger 
als 1,25 US-Dollar pro Tag (KKP-Dollar von 
2005) von 17,2 auf 6,1 Prozent zurückging), 
China (von 60,2 auf 13,1 Prozent) und Indien 
(von 49,4 auf 32,7 Prozent).20 Infolgedessen ist 
die Zahl der Armen stark gesunken: Beispiels-
weise konnte alleine China zwischen 1990 und 
2008 bemerkenswerte 510 Millionen Men-
schen von Armut befreien.21
Armen Menschen fehlt nicht nur Einkom-
men. Armut hat viele Dimensionen und drückt 
sich beispielsweise in Defiziten in Bezug auf 
Gesundheit und Bildung aus. Außerdem sind 
schätzungsweise zehn Prozent der Weltbevöl-
kerung von irgendeiner Form von Behinderung 
betroffen, die unabhängig vom Einkommen ih-
ren Lebensstandard potenziell begrenzt.22
Anfang und Mitte des 20. Jahrhunderts ver-
ringerten europäische Länder die Armut nicht 
nur durch höhere Einkommen, sondern auch 
indem sie öffentliche Güter wie Gesundheits-
taBEllE 1.2
Die führenden fünf Länder, deren HDI-Rang 2012 höher war als ihr Rang beim 
Bruttonationaleinkommen pro Kopf
HDI-Gruppe und Land HDI-Wert
Bruttonationaleinkommen 





Sehr hohe menschliche Entwicklung
Neuseeland 0,919 24.358 26
Irland 0,916 28.671 19
Australien 0,938 34.340 15
Republik Korea 0,909 28.231 15
Israela 0,900 26.244 13
Hohe menschliche Entwicklung
Kuba 0,780 5.539 44
Georgien 0,745 5.005 37
Montenegro 0,791 10.471 24
Albanien 0,749 7.822 21
Grenada 0,770 9.257 21
Mittlere menschliche Entwicklung
Samoa 0,703 3.928 28
Tonga 0,710 4.153 26
Fidschi 0,702 4.087 24
Kirgisistan 0,622 2.009 24
Ghana 0,558 1.684 22
Niedrige menschliche Entwicklung
Madagaskar 0,483 828 28
Togo 0,459 928 16
Kenia 0,519 1.541 15
Simbabwe 0,397 424 14
Nepalb 0,463 1.137 11
a. Der Unterschied zwischen dem BNE-Rang und dem HDI-Rang beträgt ebenfalls 13 für Chile, Estland und Griechenland, 
alles Länder mit sehr hohem HDI.
b. Der Unterschied zwischen dem BNE-Rang und dem HDI-Rang beträgt ebenfalls 11 für Liberia, ein Land mit niedrigem HDI.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros
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versorgung und Bildung bereitstellten.23 Bei der 
Untersuchung relativer Armutsniveaus müssen 
auch das soziale und politische Umfeld betrach-
tet werden, einschließlich der Frage, ob die Ar-
men „in der Öffentlichkeit erscheinen können, 
ohne sich zu schämen“.24 Ob Einkommen in ei-
KaStEN 1.4
Subjektive Indikatoren des Wohlbefindens: verbesserte Akzeptanz in Wissenschaft und Politik
In den letzten Jahren ist das Interesse an der Verwendung subjektiver 
Daten zur Messung von Wohlbefinden und menschlichem Fortschritt sowie 
als Grundlage politischer Handlungskonzepte gewachsen.1 Im Vereinigten 
Königreich hat sich die Regierung verpflichtet, wie von Stiglitz, Sen und 
Fitoussi (2009) empfohlen, die Verwendung subjektiver Indikatoren des 
Wohlbefindens zu untersuchen. In Bhutan wurden die Subindikatoren, aus de-
nen sich der Index des Bruttonationalglücks zusammensetzt, in alle politischen 
Maßnahmen integriert. Solche Daten können objektive Daten ergänzen, aber 
nicht ersetzen.
Kahneman und Krueger (2006) stützen die analytische Grundlage für die 
Messung subjektiven Wohlbefindens auf den Umstand, dass Menschen häu-
fig von den Verhaltensnormen des „rational handelnden Homo oeconomicus“ 
abweichen. Uneinheitliche Entscheidungen zu treffen, Überzeugungen ange-
sichts neuer Informationen nicht zu ändern, nützliche Austauschprozesse zu 
unterlassen: Solches Handeln verstößt gegen die Annahme von Rationalität, 
die der Umsetzung beobachteten Verhaltens in eine Theorie offenbarter 
Präferenzen in den Wirtschaftswissenschaften zugrunde liegt. Wenn die an-
genommene Verknüpfung zwischen beobachteten Daten und tatsächlichen 
Präferenzen schwach ist, wird das Argument dafür, sich ausschließlich auf 
objektive Daten zu stützen, geschwächt, und die Argumente dafür, auch sub-
jektive Daten zu verwenden, nehmen zu.
Stiglitz, Sen und Fitoussi (2009) verwenden subjektives Wohlbefinden 
als einen ihrer drei konzeptionellen Ansätze zur Messung der Lebensqualität. 
Sie weisen darauf hin, dass der Ansatz enge Verknüpfungen zur utilitaristi-
schen Tradition hat, aber auch darüber hinaus nützlich ist. Subjektive Maße 
der Lebensqualität haben jedoch keine objektiven Pendants. Beispielsweise 
gibt es kein Maß für beobachtetes Glück, wohingegen Inflation als entwe-
der tatsächliche oder wahrgenommene Inflation gemessen werden kann. Sie  
machen auch darauf aufmerksam, dass subjektive Ansätze eine Unterscheidung 
zwischen Dimensionen der Lebensqualität und den objektiven Faktoren er-
möglichen, die für diese bestimmend sind.
Subjektive Maße sind nicht unproblematisch. Sie sind ordinal skaliert und 
gewöhnlich nicht länder- oder kulturenübergreifend vergleichbar oder zuverläs-
sig im Zeitverlauf. Folglich kann es irreführend sein, subjektive Indikatoren wie 
Glück als das einzige oder hauptsächliche Kriterium für politisches Handeln zu 
verwenden. Diese Indikatoren können jedoch, wenn sie in geeigneter Weise 
gemessen und sorgfältig verwendet werden, objektive Daten als Information 
für die Politik, insbesondere auf der nationalen Ebene, in wertvoller Weise 
ergänzen.
Ein wichtiger subjektiver Indikator des Wohlbefindens, der aus Umfragen 
gewonnen werden kann, ist die allgemeine Lebenszufriedenheit, beurteilt auf 
einer Skala von 0 bis 10. Daten für 149 Länder ergeben eine durchschnittliche 
Lebenszufriedenheit von 5,3 weltweit (siehe Tabelle), wobei der niedrigste 
Wert mit 2,8 in Togo und der höchste mit 7,8 in Dänemark verzeichnet wird 
(siehe statistische Tabelle 9). Erwartungsgemäß ist die Lebenszufriedenheit in 
Ländern mit höherer menschlicher Entwicklung im Allgemeinen höher.
allgemeine lebenszufriedenheit und Zufriedenheit mit Bildung sowie Gesundheitsversorgung
HDI Gruppe und Region
Allgemeine Lebenszufriedenheit, 
2007-2011a  
(0, geringste Zufriedenheit, 
10 größte Zufriedenheit)
Zufriedenheit mit der 
Gesundheitsversorgung, 2007-
2009a (% der Auskunftgebenden, 
die mit „ja“ antworteten)
Zufriedenheit mit der 
Bildungsqualität, 2011 (% 
der Auskunftgebenden, die 
mit „ja” antworteten)
HDI Gruppe
Sehr hoher HDI 6,7 61,9 61,3
Hoher HDI 5,9 55,2b 58,0
Mittlerer HDI 4,9 68,7b 69,2
Niedriger HDI 4,5 50,0 56,5
Region
Arabische Staaten 4,8 54,3b 50,0
Ostasien und der Pazifik 5,1b 79,5b 68,2b
Europa und Zentralasien 5,3 44,8 51,8
Lateinamerika und die Karibik 6,5 56,7 61,4b
Südasien 4,7 64,8 73,3
Afrika südlich der Sahara 4,4 50,1b 52,0
Welt 5,3 61,0b 64,2
a. Die Daten beziehen sich auf das letzte verfügbare Jahr im angegebenen Zeitraum.
b. Wert ist in den statistischen Tabellen nicht dargestellt, weil keine Daten für mindestens die Hälfte der Länder, die mindestens zwei Drittel der Bevölkerung dieser Gruppe umfassen, vorliegen.
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nen menschenwürdigen Lebensstandard umge-
setzt werden kann, hängt von einer Reihe von 
Aktiva und Fähigkeiten ab. Bei der gesamten 
Thematik kommt dem Staat die wichtige Auf-
gabe zu, den Zugang zu Gesundheit, Bildung 
sowie öffentlicher und persönlicher Sicherheit 
zu erleichtern (Kasten 1.4). Wie Einkommen 
in Wohlbefinden umgesetzt wird, insbesondere 
für die Armen, hängt auch von den Umwelt- 
bedingungen ab.25
Armut kann umfassender unter Verwen-
dung des Indexes der mehrdimensionalen Ar-
mut (Multidimensional Poverty Index – MPI) 
gemessen werden, mit dem sich überlappende 
Formen von Deprivation in Bezug auf Ge-
sundheit, Bildung und Lebensstandard erfas-
sen lassen. Der MPI ist das Produkt der Zahl 
der von mehrdimensionaler Armut Betroffe-
nen (des Anteils der Menschen, die in Bezug 
auf mehrere Dimensionen arm sind) und der 
durchschnittlichen Zahl der Formen von De-
privation, die sich in jedem von multidimen-
sionaler Armut betroffenem Haushalt finden 
(der Armutsintensität). Durch die Berücksich-
tigung der Armutsintensität zeichnet der MPI 
ein vollständigeres Bild von Armut innerhalb 
eines Landes oder einer Gemeinschaft, als es 
die Zahl der von Armut Betroffenen allein ver-
mittelt. In den 104 Ländern, für die der MPI 
berechnet wurde, sind Schätzungen zufolge 
etwa 1,56 Milliarden Menschen – oder mehr 
als 30  Prozent ihrer Bevölkerung – von 
mehrdimensionaler Armut betroffen.26 Dies 
sind mehr als die schätzungsweise 1,14 Millia- 
rden Menschen in diesen Ländern mit einem 
Einkommen von weniger als 1,25 US-Dollar, 
jedoch weniger als der Anteil der Bevölke-
rung mit einem Einkommen von weniger als 
2 US-Dollar pro Tag.27 Das Muster gilt für alle 
vier HDI-Gruppen, obwohl der Unterschied 
in Ländern mit niedrigem HDI größer ist als 
in Ländern mit mittlerem oder hohem HDI 
(Grafik 1.3). Dies gilt auch für viele der rasch 
wachsenden Länder des Südens (Grafik 1.4).
Die Länder mit den höchsten prozentualen 
Anteilen von von mehrdimensionaler Armut 
Betroffenen auf der Grundlage des MPI fin-
KaStEN 1.4 (FoRtSEtZUNG)
Weitere wichtige subjektive Indikatoren des menschlichen Wohlbefindens 
sind die Zufriedenheit mit der Qualität der Gesundheitsversorgung und 
die Zufriedenheit mit der Bildungsqualität. Umfrageergebnisse zeigen, 
dass Gesundheitsversorgung und Bildung guter Qualität von Ländern mit 
sehr unterschiedlichen Niveaus des Einkommens und der menschlichen 
Entwicklung verwirklicht werden können. Die durchschnittliche weltweite 
Zufriedenheit mit der Qualität der Gesundheitsversorgung betrug 61 Prozent 
mit dem niedrigsten Wert von 19 Prozent in Äthiopien und dem höchsten von 
90 Prozent in Luxemburg (siehe statistische Tabelle 7). Die durchschnittliche 
weltweite Zufriedenheit mit der Bildungsqualität betrug 64 Prozent mit dem 
niedrigsten Wert von 35 Prozent in Mali und dem höchsten von 94 Prozent in 
Kambodscha (siehe statistische Tabelle 8).
In Südasien bekundeten 65 Prozent der Auskunftgebenden Zufrie-
denheit mit der Qualität der Gesundheitsversorgung, mit Werten von 
41 Prozent in Pakistan und 83 Prozent in Sri Lanka. Das letztgenann-
te Beispiel zeigt, dass selbst auf einem vergleichsweise niedrigen Ein-
kommensniveau die sozialen Wahrnehmungen über die Gemeinschaft 
und den Staat verstärkt werden können. Im Gegensatz dazu beträgt die 
Zufriedenheit mit der Gesundheitsversorgung in Europa und Zentralasien 
45 Prozent.
1. Dolan, Layard und Metcalfe (2011). Bei Krueger und Schkade (2008) findet sich der Hinweis, dass im Zeitraum von 2000 bis 2006 in der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur 157 Artikel und zahlreiche Bücher 
veröffentlicht wurden, in denen Daten zur Lebenszufriedenheit oder zum subjektiven Wohlbefinden verwendet wurden.
Quelle: Kahneman und Krueger 2006; Stiglitz, Sen und Fitoussi 2009; Dolan, Layard und Metcalfe 2011; Stewart 2013.
GRaFiK 1.3 
Je niedriger der HDI, desto größer der Unterschied zwischen Einkommensarmut und 
mehrdimensionaler Armut
Mehrdimensionale ArmutExtreme Einkommensarmut (weniger als 1,25 US-Dollar pro Tag)





Hinweis: Die Daten beziehen sich auf den Zeitraum von 2002 bis 2011. Die nach Bevölkerung gewichteten Durchschnitte basieren 
für die Gruppe mit hohem HDI auf 22 Ländern und für die Gruppe mit mittlerem sowie die Gruppe mit niedrigem HDI auf jeweils 36 
Ländern.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros.
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den sich in Afrika: Äthiopien (87 Prozent), 
Liberia (84 Prozent), Mosambik (79 Prozent) 
und Sierra Leone (77 Prozent; siehe statisti-
sche Tabelle 5). Die Länder mit der höchsten 
Armutsintensität (Deprivation bei mindestens 
33 Prozent der gewichteten Indikatoren) sind 
Äthiopien und Mosambik (mit jeweils etwa 
65 Prozent im Zeitraum von 2007 bis 2011), 
gefolgt von Burkina Faso (64 Prozent), dem 
Senegal (59 Prozent) und Liberia (58 Prozent). 
Obwohl in Mosambik ein kleinerer Anteil der 
Bevölkerung von mehrdimensionaler Armut 
betroffen ist (niedrigere Zahl) als in Liberia, 
verzeichnet das Land einen höheren MPI-Wert 
(0,512), weil es unter den Ländern, für die 
Daten verfügbar sind, die höchste Depriva- 
tionsintensität aufweist.
In Südasien ergibt sich der höchste MPI für 
Bangladesch (0,292 mit Daten für 2007), ge-
folgt von Pakistan (0,264 mit Daten für 2007) 
GRaFiK 1.4 
Was den Unterschied zwischen Einkommensarmut und mehrdimensionaler Armut betrifft, weichen Länder 
recht stark voneinander ab

































Hinweis: Die Daten beziehen sich auf den Zeitraum von 2002 bis 2011. Die Größe der blauen Kreise veranschaulicht die Zahl der von mehrdimensionaler 
Armut Betroffenen. Die diagonale Linie zeigt an, wo der Bevölkerungsanteil, der von weniger als 1,25 US-Dollar am Tag lebt, dem Anteil der Bevölkerung in 
mehrdimensionaler Armut entspricht.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros.
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und Nepal (0,217 mit Daten für 2011). Der 
Anteil der von mehrdimensionaler Armut 
betroffenen Bevölkerung beträgt 58 Prozent 
in Bangladesch, 49 Prozent in Pakistan sowie 
44 Prozent in Nepal, und die Deprivationsin-
tensität beläuft sich auf 50 Prozent in Bangla-
desch, 53 Prozent in Pakistan und 49 Prozent 
in Nepal. Obwohl in Bangladesch ein höherer 
Anteil der Bevölkerung (mehr Personen) von 
mehrdimensionaler Armut betroffen ist als 
in Pakistan, ist die Deprivationsintensität in 
Pakistan höher. Außerdem ist in Bangladesch 
und Nepal der Beitrag der Dimension Lebens-
standard höher als die Beiträge der Dimensio-
nen Gesundheit und Bildung, während in Pa-
kistan der Beitrag der Dimension Gesundheit 




Ein wichtiger Teil menschlicher Entwicklung 
ist Chancengerechtigkeit. Jede Person hat das 
Recht, entsprechend ihren eigenen Wert- und 
Zielvorstellungen ein erfüllendes Leben zu füh-
ren. Niemand sollte zu einem kurzen oder elen-
diglichen Leben verdammt sein, weil er oder sie 
zufällig der „falschen“ Klasse, ethnischen Grup-
pe oder Rasse, dem „falschen“ Geschlecht an-
gehört oder aus dem „falschen“ Land stammt. 
Ungleichheit
Ungleichheit verringert das Tempo mensch-
licher Entwicklung und kann sie in manchen 
Fällen sogar ganz verhindern. Dies gilt am 
ausgeprägtesten für Ungleichheit in den Be-
reichen Bildung und Gesundheit und in we-
niger hohem Maß für Ungleichheit in Bezug 
auf das Einkommen – diesbezüglich sind die 
Auswirkungen in Ländern mit hohem und sehr 
hohem HDI schwerwiegender. Eine Analyse 
von 132 entwickelten Ländern und Entwick-
lungsländern für diesen Bericht ergab eine re-
ziproke Beziehung zwischen Ungleichheit und 
menschlicher Entwicklung (Kasten 1.5), was 
die Schlussfolgerungen mehrerer Studien zu 
entwickelten Ländern bekräftigt.28
Die Auswirkungen von Ungleichheit auf die 
menschliche Entwicklung können mit dem Un-
gleichheit einbeziehenden Index der menschli-
chen Entwicklung (Inequality-adjusted Human 
Development Index – IHDI) erfasst werden, der 
das durchschnittliche Niveau menschlicher Ent- 
wicklung und ihre Verteilung über die Dimen-
sionen Lebenserwartung, Bildungsniveau und 
Verfügungsgewalt über Ressourcen untersucht. 
Wenn es keine Ungleichheit gibt, ist der IHDI 
gleich dem HDI. Ein Unterschied zwischen 
den beiden signalisiert Ungleichheit; je grö-
ßer der Unterschied ist, desto größer ist die 
Ungleichheit.29
Auf der Grundlage von Berechnungen des 
IHDI für 132 Länder im Jahr 2012 wird fast 
ein Viertel des HDI-Werts, oder 23 Prozent, 
durch Ungleichheit eingebüßt (siehe statisti-
sche Tabelle 3). Länder mit niedrigem HDI 
sind am stärksten betroffen, weil bei ihnen 
gewöhnlich mehr Ungleichheit in mehr Di-
mensionen beobachtet werden kann. Länder 
mit niedrigem HDI verzeichnen einen Abzug 
von einem Drittel des HDI aufgrund von Un-
gleichheit, wohingegen Länder mit sehr hohem 
HDI nur elf Prozent einbüßen.
KaStEN 1.5
Ungleichheit hemmt die menschliche Entwicklung
Untersuchungen des HDR-Büros unter Verwendung von Daten zum Index der menschlichen 
Entwicklung (HDI) liefern robuste Ergebnisse in Bezug auf eine reziproke Beziehung zwi-
schen Ungleichheit und der Verbesserung der menschlichen Entwicklung in der Folgezeit, 
wobei die wichtigsten Faktoren Ungleichheit in den Bereichen Gesundheit und Bildung sind; 
Einkommensungleichheit ist weniger wichtig.
Unter Verwendung von Daten zu 132 Ländern für 2012 zeigte eine Regressionsanaly-
se die Auswirkungen mehrdimensionaler Ungleichheit (gemessen als der Abzug beim Un-
gleichheit einbeziehenden Index für menschliche Entwicklung im Vergleich zum HDI) auf 
den HDI und jede seiner Komponenten (Gesundheit, Bildung und Einkommen) aufgrund von 
vier erklärenden Variablen: Ungleichheit bei der menschlichen Entwicklung insgesamt, Un-
gleichheit bei der Lebenserwartung, Ungleichheit beim Bildungserfolg und Ungleichheit beim 
Pro-Kopf-Einkommen. Für jede erklärende Variable wurde eine unterschiedliche Regression 
verwendet, und alle Regressionen umfassten Dummy-Variablen zur Berücksichtigung des 
Stands der menschlichen Entwicklung (niedrig, mittel, hoch und sehr hoch). In Bezug auf 
Ungleichheit bei der menschlichen Entwicklung insgesamt, Ungleichheit bei der Lebenser-
wartung und Ungleichheit beim Bildungserfolg ergab sich eine im hohen Maße statistisch 
signifikante (auf dem Ein-Prozent-Niveau) negative Korrelation, während sich in Bezug auf 
Ungleichheit beim Pro-Kopf-Einkommen keine Korrelation ergab. Die Ergebnisse erwiesen 
sich als robust gegenüber unterschiedlichen Spezifikationen einschließlich der Gruppierung 
von Ländern mit niedriger und mittlerer menschlicher Entwicklung auf der einen und Ländern 
mit hoher und sehr hoher menschlicher Entwicklung auf der anderen Seite.
Quelle: HDR-Büro.
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Weltweit konnte in den letzten zwei Jahr-
zehnten die Ungleichheit in Bezug auf Gesund-
heit und Bildung wesentlich stärker verringert 
werden als in Bezug auf das Einkommen.30 Dies 
ist zum Teil darauf zurückzuführen, dass die 
verwendeten Maße – Lebenserwartung und 
durchschnittliche Schulbesuchsdauer in Jah-
ren – Obergrenzen haben, auf die alle Länder 
letztlich zulaufen. Für das Einkommen gibt es 
dagegen keine Obergrenze. So gut wie alle Stu-
dien stimmen darin überein, dass die globale 
Einkommensungleichheit hoch ist, wenngleich 
kein Konsens über jüngere Trends besteht.31 
Eine Studie integriert die Einkommensvertei-
lung von 138 Ländern über den Zeitraum von 
1970 bis 2000. Sie kommt zu dem Ergebnis, 
dass trotz eines Anstiegs des arithmetischen 
Mittels des Pro-Kopf-Einkommens die Un-
gleichheit nicht zugenommen hat.32 Andere 
Studien kommen zum gegenteiligen Ergebnis.33 
Wieder andere stellen gar keine Veränderung 
fest.34
IHDI-Trends für 66 Länder über den Zeit-
raum von 1990 bis 2005 zeigen, dass die 
Ungleichheit insgesamt nur marginal abge-
nommen hat, weil rückläufige Ungleichheit 
in Bezug auf Gesundheit und Bildung durch 
Anstiege der Einkommensungleichheit auf-
gewogen wurden (Grafik 1.5). Die meisten 
Regionen verzeichnen zunehmende Einkom-
mensungleichheit und rückläufige Ungleich-
heit in Bezug auf Gesundheit und Bildung 
(Grafik 1.6). In Lateinamerika ist die Einkom-
mensungleichheit seit 2000 gesunken; die Un-
gleichheit in Bezug auf die Verteilung ist jedoch 
immer noch am größten von allen Regionen. In 
Afrika südlich der Sahara ist die Ungleichheit 
in Bezug auf die Gesundheit am größten, wäh-
rend dies in Südasien für die Ungleichheit in 
Bezug auf Bildung gilt.
Weltweit wurden große Fortschritte bei der 
Verringerung der Ungleichheit in Bezug auf 
den Bildungserfolg erzielt, was sowohl die Ein-
schulungsquoten als auch die voraussichtliche 
Schulbesuchsdauer in Jahren über den Zeit-
raum von 1990 bis 2010 betrifft, insbesondere 
in Europa und Zentralasien (Verringerung des 
Abzugs aufgrund von Ungleichheit in Bezug 
auf Bildung um fast 68 Prozent), in Ostasien 
und dem Pazifik (34 Prozent) sowie in Latein-
amerika und der Karibik (32 Prozent). Sowohl 
in entwickelten als auch in Entwicklungslän-
dern beträgt die durchschnittliche Einschu-
lungsquote für die Grundschulbildung nahezu 
100 Prozent. Und mehr Kinder schließen die 
Schulbildung ab.
Abnehmende Ungleichheit in Bezug auf 
sowohl Gesundheit als auch Bildung kön-
nen entsprechende staatliche Prioritäten und 
Innovationen im Bereich der Sozialpolitik 
widerspiegeln. Es besteht auch eine Verknüp-
fung zwischen Gesundheit und Bildung. Besse-
re Bildung für Frauen resultiert beispielsweise 
gewöhnlich in besseren gesundheitlichen Er-
gebnissen für sie selbst und für die nächste Ge-
neration. Fortschritte bei der Lebenserwartung 
und beim Bildungserfolg können also parallel 
zueinander stattfinden. Der größte Teil der 
Ungleichheit in Bezug auf den Bildungserfolg 
geht heute auf qualitative Unterschiede zurück 
(Kasten 1.6): Viele Entwicklungsländer haben 
zweigleisige Systeme, wobei die Kinder von 
Wohlhabenden gute Schulen und Hochschu-
len besuchen, die überwiegend privat finanziert 
werden, und die Armen unzureichende, über-
wiegend von der öffentlichen Hand finanzierte 
Einrichtungen.35
Zunehmende Ungleichheit, insbesondere 
zwischen Gruppen, kann zu sozialer Instabili-
tät führen, die auf lange Sicht Fortschritte bei 
GRaFiK 1.5 








Abzug vom HDI aufgrund von Ungleichheit (%)
Bildung Einkommen InsgesamtGesundheit
Hinweis: Auf der Grundlage eines nach Bevölkerung gewichteten Panels von 66 Ländern.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros unter Verwendung von Daten aus Milanovic (2012).
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der menschlichen Entwicklung untergraben 
kann. Persistierende Ungleichheiten resultieren 
häufig in fehlender sozialer Mobilität zwischen 
Generationen, was auch zu sozialen Unruhen 
führen kann.
In der zunehmenden Einkommensungleich-
heit kommt zu einem gewissen Grad ein Ver-
sagen von nationalen Fiskalsystemen und ins- 
besondere von Steuersystemen zum Ausdruck. 
Dies kann durch Sozialschutz ausgeglichen wer- 
den. In Lateinamerika beispielsweise hat die 
Einkommensungleichheit infolge von Transfer- 
zahlungsprogrammen abgenommen.
Geschlechtergleichstellung  
und der Status von Frauen
Die Geschlechtergleichstellung ist sowohl ein 
Kernanliegen als auch ein unentbehrlicher Teil 
von menschlicher Entwicklung. Nur zu häu-
fig werden Frauen in Bezug auf Gesundheit, 
Bildung und den Arbeitsmarkt diskriminiert, 
was ihre Freiheiten beschränkt. Das Ausmaß 
von Diskriminierung kann mit dem Index der 
geschlechtsspezifischen Ungleichheit (Gender 
Inequality Index – GII) gemessen werden, der 
wegen geschlechtsspezifischer Ungleichheit 
nicht erzielte Fortschritte in drei Dimensionen 
erfasst: reproduktive Gesundheit, Teilhabe und 
GRaFiK 1.6 
Die meisten Regionen verzeichnen zunehmende Ungleichheit in Bezug auf Einkommen und rückläufige Ungleichheit in Bezug auf  
Gesundheit und Bildung





































Hinweis: Auf der Grundlage eines nach Bevölkerung gewichteten Panels von 182 Ländern für die Einbußen aufgrund von Ungleichheit in Bezug auf Gesundheit, 144 Ländern für die Einbußen aufgrund von Ungleichheit in 
Bezug auf Bildung und 66 Ländern für die Einbußen aufgrund von Einkommensungleichheit. Daten zur Einkommensungleichheit aus Milanovic 2010 sind verfügbar bis einschließlich 2005.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros unter Verwendung von Gesundheitsdaten aus Sterbetafeln der Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten der Vereinten Nationen, Bildungsdaten aus Barro und 
Lee (2010) und Daten zur Einkommensungleichheit aus Milanovic (2010).
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Erwerbsbeteiligung. Je höher der GII-Wert ist, 
desto größer ist die Diskriminierung. Auf der 
Grundlage von Daten aus dem Jahr 2012 für 
148 Länder weist der GII große länderüber-
greifende Unterschiede auf: Die Werte reichen 
von 0,045 (in den Niederlanden) bis 0,747 (im 
Jemen), wobei der Durchschnitt 0,463 beträgt 
(siehe statistische Tabelle 4).
Große geschlechtsspezifische Unterschiede 
bestehen weiterhin in Südasien (0,568), Afrika 
südlich der Sahara (0,577) und den arabischen 
Staaten (0,555). In Südasien sind die drei wich-
tigsten Faktoren niedrige parlamentarische 
Vertretung von Frauen (18,5 Prozent), Unaus-
gewogenheiten zwischen den Geschlechtern in 
Bezug auf den Bildungserfolg (28 Prozent der 
Frauen haben mindestens die Sekundarbildung 
abgeschlossen, verglichen mit 50 Prozent der 
Männer) und eine niedrige Erwerbsbeteiligung 
(31 Prozent der Frauen sind erwerbstätig, ver-
glichen mit 81 Prozent der Männer).
Zwischen 2000 und 2012 waren die Fort-
schritte bei der Verringerung des GII so gut 
wie universell, aber ungleichmäßig.36 Länder 
in der Gruppe mit sehr hoher menschlicher 
Entwicklung übertreffen diejenigen in ande-
ren Gruppen der menschlichen Entwicklung 
und zeichnen sich durch eine größere Anglei-
chung von Frauen und Männern in Bezug auf 
den Bildungserfolg und die Erwerbsbeteiligung 
aus. Doch selbst in dieser Gruppe bestehen in 
mehreren Ländern sehr große geschlechtsspezi-
fische Unterschiede bei der parlamentarischen 
Vertretung. Italien beispielsweise konnte die 
Vertretung von Frauen um mehr als 50  Pro-
zent steigern, aber immer noch haben Frauen 
nur etwa ein Fünftel aller Sitze (20,7 Prozent) 
inne. In Irland bleibt die parlamentarische Ver-
tretung von Frauen weiterhin unterhalb der 
20-Prozent-Marke, während in Ruanda Frauen 
Männer bei der parlamentarischen Vertretung 
überholt haben (52 Prozent im Vergleich zu 
48 Prozent).
Wenngleich viele Länder in Afrika südlich 
der Sahara zwischen 2000 und 2012 ihren GII-
Wert verbessern konnten, schneiden sie immer 
noch schlechter ab als Länder in anderen Regi-
onen, vor allem aufgrund höherer Müttersterb-
lichkeit und Geburtenhäufigkeit im Jugendal-
ter sowie sehr großer Unterschiede in Bezug auf 
den Bildungserfolg.
KaStEN 1.6
Bildungsqualität: Fortschritte gemäß dem Programme for International Student 
Assessment (PISA)
Die Bildungskomponente des Indexes der menschlichen Entwicklung hat zwei Indikatoren: 
mittlere Schulbesuchsdauer in Jahren und voraussichtliche Schulbesuchsdauer in Jahren. 
Mehr noch als die Schulbesuchsdauer in Jahren ist jedoch die Bildungsqualität ein wichtiger 
Faktor für die Erweiterung der menschlichen Möglichkeiten.
Das Programme for International Student Assessment (PISA) der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung sammelt international vergleichbare Daten zum 
Bildungserfolg von Schülern und ermöglicht einen länderübergreifenden Vergleich des durch-
schnittlichen Lernerfolgs, des Anteils der Schulen, die schlecht abschneiden und der Einheit-
lichkeit der qualitätsbezogenen Ergebnisse. Beispielsweise scheinen die Vorteile einer gut 
gebildeten Erwerbsbevölkerung, die Länder wie die Vereinigten Staaten traditionell genossen, 
kleiner zu werden, wenn junge Kohorten in anderen Ländern (wie Irland, Japan und der Republik 
Korea) die in den Vereinigten Staaten anzutreffenden Qualifikationen erreichen und übertreffen.
Bei der jüngsten PISA-Untersuchung, die 2009 in 63 Ländern und Territorien durchgeführt 
wurde, ergaben sich für viele Länder beeindruckende Fortschritte bei der Qualität der Lerner-
gebnisse. Schüler aus Shanghai, China, übertrafen Schüler aus 62 Ländern bei der Kompetenz 
in Lesen, Mathematik und Naturwissenschaften. Ihnen folgten Schüler aus der Republik Korea, 
Finnland und Hongkong, bei der Lesekompetenz; aus Singapur, Hongkong, und der Republik 
Korea im Kompetenzfeld Mathematik; und aus Finnland, Hongkong, China (SAR), und Singapur 
im Kompetenzfeld Naturwissenschaften. Die Ergebnisse der Vereinigten Staaten waren wie 
folgt: Unterdurchschnittlich im Kompetenzfeld Mathematik, in dem sie sich den 29. Platz mit 
Irland und Portugal teilten; leicht überdurchschnittlich im Kompetenzfeld Naturwissenschaf-
ten auf dem 21. Platz; und überdurchschnittlich im Kompetenzfeld Lesen, in dem sie sich den 
15. Platz mit Island und Polen teilten. Brasilien, Chile, Indonesien und Peru verzeichneten be-
eindruckende Fortschritte und holten ausgehend von sehr niedrigen Leistungsniveaus stark auf. 
Investitionen mancher Länder in die Bildungsqualität werden sich wahrscheinlich zukünftig in 
einer stärker wissensbestimmten globalisierten Welt auszahlen.
Die piSa-Ergebnisse im Kompetenzfeld lesen korrelieren positiv mit dem  
index der menschlichen Entwicklung
Ergebnis im Kompetenzfeld Lesen, 2009
HDI, 2012








Quelle: HDI-Werte, Berechnungen des HDR-Büros; Ergebnisse des Programme for International Student Assessment, OECD (2010b).
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Einer der beunruhigendsten Trends betrifft 
das Geschlechterverhältnis bei der Geburt, das 
sich in einigen rasch wachsenden Ländern ver-
schlechtert. Das natürliche Verhältnis für Kin-
der zwischen null und vier Jahren beträgt 1,05 
(oder 105 Jungen auf 100 Mädchen). Aber in 
den 175 Ländern, für die Daten aus dem Jahr 
2012 verfügbar sind, belief sich der Durch-
schnitt auf 1,07, und 13 Länder hatten ein Ver-
hältnis von 1,08 bis 1,18.37
In manchen Ländern verändern geschlechts-
selektive Abtreibungen und Säuglingstötungen 
künstlich die demografische Struktur und füh-
ren zu einem Mangel an Mädchen und Frauen. 
Dies ist nicht nur beunruhigend in Bezug auf 
Geschlechtergerechtigkeit und Geschlechter-
gleichstellung; es hat auch wichtige Auswir-
kungen auf die Demokratie und könnte in so-
ziale Gewalt münden.
Dass mehr männliche als weibliche Kinder 
geboren werden, spiegelt den Status von Frau-
en in der Gesellschaft sowie persistierende 
patriarchalische Sitten und Vorurteile wider, 
die ein Aspekt tiefverwurzelter soziokultu-
reller Überzeugungen, sich verändernder 
Erwartungen städtisch und ländlich gepräg-
ter Gesellschaften und des Mitgiftsystems in 
manchen Ländern sind.38 Durch die Verbrei-
tung und den Missbrauch von Ultraschall-
technologien, die Eltern ermöglichen, uralte 
Präferenzen für Jungen durchzusetzen, wurde 
das Problem in den letzten Jahren verschärft. 
Hauptfaktor ist jedoch die Kombination von 
patriarchalischen Sitten und dem größeren 
wirtschaftlichen Wert von Jungen in einem 
Mitgiftsystem. Ist Letzteres nicht vorhan-
den, beispielsweise in afrikanischen Ländern, 
schlagen sich patriarchalische Vorurteile allein 
nicht in einem hohen Anteil von Jungen an al-
len Geburten nieder.
Um dieses Ungleichgewicht zu bekämpfen, 
werden viele soziale Normen geändert werden 
müssen, einschließlich derjenigen, die Einfluss 
auf die wirtschaftlichen Anreize des Haushalts 
haben, Jungen Mädchen vorzuziehen. Dies 
würde auch umfassen, das ausbeuterische Mit-
giftsystem39 tatsächlich zu beenden und die 
wirtschaftlichen Chancen von Frauen zu ver-
bessern, Frauen zu ermöglichen, in höherem 
Maß selbst über ihr Leben zu bestimmen, sowie 
ihre politische Teilhabe und ihre Möglichkei-
ten, im Haushalt Entscheidungen zu treffen, zu 
verbessern.
Es wurde häufig behauptet, dass die Verbes-
serung der Bildungsmöglichkeiten von Frauen 
dazu beiträgt, ihren Gesundheits- und Ernäh-
rungsstatus zu verbessern und die Fertilität zu 
senken.40 Zusätzlich zu ihrem intrinsischen 
Wert der Erweiterung der Wahlmöglichkeiten 
von Frauen hat Bildung folglich auch einen 
instrumentellen Wert, indem sie die Gesund-
heits- und Fertilitätsergebnisse von Frauen und 
Kindern verbessert. Diesbezüglich müssen die 
Länder mit niedrigem und mittlerem HDI 
noch weiter vorankommen. Von 1970 bis 2010 
bestand auch in Ländern mit hohem und sehr 
hohem HDI bei den bildungsfernen Teilen der 
Bevölkerung ein Ungleichgewicht zwischen 
den Geschlechtern, obwohl in diesen Ländern 
das Verhältnis zwischen den Geschlechtern auf 
allen Bildungsebenen für Mädchen und junge 
Frauen, die derzeit im Schulbesuchsalter sind, 
wesentlich ausgeglichener war.
Wie wichtig Bildung und die Schaffung von 
Arbeitsplätzen für Frauen auch sind, sie reichen 
nicht aus. Standardkonzepte und -maßnahmen 
zur Steigerung des Einkommens von Frauen be-
rücksichtigen nicht die Unterschiede zwischen 
den Geschlechtern innerhalb von Haushalten, 
die stärkere Belastung von Frauen durch unbe-
zahlte Arbeit und die Geschlechtersegregation 
von Arbeit durch kulturelle Normen. Konzep-
te und Maßnahmen auf der Grundlage öko-
nomischer Theorie, die diese Faktoren nicht 
berücksichtigt, können negative Auswirkun-
gen auf Frauen haben, selbst wenn sie zu mehr 
wirtschaftlichem Wohlstand führen.41 Voraus-
setzung für die Verbesserung der Geschlech-
tergerechtigkeit sind politische und soziale 
Reformen, die die Menschenrechte von Frauen 
einschließlich Freiheit, Würde, Teilhabe, Auto-
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gessen, dass heutige Entscheidungen gro-
ßen und bisweilen maßgeblichen Einfluss 
auf die Entscheidungsmöglichkeiten haben, 
die Menschen in zukünftigen Jahrzehnten 
zur Verfügung stehen werden. Nachhalti-
ge menschliche Entwicklung bedeutet, die 
Verknüpfungen zwischen zeitbezogenen Ent-
scheidungen unterschiedlicher Generationen 
zu verstehen und sowohl heutigen als auch zu-
künftigen Generationen Rechte zuzuweisen.
Zweifellos ist ein Gleichgewicht notwendig. 
Die Möglichkeiten von Menschen heute zu 
verbessern, insbesondere die Möglichkeiten 
derjenigen, die arm sind oder von mehrfacher 
Deprivation betroffen sind, ist eine wichtige 
Frage von Grundrechten und Teil der Univer-
salität von Lebensansprüchen.43 Außerdem 
haben die Armut und das Elend von heute 
negative Folgen für die Zukunft. Chancenge-
rechtigkeit sowohl innerhalb als auch zwischen 
Generationen sollte deshalb das Ziel sein.
Heute in Menschen zu investieren, erfordert 
ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Schul-
den, die heute gemacht werden, und den Ver-
pflichtungen, die sie zukünftigen Generationen 
auferlegen. Im Bericht über die menschliche Ent-
wicklung 1994 wurde hervorgehoben: „Alle 
aufgeschobenen Schulden sind eine Hypothek 
für die Nachhaltigkeit, seien es wirtschaftliche 
Schulden, soziale Schulden oder ökologische 
Schulden.“44 Die jüngste Wirtschaftskrise lenk-
te den Blick auf die Nachhaltigkeit wirtschaft-
licher Schulden des öffentlichen und des pri-
vaten Sektors, wenn Volkswirtschaften nicht 
wachsen. Gleichzeitig besteht die Tendenz, 
dass sie von den wichtigen Fragen sozialer und 
ökologischer Schulden ablenkt. Im Umwelt-
bereich gibt es bereits umfassende Belege für 
schwere Schäden an Ökosystemen aufgrund 
der Entscheidungen früherer und heutiger Ge-
nerationen. Arme Länder können und sollten 
die Produktions- und Konsummuster reicher 
Länder nicht nachahmen. Außerdem müssen 
reiche Länder ihren ökologischen Fußabdruck 
verkleinern, weil ihr Pro-Kopf-Konsum und 
ihre Produktion bei einer globalen Betrach-
tungsweise nicht nachhaltig sind.
Besonders besorgniserregend sind heute die 
globalen Herausforderungen des Klimawandels 
und fragiler Ökosysteme. Eine einflussreiche 
Studie kam zu dem Ergebnis: „Die Menschheit 
hat bereits mindestens drei Grenzen des Plane-
ten überschritten“45, ein Punkt, der im Bericht 
der vom UN-Generalsekretär einberufenen 
Hochrangigen Gruppe für globale Nachhal-
tigkeit für 2012 aufgegriffen wurde.46 Wenige 
Länder folgen heute einem ökologisch nach-
haltigen Pfad, was die Notwendigkeit von tech-
nologischen Innovationen und Veränderungen 
des Konsums unterstreicht, die den Übergang 
zu nachhaltiger menschlicher Entwicklung un-
terstützen können.47
Grafik 1.7 stellt den ökologischen Fußab-
druck des Konsums von 151 Ländern ihrem 
HDI im Jahr 2012 gegenüber.48 Sehr wenige 
Länder verfügen sowohl über einen hohen 
HDI-Wert als auch über einen ökologischen 
Fußabdruck unter der weltweiten durch-
schnittlichen Biokapazität (1,79 globale Hek-
tar im Jahr 2008). Das verheißt für die Welt 
nichts Gutes. Im Lauf der Zeit verschärft sich 
die Situation. Auch wenn manche Länder mit 
hohem HDI einen ökologischen Fußabdruck 
unter dem weltweiten Durchschnitt haben, 
ist ihr Fußabdruck im Lauf der Zeit größer 
geworden.
Menschen machen sich nicht nur Gedanken 
über die Wahlmöglichkeiten, die ihnen offen-
stehen, sondern auch darüber, wie diese Mög-
lichkeiten gesichert werden, durch wen und auf 
wessen Kosten. Fortschritte bei der menschli-
chen Entwicklung, die in nachhaltiger Weise 
erzielt werden, sind solchen überlegen, die zu 
Lasten zukünftiger Generationen gehen. Ein 
korrektes Bilanzierungssystem für nachhaltige 
menschliche Entwicklung würde in der Tat so-
wohl zukünftige menschliche Entwicklung als 
auch aktuelle Fortschritte berücksichtigen.
Auch bedarf es besserer Methoden zur Über-
wachung der ökologischen Nachhaltigkeit. Die 
UN-Konferenz über nachhaltige Entwicklung 
von 2012 forderte Maße, die die Verbindun-
gen zwischen derzeitigen und zukünftigen 
Wahlmöglichkeiten berücksichtigen. Solche 
Maße sollten dazu dienen, die Anhäufung wirt-
schaftlicher und ökologischer Schulden auf der 
Grundlage zu überwachen, dass jeder Bürger 
auf dem Planeten unabhängig davon, ob er heu-
te lebt oder noch gar nicht geboren ist, ein glei-
ches Recht auf ein angenehmes, erfüllendes Le-
ben hat. Diese Maße sollten auch die Grenzen 
des Planeten oder „kritische Schwellen“ hervor-
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heben und berücksichtigen, dass beispielsweise 
der Klimawandel bereits beträchtliche Kosten-
belastungen verursacht, die zum Großteil von 
armen Ländern und armen Gemeinschaften 
getragen werden müssen.
Soziale Integration
Menschliche Entwicklung umfasst, die Befä-
higungen von Individuen zu erweitern. Die-
se Individuen sind jedoch auch mit anderen 
verbunden. Deshalb ist die Frage, in welcher 
Beziehung Individuen zueinander stehen, für 
den Aufbau von Gesellschaften wichtig, die 
sich durch Zusammenhalt und Dauerhaftig-
keit auszeichnen. Die Integration unterschied-
licher Gruppen kann für das Wohlbefinden 
und die soziale Stabilität genauso wichtig sein 
wie wirtschaftlicher Erfolg. Benachteiligung 
und Ausgrenzung sind soziale Ungerechtigkei-
ten, die menschliche Freiheiten grundlegend 
schwächen.
Eine integrierte Gesellschaft stützt sich auf 
wirksame soziale Institutionen, die Menschen 
dazu befähigen, kollektiv zu handeln, was das 
Vertrauen und die Solidarität zwischen Grup-
pen verbessert. Zu diesen Institutionen zählen 
formelle nichtstaatliche Organisationen, in-
formelle Vereinigungen und Genossenschaf-
ten sowie Normen und Verhaltensregeln. Sie 
beeinflussen die individuellen Ergebnisse in 
Bezug auf die menschliche Entwicklung, den 
sozialen Zusammenhalt und die soziale Stabi-
GRaFiK 1.7 
Wenige Länder verfügen sowohl über einen hohen HDI als auch über einen niedrigen ökologischen 
Fußabdruck, was eine Voraussetzung für nachhaltige menschliche Entwicklung ist
Ökologischer Fußabdruck, 2007 (globale Hektar pro Kopf)
Sehr hoher HDIHoher HDINiedriger HDI
 HDI, 2012















DURCHSCHNITTLICHE BIOKAPAZITÄT WELTWEIT, 2008 (1,79)
NIEDRIGER UND MITTLERER HDI       HOHER UND SEHR HOHER HDI
Mittlerer HDI
Hinweis: Der ökologische Fußabdruck ist eine Einheit zur Angabe der Biokapazität der Erde und der Inanspruchnahme von Biokapazität. Er hängt von der 
durchschnittlichen Produktivität von biologisch produktivem Land und Wasser in einem gegebenen Jahr ab.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros und Global Footprint Network (2011).
44    |    BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2013
lität. Um sie von individuellen Möglichkeiten 
zu unterscheiden, können die Funktionsweise 
dieser Institutionen und ihre Auswirkungen 
auf Menschen als „soziale Kompetenzen“ be-
schrieben werden (Kasten 1.7). Inwieweit sozi-
ale Kompetenzen Gesellschaften mit besserem 
Zusammenhalt fördern, kann daran gemessen 
werden, wie erfolgreich sie bei der Verwirkli-
chung sozialer Inklusion und sozialer Stabilität 
sind.
Manche Entwicklungsländer haben versucht, 
soziale Exklusion zu bekämpfen, indem sie den 
Nutzen von Wachstum verfeinern und mit 
einer Umverteilungsstrategie gleichmäßiger 
verteilen. Aber diese bedarfsorientierte Sicht-
weise von inklusivem Wachstum trägt wenig 
dazu bei, die wirtschaftliche und soziale Dis-
kriminierung zu beseitigen, die in vielen Fäl-
len uralte historische und kulturelle Wurzeln 
hat. Diskriminierung solcher Art kann sogar 
in Ländern mit hohem Pro-Kopf-Einkommen 
weitverbreitet sein. Unstreitig kann Einkom-
menswachstum allein keinen sozialen Zusam-
menhalt herbeiführen; dafür muss aktiv ge-
handelt werden.
Die Auswirkungen von Benachteiligung 
können über Generationen anhalten. Beispiels-
weise kam eine Studie zu acht entwickelten 
Ländern zu dem Ergebnis, dass sich Länder, in 
denen ein höherer Grad an Ungleichheit beob-
achtet wird, durch geringere soziale Mobilität 
auszeichneten.49 Insbesondere im Vereinigten 
Königsreich verringerte sich bei zunehmen-
der Ungleichheit die Mobilität zwischen den 
Generationen.
Im Bericht über die menschliche Entwicklung 
für Lateinamerika und die Karibik von 2010 
wurde auf die Verknüpfung zwischen fehlen-
der sozialer Mobilität und anhaltender Un-
gleichheit eingegangen.50 In Brasilien ist min-
destens ein Viertel der Ungleichheit in Bezug 
auf den Verdienst auf Haushaltsumstände wie 
Bildungserfolg, Rasse oder Ethnizität oder 
Geburtsort der Eltern zurückzuführen.51 Eine 
solche Persistenz der Muster der Einkommens-
verteilung über Generationen zeigt sich auch 
in Chile und in Mexiko, wenngleich in Mexiko 
die Mobilität zwischen den Generationen in 
den letzten Jahren zugenommen hat.52 Gene-
rell ist die soziale Mobilität in Lateinamerika 
niedrig, was die Möglichkeiten für Personen 
am unteren Ende der Einkommensverteilung, 
deren Abschneiden in der Gesellschaft weitge-
hend durch Hintergrundmerkmale außerhalb 
ihrer Kontrolle bestimmt wird, beschränkt. Das 
Problem ist besonders schwer in heterogenen 
Gesellschaften zu lösen, weil es für Angehörige 
von Deprivation betroffener Gruppen beson-
ders schwierig ist, aufzusteigen.
Benachteiligung und Ausgrenzung halten 
sich besonders hartnäckig, wenn es den Ausge-
grenzten und denjenigen an den unteren Enden 
der Verteilung an politischer Teilhabe mangelt, 
um daran etwas zu ändern. Gesellschaften mit 
mehr Chancengleichheit und Gerechtigkeit, 
die für zufriedenstellenden und dauerhaften 
menschlichen Fortschritt unentbehrlich sind, 
erfordern folglich mehr Mitspracherecht und 
politische Teilhabe sowie verantwortlichere 
Regierungen (Kasten 1.8).
Selbst in der Europäischen Union, in der ein 
großer Teil der Bevölkerung steigenden Wohl-
taBEllE 1.3
Ungleichheit und Zufriedenheit mit der Wahlfreiheit sowie der Gemeinschaft
HDI-Gruppe und Region
Gesamtabzug vom 












Sehr hoher HDI 10,8 81,5 85,9
Hoher HDI 20,6 66,3 76,1
Mittlerer HDI 24,2 77,8 79,9
Niedriger HDI 33,5 61,8 72,2
Regionen
Arabische Staaten 25,4 54,6 67,6
Ostasien und der Pazifik 21,3 78,7 80,1
Europa und Zentralasien 12,9 58,5 76,5
Lateinamerika und die Karibik 25,7 77,9 79
Südasien 29,1 72,9 83,2
Afrika südlich der Sahara 35,0 69,1 65,2
Welt 23,3 73,9 79,0
a. Die Daten beziehen sich auf das letzte verfügbare Jahr im angegebenen Zeitraum.
b. Auf der Grundlage der Frage zur Gesamtzufriedenheit mit dem Wohnort in der Gallup-Umfrage.
c. Wert ist in den statistischen Tabellen nicht dargestellt, weil  für mindestens die Hälfte der Länder, die mindestens zwei Drittel 
der Bevölkerung umfassen, keine Daten verfügbar sind.
Quelle: Gesamtabzug vom Index der menschlichen Entwicklung: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage des 
Ungleichheit einbeziehenden HDI; Zufriedenheit mit der Wahlfreiheit und mit der Gemeinschaft: Berechnungen des HDR-Büros 
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KaStEN 1.7
Soziale Kompetenzen: menschliche Entwicklung jenseits des Individuums
Menschen können nicht alleine gedeihen; sie können alleine nicht einmal funktio-
nieren. Das Konzept der menschlichen Entwicklung war jedoch im Wesentlichen 
individualistisch, weil es von der Annahme ausging, dass Entwicklung die 
Erweiterung der Verwirklichungschancen oder Freiheiten von Individuen ist. 
Es gibt jedoch Aspekte von Gesellschaften, die sich auf Individuen auswirken, 
aber nicht auf der Ebene des Individuums beurteilt werden können, weil sie auf 
Beziehungen basieren. Dazu zählt beispielsweise die Frage, wie gut Familien 
oder Gemeinschaften funktionieren, für die Gesamtgesellschaft zusammen-
gefasst in den Ideen des sozialen Zusammenhalts und der sozialen Inklusion. 
Menschen sind mit anderen verbunden. Soziale Institutionen haben Einfluss auf 
die Identitäten und Entscheidungen von Menschen. Mitglied einer gesunden 
Gesellschaft zu sein, ist ein wesentlicher Teil einer gedeihlichen Existenz.
Eine Aufgabe des Konzepts der menschlichen Entwicklung besteht des-
halb darin, das Wesen sozialer Institutionen zu untersuchen, die menschliches 
Gedeihen begünstigen. Entwicklung muss dann nicht nur in Bezug auf die kurz-
fristigen Auswirkungen auf die individuellen Verwirklichungschancen beurteilt 
werden, sondern auch unter der Fragestellung, ob die Gesellschaft sich in einer 
Weise entwickelt, die menschliches Gedeihen unterstützt. Soziale Bedingungen 
beeinflussen nicht nur die Erfolge von Menschen in einer bestimmten Gesell-
schaft heute, sondern auch diejenigen zukünftiger Generationen.
Soziale Institutionen sind alle Institutionen, in denen Menschen kollektiv 
handeln (das heißt, sie umfassen mehr als eine Person), abgesehen von ge-
winnorientierten Marktinstitutionen und dem Staat. Dazu zählen formelle 
nichtstaatliche Organisationen, informelle Vereinigungen, Genossenschaften, 
Erzeugerverbände, Nachbarschaftsvereine, Sportvereine, Sparvereine und 
viele weitere mehr. Sie bestehen auch aus Normen und Verhaltensregeln mit 
einem Einfluss auf die Ergebnisse in Bezug auf die menschliche Entwicklung. 
Beispielsweise beeinflussen Einstellungen gegenüber Beschäftigung das mate-
rielle Wohlbefinden, und Normen in Bezug auf Hierarchien und Diskriminierung 
haben einen Einfluss auf Ungleichheit, Diskriminierung, Teilhabe, politische 
Freiheit und so weiter. Um zu beschreiben, was diese Institutionen sein und tun 
können, und um zu verstehen, welchen Einfluss sie auf Personen haben, können 
wir den Begriff soziale Kompetenzen verwenden.
Ein zentraler Aspekt des Blickwinkels der menschlichen Entwicklung 
ist, dass gesellschaftliche Normen einen Einfluss auf die Entscheidungen 
von Menschen und ihre Verhaltensweisen gegenüber anderen haben und 
sich auf diese Weise auf die Ergebnisse in der gesamten Gemeinschaft aus-
wirken. Unter dem Gesichtspunkt der menschlichen Entwicklung können 
Gemeinschaftsnormen und -verhaltensweisen die Entscheidungsfreiheit in 
schädlicher Weise beschränken, indem sie beispielsweise diejenigen, die 
Entscheidungen treffen, die zu sozialen Regeln im Widerspruch stehen, ächten 
oder in extremen Fällen töten. Familien, die durch informelle Normen, die eine 
Frühverheiratung und Mitgiftverpflichtungen unterstützen, in Armut gefangen 
sind, würden Änderungen an solchen sich hartnäckig haltenden Normen viel-
leicht ablehnen. Soziale Institutionen ändern sich im Lauf der Zeit, und solche 
Veränderungen können soziale Spannungen auslösen, wenn sie den Interessen 
mancher Gruppen schaden, denjenigen anderer aber nützen.
Politikänderungen sind das Ergebnis einer politischen Auseinan-
dersetzung, in der unterschiedliche Gruppen (und Personen) bestimmte 
Veränderungen unterstützen oder bekämpfen. In dieser Auseinandersetzung 
sind unorganisierte Individuen im Allgemeinen machtlos, können aber durch 
den Zusammenschluss mit anderen Kollektivmacht erlangen. Soziales Handeln 
zugunsten menschlicher Entwicklung (wie Maßnahmen zur Ausweitung von 
Bildung, progressiver Besteuerung und Mindestlöhnen) geschieht nicht spontan, 
sondern weil es Gruppen wie Erzeugergemeinschaften, Arbeitnehmerverbände, 
Sozialbewegungen und politische Parteien gibt, die wirksam dabei sind, den 
Wandel zu unterstützen. Diese Organisationen sind besonders wichtig für ärmere 
Menschen, wie ein Zusammenschluss von Sex-Arbeiterinnen in Kolkata und 
Frauen in einer informellen Siedlungsgemeinschaft in Kapstadt gezeigt haben, 
die ihre Lebensbedingungen verbesserten und ihre Selbstachtung steigerten, 
indem sie sich zusammenschlossen und kollektiv Druck ausübten.
Gesellschaften unterscheiden sich stark im Hinblick auf die Zahl, die 
Funktionen, die Wirksamkeit und die Konsequenzen ihrer sozialen Kompetenzen. 
Institutionen und Normen können unterteilt werden in solche, die die mensch-
liche Entwicklung fördern, die in Bezug darauf neutral sind oder die sie unter-
graben. Es ist von grundlegender Bedeutung, diejenigen zu ermitteln und zu 
ermutigen, die wertvolle Verwirklichungschancen und Beziehungen unter und 
zwischen Individuen und Institutionen fördern. Manche soziale Institutionen 
(einschließlich Normen) können die menschliche Entwicklung in bestimmten 
Beziehungen unterstützen, aber nicht in anderen: Beispielsweise können enge 
Familienbande Personen während Unruhen Unterstützung bieten, beschränken 
jedoch vielleicht die individuellen Wahlmöglichkeiten und Chancen.
Ganz allgemein weisen Institutionen, die den sozialen Zusammenhalt und 
die menschliche Entwicklung fördern, ein geringes Maß an Unterschiedlichkeit 
zwischen Gruppen (beispielsweise ethnischen oder religiösen Gruppen oder 
den Geschlechtern) und ein hohes Maß an Interaktion und Vertrauen zwi-
schen Menschen und Gruppen auf, was in Solidarität und der Abwesenheit 
von gewaltsamen Konflikten resultiert. Es ist kein Zufall, dass fünf der zehn 
friedlichsten Länder auf der Welt 2012 gemäß dem Globalen Friedensindex 
auch zu denjenigen zählen, deren Gesellschaften sich durch ein hohes Maß an 
Gleichheit auszeichnen, gemessen anhand des Abzugs vom Wert des Indexes 
der menschlichen Entwicklung aufgrund von Ungleichheit. Sie zeichnen sich 
auch durch die Abwesenheit von Diskriminierung und geringer Marginalisierung 
aus. In manchen Fällen können Antidiskriminierungsmaßnahmen die Last der 
Marginalisierung verringern und die schlimmsten Folgen von Ausgrenzung teil-
weise abschwächen. Beispielsweise schwächt in den Vereinigten Staaten ein 
Gesetz, das Krankenhäuser zu Notaufnahmen verpflichtet und alle Patienten 
unabhängig von ihrer Zahlungsfähigkeit zu behandeln, teilweise die negati-
ven Konsequenzen eines teuren Gesundheitsversorgungssystems mit einge-
schränkter Deckung ab, und positive Diskriminierung in einer Reihe von Ländern 
(einschließlich Brasilien, Malaysia, Südafrika und den Vereinigten Staaten) hat 
die Situation von Gruppen verbessert, die von Deprivation betroffen sind, und 
zu sozialer Stabilität beigetragen.
Die Untersuchung sozialer Institutionen und sozialer Kompetenzen muss 
einen grundlegenden Teil des Konzepts der menschlichen Entwicklung bilden 
– einschließlich der Gruppenbildung; der Interaktionen zwischen Gruppen 
und Personen; der Anreize für kollektives Handeln und seiner Grenzen; der 
Beziehung zwischen Gruppen und Politik sowie den Ergebnissen von Politik; der 
Rolle von Normen bei der Einflussnahme auf Verhaltensweisen; und der Frage, 
wie Normen gebildet und verändert werden.
Quelle: Stewart 2013; Institute for Economics and Peace 2012.
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stand verzeichnen konnte, wurden manche 
Gruppen zurückgelassen. Die Roma beispiels-
weise sind seit mehr als tausend Jahren Teil der 
europäischen Zivilisation. Mit schätzungsweise 
sieben bis neun Millionen Menschen bilden sie 
Europas größte ethnische Minderheit, die in 
allen 27 EU-Mitgliedstaaten vertreten ist. Die 
meisten sind EU-Bürger, aber weiterhin von 
Diskriminierung und sozialer Ausgrenzung be-
troffen. Wie in zwei regionalen Berichten über 
die menschliche Entwicklung beschrieben wur-
de, sind die Roma oft in einem Teufelskreis der 
KaStEN 1.8
Strukturelle Dimensionen der Armut
Die traditionellen Agenden für die Verringerung der Armut erkennen 
ihre strukturellen Quellen, tragen ihnen aber ungenügend Rechnung. 
Zeitgenössische Interventionen zur Förderung von inklusivem Wachstum 
haben sich im Allgemeinen auf die Ergebnisse von Entwicklung durch die 
Ausweitung und die Stärkung sozialer Sicherheitsnetze konzentriert. Solche 
öffentlichen Initiativen sind zwar zu begrüßen, sie bekämpfen jedoch die 
Symptome von Armut, nicht ihre Ursachen.
Die Ergebnisse solch restriktiver Interventionen sind die Verringerung der 
Einkommensarmut in unterschiedlichem Maß und gewisse Verbesserungen 
bei der menschlichen Entwicklung. Aber in weiten Teilen des Südens haben 
die Einkommensungleichheiten zugenommen, die sozialen Unterschiede 
sind größer geworden, und Ungerechtigkeit bleibt allgegenwärtig, während 
die strukturellen Ursachen von Armut fortbestehen. Jede glaubwürdige 
Agenda zur Beendigung der Armut muss die strukturellen Ungerechtigkeiten 
beseitigen, die sie verstetigen.
Ungleicher Zugang zu aktiva
Ungleich verteilter Zugang zu Wohlstand und Wissen hindert die 
Ausgegrenzten an der Teilnahme am Wettbewerb im Markt. Armut in länd-
lichen Gebieten beispielsweise beruht auf dem unzureichenden Zugang 
zu Land und Wasser für weniger privilegierte Segmente der Gesellschaft 
im ländlichen Raum. Landbesitz war nicht nur eine Quelle wirtschaftlicher 
Privilegierung, sondern auch eine Quelle sozialer und politischer Autorität. 
Die vorherrschenden Strukturen des Landbesitzes bleiben schädlich für eine 
funktionierende demokratische Ordnung. In ähnlicher Weise lässt fehlender 
Zugang zu Kapital und Eigentum die Armut in Städten fortbestehen.
Ungleiche partizipation am Markt
Bei den vorherrschenden Eigentumsstrukturen der Gesellschaft bleiben 
diejenigen, die arm an Ressourcen sind, von dynamischeren Marktsektoren 
ausgeschlossen. Die primären produktiven Akteure sind im Allgemeinen die 
Angehörigen der städtischen Elite, denen die Firmenvermögen gehören, die 
rascher wachsende Wirtschaftssektoren vorantreiben. Im Gegensatz dazu 
nehmen die Ausgegrenzten nur als Primärerzeuger und Arbeitnehmer am 
untersten Ende der Produktions- und Vermarktungsketten teil, sodass sie 
wenig Chancen haben, die marktwirtschaftlichen Möglichkeiten ebenfalls 
zu nutzen und die Wertschöpfung ihrer Arbeit zu erhöhen.
Die Kapitalmärkte haben es versäumt, den Ausgegrenzten ausreichend 
Kredit einzuräumen, obwohl diese ihre Kreditwürdigkeit durch niedrige 
Ausfallraten im Mikrokreditmarkt unter Beweis gestellt haben. Und for- 
melle Kapitalmärkte haben keine Finanzinstrumente bereitgestellt, um die 
Ersparnisse der Ausgegrenzten anzuziehen und sie in Anlagevermögen im 
rascher wachsenden Unternehmenssektor umzuwandeln.
Ungerechte Governance
Dieses gegen die Prinzipien der Chancengleichheit und der Gerechtigkeit 
verstoßende soziale und wirtschaftliche Universum kann durch ungerech-
te Governance verschlimmert werden. Häufig bleiben die Ausgegrenzten 
in den Institutionen der Governance ohne Mitspracherecht und sind des-
halb von Unterversorgung vonseiten öffentlicher Institutionen betroffen. 
Die Institutionen der Demokratie gehen nicht auf die Bedürfnisse der 
Ausgegrenzten ein, sowohl was die Gestaltung von Politikagenden als 
auch die Auswahl von Kandidaten bei Wahlen betrifft. Repräsentative 
Institutionen fallen deshalb im Allgemeinen ausschließlich in die Hände der 
Wohlhabenden und sozial Mächtigen, die dann das Amt nutzen, um ihren 
Reichtum zu mehren und den Umstand zu zementieren, dass sie die Macht 
innehaben.
Strukturellen Wandel fördern
Um diese strukturellen Ungerechtigkeiten zu korrigieren, müssen politische 
Agenden inklusiver gemacht werden, indem die Kapazität der Ausgegrenzten 
dafür gestärkt wird, unter Bedingungen von mehr Chancengleichheit an der 
Markwirtschaft und dem demokratischen Gemeinwesen teilzunehmen. Solche 
Agenden sollten den Ausgegrenzten innerhalb der Prozesse von Produktion, 
Verteilung und Governance einen neuen Platz zuweisen. Der Produktionsprozess 
muss die Position der Ausgegrenzten verbessern, sodass sie ihr Leben nicht 
mehr ausschließlich als abhängig Beschäftigte und Pachtbauern bestreiten 
müssen, indem er sie befähigt, Eigentümer von Produktionsmitteln zu wer-
den. Der Verteilungsprozess muss die Position der Ausgegrenzten verbessern,  
indem er sie über ihre ererbte Rolle als Primärerzeuger hebt und sie zu die-
sem Zweck in die Lage versetzt, durch mehr Gelegenheiten zur Teilnahme an  
der Wertschöpfung durch kollektives Handeln sich höheren Marktsegmenten 
zuzuwenden. Der Zugang zu Aktiva und Märkten muss durch den chancen-
gerechten Zugang zu Gesundheitsversorgung und Bildung hoher Qualität 
unterstützt werden, einem integralen Bestandteil davon, die Teilhabe der 
Ausgegrenzten zu verbessern.
Der Governance-Prozess muss die aktive Partizipation der Ausgegrenz-
ten in repräsentativen Institutionen verbessern, die wichtig dafür ist, ihr Mit-
spracherecht bei Entscheidungsprozessen zu verbessern und ihnen Zugang 
zu den Governance-Institutionen zu verschaffen.
Quelle: Sobhan, R. 2010. Challenging the Injustice of Poverty.
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sozialen Ausgrenzung gefangen, der sich von 
einer Generation zur nächsten fortsetzt.53
Wo Ungleichheiten anzutreffen sind, können 
sie sich negativ auf die sozialen Interaktionen 
auswirken und die Wahlfreiheit beschränken. 
Subjektive Daten können Erkenntnisse über 
den Grad der sozialen Integration innerhalb 
eines Landes oder einer Gemeinschaft liefern. 
Die verfügbaren Belege lassen auf eine kleine 
negative Korrelation zwischen nicht erziel-
ten Fortschritten aufgrund von Ungleichheit, 
Zufriedenheit mit der Wahlfreiheit sowie der 
Gemeinschaft schließen. Andere Belege lassen 
auch darauf schließen, dass Menschen in Ge-
sellschaften mit einem hohen HDI im Allge-
meinen mit ihrer Wahlfreiheit und mit der Ge-
meinschaft zufriedener sind. Diese Zusammen-
hänge zu untersuchen, kann Ländern wichtige 
politische Einsichten eröffnen (Tabelle 1.3).
Menschliche Sicherheit
Im Bericht über die menschliche Entwicklung 
1994 wurde argumentiert, dass die grundlegen-
de Ausrichtung des Sicherheitskonzepts geän-
dert werden muss: von dem Gedanken einer 
militaristischen Sicherung von Staatsgrenzen 
hin zur Verringerung von Unsicherheit im All-
tagsleben von Menschen (oder menschlicher 
Unsicherheit).54 In jeder Gesellschaft wird 
menschliche Sicherheit durch eine Vielzahl von 
Bedrohungen einschließlich Hunger, Krank-
heit, Verbrechen, Arbeitslosigkeit, Verstößen 
gegen die Menschenrechte und Umweltprob-
lemen untergraben. Die Intensität dieser Be-
drohungen unterscheidet sich in der Welt, aber 
menschliche Sicherheit bleibt ein universelles 
Streben nach Freiheit von Not und Furcht.
Als Beispiel sei die wirtschaftliche Unsicher-
heit angeführt. In den Ländern des Nordens 
können jetzt Millionen junger Menschen kei-
nen Arbeitsplatz finden. Und im Süden waren 
Millionen Bauern nicht in der Lage, eine men-
schenwürdige Existenz zu sichern. Sie wurden 
in die Migration gezwungen, was mit vielen 
negativen Auswirkungen verbunden ist, insbe-
sondere für Frauen. Eng verwandt mit Unsi-
cherheit in Bezug auf den Lebensunterhalt sind 
Nahrungsmittel- und Ernährungsunsicherheit. 
Viele Haushalte in Entwicklungsländern sind 
mit hohen Nahrungsmittelpreisen konfron-
tiert und können sich keine zwei vollwertigen 
Mahlzeiten am Tag leisten, was Fortschritte 
bei der Ernährung der Kinder untergräbt. Eine 
weitere wichtige Ursache von Verarmung in 
vielen Ländern, reichen und armen, ist unglei-
cher Zugang zu erschwinglicher Gesundheits-
versorgung. Schlechte Gesundheit im Haushalt 
(insbesondere des Haushaltsvorstands) ist eine 
der häufigsten Ursachen von Verarmung, weil 
Einkommen nicht erwirtschaftet wird und me-
dizinische Ausgaben anfallen.
Die Art und Weise, wie Sicherheit verstan-
den wird, muss sich ändern von einem falsch 
gesetzten Schwerpunkt auf militärische Stär-
ke zu einer ganzheitlichen Sichtweise, bei der 
die Menschen im Mittelpunkt stehen. Fort-
schritte in dieser Beziehung können zum Teil 
aus Statistiken über Verbrechen, insbeson-
dere Morde, und Militärausgaben abgelesen 
werden.
Verbrechen
Freiheit von Furcht sollte sich in niedrigen Ver-
brechensraten und insbesondere in niedrigen 
Mordraten widerspiegeln. In einigen Studien 
wurden Mordraten auch verwendet, um bür-
gerschaftliches Engagement und Vertrauen zu 
beurteilen.55 Im Bericht über die menschliche 
Entwicklung für die Karibik 2012 beispielswei-
se wird argumentiert, dass Gewaltverbrechen 
das Vertrauen in zukünftige Entwicklungsaus-
sichten erschüttern, die Wettbewerbsfähigkeit 
von Industriezweigen und des Dienstleistungs-
sektors verringern, indem sie zu belastenden 
Sicherheitsausgaben zwingen, und dem Inves-
titionsklima schaden. Verbrechen können auch 
zur Abwanderung von Fachkräften aus dem 
Land oder betroffenen Kommunen führen. 
Und der Einsatz von Ressourcen zur Verbre-
chensbekämpfung verringert die verfügbaren 
Mittel für Investitionen in Gesundheitsver-
sorgung und Bildung, wodurch die soziale 
Integration verlangsamt und die Entwicklung 
gehemmt wird.56
In den letzten Jahren betrug die weltweite 
durchschnittliche Mordrate für 189 Länder, 
für die Daten vorliegen, 6,9 pro 100.000 Ein-
wohner,57 wobei der niedrigste Wert mit 0 in 
Monaco und der höchste mit 91,6 in Honduras 
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registriert wurde (siehe statistische Tabelle 9). 
Es besteht eine relativ schwache negative Kor-
relation zwischen Mordraten und HDI-Wer-
ten, wobei der Wert für Länder mit niedrigem 
HDI 14,6 pro 100.000 Einwohner, für Länder 
mit hohem HDI 13,0 und für Länder mit sehr 
hohem HDI 2,1 beträgt.
Die Mordrate ist am höchsten in Lateiname-
rika und der Karibik (22,2 pro 100.000 Ein-
wohner), gefolgt von Afrika südlich der Saha-
ra (20,4), Europa und Zentralasien (5,5), den 
arabischen Staaten (4,5), Südasien (3,7) sowie 
Ostasien und dem Pazifik (2,8).
Es kann auch erkenntnisreich sein, die Mor-
draten für Großstädte zu betrachten. Im Ge-
gensatz zu der verbreiteten Wahrnehmung ist 
die Verbrechensrate in ärmeren Städten nicht 
generell höher. Amartya Sen weist darauf hin, 
dass Kolkata „nicht nur eine der ärmsten Städte 
in Indien und sogar auf der Welt ist, sondern 
auch die niedrigste Gewaltverbrechensrate al-
ler indischen Großstädte aufweist“.58 Dies gilt 
auch für Morde: Die durchschnittliche Mord-
häufigkeit von 0,3 pro 100.000 Einwohner 
in Kolkata ist niedriger als in den wesentlich 
wohlhabenderen Großstädten London (2,4) 
und New York (5,0).59
Sen behauptet, dass Kolkata seine lange 
Geschichte als eine „gemischte“ Stadt ohne 
Segregation nach ethnischer Herkunft oder 
Einkommen zwischen Stadtvierteln zugutege-
kommen ist. Über mehrere Jahrzehnte hatte 
die Stadt auch ein System grundlegender öf-
fentlicher Dienste einschließlich staatlicher 
Krankenhäuser, Schulen, Hochschulen und 
eines billigen öffentlichen Verkehrssystems, 
wodurch die Auswirkungen wirtschaftlicher 
und sozialer Ausgrenzung abgefedert wurden. 
Nahverkehrszüge nutzen arme Händler ge-
wöhnlich Seite an Seite mit Lohnarbeitern und 
Angestellten.
Wenn Menschen jedoch keinen Zugang 
zu solchen Dienstleistungen haben, können 
sie leichter zu Verbrechern werden. In einer 
Studie zu Wiederholungsstraftätern aus dem 
Vereinigten Königreich wurde beispielswei-
se festgestellt, dass viele Strafgefangene von 
lebenslanger sozialer Ausgrenzung betroffen 
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waren60 und de facto vom Zugang zu grund-
legenden Dienstleistungen ausgeschlossen 
sind.61
Militärausgaben
Seit dem Ende des Kalten Krieges hat gemessen 
am Anteil der Militärausgaben am BIP insge-
samt keine Intensivierung der Militarisierung 
stattgefunden. Ein Grund hierfür waren auch 
Veränderungen der Bedrohungen für die nati-
onale Sicherheit. Während zwischenstaatliche 
Konflikte seit den frühen 1990er Jahren zu-
rückzugehen scheinen, hat die Zahl innerstaat-
licher Konflikte seit der Mitte des 20. Jahrhun-
derts zugenommen.
Heute geht die Mehrheit der Sicherheits- 
bedrohungen nicht auf andere Länder, son-
dern auf Aufstände, Terrorismus und andere 
zivile Konflikte zurück.62 Konflikten in der 
Zeit nach dem Kalten Krieg sind mehr als 
fünf Millionen Menschen zum Opfer gefallen, 
95 Prozent von ihnen Zivilisten.63
Beispielsweise sind in allen neun Ländern 
Südasiens in den letzten zwei Jahrzehnten 
Binnenkonflikte ausgebrochen, denen mehr 
Menschenleben zum Opfer fielen als in 
zwischenstaatlichen Konflikten.64 Außerdem 
fand seit 2001 ein höherer Anteil der Kon-
flikte in den ärmeren Regionen dieser Länder 
statt.65
2010 beliefen sich die weltweiten Militäraus-
gaben für die 104 Länder mit verfügbaren Da-
ten auf mehr als 1,4 Billiarden US-Dollar oder 
2,6 Prozent des weltweiten BIP. Der größte 
Teil der Ausgaben wurde von Ländern mit sehr 
hohem HDI getätigt. In dem Maß, in dem die 
Volkswirtschaften anderer Länder, insbeson-
dere Länder mit mittlerem HDI, gewachsen 
sind, sind auch ihre Militärausgaben gestiegen. 
Zwischen 1990 und 2010 haben sich die Mili-
tärausgaben von Ländern mit mittlerem HDI 
mehr als verdreifacht, während sie in Ländern 
mit niedrigem HDI um fast 50 Prozent sowie 
in Ländern mit sehr hohem HDI um 22 Pro-
zent stiegen und in Ländern mit hohem HDI 
um fast 47 Prozent zurückgingen. In den drei 
HDI-Gruppen, in denen die Gesamtmili-
tärausgaben stiegen, war der Anstieg gleichwohl 
langsamer als das BIP-Wachstum. Diese Ge-
samtwerte verdecken beträchtliche Vielfalt. In 
Europa und Zentralasien gingen die Militäraus-
gaben zwischen 1990 und 2010 um 69 Prozent 
zurück, während sie in Südasien, Ostasien und 
dem Pazifik sowie den arabischen Staaten um 
43 bis 388 Prozent stiegen.66
Wenngleich Entwicklung häufig mit einem 
Anstieg der Militärausgaben einhergeht, ist 
dies nicht immer der Fall (Grafik 1.8). Die 
höchsten Anteile der Militärausgaben am BIP 
finden sich in Ländern mit sehr hohem und ho-
hem HDI. Einige Länder mit sehr hohem HDI 
haben aber auch einen Anteil unter ein Prozent 
des BIP, darunter Irland, Island, Luxemburg 
und Österreich.
Dies ist von besonderer Bedeutung für die 
aufsteigenden Länder des Südens. Costa Rica 
beispielsweise hatte seit 1948 keine Armee.67 
Das Land tätigt keine Militärausgaben und 
konnte deshalb mehr Mittel für Sozialpro-
gramme und soziale Investitionen bereitstel-
len.68 2009 investierte es 6,3 Prozent des BIP 
in das Bildungs- und sieben Prozent in das 
Gesundheitswesen. Solche Entscheidungen 
trugen zu seinem Fortschritt beim HDI von 
0,621 im Jahr 1980 auf 0,773 im Jahr 2012 
bei.
Heute haben etwa 20 Länder kleine oder gar 
keine Streitkräfte. Sie verfügen im Allgemeinen 
über kleine Territorien, und viele von ihnen 
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stützen sich, was die nationale Sicherheit be-
trifft, auf externe Mächte. Nicht in allen Län-
dern sind die Voraussetzungen für eine voll-
ständige Entmilitarisierung günstig, aber viele 
haben Spielraum für eine substanzielle Verlang-
samung ihrer Militärausgaben. Insbesondere in 
Bezug auf Binnenkonflikte hat Indien gezeigt, 
dass Umverteilung und Gesamtentwicklung 
mittelfristig bessere Strategien sind, um zivile 
Unruhen zu verhindern und einzudämmen, 
auch wenn auf kurze Sicht der Einsatz der Poli-
zei wirksamer sein mag, um Gewalt Einhalt zu 
gebieten.69
*    *    *
Diese Analyse des Stands der menschlichen 
Entwicklung ist positiv und gibt Anlass zur 
Hoffnung. Es bleibt jedoch noch viel zu tun. 
Fast jedes Land muss Herausforderungen be-
wältigen. Fast jedem Land bieten sich aber 
auch Möglichkeiten für weitere Fortschritte. 
Besonders besorgniserregend ist, dass man-
che entwickelte Länder als Reaktion auf die 
Schuldenkrise eine Sparpolitik verfolgen, die 
zukünftige Wahlmöglichkeiten und Optionen 
für Menschen im Süden verhindern oder be-
schränken könnte.
Der einzige zukunftsträchtige Weg zu höhe-
rer menschlicher Entwicklung führt über akti-
ve Investitionen in mehr Befähigung und mehr 
Möglichkeiten. Im Bericht über die menschliche 
Entwicklung 1991 wurde das so formuliert: 
„Menschen, die gesünder, zuversichtlich und 
qualifiziert sind, werden wesentlich besser in 
der Lage sein, mit einem sich rasch verändern-
den Umfeld zurechtzukommen sowie die tech-
nologischen und kompetitiven Anforderungen 
des internationalen Marktes zu erfüllen.“70
Das nächste Kapitel dokumentiert, inwieweit 
viele Länder des Südens de facto diesem Weg 
folgen konnten, und die globale Wirkung, die 
sie erzielen. In den darauffolgenden Kapiteln 
wird beschrieben, wie sie das gemacht haben, 
und es wird die Konsequenz des Aufstiegs des 
Südens für die internationale Governance und 
für die Neugestaltung globaler Machtbeziehun-
gen untersucht.
Nicht in allen ländern 
sind die Voraussetzungen 
für eine vollständige 
Entmilitarisierung 
günstig, aber viele 




Kapitel 1 Der Stand der menschlichen Entwicklung    |    51
„Wenn andere Musik spielt, 
kommt auch ein neuer Tanz.“
Afrikanisches Sprichwort
„Ich möchte nicht, dass 
mein Haus von allen Seiten 
eingemauert und meine Fenster 
zugestopft werden. Ich möchte, 
dass sich die Kulturen aller 
Länder so frei wie möglich um 
mein Haus bewegen können. 





Ein markantes Merkmal des Weltgeschehens in den letzten Jahren ist die Transformation vieler Entwicklungsländer in dyna-
mische Volkswirtschaften, die Erfolge bei Wirtschaftswachstum und Handel vorweisen und rasche Fortschritte bei der men-
schlichen Entwicklung erzielen. In diesen unsicheren Zeiten sind sie es, die kollektiv das weltweite Wirtschaftswachstum 
stärken, den Volkswirtschaften anderer Entwicklungsländer Auftrieb geben und in großem Umfang Armut verringern und 
Reichtum mehren.Sie stehen auch weiterhin vor gewaltigen Herausforderungen und sind Heimat vieler Menschen, die 
weltweit von Armut betroffen sind.1 Aber sie haben gezeigt, dass durch pragmatische Politik und eine starke Konzentration 
auf die menschliche Entwicklung das Potenzial, das in ihren Volkswirtschaften schlummert, begünstigt durch Globalisierung, 
geweckt werden kann.
Kennzeichnend für den Aufstieg des Südens ist 
seine Vielfalt. Zu dieser aufstrebenden Gruppe 
von Staaten gehören Länder, die in ihren Ge-
gebenheiten, ihrer gesellschaftlichen Struktur, 
Geografie und Geschichte ausgesprochen un-
terschiedlich sind, zum Beispiel Algerien und 
Argentinien, Brasilien und Bangladesch, China 
und Chile, Ghana und Guyana, Indien und In-
donesien sowie Malaysia und Mosambik. Diese 
Länder veranschaulichen, dass eine rasante, auf 
den Menschen konzentrierte Entwicklung in 
einer Vielzahl von Kontexten verankert werden 
kann. Ihre Erfahrungen und ihr Know-how 
bieten einen wachsenden Fundus an bewähr-
ten Verfahrensweisen, die andere Entwick-
lungsländer dazu befähigen sollten, ihrerseits 
aufzuschließen.
Die rasch wachsenden Beziehungen zwi-
schen diesen Ländern führen auch zu einer aus-
gewogeneren Form der Globalisierung. Neue 
Handelswege florieren: So verschiedenartige 
Länder wie Marokko, Südafrika, Thailand, die 
Türkei und Vietnam pflegen umfangreiche Im-
port- und Exportbeziehungen mit jeweils über 
100  Volkswirtschaften.2 Neue und verbesser-
te Technologien, die an lokale Bedingungen 
angepasst sind, erhöhen die Produktivität der 
Menschen und schaffen die Möglichkeit von 
grenzübergreifender Produktion.
All dies geschieht in einer Zeit, in der Men-
schen und Kontinente in einem bislang nicht 
vorstellbaren Maß miteinander verbunden sind. 
Mehr als zwei Milliarden Menschen benutzen 
das Internet, und über eine Milliarde Menschen 
reisen pro Jahr auf internationaler Ebene.3
Dieser Wandel hat Auswirkungen auf die 
Dynamik regionaler und globaler Beziehun-
gen. Bei der Bewältigung der Finanzkrise im 
Jahr 2008 spielten die führenden Länder des 
Südens eine wichtige Rolle. Der Dialog über 
die angemessene Bereitstellung globaler öffent-
licher Güter, wie etwa die Eindämmung des 
Klimawandels, die Entwicklung von Regelwer-
ken für stabile Finanzmärkte, das Voranbringen 
von multilateralen Handelsabkommen und die 
Vereinbarung von Mechanismen zur Finanzie-
rung und Produktion mit umweltfreundlichen 
Technologien, wird intensiver geführt. Es mag 
den Anschein haben, dass eine größere Anzahl 
von Gesprächspartnern die Erzielung eines 
weltweiten Konsenses erschwere. Aber der Auf-
stieg des Südens könnte dabei helfen, einige der 
heute festgefahrenen globalen Streitfragen auf-
zubrechen und zu entwicklungsfreundlicheren 
globalen Abkommen zu gelangen.
Neugewichtung: eine globalere 
Welt, ein globalerer Süden
Die Weltproduktion erfährt derzeit eine Neu-
gewichtung wie seit 150 Jahren nicht mehr. 
Der grenzüberschreitende Verkehr von Waren, 
Dienstleistungen, Arbeitskräften und Ideen ist 
spürbar angestiegen. Im Jahr 1800 machte der 
Anteil des Handels an der weltweiten Wirt-
schaftsleistung zwei Prozent aus.4 Direkt nach 
dem Zweiten Weltkrieg war er weiterhin klein, 
und bis zum Jahr 1960 lag er noch immer bei 
unter 25 Prozent. Bis zum Jahr 2011 lag er je-
doch bereits bei fast 60 Prozent der weltweiten 
Wirtschaftsleistung.5 Diese Zunahme des Han-
dels ist weit verbreitet, und mindestens 89 Ent-
wicklungsländer haben ihre Außenhandels-
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KaStEN 2.1
Die Integration des Südens in die Weltwirtschaft und die menschliche Entwicklung
Eine Stichprobe von 107 Entwicklungsländern über den Zeitraum 1990 bis 
2010 ergab, dass ca. 87 Prozent als global integriert eingestuft werden 
können: Sie haben ihre Außenhandelsquote gesteigert, unterhalten viele 
solide Handelspartnerschaften,1 und ihre Außenhandelsquote ist auch in 
Relation zu Ländern mit vergleichbarem Einkommensniveau hoch.2 All diese 
Entwicklungsländer sind sowohl untereinander als auch mit der Welt stärker 
verbunden. Der Gebrauch des Internets hat sich zwischen 2000 und 2010 mit 
einem mittleren jährlichen Wachstum von über 30 Prozent, bezogen auf die 
Anzahl von Benutzern, rasant verbreitet.
Obwohl nicht alle global integriert sind, haben Entwicklungsländer 
rasche Fortschritte in Bezug auf den Index der menschlichen Entwicklung 
(HDI) gemacht, und das trifft auch im Umkehrschluss zu. Nahezu alle 
Entwicklungsländer, die die größte Verbesserung beim HDI in Bezug auf 
die Länder ihrer Vergleichsgruppe zwischen 1990 und 2012 erreicht haben 
(mindestens 45 in dieser Stichprobe), haben sich während der vergange-
nen beiden Jahrzehnte mit einem durchschnittlichen Zuwachs bei der 
Außenhandelsquote, der ca. dreizehn Prozentpunkte höher liegt als bei 
der Gruppe von Entwicklungsländern, die einen bescheideneren Fortschritt 
beim HDI gemacht haben, auch besser in die Weltwirtschaft integriert. 
Dies stimmt mit früheren Erkenntnissen, dass sich Länder mit steigender 
Entwicklung tendenziell mehr öffnen, überein.3
Zu den zunehmend integrierten Ländern mit wesentlicher Verbesserung 
beim HDI gehören nicht nur die Großen, die die Schlagzeilen beherrschen, 
sondern auch Dutzende kleinerer und am wenigsten entwickelte Länder.  
So bilden sie eine größere und vielfältigere Gruppe als die Schwellenländer, 
die oft durch Abkürzungen gekennzeichnet werden, wie BRICS (Brasilien, die 
Russische Föderation, Indien, China und Südafrika), IBSA (Indien, Brasilien 
und Südafrika), CIVETS (Kolumbien, Indonesien, Vietnam, Ägypten, die 
Türkei und Südafrika) und MIST (Mexiko, Indonesien, Südkorea [Republik 
Korea] und die Türkei).
Die Grafik unten stellt die Verbesserung beim HDI4 den Veränderungen 
bei der Außenhandelsquote, einem Indikator für die Intensivität der 
Teilnahme an globalen Märkten, gegenüber. Mehr als vier Fünftel die-
ser Entwicklungsländer haben ihre Außenhandelsquote zwischen 1990 
und 2012 gesteigert. Zu den Ausnahmen in der Untergruppe, die eben-
falls eine wesentliche Verbesserung beim HDI erreicht haben, gehören 
Indonesien, Pakistan und Venezuela, drei große Länder, die Global Players 
auf den Weltmärkten sind und mit mindestens 80 Volkswirtschaften 
Import- und Exportgeschäfte betreiben. Zwei kleinere Länder, deren 
Außenhandelsquote gesunken ist (Mauritius und Panama), betreiben 
immer noch Handel in einem größeren Umfang, als von Ländern mit 
einem vergleichbaren Einkommensniveau zu erwarten wäre. All jene 
Länder, die eine deutliche Verbesserung beim HDI verzeichnen und ihre 
Außenhandelsquote im Zeitraum 1990 bis 2012 gesteigert haben, sind im 
oberen rechten Quadranten der Grafik hervorgehoben. Die Länder im un-
teren rechten Quadranten (darunter Kenia, die Philippinen und Südafrika) 
haben zwar ihre Außenhandelsquote erhöht, aber beim HDI bescheidenere 
Fortschritte gemacht.
Menschlicher Fortschritt und ausweitung des Handels im Süden
Relative Verbesserungen beim HDI 1990 – 2012
Veränderung der Außenhandelsquote 1990–2010
















Mit geringen Verbesserungen beim HDI, 
global integriert
Mit großen Verbesserungen beim HDI, 
global integriert 
Brasilien
1. Bilateraler Handel, der 2010/2011 zwei Millionen US-Dollar überschreitet.
2. Basierend auf Ergebnissen einer länderübergreifenden Regression von Außenhandelsquote zu Pro-Kopf-Einkommen unter Berücksichtigung von Bevölkerungszahl und Binnenländern.
3. Siehe Rodrik (2001).
4. Relative Verbesserungen beim HDI werden mit Residuen aus einer Regression der Veränderungen des Logarithmus des HDI zwischen 1990 und 2012 zum Logarithmus aus dem Basis-HDI von 1990 errechnet. Die 
fünf Länder mit schwarzen Punkten im linken oberen Quadranten verzeichneten zwischen 1990 und 2010 großen Fortschritt beim HDI bei fallender Außenhandelsquote; dennoch unterhielten sie entweder weltweit 
umfangreiche Handelsbeziehungen, oder ihr Handel war größer als bei Ländern mit vergleichbarem Pro-Kopf-Einkommen. Länder mit offenem Kreis im oberen und unteren rechten Quadranten haben zwischen 1990 und 
2012 nur eine leichte relative Verbesserung beim HDI erzielt, aber entweder ihre Außenhandelsquote gesteigert oder eine große Zahl umfangreicher Handelsbeziehungen unterhalten.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros; Außenhandelsquoten von World Bank (2012a).
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quote in den zurückliegenden zwei Jahrzehnten 
erhöht (Kasten 2.1).6
Heute ist die Produktion von Fertigerzeug- 
nissen infolge von niedrigeren Handelsbarrie- 
ren und gesunkenen Transportkosten grenz- 
überschreitend fragmentiert, wobei viele Län-
der mit Zwischenerzeugnissen handeln.7 Ver-
änderungen bei der Informationstechnologie 
haben dazu geführt, dass Dienstleistungen 
leichter handelbar sind. Dies hat zu einem stark 
angestiegenen Handel innerhalb der Industrie 
und Unternehmen geführt.
Insbesondere in Asien haben Entwick-
lungsländer diese Verschiebungen zu ihrem 
Vorteil genutzt. Zwischen 1980 und 2010 er-
höhten sie ihren Anteil am Weltwarenhandel 
von ca. 25 auf 47 Prozent8 und ihren Anteil 
an der weltweiten Wirtschaftsleistung von 33 
auf 45  Prozent. Heute findet ein Drittel der 
Wertschöpfung der Weltproduktion von Fer-
KaRtE 2.1










Hinweis: Daten sind Durchschnittswerte für die Jahre 1995 und 1996 sowie 2010 und 2011.
Quelle: UNSD 2012.
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tigerzeugnissen in Entwicklungsländern statt.9 
Zwischen 1990 und 2010 stiegen die Warenex-
porte von acht Entwicklungsländern der G20 
um das Fünfzehnfache – von ca. 200 Milliar-
den auf drei Billionen US-Dollar.10 Aber auch 
der Handel vieler anderer Länder hat sich er-
höht. 2010 war die Warenausfuhr pro Kopf aus 
Ländern südlich der Sahara mehr als doppelt so 
hoch wie die Indiens.11 1995/96 hatte Thailand 
rund zehn Handelspartner, in die es Waren im 
Wert von über einer Milliarde US-Dollar ex-
portierte; nur 15 Jahre später waren es dreimal 
so viele, die über die ganze Welt verteilt sind 
(Karte 2.1).12
Die globale Neuausrichtung geht mit ei-
ner Vernetzung von Entwicklungsregionen 
in bisher nicht gekanntem Maße einher. Zwi-
schen 1980 und 2011 stieg der Süd-Süd-Han-
del als Anteil am Weltwarenhandelvon 8,1 
auf 26,7  Prozent, wobei insbesondere in den 
2000er Jahren ein spürbares Wachstum festzu-
stellen war (Grafik 2.1). Im gleichen Zeitraum 
sank der Anteil des Nord-Nord-Handels von 
ca. 46 auf unter 30 Prozent. Diese Trends hal-
ten auch dann an, wenn die Im- und Exporte 
von natürlichen Ressourcen nicht berücksich-
tigt werden.13 Der Süd-Süd-Handel hat sich 
während der letzten Rezession als bedeutender 
Wachstumsimpuls erwiesen. Länder des Sü-
dens exportieren mehr Waren (und Fertiger-
zeugnisse) untereinander als in die Länder des 
Nordens, und diese Exporte sind wissens- und 
technologieintensiver.14
Afrika südlich der Sahara hat sich zu einem 
wichtigen neuen Ausgangs- und Zielpunkt für 
den Süd-Süd-Handel entwickelt. Zwischen 
1992 und 2011 stieg Chinas Handel mit Afrika 
südlich der Sahara von einer Milliarde auf über 
140 Milliarden US-Dollar. Indische Unterneh-
men investieren in verschiedene Branchen Afri-
kas, von Infrastruktur über Gastronomiewesen 
zu Telekommunikation, während brasilianische 
Firmen zu den größten Arbeitgebern in Angola 
zählen.15
Handel mit investitionsgütern 
und Dienstleistungen
Der Süd-Süd-Handel bietet Entwicklungslän-
dern Zugang zu erschwinglichen Investitions-
gütern, die oft besser auf ihre Bedürfnisse zuge-
GRaFiK 2.1
Der Süd-Süd-Handel als Anteil am Weltwarenhandel hat sich im Zeitraum 1980 bis 
2011 mehr als verdreifacht, während der Nord-Nord-Handel zurückging












Hinweis: 1980 umfasst der Norden Australien, Kanada, Japan, Neuseeland, die Vereinigten Staaten von Amerika und Westeuropa.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf Basis von Daten von UNSD (2012).
taBEllE 2.1
Handel der am wenigsten entwickelten Länder mit China, 2000/2001 und 2010/2011  
(in Millionen US-Dollar zum jeweiligen Wechselkurs)
Branche
Importe aus China Exporte nach China
2000–2001 2010–2011 2000–2001 2010–2011
Landwirtschaftliche 
Grunderzeugnisse
16 105 243 1.965
Nahrungsmittel und Getränke 164 1.089 378 841
Brennstoffe, Erze und Metalle 42 323 3.126 44.244
Chemikalien 232 2.178 1 93
Textilien und Leder 1.323 8.974 14 138
Eisen und Stahl 61 1.642 0 1
Andere Erzeugnisse auf Basis von 
Materialien
236 3.132 44 540
Industriemaschinen 400 4.415 1 1
Elektronik 382 3.806 3 7
Straßenfahrzeuge und Ausstattungen 266 6.691 0 1
Bekleidung und Schuhwaren 266 2.577 4 129
Professionelle Ausrüstung und 
Zubehör
147 2.291 1 34
Hinweis: Exportwerte im Durchschnitt für 2000 und 2001 und für 2010 und 2011 angegeben und auf die nächstgrößte ganze Zahl 
wie von China angegeben aufgerundet; Importwerte beinhalten Kosten, Versicherung und Fracht.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf Basis von Daten von UNSD (2012).
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schnitten sind, als Investitionsgüter aus reicheren 
Ländern, und die deshalb eher gekauft, angenom-
men und imitiert werden.16 Sogar Indien hat da-
raus Nutzen gezogen. 2010 importierte Indien 
aus China hauptsächlich Investitionsgüter wie 
elektrische Maschinen, Kernreaktoren und Kes-
sel (60 Prozent) zu Kosten, die schätzungsweise 
30 Prozent unter denen lagen, die ein Bezug aus 
reicheren Ländern verursacht hätte.17 Dies gibt 
jedoch nicht die volle Dynamik eines solchen 
Austausches wieder. So hat sich Ming Yang, 
Chinas viertgrößter Turbinenhersteller, vor Kur-
zem einen Anteil von 55 Prozent an Indiens Glo-
bal Wind Power erworben und verfolgt das Ziel, 
in Indien eine Kapazität von 2,5 Gigawatt mit 
Wind- und Solarenergie aufzubauen.18
2010/2011 umfasste beinahe die Hälfte der 
Importe der am wenigsten entwickelten Länder 
aus China wichtige Produktionsfaktoren zur 
Steigerung von Produktionskapazität und zum 
Ausbau der Infrastruktur – Straßenfahrzeuge 
und Ausstattungen, Industriemaschinen, profes-
sionelle Ausrüstung und Zubehör, Chemikalien 
sowie Eisen und Stahl (Tabelle 2.1). Die größte 
Einfuhrkategorie war Textilien und Leder, ein-
schließlich Garne und Stoffe, die die am wenigs-
ten entwickelten Länder als Materialien zur Her-
stellung ihrer Bekleidungsexporte für Märkte im 
Norden verwenden. Weniger als 20 Prozent der 
Importe der am wenigsten entwickelten Länder 
aus China entfiel auf Unterhaltungselektronik, 
Bekleidung und Schuhwaren.
Entwicklungsländer haben auch Chancen 
ergriffen, um mit Dienstleistungen zu han-
deln. Fortschritte im Bereich der Informati-
onstechnologie haben den Dienstleistungsver-
kehr auf verschiedenen Qualifikationsstufen 
vereinfacht: gering qualifizierte Arbeit wie in 
Callcentern und bei der Datenerfassung; Ar-
beiten auf mittlerem Qualifikationsniveau im 
Backoffice wie Buchhaltung, Programmierung, 
Ticketing und Fakturierung; und hochqualifi-
zierte Arbeit wie architektonische Gestaltung, 
digitale Animation, medizinische Tests und 
Softwareentwicklung. Dieser Trend wird sich 
voraussichtlich noch verstärken, wenn Ent-
wicklungsländer ihre eigenen wachsenden Ver-
brauchermärkte bedienen und von Skaleneffek-
ten profitieren können.
Zu den größten international gehandelten 
Dienstleistungen gehört der Tourismus, des-
sen Anteil an den weltweiten Exporten von 
kommerziellen Dienstleistungen bei 30 Pro-
zent liegt.19 Touristen gaben im Jahr 2010 ca. 
eine Billion US-Dollar aus; zu den belieb-
testen Reisezielen gehörten China (mit über 
57 Millionen Ankünften) sowie Ägypten, 
Malaysia, Mexiko, Thailand und die Türkei. 
Die UN-Weltorganisation für Tourismus 
(UNWTO) rechnet damit, dass bis 2020 drei 
Viertel der über 1,5 Milliarden Touristenan-
künfte innerhalb derselben geografischen Re- 
gion stattfinden werden.
ausländische Direktinvestitionen
In vielen Entwicklungsländern wurde die Stei-
gerung der Produktion und des Handels zwi-
schen 1980 und 2010 durch große Zuflüsse 
von ausländischen Direktinvestitionen (For-
eign Direct Investments, FDI) gefördert, und 
die Länder des Südens steigerten ihren Anteil 
an den globalen FDI von 20 auf 50 Prozent.20 
Ausländische Direktinvestitionsströme in 
GRaFiK 2.2
Ausländische Direktinvestitionen in und aus dem 
Süden steigen seit den 1990ern rasch an









Hinweis: Der Süden umfasst Entwicklungs- und Schwellenländer nach 
Definition der Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen 
(UNCTAD). Daten sind in US-Dollar zu aktuellen Wechselkursen umgerechnet.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf Basis von UNCTAD (2011a)
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Entwicklungsländer waren Vorläufer von Di-
rektinvestitionsströmen aus Entwicklungslän-
dern. Die Zuwachsrate der Zu- und Abflüsse 
von FDI in oder aus dem Süden stieg in den 
1990er und frühen bis mittleren 2000er Jah-
ren stark an (Grafik 2.2). Im Zeitraum 1996 
bis 2009 wuchsen die FDI aus dem Süden, die 
in andere Länder des Südens flossen, um jähr-
lich 20 Prozent.21 Ein beträchtlicher Anteil der 
FDI, die in die am wenigsten entwickelten Län-
der strömen, stammt mittlerweile aus anderen 
Entwicklungsländern, insbesondere von den 
schnell wachsenden multinationalen Unter-
nehmen mit Sitz im Süden.
Im Allgemeinen ziehen diese Investitionen 
Verbindungen zu örtlichen Unternehmen 
und Technologietransfers nach sich, die 
die Arbeitskraft und die lokale Wertschöp-
fung intensiv nutzen. Es gibt einige Anzei-
chen dafür, dass die Süd-Süd-FDI eine große 
regionale Bedeutung haben, da die meisten 
Investitionen in Länder derselben Region, 
häufig Nachbarländer oder Länder mit einer 
gemeinsamen Sprache, getätigt werden.22 Mit 
einem Investitionsbestand von 1,2 Billionen 
US-Dollar ist China der größte Investor aus 
dem Süden.23
1990 waren auf der Liste der weltweit um-
satzstärksten Unternehmen der Welt (Fortune 
Global 500) lediglich vier Prozent der Unter-
nehmen aus dem Süden; 2011 waren es schon 
22 Prozent. Heute ist jedes vierte transnatio- 
nale Unternehmen im Süden ansässig. Die 
Unternehmen mögen kleiner sein, sind jedoch 
zahlreich: Es gibt nun mehr koreanische als 
japanische multinationale Firmen, und mehr 
chinesische als US-amerikanische. Unterneh-
men aus dem Süden engagieren sich früher 
international, als dies Firmen aus entwickelten 
Ländern in einem vergleichbaren Entwick-
lungsstadium getan haben.24 Sie steigern ihre 
Wettbewerbsfähigkeit, indem sie strategische 
Vermögenswerte wie Marken, Technologie und 
Vertriebsnetze erwerben (Kasten 2.2).
KaStEN 2.2
Übernahmen von Marken aus dem Norden durch den Süden
2011 waren 61 der größten Aktiengesellschaften der Welt in der Fortune 
500-Liste chinesische, acht waren indische und sieben waren brasilianische 
Unternehmen. Nur fünf Jahre zuvor hatte China 16 Unternehmen auf der 
Liste, Indien fünf und Brasilien drei. Der Süden globalisiert sich, indem er 
durch Fusionen und Übernahmen im Ausland investiert. Die Übernahme 
beliebter Marken aus dem Norden durch Unternehmen in Ländern mit un-
terem oder oberem mittlerem Einkommen ist ein Zeichen für den Aufstieg 
des Südens. 2005 kaufte das chinesische Unternehmen Lenovo die Laptop-
Sparte von IBM für 1,25 Milliarden US-Dollar und übernahm 500 Millionen 
US-Dollar seiner Schulden. Im Jahr 2010 kaufte Zhejiang Geely die schwe-
dische Automobilfirma Volvo. Allein im Jahr 2011 gaben chinesische 
Firmen 42,9 Milliarden US-Dollar für einen vielfältigen Mix von mehr als 
200 Übernahmen aus. Sany Heavy Industry Co. übernahm Putzmeister, 
Deutschlands größten Hersteller von Betonpumpen. Liugong Machinery Co. 
Ltd. kaufte den polnischen Baumaschinenhersteller Huta Stalowa Wola und 
die Shandong Schwerindustriegruppe kaufte einen Anteil von 75 Prozent an 
der italienischen Ferretti-Gruppe, einem Hersteller von Luxusjachten.
Die indische Tata-Gruppe kaufte 2007 die anglo-niederländische 
Stahlfirma Corus für 13,3 Milliarden US-Dollar und 2008 Jaguar Land Rover  
für 2,6 Milliarden US-Dollar. Die Aditya Birla-Gruppe kaufte 2007 eine US-
amerikanische Aluminium-Firma, Novelis, und 2011 Columbian Chemicals. 
Mahindra und Mahindra kauften SsangYong, einen bankrotten koreanischen 
Autobauer. Brasilianische Lebensmittelfirmen waren ebenfalls aktiv: Im Jahr 
2007 kaufte JBS Friboi den US-amerikanischen Rivalen Swift, um sich den
Einstieg auf dem US-amerikanischen Markt zu erleichtern. 2011 schlossen 
türkische Unternehmen 25 Geschäfte im Wert von fast drei Milliarden US-
Dollar ab. Eine der berühmtesten Übernahmen der Türkei ist Godiva, ein 
belgischer Schokoladenhersteller, den die Yildiz Holding für 850 Millionen 
US-Dollar kaufte. Es gibt unzählige weniger bekannte Aufkäufe kleinerer 
Marken aus dem Norden durch Unternehmen in Südostasien und den ara-
bischen Staaten. (Viele große Käufe finden auch innerhalb des Südens statt. 
2010 kaufte die indische Firma Bharti Airtel das Afrikageschäft von Zain für 
10,7 Milliarden US-Dollar, und China gab 9,8 Milliarden US-Dollar für 27 
Geschäfte in Brasilien, Indien, der Russischen Föderation und Südafrika aus.)
Süd-Nord-Übernahmen werden oft patriotisch interpretiert. Es ist nicht 
klar, ob die Geschäfte kurzfristig die Rentabilität und Wertschöpfung erhöhen. 
Langfristig jedoch scheint es bei den strategischen Motiven (außerhalb des 
Rohstoffsektors) darum zu gehen, sich geschütztes Wissen, Qualifikationen 
und Kompetenzen anzueignen, die den Firmen bei der Expansion im In- 
und Ausland helfen werden. Der Kauf einer etablierten, wenngleich mit 
Schwierigkeiten kämpfenden Marke im Norden verschafft Unternehmen aus 
dem Süden ein Standbein in entwickelten Märkten. Die Unternehmen, die 
andere Unternehmen kaufen, verringern ihre Kostenbasis, indem sie ihre 
Wertschöpfungsketten diversifizieren und globalisieren und indem sie sich 
Technologien und implizites Know-how aneignen (wie Risikomanagement 
oder Bonitätsbewertung im Falle von Finanzinstitutionen), um ihre betriebli-
chen Fähigkeiten zu verbessern.
Quelle: HDRO; China Daily 2012; the Economist 2011a,b, 2012a; Deloitte 2012a,b; luedi 2008.
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produktionsnetzwerke
Insbesondere in Asien ist der Anstieg des Han-
dels und der Investitionen von multinationalen 
Unternehmen und anderen mit einer Auswei-
tung internationaler Produktionsnetzwerke 
verbunden. Vergleichbar einer dritten industri-
ellen Revolution25 teilen diese Netzwerke Pro-
duktionsprozesse in mehrere Arbeitsschritte 
auf, die über die nationalen Grenzen hinweg 
erfolgen. Dadurch konnten Entwicklungslän-
der ihre industriellen Strukturen diversifizieren 
und in komplexe Produktionsprozesse einbezo-
gen werden. Zunächst übernehmen Entwick-
lungsländer die arbeitsintensiven Teilbereiche, 
klassischerweise die Montage von Produkten, 
und qualifizieren sich dann bis zur Herstellung 
von Bauteilen und zum Anlagenbau. Zwischen-
zeitlich wird die weniger komplexe Produktion 
in Nachbarländer verlagert, die noch nicht so 
weit fortgeschritten sind. Gleichzeitig entsteht 
durch diese Produktionsanlagen eine Nachfra-
ge nach Materialinput und Produktionsdienst-
leistungen von inländischen Firmen. Auf diese 
Art und Weise haben sich die Einstiegschancen 
für neue Marktteilnehmer an der internationa-
len Produktion vergrößert – wie für Malaysia 
in den 1970ern, Thailand in den 1980ern, Chi-
na in den 1990ern und heute für Vietnam.
Der Norden hat beim Aufstieg des Südens 
eine wichtige Rolle gespielt, so, wie der Süden 
seinen Beitrag dazu geleistet hat, dass sich der 
Norden von der konjunkturellen Abschwä-
chung erholt (Kasten 2.3). Internationale Pro-
duktionsnetzwerke werden hauptsächlich von 
der Endnachfrage im Norden angetrieben. 
Allein in Asien sorgte der starke Anstieg von 
integrierten Produktionsnetzwerken zwischen 
1995 und 2005 für einen Exportboom von 
Hochtechnologie im Wert von knapp 320 Mil-
liarden US-Dollar.26
persönliche Netzwerke
Viele länderübergreifende Geschäftschancen, 
sowohl beim Handel als auch bei Investitionen, 
eröffnen sich über persönliche Beziehungen. 
Diese bestehen häufig zwischen internationalen 
Migranten und ihren Herkunftsländern. 2010 
waren nach Schätzungen drei Prozent der Welt-
KaStEN 2.3
Was sie verbindet: die gegenseitige Abhängigkeit zwischen Nord und Süd
Ein wesentlicher Anteil des Süd-Süd-Handels, insbesondere der Handel mit 
gefertigten Bauteilen und Komponenten, wird durch die Nachfrage aus dem 
Norden vorangetrieben. Das macht die Länder des Südens anfällig für Krisen 
im Norden. Nach der globalen Finanzkrise von 2008 gingen zum Beispiel 
zwischen 2008 und 2009 die Exporte aus Südostasien nach Japan, in die 
Europäische Union und in die Vereinigten Staaten um 20 Prozent zurück. Der 
prozentuale Rückgang der chinesischen Exporte in diese Volkswirtschaften 
lag ebenfalls im zweistelligen Bereich.
Auch verlässt sich der Norden zunehmend auf den Süden, um sei-
ne Wirtschaft wieder in Schwung zu bringen. Seit 2007 nahmen die US-
amerikanischen Exporte nach China sowie Lateinamerika und die Karibik 
zweieinhalb Mal schneller zu als US-amerikanische Exporte in traditio-
nelle Märkte im Norden. Die Ausweitung der US-amerikanischen Exporte 
war durch einen schwachen Dollar und steigende Kaufkraft im Süden 
gestützt und umfasste nicht nur traditionelle Sektoren wie Flugzeuge, 
Maschinen, Software und Hollywoodfilme, sondern auch neue, hochwertige 
Dienstleistungen wie Architektur, Ingenieurleistungen und Finanzen. Hinter 
Shanghais boomenden Architekturwundern (einschließlich der Shanghai 
Towers, die 2015 das höchste Gebäude im Land sein werden) stehen US-
amerikanische Designer und Bauingenieure, die einen immer höheren 
Anteil an Honoraren und Lizenzgebühren aus Dienstleistungsexporten nach 
Brasilien, China und Indien beziehen.
Außerdem beschäftigt die wachsende „App-Wirtschaft“ mit 
Unterstützung von Unternehmen wie Apple, Facebook und Google mehr 
als 300.000 Menschen, deren Kreationen sich leicht über Grenzen hin-
weg exportieren lassen. Zynga, ein großer Produzent von Online-Spielen 
und Handy-Anwendungen, verzeichnete im Jahr 2011 Einnahmen in Höhe 
von 1,1 Milliarden US-Dollar, ein Drittel davon von Spielern außerhalb der 
Vereinigten Staaten. Was eine wachsende Konsumentenschicht im Süden 
bewirkt, ist nicht nur im Dienstleistungssektor spürbar, sondern auch in 
der verarbeitenden Industrie und im Rohstoffsektor. Ein Drittel der US-
amerikanischen Exporte entfällt mittlerweile auf Firmen mit weniger als 
500 Mitarbeitern. Durch neue Technologien wie dreidimensionalen Druck 
erobern viele von ihnen die einst durch Importe verlorenen Märkte zurück. 
Die neu entstehenden Märkte haben auch die Rolle der Vereinigten Staaten 
als Rohstoffproduzent wiederbelebt (zum Beispiel von Getreide). Diese sich 
verändernden Handelsstrukturen deuten darauf hin, dass eine wirtschaft-
liche Abschwächung im Süden das Wachstum der neuen dynamischen 
Exporte aus dem Norden beeinträchtigen würde, ebenso wie die Rezession 
im Norden den Süden getroffen hat.
Quelle: HDR-Büro; the Economist 2012b.
Der anstieg des Handels 
und der investitionen 
von multinationalen 
Unternehmen kommt 
einer dritten industriellen 
Revolution gleich
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bevölkerung, also 215 Millionen, Immigranten 
der ersten Generation,27 und etwa die Hälfte 
davon lebte in Entwicklungsländern.28 Fast 
80 Prozent der Süd-Süd-Migration findet zwi-
schen benachbarten Ländern statt.29
Diasporagemeinschaften von Migranten 
sind eine riesige Devisenquelle. Im Jahr 2005 
entfielen schätzungsweise 30 bis 45 Prozent 
der Rücküberweisungen weltweit auf Süd-
Süd-Transfers.30 Diasporagemeinschaften sind 
auch eine Informationsquelle für Marktchan-
cen. Diasporas können mit steigendem bila-
teralem Handel und FDI verbunden sein.31 
So sind beispielsweise multinationale US-Fir-
men mit einem hohen Mitarbeiteranteil aus 
bestimmten Ländern weniger auf Joint-Ven-
ture-Partner in solchen Ländern angewiesen, 
mit denen ihre Angestellten kulturell verbun-
den sind.32
Beziehungen können sich auch dann vertie-
fen, wenn Migranten in ihre Heimat zurück-
kehren. Zum Beispiel nehmen viele Fachleute 
für Informationstechnologie des Silicon Valley 
in Kalifornien ihre Ideen, Kapital und Netz-
werke mit, wenn sie in ihr Herkunftsland heim-
kehren. Andere Rückkehrer schaffen eine neue 
Infrastruktur, Universitäten, Krankenhäuser 
und Unternehmen. Heimkehrende Unterneh-
mer bleiben mit früheren Kollegen in Verbin-
dung und vereinfachen die Verbreitung von 
Geschäftsinformationen. Bei grenzüberschrei-
tender wissenschaftlicher Zusammenarbeit 
sind überproportional häufig Wissenschaftler 
mit Verbindungen zu Diasporas vertreten. 33
GRaFiK 2.3
Zwischen 2000 und 2010 betrug in 60 Entwicklungsländern der jährliche Zuwachs der Internetnutzung über 
30 Prozent 
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Hinweis: Die Größe der Kreise ist proportional zur Anzahl der gesamten Internetanschlüssen des Landes im Jahr 2010 (z. B. 320.000 in Angola und 6,7 Millionen in 
Vietnam). Gezeigt sind nur Entwicklungsländer, die den 75. Perzentil des geometrischen Durchschnitts (39,8 Prozent) überschritten haben.
Quelle: ITU (2012) und World Bank (2012a)
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Weitere Informationsflüsse werden dank der 
zunehmenden Verbreitung des Internets und 
neuer sozialer Medien möglich. Zwischen 2000 
und 2010 war der jährliche durchschnittliche 
Zuwachs an Internetanschlüssen in 60 Ent-
wicklungsländern außergewöhnlich hoch (Gra-
fik 2.3).34 Sechs der zehn Länder mit den meis-
ten Usern von sozialen Netzwerken im Inter-
net, z. B. Facebook, sind Länder des Südens.35 
Diese Vergleichszahlen geben auch teilweise 
das geringe Ausgangsniveau von 2000 wieder, 
jedoch haben die Verbreitung und die Einfüh-
rung neuer Medien viele Bereiche in zahlrei-
chen Ländern revolutioniert (Kasten 2.4).
Impulse durch  
menschliche Entwicklung
Erfolge in den Bereichen Handel, Investitio-
nen und internationale Produktion hängen 
auch vom steigenden Niveau menschlicher 
Entwicklung ab. Das zeigt der Zusammenhang 
zwischen hohen Exporteinnahmen pro Kopf 
und Errungenschaften bei der Bildung und Ge-
sundheit (Grafik 2.4). Die erfolgreicheren Län-
der im oberen rechten Quadranten der Grafik 
bieten tendenziell auch bessere wirtschaftliche 
Chancen für Frauen. Mehr Handel zieht auf 
dem Arbeitsmarkt neue Arbeitskräfte – und oft 
Frauen – an und erweitert ihre Wahlmöglich-
keiten. Diese neuen Arbeitskräfte profitieren 
KaStEN 2.4
Mobiltelefone und der Palapa-Ring: Indonesien verbinden
Indonesien nutzte Telekommunikationstechnologien, um seine vielen weit 
verstreuten Inseln miteinander zu verbinden und das Land gegenüber 
der Außenwelt zu öffnen – auf eine Art und Weise, die noch vor einer 
Generation unvorstellbar gewesen wäre. Dieser grundlegende Wandel 
geschah nicht spontan: Er erforderte umfangreiche private und öffentliche 
Investitionen und weise vorausschauende politische Anleitung durch den 
staatlichen Rat für Informations- und Kommunikationstechnologien (Dewan 
Teknologi Informasi dan Komunikasi Nasional – DETIKNAS). Mit seiner 
Bevölkerungsvielfalt, die sich über einen riesigen Archipel von fast eintau-
send bewohnten Inseln erstreckt, stand Indonesien bei seinem Übergang 
ins digitale Zeitalter vor enormen Hindernissen. Die Kommunikation zwi-
schen den Inseln war begrenzt. Es gab nur wenige Festnetztelefone, die 
der Mehrheit der normalen indonesischen Bevölkerung nur in den großen 
Städten und nur zu hohen Kosten zur Verfügung standen.
2010 waren in dem Land mit 240 Millionen Menschen aber bereits  
220 Millionen Mobiltelefone registriert. Geschätzte 85 Prozent der 
Erwachsenen besaßen Telefone, weil staatliche Förderung und markt-
wirtschaftlicher Wettbewerb die Preise von Geräten und Telefondiensten 
gleichermaßen drückten. Die Zahl der indonesischen Internetnutzer ist 
ebenfalls exponentiell gestiegen. Noch 2008 hatten erst geschätzte  
13 Millionen Menschen regelmäßigen Internetzugang. Ende 2011 hat-
ten nach Branchenerhebungen bereits mehr als 55 Millionen Menschen 
Zugang. Die Mehrzahl der jungen Indonesierinnen und Indonesier in städti-
schen Gebieten kommt jetzt in den Genuss des Internetzugangs, meistens 
über Mobiltelefone, aber auch in den 260.000 Internetcafés (warnets) des 
Landes.
Durch DETIKNAS hat die Regierung den Internetzugang zu einer na-
tionalen Priorität gemacht und einen so genannten „Palapa-Ring“ aus 
Glasfaserkabeln im gesamten Archipel verlegt. Sie kommt ihrem Ziel im-
mer näher, Schulen in eintausend abgelegenen Dörfern mit dem Internet 
zu verbinden und hat die elektronische Haushaltsplanung und elektroni-
sche Beschaffungssysteme für den eigenen Geschäftsbetrieb eingeführt. 
Besonders überraschend ist wohl die Explosion der sozialen Medien. 
Im Juli 2012 gab es 7,4 Millionen registrierte Facebook-Nutzerinnen und 
Nutzer allein im Großraum Jakarta. Nach Bangkok mit 8,7 Millionen ist das 
die zweitgrößte Anzahl in irgendeiner Stadt der Welt. In ganz Indonesien 
gab es 44  Millionen Facebook-Konten — fast so viele wie in Indien, wo 
es 49 Millionen sind. Indonesien ist zu einem Land geworden, in dem 
Kabinettsmitglieder täglich Tweets an ihre Wählerschaft verschicken. Es hat 
die drittgrößte Anzahl an Twitter-Abonnenten weltweit und Umweltschützer 
nutzen Online-Datenbanken und Kartierungstools von Google Earth, um 
Informationen über die Abholzung bekannt zu machen.
Die Vorteile dieser digitalen Revolution für die menschliche Entwicklung 
sind offensichtlich, sagen indonesische Analysten. Mobiltelefone verschaf-
fen den ländlichen Gemeinschaften Zugang zu Informationen über öffent-
liche Gesundheit, Dienstleistungen im Bankwesen und Information über 
die Agrarmärkte. Das bürgerschaftliche Engagement hat davon profitiert 
und die online angebotenen öffentlichen Informationsdienste expandieren, 
seit 2010 ein weitreichendes Gesetz über den Zugang zu Informationen 
verabschiedet wurde. Die Volkswirtschaft profitiert ebenfalls davon. In ei-
ner Studie von Deloitte Access Economics vom Dezember 2011 wurde be-
rechnet, dass die Internetwirtschaft bereits 1,6 Prozent des indonesischen 
Bruttoinlandsprodukts ausmacht, mehr als den Wert der Erdgasexporte 
und vergleichbar mit dem Anteil in Brasilien (1,5 Prozent) und der russi-
schen Föderation (1,6 Prozent), jedoch bislang noch niedriger als in China 
(2,6 Prozent) und Indien (3,2 Prozent). Deloitte sagt einen Anstieg auf 
mindestens 2,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts in fünf Jahren voraus. 
Damit leistet der Sektor einen wesentlichen Beitrag zur Wachstumsrate 
des Bruttoinlandsprodukts von sechs bis sieben Prozent pro Jahr, die der 
Internationale Währungsfonds für Indonesien bis 2016 vorhersagt.
Quelle: Karimuddin 2011; Deloitte 2011.
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nicht immer von guten Arbeitsbedingungen. 
Im Bemühen, die Kosten niedrig zu halten, ent-
steht unter Umständen Druck auf die Löhne 
und auf das Arbeitsumfeld. Einige Regierungen 
zögern, die Arbeiterrechte auszuweiten, wenn 
sie meinen, dass dadurch die Produktionskos-
ten steigen könnten und die Wettbewerbsfä-
higkeit sinken würde (Kasten 2.5).36
Die Kapazitäten von Menschen und Insti-
tutionen haben auch Einfluss auf den Nutzen, 
den ausländische Direktinvestitionen mit sich 
bringen. Die Empfängerländer müssen in die 
Kapazitäten ihrer Menschen investieren, damit 
sie das nützliche Wissen, das in ausländischem 
Kapital und Ideen liegt, identifizieren, aufneh-
men und entwickeln können.37 In der Tat ist 
eine ausgebildete und gesunde Arbeiterschaft 
oft ein Schlüsselfaktor, der die Standortent-
scheidungen ausländischer Investoren beein-
flusst. In einer Stichprobe aus 137 Ländern 
ist dieser positive Zusammenhang zwischen 
dem Zustrom ausländischer Direktinvestitio-
nen und den Errungenschaften in den Berei-
chen Gesundheit und Bildung offensichtlich 
(Grafik 2.5).38
Diese Zusammenhänge zwischen einer qua-
lifizierten Bevölkerung und dem Zufluss aus-
ländischer Investitionen tendieren dazu, sich 
gegenseitig zu verstärken. Doch gibt es Aus-
reißer. Ausländische Direktinvestitionen kön-
nen immer noch in Länder mit bescheidenen 
Leistungen bei der menschlichen Entwicklung 
fließen, sofern diese außergewöhnlich reich an 
natürlichen Ressourcen sind. Zwischen 2003 
und 2009 hatten zum Beispiel viele der res-
sourcenreichen afrikanischen Länder, in denen 
ausländische Direktinvestitionen wesentlich 
zum wirtschaftlichen Wachstum beitrugen, ei-
nige der niedrigsten Werte bei den nicht-ein-
kommensbezogenen Dimensionen des HDI.39 
Wenn solche Investitionen auf Enklaven be-
schränkt und vom Rest der Volkswirtschaft 
abgekoppelt sind, sind die Entwicklungswir-
kungen jedoch begrenzt. Der Zusatznutzen 
ausländischer Direktinvestitionen wird wahr-
scheinlich nicht breit gestreut sein, wenn man 
nicht dauerhaft in die Verwirklichungschancen 
der Menschen investiert. In dieser Hinsicht 
sind relativ ressourcenarme Länder wie Äthio-
pien und Tansania für ihre großen Verbesserun-
gen bei den nicht-einkommensbezogenen Di-
mensionen des HDI zwischen 2000 und 2010 
und ihre überdurchschnittlich vielen ausländi-
sche Direktinvestitionen im gleichen Zeitraum 
erwähnenswert.
Menschliche Entwicklung ist auch entschei-
dend für die Beteiligung an globalen Wert-
schöpfungsketten. Im Gegensatz zur allgemei-
nen Auffassung reicht eine große Zahl niedrig 
bezahlter, gering qualifizierter Arbeitskräfte 
nicht aus. Selbst die Montage anderswo herge-
stellter Bauteile kann komplex sein und erfor-
dert individuelle Qualifikationen und soziale 
Kompetenzen bei der Koordination und Or-
ganisation im großen Stil. Mit einer angemes-
senen Bildung, Ausbildung und mit politischer 
Unterstützung können sich die Menschen sol-
che Qualifikationen aneignen. Außerdem sind 
grundlegende menschliche Verwirklichungs-
GRaFiK 2.4
Ausfuhreinnahmen pro Kopf und menschliche Entwicklung stehen in einem direkten 
Zusammenhang
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Hinweis: Kreisgrößen proportional nach dem nicht zum primären Sektor zählenden Anteil an der Produktion.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros und World Bank (2012a).
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chancen von entscheidender Bedeutung.40 
China, Malaysia, die Philippinen und Thailand 
in Ostasien, Brasilien, Costa Rica und Mexiko 
in Lateinamerika und der Karibik sowie Ma-
rokko und Tunesien in den arabischen Staaten 
haben einige der höchsten Anteile am Handel 
mit Bauteilen und Komponenten. Ein breit ge-
streuter Nutzen entsteht nur, wenn die Aktivi-
täten weiterentwickelt werden (Kasten 2.6). Es 
sollte jedoch auch festgestellt werden, dass im 
Handel mit Bauteilen und Komponenten der 
Wertschöpfungsanteil jedes einzelnen Landes 
in der Regel gering ist. In Ländern, in denen die 
Produktion fast ausschließlich in mit ausländi-
schen Wertschöpfungsketten verbundenen En-
klaven stattfindet und kaum mit der einheimi-
schen Wirtschaft verflochten ist, ist der Nutzen 
für den Rest der Volkswirtschaft begrenzt.41
anderen ländern beim aufholen helfen
Noch partizipieren nicht alle Entwicklungslän-
der vollständig am Aufstieg des Südens. Zum 
KaStEN 2.5
Menschenwürdige Arbeit in einer von Konkurrenz geprägten Welt
Das Vorhandensein menschenwürdiger, gut bezahlter Arbeitsplätze  
bedeutet wirtschaftliche Teilhabe, insbesondere für Frauen. Doch durch 
das heutige, von Konkurrenz geprägte globale Umfeld entsteht Druck auf  
die Arbeiterinnen und Arbeiter, in kürzerer Zeit zu niedrigeren Löhnen 
mehr zu schaffen. Sowohl aus der Sicht menschlicher Entwicklung als 
auch aus Sicht der Wirtschaft lässt sich Wettbewerbsfähigkeit am bes-
ten erreichen, indem man die Arbeitsproduktivität erhöht. Erzwingt 
man Wettbewerbsfähigkeit durch niedrigere Löhne und längere 
Arbeitszeiten, so ist das nicht nachhaltig. Arbeitsflexibilität sollte nicht 
bedeuten, dass man an Praktiken festhält, durch die menschenwürdige 
Arbeitsbedingungen auf’s Spiel gesetzt werden. Mindestens 150 Länder 
haben zentrale Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO) zu Standards in Bezug auf Themen wie Versammlungsfreiheit und 
Diskriminierung am Arbeitsplatz unterzeichnet. Die Arbeitsgesetze zu 
Mindestlöhnen, Kündigungsschutz, Arbeitszeiten, sozialer Sicherheit und 
Vertragsformen zielen alle darauf ab, Ungleichheit, Unsicherheit und so-
ziale Konflikte zu reduzieren. Sie bieten auch Anreize für Unternehmen, 
ethische Managementstrategien zu verfolgen. Die Sichtweise, dass mehr 
Regulierung immer schlecht für das Geschäft ist, wurde entkräftet. Einer der 
von der Weltbankgruppe entwickelten „Doing Business“-Kernindikatoren 
zur Beschäftigung von Arbeitskräften, nach dem die Länder in Bezug auf 
die Lockerung von Maßnahmen zum Heuern und Feuern von Mitarbeitern 
in eine Rangfolge gebracht wurden, wurde nicht weitergeführt, weil er 
fälschlicherweise nahelegte, dass weniger Regulierung immer zu bevor-
zugen wäre.
Internationale Einzelhändler und Beschaffungsagenturen sind mit da-
für verantwortlich, sicherzustellen, dass die Arbeitsbedingungen bei ihren 
Zulieferfirmen internationale Standards erfüllen. Betrachten wir den aktu-
ellen Fall von Apple, einem der teuersten Unternehmen der Welt, und sei-
nem Lieferanten Foxconn. Nach einer Reihe von Medienberichten, in denen 
die schrecklichen Arbeitsbedingungen in Foxconn-Fabriken dokumentiert 
wurden, bat Apple eine Monitoring-Gruppe, die Fair Labor Association, der 
Sache nachzugehen. Als diese ihre Ergebnisse zu niedriger Bezahlung, lan-
gen Arbeitszeiten und gefährlichen Arbeitsbedingungen veröffentlichte, ließ 
Foxconn sich auf substanzielle Reformen ein und reduzierte schließlich, wie 
es das chinesische Gesetz verlangt, die durchschnittliche Arbeitswoche auf 
49 Stunden. Als Chinas größter Arbeitgeber im Privatsektor hatte Foxconn 
die Macht, die Arbeitsbedingungen von Millionen Menschen direkt zu ver-
bessern oder indirekt zu beeinflussen. In diesem Fall war es bemerkenswert, 
dass die öffentliche Meinung (US-amerikanische Medien und Advocacy-
Gruppen) in einem Land des Nordens Druck auf ein Unternehmen mit dortigem 
Hauptsitz ausübten, um einen Geschäftspartner in einem Land des Südens 
anzustoßen, die in diesem Land gültigen Arbeitsstandards zu achten. Dieses 
Ergebnis war nur in einer Ära möglich, in der Handel, Geschäftspraktiken 
und Ethik sowie die Universalität grundlegender Menschenrechte zu einer 
globalen Norm zusammenfließen.
Quelle: HDR-Büro; Berg und Cazes 2007; Duhigg und Greenhouse 2012; Heller 2013.
GRaFiK 2.5
Es besteht ein positiver Zusammenhang zwischen den aktuellen Auslandsinvestitionen 
und den Errungenschaften bei Gesundheit und Bildung in früheren Jahren
Logarithmus des Zuusses von Direktinvestitionen, 2001-2010
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Hinweis: FDI-Zufluss (in Millionen US-Dollar) als Mittelwert der Jahre 2001 bis 2010. Nigerias nichteinkommensbezogener HDI 
bezieht sich auf 2005.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros und UNCTAD (2011a).
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Beispiel ist das Tempo der Veränderungen in 
den meisten der 49 am wenigsten entwickelten 
Länder langsamer, insbesondere in Ländern, 
die keinen Zugang zum Meer haben oder die 
von den Weltmärkten weit entfernt sind. Es 
gibt mehr und mehr Hinweise darauf, dass viele 
dieser Länder begonnen haben, vom Süd-Süd-
Handel, von Investitionen, Finanzierung und 
Technologietransfer zu profitieren.
In einer aktuellen Trendstudie für den Zeit-
raum 1988 bis 2007 wurde herausgefunden, 
dass es positive Wachstumseffekte gibt, die 
von China auf andere Entwicklungsländer aus-
strahlen, insbesondere auf enge Handelspart-
ner.42 Diese vorteilhaften Effekte haben zu ei-
nem gewissen Teil die nachlassende Nachfrage 
aus entwickelten Ländern ausgeglichen. Das 
Wachstum in den Ländern mit niedrigem Ein-
kommen wäre 2007 bis 2010 um geschätzte 0,3 
bis 1,1 Prozentpunkte niedriger gewesen, wenn 
das Wachstum in China und Indien genauso 
zurückgegangen wäre wie in den entwickelten 
Volkswirtschaften.43 Den ausländischen Di-
rektinvestitionen aus einem einzelnen Her-
kunftsland – China – wurde ein wesentlicher 
Beitrag zu den Wachstumsraten in mehreren 
afrikanischen Ländern zugeschrieben, unter 
anderem 2008/2009, als andere Wachstums- 
impulse sich verflüchtigten. Zwischen 2003 
und 2009 bewegte sich Chinas geschätzter 
Wachstumsbeitrag durch Direktinvestitionen 
zwischen 0,04 Prozentpunkten in Südafrika 
und 1,9 Prozentpunkten in Sambia. Auch in 
der Demokratischen Republik Kongo (1,0 Pro-
zentpunkte), in Nigeria (0,9), Madagaskar 
(0,5), Niger (0,5) und im Sudan (0,3) war der 
Beitrag hoch.44
Rohstoffproduzenten in Afrika südlich der 
Sahara und anderswo profitieren von einem an-
dauernden Rohstoffboom in Ost- und Südasi-
en. Billige Importe erhöhen auch die Kaufkraft 
von Konsumenten mit niedrigem Einkommen 
und die Wettbewerbsfähigkeit exportorien-
tierter Produzenten. Hemmnisse kann es in 
einigen afrikanischen Ländern jedoch durch 
den Enklavencharakter des Rohstoffsektors 
geben, denn der mindert die potenziellen Ge-
winne aus dem Süd-Süd-Handel und setzt die 
Volkswirtschaften dem Risiko der „Hollän-
dischen Krankheit“ aus. Nichtsdestoweniger 
kann der primäre Sektor erhebliche Vorwärts- 
und Rückwärtsverflechtungen generieren, wie 
Brasilien, Chile, Indonesien, Malaysia und 
Trinidad und Tobago gezeigt haben. Die Mög-
lichkeiten beinhalten zum Beispiel die Agrar- 
industrie und die Logistikinfrastruktur sowie 
die Nachfrage nach Dienstleistungen (in der 
Lebensmittelverarbeitung und im Vertrieb, im 
KaStEN 2.6
Bei der Endmontage geht es um mehr als um Niedriglöhne
Das iPhone und das iPad, zwei beliebte Technologieprodukte, werden in ei-
ner Firma in Shenzen, China, montiert und weltweit zu Einzelhandelspreisen 
von mehreren hundert US-Dollar verkauft. Der Wert der Arbeit, die in China 
für weniger als zehn US-Dollar verrichtet wird, macht weniger als zwei 
Prozent der Kosten eines iPads aus. Nur 3,6 Prozent der Großhandelskosten 
eines iPhones gingen an chinesische Arbeiter. Den restlichen Wert verdie-
nen die Zulieferer von Bauteilen und Komponenten, die ihre Hauptsitze in 
Deutschland, Japan, der Republik Korea und den Vereinigten Staaten ha-
ben. Die koreanischen Firmen LG und Samsung stellen die Displays und 
Speicherchips her. Apple behält das Produktdesign, die Softwareentwicklung 
und Marketingaufgaben in den Vereinigten Staaten, und die Firma, die die 
Geräte montiert, ist in taiwanesischer Hand.
Der niedrige Wertanteil, der auf die Arbeiterinnen und Arbeiter in 
China entfällt, könnte den Eindruck vermitteln, dass die Montage nicht sehr 
anspruchsvoll sei. Das ist irreführend. Zwar ist Asien aufgrund der billige-
ren Löhne, insbesondere für angelernte Arbeitskräfte, attraktiv, doch eine 
größere Herausforderung der Technologiefirmen besteht im Management 
globaler Wertschöpfungsketten, in denen Bauteile und Komponenten von 
mehreren hundert Unternehmen bezogen werden. Das erfordert eine sel-
tene Kombination von branchentypischen Qualifikationen, Flexibilität, 
Geschwindigkeit und Sorgfalt sowohl auf individueller als auch auf kollekti-
ver Ebene. Ein Apple-Manager sagte zum Beispiel der New York Times, dass 
„die USA keine Leute mit den erforderlichen Qualifikationen mehr ausbilden“.
Betrachten wir das Ereignis Mitte 2007, als Apple in Eile das Glas für 
den iPhone-Bildschirm neu entwarf. Die erste Lieferung einer neuen Ladung 
verstärkter, kratzfreier Gläser kam mitten in der Nacht in der Foxconn-Fabrik 
an und es wurde sofort mit der Arbeit begonnen. Innerhalb von drei Monaten 
hatte Apple eine Million iPhones verkauft. Man brauchte 15 Tage, um 
8.700 Wirtschaftsingenieure einzustellen, die die 200.000 Fließbandarbeiter 
beaufsichtigten, die schließlich an der Montage der iPhones beteiligt waren. 
Nach Apples interner Schätzung hätte man für eine ähnlich große Leistung 
in den Vereinigten Staaten neun Monate gebraucht.
Quelle: HDR-Büro; Kraemer, Linden und Dedrick 2011; Xing und Detert 2010; Duhigg und Bradsher 2012.
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Bausektor, bei Reparaturen und Wartung), die 
alle Arbeitsplätze, Einkommen, und Lernmög-
lichkeiten schaffen und Unternehmer in die 
Lage versetzen können, neue Innovations- und 
Investitionszyklen zu beginnen.
Es gibt offensichtlich mehrere ermutigen-
de Anzeichen. In jüngster Zeit zeigen die 
Investitionen aus Ost- und Südasien im afri-
kanischen Rohstoffsektor weniger Enklaven-
merkmale, und viele Regierungen im Süden 
agieren pragmatischer. Sie führen solide makro- 
ökonomische Handlungskonzepte ein, stär-
ken Institutionen und öffnen sich stärker und 
betreiben  zugleich aktive Strukturpolitik und 
fördern Unternehmertum, Bildung, Ausbil-
dung und technologische Weiterentwicklung. 
Indem sie Industriecluster und Wirtschaftszo-
nen unterstützen und den regionalen Handel 
und Investitionen ausweiten, schaffen sie auch 
Finanzierungs- und Kreditlinien für kleine 
und mittelständische Unternehmen. Solide 
wirtschaftspolitische Maßnahmen helfen, die 
Risiken großer Devisenzuflüsse zu managen, 
während eine smarte Strukturpolitik die Wirt-
schaftsverflechtungen im Inland stärkt und die 
marktwirtschaftlichen Multiplikatoreffekte 
erhöht.
Viele Länder haben auch von Technolo-
gietransfers und ausländischen Direktinves-
titionen in Sektoren, die zur menschlichen 
Entwicklung beitragen, profitiert. Indische 
Firmen liefern zum Beispiel erschwingliche 
Medikamente, medizinische Geräte und Pro-
dukte und Dienstleistungen im Bereich der 
Informations- und Kommunikationstechnolo-
gie in afrikanische Länder. Brasilianische und 
südafrikanische Unternehmen tun das Gleiche 
in ihren regionalen Märkten. Mit asiatischen 
Direktinvestitionen in Afrika wurde auch die 
Infrastruktur der Versorgungsbetriebe und des 
Telekommunikationssektors erweitert.
Steigender Wettbewerbsdruck
Exporte aus größeren Ländern können auch 
mit Nachteilen verbunden sein. Große Länder 
erzeugen in kleineren Ländern einen Wettbe-
werbsdruck, der die wirtschaftliche Diversifi-
zierung und Industrialisierung hemmen kann. 
Die Beispiele dafür reichen von der Elektroin-
dustrie in Sambia über die Bekleidungsindus- 
trie in Kenia und im Senegal bis hin zu Texti-
lien in Südafrika.45 Gäbe es nicht die Handels- 
präferenzen und liberalen Herkunftsregeln im 
Rahmen des US-amerikanischen Gesetzes zur 
Förderung von Wachstum und Chancen in Af-
rika und der „Alles außer Waffen“-Initiative der 
Europäischen Union, so würden Bekleidungs-
exporteure aus Afrika darum kämpfen müssen, 
ihren Marktanteil im Handel mit wichtigen 
Absatzmärkten zu halten.46
Selbst größere Länder sind gegen Wettbe-
werbsdruck nicht immun. Chinesische Exporte 
beeinträchtigen die brasilianische verarbeiten-
de Industrie durch den Import billigerer Fertig-
waren und indirekt durch die Konkurrenz auf 
Drittmärkten.47 Als indirekte Reaktion darauf 
unterbreitete Brasilien der Welthandelsorga-
nisation im September 2011 einen formellen 
Vorschlag, handelspolitische Abhilfen zum 
Ausgleich von Wechselkursschwankungen, die 
zu Importwellen führen, zu untersuchen.48 In-
dien bemüht sich schon seit Langem für seine 
Autos um einen gegenseitigen Marktzugang in 
China.
Um die negativen Folgen seiner zunehmen-
den Exporte für einige seiner Partner einzu-
dämmen, stellt China Vorzugskredite bereit 
und bringt Ausbildungsprogramme auf den 
Weg, um den Bekleidungs- und Textilsektor 
in afrikanischen Ländern zu modernisieren.49 
China ermuntert seine Akteure in ausgereiften 
Wirtschaftszweigen, wie zum Beispiel die Le-
derverarbeitung, sich stärker der afrikanischen 
Wertschöpfungskette anzunähern, und regt 
seine modernen Firmen in der Telekommuni-
kation, in der pharmazeutischen Industrie, in 
der Elektroindustrie und im Bausektor dazu an, 
Joint Ventures mit afrikanischen Unternehmen 
einzugehen.50
Außerdem gibt es Beispiele, in denen auf 
Wettbewerbsschocks eine industrielle Wieder-
belebung folgte. Die äthiopische Schuhindus- 
trie wurde zum Beispiel zunächst durch billige 
ostasiatische Importe verdrängt, was zu großen 
Entlassungswellen und vielen Geschäftsaufga-
ben führte, insbesondere im unteren Markt-
segment, das traditionell von äthiopischen 
Kleinstunternehmen bedient wurde. Doch 
die Industrie erholte sich bald und fand sogar 
ihren Weg auf den internationalen Markt.51 
In einer Erhebung wurde festgestellt, dass 78 
Große länder erzeugen 
in kleineren ländern 
einen Wettbewerbsdruck, 




Kapitel 2 Ein globalerer Süden    |    65
der 96 äthiopischen Firmen, die im Jahr 2006 
angegeben hatten, von der Konkurrenz durch 
Importe hart getroffen worden zu sein, sich 
angepasst hatten und innerhalb weniger Jahre 
konkurrenzfähig geworden waren. Nigerias 
Kunststoffindustrie hat eine ähnliche Wieder-
belebung erlebt.52
Eine weitere Sorge ist, dass die gegenwärtigen 
Nachfragemuster anderer Länder des Südens 
die chronische Spezialisierung vieler afrikani-
scher Volkswirtschaften auf primäre Rohstoffe 
verstärken könnten. Die Erfahrungen der am 
wenigsten entwickelten Länder, von denen 33 
in Afrika liegen, scheint diese Sorge zu bestä-
tigen (siehe Tabelle 2.1). Im Jahr 2011 mach-
ten landwirtschaftliche Grunderzeugnisse 
und Brennstoffe, Metalle und Erze mehr als 
96 Prozent der Exporte der am wenigsten ent-
wickelten Länder nach China aus. Die gesam-
ten Fertigwarenexporte der am wenigsten ent-
wickelten Länder nach China betrugen weniger 
als eine Milliarde US-Dollar; die Fertigwaren- 
importe aus China beliefen sich auf mehr als 
38 Milliarden US-Dollar.
Längerfristig könnte jedoch die Süd-Süd-Ko-
operation dieses Muster aufheben, indem sie 
über den Rohstoffsektor hinaus fortlaufende 
Investitionen in die Landwirtschaft und in 
die verarbeitende Industrie sowie in Dienst-
leistungssektoren wie das Finanzwesen und 
die Telekommunikation fördert. Nachdem die 
Infrastruktur in Afrika von Regierungen und 
traditionellen Gebern jahrelang vernachlässigt 
wurde, hat sie nun wieder Priorität bekommen. 
Dabei wird auf die Erfahrungen und die Unter-
stützung der neuen Entwicklungspartner in der 
Region zurückgegriffen. Einige Länder haben 
sogar einmalige Kreditarrangements genutzt, 
um abgesichert durch Rohstofflieferungen In-
frastruktur zu finanzieren.53
Weder lassen sich die Interaktionen zwischen 
Ländern des Südens ausreichend erklären, in-
dem man sie als sich gegenseitig ergänzend 
ansieht, noch indem man sie als Konkurrenz-
verhältnis betrachtet. Denn aus der Rolle eines 
Konkurrenten von heute kann morgen leicht 
eine komplementäre Rolle werden. Diese Be-
zeichnungen sollten daher nicht rigide ange-
wendet werden. Der Schritt von der Konkur-
renz zur Kooperation scheint von politischen 
Handlungskonzepten zum Umgang mit neuen 
Herausforderungen abzuhängen. Pessimisti-
schere Erklärungen, dass es in Afrika südlich 
der Sahara keine Hoffnung auf Industrialisie-
rung gäbe, wurden von der Realität an der Ba-
sis überholt, die zeigt, dass es möglich ist, trotz 
oder vielleicht auch wegen der Konkurrenz 
Fortschritte zu machen. In dieser Hinsicht sind 
sich afrikanische Schriftsteller wie Dambisa 
Moyo sicher, dass die Rolle der neuen Akteure 
auf dem Kontinent von beiderseitigem Nutzen 
ist.54
Die Verschiebung von traditionellen zu neu 
entstehenden Märkten betrifft Länder auch 
auf eine Weise, die sich schwierig voraussagen 
lässt. Nehmen wir die Holzindustrie in Afrika, 
die sich von der Belieferung eines vorwiegend 
europäischen Marktes neu Richtung China ori-
entiert hat.55 Rein dem Volumen nach ist China 
der wichtigste Markt, sodass es gut ist, die Ge-
schäfte darauf auszurichten. Der Katalog tech-
nischer Standards, den China von Exporteuren 
fordert, ist jedoch weniger anspruchsvoll als die 
Anforderungen der Europäischen Union. Die 
Standards reichen von Produktspezifikationen 
über die Zulassung von Zertifizierungssyste-
men Dritter für nachhaltige Forstwirtschaft 
bis hin zu Gesundheitsrichtlinien zur Regelung 
von Formaldehydemissionen. Es gibt bislang 
keine Hinweise darauf, dass sich mit der Ver-
schiebung in Richtung Schwellenländermärkte 
auch die geforderten technischen Standards 
verschärfen – was eine Weiterentwicklung der 




Im Nord-Süd-Handel entwickelten die Schwel-
lenländer Fähigkeiten zur effizienten Fertigung 
komplexer Produkte für die Märkte der entwi-
ckelten Länder. Doch die Süd-Süd-Interaktio-
nen haben Unternehmen im Süden in die Lage 
versetzt, sich anzupassen und auf verschiede-
nen, für Entwicklungsländer besser geeigneten 
Wegen innovativ zu sein. Das beinhaltet neue 
Geschäftsmodelle, mit denen Unternehmen 
Produkte für eine große Anzahl von Kunden 




der am wenigsten 
entwickelten länder 
nach China betrugen 
weniger als eine 
Milliarde US-Dollar; die 
Fertigwarenimporte 
aus China beliefen 
sich auf mehr als 
38 Milliarden US-Dollar
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Die Länder des Südens sind auch natürliche 
Standorte für Experimente mit neuen Techno-
logien und Produkten, wie denjenigen auf der 
Basis des GSM-Standards für volldigitale Mo-
bilfunknetze (Global Systems for Mobile Com-
munications). Im Rahmen der GSM-Schwel-
lenländerinitiative 2005 haben Hersteller die 
Preise von Handys radikal um mehr als die 
Hälfte gesenkt und die Zahl der GSM-Teil-
nehmer um 100 Millionen Anschlüsse pro Jahr 
erhöht. Das wiederum förderte Investitionen: 
Im Jahr 2007 kündigten Mobiltelefonanbieter, 
darunter MTN aus Südafrika und Zain aus Ku-
wait, einen Fünfjahresplan an, um zusätzliche 
50 Milliarden US-Dollar in Afrika südlich der 
Sahara zur Verbesserung der Mobilfunkabde-
ckung zu investieren und diese auf 90 Prozent 
der Bevölkerung auszuweiten. In der Tat wurde 
die spektakuläre Zunahme der Telefonverbin-
dungen in Afrika fast vollständig durch Unter-
nehmen vorangetrieben, die ihren Sitz in Indi-
en, Südafrika oder den Vereinigten Arabischen 
Emiraten haben.57
Die Hersteller von Mobiltelefonen haben 
Produkte auch entsprechend dem Bedarf von 
Konsumenten mit niedrigem Einkommen um-
gearbeitet. Zum Beispiel entwarf TI Indien, ein 
Forschungs- und Entwicklungszentrum von 
Texas Instruments in Bengaluru, im Jahr 2004 
einen Ein-Chip-Prototyp zur Verwendung in 
preisgünstigen, qualitativ hochwertigen Mobil-
telefonen. Im Jahr 2005 begann Nokia in Zu-
sammenarbeit mit TI, die in Indien hergestell-
ten Ein-Chip-Geräte in Indien und Afrika zu 
vermarkten und verkaufte mehr als 20 Millio-
nen Stück. Ein- Chip-Designs entstanden auch 
für andere Geräte, darunter erschwingliche 
Monitore mit digitalem Display und medizini-
sche Ultraschallgeräte. Intel hat ein Handgerät 
für Bankgeschäfte auf dem Lande entwickelt, 
und Wipro hat einen energiesparenden Desk-
top-Computer für einfache Internetanbindung 
auf den Markt gebracht. 2008 kündigte Tata 
das ultra-kostengünstige Auto „Nano“ an, das 
sich als Bausatz exportieren lässt und von Tech-
nikern vor Ort montiert werden kann.
Die Verbreitung von Technologien durch 
Süd-Süd-Investitionen setzt auch Unterneh-
mergeist frei, insbesondere in Afrika. Die Men-
schen organisieren oft selbst, schaffen Verbin-
dungen zwischen Verkäufern und Käufern und 
werden zu Unternehmern, um in spontan ent-
stehenden Märkten einen ungedeckten Bedarf 
zu decken. Das zeigt sich offensichtlich in der 
Art und Weise, wie Afrikaner erschwingliche, 
in Asien hergestellte Handys nutzen: Bankge-
schäfte über Handy sind zum Bespiel billiger 
und einfacher als die Eröffnung eines Bankkon-
tos. Bauern können den Wetterbericht abru-
fen und die Preise für ihre Erzeugnisse ermit-
teln, und Unternehmer können geschäftliche 
Dienstleistungen durch Mobiltelefon-Kioske 
anbieten. Die Nutzung von Handys in Niger 
hat zum Beispiel die Leistungsfähigkeit des 
Getreidemarktes verbessert, und Bauern in 
Uganda nutzen Mobiltelefone, um höhere Prei-
se für ihre Bananen zu erzielen.
Diese und andere grundlegende Verände-
rungen vervielfachen die Anwendungsmög-
lichkeiten von Technologien. Die Menschen 
können sich an Entscheidungen beteiligen, die 
ihr Leben betreffen. Sie können schnellen, kos-
tengünstigen Zugang zu Wissen erhalten. Sie 
können billigere, oft generische Medikamente, 
besseres Saatgut und neue Anbausorten erzeu-
gen und sie können neue Arbeitsplätze und 
Exportchancen schaffen. Diese Möglichkeiten 
bestehen einkommensklassenübergreifend bis 
nach unten.
Um auf die sich verändernden Bedürfnisse 
von Konsumenten aus der Mittelschicht einzu-
gehen, gehen Unternehmen, die im Süden er-
folgreich sind, tendenziell langfristige Risiken 
ein und sind agil in der Anpassung und Inno-
vation von Produkten für eine lokale Käufer-
schaft. Die Konsumentinnen und Konsumen-
ten im Süden sind tendenziell jünger, kaufen 
moderne Geräte oft zum ersten Mal, haben ihre 
eigenen Einkaufsgewohnheiten und sind gene-
rell Marken gegenüber aufgeschlossener. Unter-
nehmen in Schwellenländern haben den Vor-
teil, dass ihre Managementansätze sich von den 
dominanten Ansätzen im Norden unterschei-
den: Mehrheitseigner haben mehr Macht und 
setzen Mittel schneller wieder ein als Mehr-
heitseigner in Unternehmen im Norden.58
Einige dieser Entwicklungen basieren auf In-
teraktionen zwischen Institutionen im Bereich 
Forschung und Entwicklung, Unternehmen 
und Interessengruppen in den Gemeinschaften. 
Auf diese Weise verbreiten sich Innovationen 
und deren Nutzen und führen zu schnelleren 
Unternehmen, die im 
Süden erfolgreich 
sind, gehen tendenziell 
langfristige Risiken 
ein und sind agil in der 
anpassung und innovation 
von produkten für eine 
lokale Käuferschaft
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Veränderungen. Es gibt eine höhere Wertschät-
zung für die weitergehende Rolle des Staates bei 
der Förderung von Forschung und Entwick-
lung und bei der Entwicklung von Synergien 
aus Kooperationen zwischen privaten, univer-
sitären und öffentlichen Forschungsinstitutio- 
nen. Zum Beispiel haben viele afrikanische Län-
der dem frühen Erfolg von Mauritius bei der 
Anziehung ostasiatischer Direktinvestitionen 
durch Schaffung von Freihandelszonen (export 
processing zones) nachgeeifert. Malaysias politi-
sche Konzepte zur Förderung von Investitionen 
sind ebenfalls häufig kopiert worden.
Der zunehmend wichtigste Wachstums-
motor für die Länder des Südens ist wahr-
scheinlich ihr Binnenmarkt. Die Mittelschicht 
wächst, sowohl was ihre Größe als auch was ihr 
Einkommen angeht. Es wird vorhergesagt, dass 
2030 bereits 80 Prozent der globalen Mittel-
schicht im Süden leben werden. Allein auf die 
Länder in Südasien sowie Ostasien und dem 
Pazifik werden 60 Prozent der Mittelschicht 
und 45 Prozent der gesamten Konsumausgaben 
entfallen.59 Eine weitere Schätzung ergibt, dass 
im Jahr 2025 die Mehrheit der eine Milliarde 
Haushalte, die mehr als 20.000 US-Dollar im 
Jahr verdient, im Süden leben wird.60
Seit 2008 verlagern chinesische, indische und 
türkische Bekleidungsfirmen ihre Produktion 
von den schrumpfenden Weltmärkten auf die 
wachsenden Binnenmärkte. Sich stärker auf 
die Binnenmärkte zu verlassen, wird die interne 
Dynamik fördern und zu einem inklusiveren 
Wachstum beitragen. Angesichts der aktuellen 
Trends werden die Konsumenten in Afrika wei-
ter vom zunehmenden Import erschwinglicher 
Produkte profitieren. Florierende lokale Märk-
te werden wahrscheinlich lokale Unterneh-
mer hervorbringen und mehr Investitionen in 
der Rohstoffindustrie sowie in den Bereichen 
Infrastruktur und Telekommunikation, im 
Finanzwesen, im Tourismus und in der verar-
beitenden Industrie anziehen – insbesondere 
in verarbeitenden Leichtindustrien, wo afri-
kanische Länder latente komparative Vorteile 
haben. In diesem Szenario, das im vergangenen 
Jahrzehnt und in anderen Regionen bereits an-
gefangen hat, Realität zu werden, machen die 
Volkswirtschaften der Empfängerländer struk-
turelle Veränderungen durch. Die einheimische 
Wirtschaft reagiert auf den Wettbewerbsdruck 
durch Importe und Investitionszuflüsse, indem 
sie die Produktion weiterentwickelt. Doch 
dieser Prozess erweist sich in den Ländern als 
schwierig, in denen die technologischen Fähig-
keiten und die Infrastruktur weniger gut entwi-
ckelt sind.
Eine solche Expansion der Binnenmärkte 
wird dadurch behindert werden, dass es in gro-
ßen Entwicklungsländern große Gebiete gibt, 
in denen viele Menschen unter Entbehrungen 
leiden, und Regionen, die in ihrer Entwick-
lung hinterherhinken. Obwohl in Südasien 
zum Beispiel der Anteil der Bevölkerung, die 
(nach Kaufkraftparitäten 2005) mit weniger als 
1,25 US-Dollar pro Tag auskommen muss, von 
61 Prozent im Jahr 1981 auf 36 Prozent im Jahr 
2008 verringert wurde, blieben dort mehr als 
eine halbe Milliarde Menschen extrem arm.61
Diese Disparitäten untergraben die Nach-
haltigkeit der Fortschritte, denn sie erzeugen 
gesellschaftliche und politische Spannungen. 
In Indien sind die maoistischen Rebellen in 
großen Landstrichen des Hinterlands aktiv. 
Im Nachbarland Nepal entwickelten sich die 
Maoisten innerhalb von zwölf Jahren von einer 
schlecht ausgestatteten Miliz zur größten poli-
tischen Partei des Landes.
Neue Formen der Kooperation
Viele Entwicklungsländer entwickeln sich als 
Wachstumszentren und Antriebsfaktoren für 
Verbundenheit und neue Beziehungen. Dies 
eröffnet Chancen für weniger entwickelte Län-
der des Südens, aufzuholen, und führt zu einer 
Welt, die besser im Gleichgewicht ist. Statt 
eines aus Industrieländern bestehenden Zent-
rums und einer Peripherie weniger entwickelter 
Länder besteht nun ein komplexeres und dyna-
mischeres Umfeld. Länder des Südens gestalten 
die globalen Regeln und Praktiken im Handel, 
im Finanzwesen und in Bezug auf intellektuel-
les Eigentum neu und etablieren neue Gefüge, 
Institutionen und Partnerschaften.
Entwicklungszusammenarbeit
Der Aufstieg des Südens beeinflusst die Ent-
wicklungszusammenarbeit auf bilateraler, re-
gionaler und globaler Ebene. Bilateral sind die 
Statt eines aus 
industrieländern 
bestehenden Zentrums 
und einer peripherie 
weniger entwickelter 
länder besteht nun 
ein komplexeres und 
dynamischeres Umfeld
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Länder durch Partnerschaften innovativ, in 
denen Investitionen, Handel, Technologien, 
konzessionäre Finanzierung und technische 
Zusammenarbeit gebündelt werden. Auf re-
gionaler Ebene verbreiten sich handels- und 
geldpolitische Maßnahmen rasch in allen sich 
entwickelnden Regionen und es gibt pionier-
hafte Bemühungen, regionale öffentliche Güter 
bereitzustellen. Auf globaler Ebene beteiligen 
sich die Entwicklungsländer an multilateralen 
Foren – an den G20, den Bretton Woods-Insti-
tutionen und anderen – und geben Anstöße für 
Reformen globaler Regeln und Praktiken.
Eine zunehmende Zahl von Entwicklungs-
ländern leistet bilateral und durch regionale 
Entwicklungsfonds Entwicklungshilfe. Oft 
beinhaltet dies, die konventionelle Entwick-
lungszusammenarbeit mit Handel, Krediten, 
Technologieaustausch und Direktinvestitionen 
zu verflechten, um Wirtschaftswachstum mit 
einem gewissen Grad an Eigenständigkeit för-
dern. Die Länder des Südens leisten Entwick-
lungshilfe in Form von Zuschüssen zwar in ge-
ringerem Umfang als traditionelle Geber, doch 
sie leisten Entwicklungszusammenarbeit auch 
in anderer Form, oft ohne explizite Bedingun-
gen hinsichtlich der Wirtschaftspolitik oder 
in Bezug auf Staats- und Regierungsführung.62 
Bei der projektbasierten Kreditvergabe sind sie 
vielleicht nicht immer sehr transparent, aber sie 
legen größere Priorität auf den Bedarf, der von 
den Empfängerländern identifiziert wurde und 
stellen einen höheren Grad an nationaler Ver-
antwortung sicher (Tabelle 2.2).
Brasilien, China und Indien sind wichtige 
Geber der Entwicklungszusammenarbeit. Das 
ist für afrikanische Länder südlich der Saha-
ra von großer Bedeutung.63 Brasilien hat sei-
nen afrikanischen Partnern sein erfolgreiches 
Schulstipendienprogramm und sein Programm 
zur Bekämpfung des Analphabetismus übertra-
gen. Im Jahr 2011 hatte Brasilien mit 22 afrika-
nischen Ländern 53 bilaterale Abkommen im 
Gesundheitsbereich.64 China hat seine Investi-
tionsströme und Handelsarrangements um die 
finanzielle und technische Zusammenarbeit 
zum Bau technischer Infrastruktur ergänzt. 
Im Juli 2012 sagte China für die nächsten drei 
Jahre eine Verdoppelung der konzessionären 
Kredite auf 20 Milliarden US-Dollar zu.65 Die 
indische Export-Import-Bank hat afrikani-
schen Ländern südlich der Sahara Kreditlinien 
in Höhe von 2,9 Milliarden US-Dollar gewährt 
und zugesagt, im Laufe der nächsten fünf Jah-
re weitere fünf Milliarden US-Dollar zur Ver-
fügung zu stellen.66 Zwischen 2001 und 2008 
deckten Länder und Institutionen aus dem Sü-
den in Afrika südlich der Sahara 47 Prozent der 
öffentlichen Infrastrukturfinanzierung ab.67
Die neuen Entwicklungspartner aus dem 
Süden folgen ihrem eigenen Modell bilateraler 
Kooperation (Kasten 2.7). Der Umfang ihrer 
finanziellen Hilfe zusammen mit ihrem An-
satz zu Konditionalitäten kann die politische 
Autonomie der weniger entwickelten Länder 
stärken.68 Um entwicklungspolitische Unter-
stützung zu bekommen, können weniger ent-
wickelte Länder sich nun an mehr neue Partner 
wenden.69 Das erweitert ihre Wahlmöglich-
keiten, da ausländische Mächte um Einfluss, 
um den Zugang zu lokalen Konsumenten 
und um günstige Investitionsbedingungen 
konkurrieren.
Die regionale Architektur der Entwicklungs-
zusammenarbeit entwickelt sich auch durch 
die regionalen Entwicklungsbanken: die Afri-
kanische Entwicklungsbank (AfDB), die Asia- 
tische Entwicklungsbank (ADB) und die Inter- 
amerikanische Entwicklungsbank (IADB). 
Die regionalen Entwicklungsbanken spielen 
eine antizyklische Rolle und leisteten im Jahr 
2009 zusammen 18,4 Prozent (3,4 Milliarden 
taBEllE 2.2
Verschiedene Modelle von Entwicklungspartnerschaften
Grundsätze der 
Pariser Erklärung Traditionelle Geber Neue Entwicklungspartner
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Quelle: Überarbeitet, von Park (2011).
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US-Dollar) der Entwicklungshilfe aller multi-
lateralen Institutionen – was einen Anstieg um 
42 Prozent im Vergleich zum Jahr 2005 bedeu-
tet. Die Entwicklungszusammenarbeit der ara-
bischen Staaten hat auch wichtige Beiträge ge-
leistet. Sie stieg im Jahr 2008 auf sechs Milliar-
den US-Dollar.70 Einige der größten Finanziers 
von Infrastruktur in Afrika südlich der Sahara 
zwischen 2001 und 2008 waren Regionalban-
ken und Fonds mit Sitz in den arabischen Staa-
ten.71 Die Entwicklungszusammenarbeit regio-
naler Entwicklungsbanken könnte für Länder 
mit niedrigem Einkommen in den kommenden 
Jahren an Bedeutung gewinnen (ebenso wie die 
Süd-Süd-Entwicklungszusammenarbeit), wenn 
politische Entscheidungsträger in wohlhaben-
den Ländern aufgrund wirtschaftlicher und 
politischer Herausforderungen in ihren eige-
nen Ländern ihre Entwicklungshilfezusagen 
kappen.72
Die Entwicklungspartner im Süden haben 
nicht versucht, sich auf die Regeln der multi-
lateralen Entwicklungszusammenarbeit ein-
zulassen oder sie aufzuheben. Doch sie haben 
angefangen, auf die traditionellen Geber in-
direkt Wettbewerbsdruck auszuüben und sie 
angeregt, den Bedürfnissen und Anliegen der 
Entwicklungsländer größere Aufmerksamkeit 
zu widmen. Im Gegensatz zu vielen traditionel-
len Gebern, die den Schwerpunkt auf die sozia-
len Sektoren legten, haben neue Partner in den 
letzten Jahren in Ländern mit niedrigem Ein-
kommen stark in neue Infrastruktur investiert. 
Das führte zum Beispiel zu einer 35-prozenti-
gen Verbesserung bei der Stromversorgung, ei-
ner zehnprozentigen Erhöhung der Eisenbahn-
kapazitäten und der Reduzierung der Preise 
von Telekommunikationsdiensten.73
Übereinkommen zum  
Handel und Finanzwesen
Afrika, Asien und Lateinamerika haben eine 
Ausweitung der Handelsabkommen erlebt – 
auf bilateraler Ebene, in Regionen und Teil-
regionen. In Südasien haben diese regionalen 
Übereinkommen über politische Differenzen 
triumphiert. In Ostafrika hat eine größere regi-
onale Integration geholfen, die Volkswirtschaf-
ten vor globalen Schocks zu schützen.74 Es gibt 
Spielraum, regionale Integrationsarrangements 
durch praktische Maßnahmen zu stärken, wie 
zum Beispiel den Transitverkehr, das Verkehrs-
wesen und Zollprozeduren zu modernisieren 
und nationale Regelwerke zu harmonisieren. Es 
gibt auch Spielraum, die Zölle auf Endproduk-
te des Süd-Süd-Handels, die höher sind als die 
Zölle im Nord-Süd-Handel, zu senken.75
Nach der asiatischen Finanzkrise von 1997 
entwickelte eine Reihe von Ländern des Südens 
neue geldpolitische Arrangements, die die Fi-
nanzarchitektur grundlegend verändern und 
den Ländern den Spielraum schaffen, ihre ei-
genen politischen Handlungskonzepte zu ent-
werfen. Die neuen Kreditvergabearrangements 
betonen Pragmatismus statt Ideologien und 
Konditionalitäten.
Außerdem wird die globale Finanzarchitek-
tur durch die riesigen finanziellen Reserven 
des aufsteigenden Südens gestaltet. Eine Reihe 
von Ländern, nicht nur Brasilien, China und 
Indien, sondern auch Indonesien, die Republik 
Korea, Malaysia, Mexiko, Thailand und andere 
haben Pools an Devisenreserven als Selbst-Ver-
sicherung gegen zukünftige finanzielle Ab-
schwünge und Krisen angehäuft (Grafik 2.6). 
Zwischen 2000 und dem dritten Quartal 2011 
KaStEN 2.7
Brasilien, China und Indien sind in Sambia aktiv
Das von neuen Entwicklungspartnern im Süden praktizierte Modell bilateraler Kooperation 
verändert sich rasch. Bis vor Kurzem war der Beitrag der neuen Partner zu Sambias gesamter 
Entwicklungsfinanzierung noch klein. An den insgesamt drei Milliarden US-Dollar Zuschüssen 
und Krediten, die Sambia zwischen 2006 und 2009 erhielt, hatten die Zahlungen aus Brasilien, 
China und Indien nur einen Anteil von weniger als drei Prozent.
Im November 2009 kündigten China und Sambia an, dass China Sambia zur Entwicklung 
kleiner und mittelständischer Unternehmen konzessionäre Kredite in Höhe von einer 
Milliarde US-Dollar in Tranchen gewähren würde. Das entspricht 40 Prozent der gesam-
ten Auslandsschulden Sambias. Im Jahr 2010 gewährte die chinesische Export-Import Bank 
Sambia einen Kredit in Höhe von 57,8 Millionen US-Dollar, um neun mobile Krankenhäuser 
anzuschaffen. Ebenfalls im Jahr 2010 kündigte Indien eine Kreditlinie von 75 Millionen 
US-Dollar an, gefolgt von einer weiteren Kreditlinie von 50 Millionen US-Dollar für die 
Finanzierung eines Wasserkraftprojekts. Brasilien hatte stark in Bergbauausrüstung in 
den Konkola-Kupferminen in der nordwestlichen Provinz Sambias investiert (die von einer 
indischen Firma gemanagt werden). Die große brasilianische Bergbaufirma Vale ist an ei-
nem Joint Venture mit dem südafrikanischen Unternehmen Rainbow an der Suche nach 
Kupfervorkommen und am Abbau in Sambia beteiligt, mit einer Anfangsinvestition von etwa 
400 Millionen US-Dollar. Brasilien und Sambia haben zudem Vereinbarungen über techni-
sche Zusammenarbeit in den Bereichen Viehhaltung und Gesundheit unterzeichnet.
Source: HDR-Büro; Kragelund 2012.
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stiegen die globalen Devisenreserven von 
1,9 Billionen auf 10,1 Billionen US-Dollar. Ein 
großer Teil davon wurde von Entwicklungs- 
und Schwellenländern angehäuft, deren Reser-
ven sich auf insgesamt 6,8 Billionen US-Dollar 
beliefen.76 Einige dieser Länder nutzten ihre 
Reserven, um nach der globalen Finanzkrise 
von 2008 das Wachstum wieder anzukurbeln. 
In einer Umkehr der Rollenverteilung wurden 
diese Gelder vom Internationalen Währungs-
fonds als Hilfe bei der Finanzkrise in Europa 
erbeten.
Entwicklungsländer, die große Reserven hal-
ten, transferieren im Allgemeinen einen Teil 
davon in Staatsfonds. Nach Daten des Sover-
eign Wealth Fund Institute belief sich das Ver-
mögen dieser Fonds Ende 2010 auf geschätzte 
4,3 Billionen US-Dollar, wobei 3,5 Billionen 
US-Dollar von Entwicklungs- und Schwel-
lenländern gehalten wurden, 800 Milliarden 
US-Dollar allein in Ostasien.77 Im März 2011 
hielten die Entwicklungs- und Schwellenländer 
41 Staatsfonds, zehn davon mit einem Vermö-
gen von 100 bis 627 Milliarden US-Dollar.
Hohe Devisenreserven und Staatsfonds sind 
nicht die effizienteste Versicherung gegen fi-
nanzielle Schocks. Diese noch nie dagewesene 
Akkumulation von Devisen ist mit Opportuni-
tätskosten verbunden, sowohl für die Länder, 
die die Reserven halten, als auch für andere 
Entwicklungsländer.78 Die Mittel könnten auf 
produktivere Weise eingesetzt werden, um die 
Bereitstellung öffentlicher Güter zu unterstüt-
zen, um Kapital für Projekte verfügbar zu ma-
chen, die die Produktionskapazitäten und die 
wirtschaftliche und menschliche Entwicklung 
fördern, und um die finanzielle Stabilität in 
Regionen und Teilregionen zu fördern, indem 
man die Mittel regionaler Institutionen erhöht.
Insgesamt entstehen im globalen Finanzsys-
tem durch den Aufstieg des Südens neue Mus-
ter der Mittelakkumulation sowie eine dichte-
re, vielschichtige und heterogenere Finanzar-
chitektur für den Süden. Diese Gefüge ersetzen 
manchmal die Bretton Woods-Institutionen, 
doch in den meisten Fällen bilden die entste-
henden Institutionen und Gefüge eine Ergän-
zung zur globalen Finanzarchitektur. Die sich 
verändernde Finanzlandschaft im Süden kann 
potenziell finanzielle Stabilität und Wider-
standsfähigkeit fördern, die Entwicklung lang-
GRaFiK 2.6
Schwellenländer haben seit 1995 hohe Devisenreserven aufgebaut
Devisenreserven (in Milliarden US-Dollar)

























Hinweis: Einschließlich der Goldbestände.
Quelle: World Bank 2012a.
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fristiger produktiver Kapazitäten unterstützen, 
Ziele voranbringen, die mit der menschlichen 
Entwicklung in Einklang stehen, und den 
nationalen politischen Spielraum erweitern. 
Außerdem haben die Schwellenländer trans-
formierende Wirkungen, indem sie Druck auf 
die Bretton Woods-Institutionen ausüben, um 
auf Anliegen bezüglich Repräsentation, Gover-
nance-Prinzipien und der Nutzung von Kon- 
ditionalitäten zu reagieren.
Die G20 hat ihre Beteiligung an globalen 
Schlüsselinstitutionen der Finanzarchitek-
tur, wie dem Finanzstabilitätsrat, ausgeweitet. 
Dieser hat die Aufgabe, in den Institutionen, 
die internationale Finanzstandards festlegen, 
eine größere Rechenschaftspflicht sicherzu-
stellen. Gleichermaßen sind jetzt unter ande-
rem alle Länder der G20 im Basler Ausschuss 
für Bankenaufsicht und in der Internationalen 
Organisation der Wertpapier-Aufsichtsbe-
hörden vertreten. Auch im IWF gewinnt der 
Süden an Einfluss. China besetzt im IWF den 
neu geschaffenen Posten des stellvertreten-
den leitenden Direktors und schickt sich an, 
der drittgrößte Anteilseigner zu werden.79 In 
der Weltbank stieg die Abstimmungsmacht 
von Entwicklungs- und Übergangsländern 
im Jahr 2010 um 3,13 Prozentpunkte auf 
47,19 Prozent.80
Migrationspolitik
Regionale Organisationen wie der Verband 
Südostasiatischer Nationen, die Afrikanische 
Union und der Gemeinsame Markt des Südens 
haben das Thema Migration auf die Agenda 
gesetzt. Einige ihrer Aktivitäten finden durch 
regionale Konsultationen statt. Es sind infor-
melle, nicht verbindliche Prozesse, die helfen 
sollen, unter den Ländern eine gemeinsame 
Basis zu finden. Viele dieser Prozesse sind inter-
regional und umspannen Herkunfts- und Ziel-
regionen auf eine Art und Weise, die Kompe-
tenzerwerb, technische Standardisierung und 
Vereinbarungen zu Themen wie Rückübernah-
men ermöglichen soll. Diese Prozesse haben 
die Kommunikationsbarrieren gesenkt und ein 
Forum für die Länder geschaffen, um zusam-
menzukommen, die jeweils anderen Perspekti-
ven zu verstehen und gemeinsame Lösungen zu 
identifizieren.
Diesen Dialogen kann positiv angerechnet 
werden, dass sie darauf folgenden erfolgreichen 
Bemühungen um das Thema Migration den 
Weg geebnet haben. Die ehrgeizigsten waren 
die Berner Initiative 2001 bis 2005, der Hoch-
rangige Dialog über Internationale Migration 
und Entwicklung 2006 (ausgerichtet von der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen) 
und die darauf folgende Schaffung des Globa-
len Forums für Migration und Entwicklung.81 
Wie der Bericht über die menschliche Entwick-
lung 2009 anregte, könnten solche Bemühun-
gen die Ergebnisse für Migranten und für die 
sie aufnehmenden Gemeinschaften verbessern, 
indem sie die Kanäle, durch die die Menschen 
sich im Ausland Arbeit suchen können, libe- 
ralisieren und vereinfachen, indem sie die 
Grundrechte von Migrantinnen und Migran-
ten wahren, indem sie die Transaktionskosten 
der Migration senken, indem sie die Vorteile 
der Binnenmobilität zur Geltung bringen und 
indem sie die Mobilität zu einem integralen 
Bestandteil nationaler Entwicklungsstrategien 
machen.82
Umweltschutz
Die UN-Konferenz für nachhaltige Entwick-
lung in Rio de Janeiro zeigte, wie vielverspre-
chend regionale Regelungen sind. Regierungen 
aus dem Süden haben gezeigt, wie sie sich zu-
sammentun, um ihre gemeinsamen Ressourcen 
zu managen. Mit einer Initiative, die von Regie-
rungen in der Region Asien-Pazifik ausgehan-
delt wurde, wird das Korallendreieck geschützt 
– das reichste Korallenriff der Welt, das sich 
von Malaysia und Indonesien bis zu den Solo-
monen erstreckt und das mehr als 100 Millio-
nen Menschen Nahrung und Lebensunterhalt 
bietet. In der Flussebene des Kongo arbeiten 
die Länder bei der Bekämpfung des illegalen 
Holzhandels zusammen, um den zweitgrößten 
Regenwald der Welt zu erhalten.83 Auf dem 
Rio+20-Gipfel kündigte eine Gruppe regio-
naler Entwicklungsbanken eine mit 175 Mil-
liarden US-Dollar veranschlagte Initiative zur 
Förderung des öffentlichen Personenverkehrs 
und des Radwegenetzes in einigen der größten 
Städte der Welt an.84
Der Aufstieg des Südens spiegelt sich auch 
in einer Reihe bilateraler Regelungen zum 
Der aufstieg des 
Südens spiegelt sich 
auch in einer Reihe 
bilateraler Regelungen 
zum Umgang mit dem 
Klimawandel wider
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Umgang mit dem Klimawandel wider. Durch 
klimabedingte Naturkatastrophen und stei-
gende Meeresspiegel, die die Fortschritte bei 
der menschlichen Entwicklung zu untergraben 
drohen, erkennen die Länder, dass sie kaum 
eine Wahl haben: Sie müssen politische Hand-
lungskonzepte formulieren, um sich jetzt an 
den Klimawandel anzupassen und um für die 
Zukunft das Klima zu schützen. Die Länder 
vereinbaren zum Beispiel Kooperationen im 
Bereich der Technologieentwicklung und die 
Schaffung eines regionalspezifischen Emissi-
onshandels. In einer Partnerschaft zwischen 
China und Großbritannien sollen fortgeschrit-
tene Technologien zur Kohleverbrennung ge-
testet werden, während die Vereinigten Staaten 
und Indien eine Partnerschaft zur Entwicklung 
der Atomenergie in Indien geschlossen haben.85
Länder des Südens entwickeln auch neue kli-
mafreundliche Technologien und tauschen sie 
aus. China, im Jahr 2008 der viertgrößte Pro-
duzent von Windenergie, ist der weltgrößte 
Produzent von Solarmodulen und Windtur-
binen.86 Im Jahr 2011 half Indiens Nationale 
Solarmission, bei den Investitionen in die So-
larenergie einen Zuwachs von 62 Prozent auf 
zwölf Milliarden US-Dollar anzustoßen – die 
schnellste Erhöhung des Investitionsvolumens 
in einem der großen Märkte für erneuerbare 
Energien. Brasilien erhöhte seine Investitionen 
in Technologien für erneuerbare Energie um 
acht Prozent auf sieben Milliarden US-Dollar.87
Regionale, bilaterale und nationale Initia-
tiven zum Klimaschutz und zum Schutz von 
Umweltressourcen im Süden sind positive 
Schritte. Doch der Klimawandel und die Um-
welt sind von Natur aus globale Themen, die 
globale Lösungen durch multilaterale Überein-
kommen erfordern. Die Kooperation und Be-
teiligung der aufsteigenden Volkswirtschaften 
des Südens an solchen Übereinkommen ist ent-
scheidend für ihren Erfolg. Eine regionale Zu-
sammenarbeit und Einigung könnte ein Schritt 
in diese Richtung sein und echtes Interesse an 
der Bewältigung der Herausforderungen des 
Klimawandels signalisieren.
In unsicheren Zeiten 
Fortschritte aufrechterhalten
Der Aufstieg des Südens wurde durch eine his-
torische globale Expansion von Handel und In-
vestitionen erleichtert. Mehr als 100 Entwick-
lungsländer verzeichneten im Jahr 2007 mehr 
als drei Prozent Einkommenswachstum pro 
Kopf. In jüngster Zeit hat die Verlangsamung 
der Wirtschaftsaktivität in den entwickelten 
Ländern den Süden angeregt, die regionale 
Nachfrage mehr zu beachten.88 Die Entwick-
lungsländer treiben schon heute mehr Handel 
untereinander als mit dem Norden und dieser 
Trend kann noch sehr viel weitergehen. Die 
Süd-Süd-Handelsblöcke bleiben mit nichtta-
rifären Handelsbarrieren durchsetzt, die den 
Umfang der Handelsmöglichkeiten beschrän-
ken. Große Devisenreserven bleiben unange-
tastet, wenn es größere Renditen und sicherere 
Möglichkeiten für Süd-Süd-Investitionen gibt. 
Es besteht Potenzial zum Ausbau von Entwick-
lungspartnerschaften und der regionalen und 
interregionalen Zusammenarbeit.
Der Aufstieg des Südens hat ein rasches 
Wirtschaftswachstum in Afrika südlich der 
Sahara untermauert und dort die Möglich-
keiten für Fortschritte bei der menschlichen 
Entwicklung erweitert. Viele der in diesem 
Jahrhundert am schnellsten wachsenden Volks-
wirtschaften rangieren bei der menschlichen 
Entwicklung im unteren Bereich. Zwar haben 
einige Länder Fortschritte bei den nicht-ein-
kommensbezogenen Indikatoren gemacht, an-
dere jedoch nicht. Die Regierungen sollten die 
Wachstumsimpulse nutzen und sich politische 
Handlungskonzepte zu eigen machen, durch 
die steigende Einkommen in menschliche Ent-
wicklung umgesetzt werden. Politische Hand-
lungskonzepte, durch die menschliche Fähig-
keiten und einheimische Produktivkapazitäten 
aufgebaut werden, werden Länder in die Lage 
versetzen, die „Rohstoff-Falle“ zu vermeiden 
und ihre wirtschaftlichen Aktivitäten zu di-
versifizieren. Süd-Süd-Kooperationen können 
helfen, das Potenzial zur Aneignung und Ver-
breitung von Wissen in den Bereichen Han-
del, Investitionen und Kooperationen in allen 
Wirtschaftszweigen hervorzubringen, selbst im 
Rohstoffsektor. Süd-Süd-Partnerschaften kön-
nen durch ausländische Direktinvestitionen 
Die Entwicklungsländer 
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und Joint Ventures die industrielle Diversifizie-
rung und den Austausch von Technologien er-
leichtern, indem man von Ländern in ähnlicher 
Situation lernt. Außerdem können sie helfen, 
mit erschwinglichen Produkten und innova- 
tiven Anwendungen den Bedarf der sich ent- 
wickelnden Unternehmerschicht zu decken. 
Diese Kooperation findet bereits statt und kann 
in den folgenden Jahren noch wesentlich ausge-
weitet werden.
Letzten Endes war der Aufstieg des Südens 
drastisch, doch er befindet sich immer noch am 
Anfang. Die Entwicklungsländer sind heute in 
sozialer, wirtschaftlicher, technologischer und 
unternehmerischer Hinsicht so stark wie nie 
miteinander verbunden. Die täglichen Schlag-
zeilen liefern wohl bedrückende Nachrichten 
über globale Ereignisse. Doch zwischen diesen 
entmutigenden Nachrichten gibt es immer wie-
der Kurzmeldungen über unternehmerische 
Vorhaben und vernünftige Anwendungen neu-
er Technologien durch geschäftstüchtige Men-
schen an unerwarteten Orten.
Multiplizieren wir jede Geschichte mit der 
Anzahl der Menschen in Entwicklungsländern, 
so ist das gebündelte Potenzial für einen auf-
steigenden Süden über alle Regionen hinweg 
verblüffend. In Kapitel 3 wird dieses Potenzi-
al untersucht. Es werden einige der zentralen 
Triebkräfte identifiziert, die führende Länder 
im Süden in die Lage versetzt haben, rasche 
Fortschritte zu machen, und die anderen Län-
dern, die folgen könnten, Inspirationen bieten.
Die globalen Aussichten sind unsicher und 
die volkswirtschaftliche Rezession im Norden 
beeinträchtigt auch den Süden. Mit den rich-
tigen Reformen, einschließlich einer Verschie-
bung der politischen Orientierung,89 ist jedoch 
das Versprechen anhaltender menschlicher 
Fortschritte stärker. Es ist das Ergebnis der Ver-
schiebungen in der Weltwirtschaft, die der Auf-
stieg des Südens mit sich gebracht hat.
Multiplizieren wir jede 
Geschichte mit der 
anzahl der Menschen 
in Entwicklungsländern, 
so ist das gebündelte 
potenzial für einen 
aufsteigenden Süden 
über alle Regionen 
hinweg verblüffend
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„Wir sollten nicht erwarten, 
dass sich alle Nationen wie 
Systeme anpassen lassen, 
denn Systemzwang ist der 
Kerkermeister von Freiheit  
und der Feind von Wachstum.“
John F. Kennedy
„Weisheit liegt weder im 
Beharren noch im Wandel, 





Wie haben es so viele Länder im Süden geschafft, ihre Aussichten auf menschliche Entwicklung grundlegend zu verändern? 
Angesichts ihrer gesellschaftlichen und politischen Vielfalt und ihrer höchst unterschiedlichen Ausstattung mit natürlichen 
Ressourcen klafften ihre Entwicklungsverläufe oft auseinander. Einige grundlegende Aspekte stimmten jedoch überein. In 
diesem Kapitel geht es um die Erfahrungen einiger der erfolgreicheren Länder und um drei Triebkräfte, die sie gemeinsam 
haben: einen proaktiven Entwicklungsstaat, ihre Fähigkeiten, sich globale Märkte zu erschließen, und einen Fokus auf 
sozialpolitische Innovationen.
Viele Länder haben im Laufe der vergange-
nen zwei Jahrzehnte bedeutende Fortschritte 
gemacht: Der Aufstieg des Südens war recht 
breit angelegt. Einige besonders starke Län-
der haben nicht nur das Nationaleinkommen 
enorm gesteigert, sondern auch bei sozialen 
Indikatoren wie Gesundheit und Bildung über-
durchschnittlich gut abgeschnitten. Eine Mög-
lichkeit, solche „Überflieger“ zu identifizieren, 
besteht darin, sich die Länder anzuschauen, die 
im Verhältnis zu anderen mit vergleichbarem 
Entwicklungsniveau ein positives Einkom-
menswachstum und gute Leistungen bei Mess-
größen für Gesundheit und Bildung erzielt ha-
ben. Dazu gehören einige der größten Länder 
– Brasilien, China und Indien –, aber auch klei-
nere wie Bangladesch, Chile, Ghana, Indone-
sien, die Republik Korea, Malaysia, Mauritius, 
Mexiko, Thailand, Tunesien, die Türkei, Ugan-
da und Vietnam (Grafik 3.1).
Dieses Kapitel analysiert die Leistungen ei-
ner Reihe von Ländern, die sich seit 1990 so-
wohl beim Einkommenswachstum als auch bei 
nicht-einkommensbezogenen Dimensionen 
menschlicher Entwicklung, und zwar Gesund-
heit und Bildung, deutlich verbessert haben. 
Einige Länder waren in einem Bereich erfolg-
reicher als im anderen: Brasilien und die Türkei 
waren bei den nicht einkommensbezogenen 
Komponenten des Index der menschlichen 
Entwicklung (HDI) erfolgreicher, während die 
Leistungen in China von 1990 bis 2010 vom 
Einkommenswachstum dominiert sind (zum 
Teil deshalb, weil China zu Beginn der Refor-
men Ende der 1970er Jahre in den Bereichen 
Gesundheit und Bildung schon viel erreicht 
hatte).1 Wie in Kapitel 1 erwähnt, gehören 
zu der Gruppe von Ländern, die im Verhält-
nis zu vergleichbaren Ländern zwischen 1990 
und 2012 herausragende Verbesserungen beim 
HDI erzielt haben, außerdem auch am wenigs-
ten entwickelte Länder wie die Demokratische 
Volksrepublik Laos, Mali, Mosambik, Ruanda 
und Uganda.
Eine weitere Möglichkeit, Länder zu iden-
tifizieren, die bei der menschlichen Entwick-
lung viel erreicht haben, besteht darin, nach 
den Ländern zu suchen, die erfolgreicher darin 
waren, die „Kluft bei der menschlichen Ent-
wicklung“ zu schließen – gemessen an der Ver-
ringerung ihres HDI-Defizits (dem Abstand 
vom maximalen HDI-Wert).2 Tabelle 3.1 listet 
25 Länder auf, die entweder unter den besten 
15 Entwicklungsländern waren, die ihre Defi-
zite beim HDI im Zeitraum 1990 bis 2012 am 
GRaFiK 3.1
Mehrere Länder haben sowohl bei den nicht-einkommensbezogenen als auch bei 
den Einkommensdimensionen des HDI gut abgeschnitten









Abweichung von der erwarteten Leistung bei den 
nicht-einkommensbezogenen Dimensionen des HDI, 1990-2012















AndereLänder mit guten Leistungen bei der menschlichen Entwicklung
Hinweis: Basis ist eine ausgewogene Auswahl von 92 Ländern.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros.
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stärksten reduziert haben,3 oder die besten 15, 
die im gleichen Zeitraum beim Pro-Kopf-Ein-
kommen die höchsten jährlichen Wachstums-
raten erzielt haben.
Die erste Reihe von Ländern ergänzte er-
folgreich ein schnelles Wirtschaftswachstum 
um eine Sozialpolitik, die breiteren Teilen der 
Gesellschaft und insbesondere den Armen zu-
gutekommt. Zum Beispiel hat China sein Defi-
zit beim HDI stärker reduziert als alle anderen 
Länder mit Ausnahme des Iran und der Repu-
blik Korea. Obwohl ihr Wirtschaftswachstum 
geringer war als das Chinas, hat die Republik 
Korea die größten Zuwächse beim HDI-Wert 
verzeichnet. Vietnam schnitt auch gut ab und 
rangierte beim Einkommenswachstum an drit-
ter Stelle und bei Verbesserungen beim HDI 
unter den besten 20. Auch Sri Lanka verzeich-
nete trotz des jahrelangen internen Konflikts 
ein hohes Einkommenswachstum sowie eine 
beachtliche Verringerung beim HDI-Defizit.4
Indiens wirtschaftliche Leistungen waren 
ebenfalls beeindruckend. Das jährliche Ein-
kommenswachstum lag im Zeitraum 1990 bis 
2012 im Durchschnitt bei fast fünf Prozent. 
Dennoch ist Indiens Pro-Kopf-Einkommen 
mit rund 3.400 US-Dollar im Jahr 2012 noch 
immer niedrig. Um den Lebensstandard zu er-
höhen, braucht es weiteres Wachstum, denn es 
ist schwierig, bei einem niedrigen Einkommen 
die Armut allein durch Umverteilung wesent-
lich zu reduzieren. Indiens Leistungen bei der 
Beschleunigung der menschlichen Entwick-
lung sind jedoch weniger beeindruckend als 
sein Wirtschaftswachstum. Tatsächlich schnei-
det Bangladesch mit seinem sehr viel langsame-
ren Wirtschaftswachstum und einem halb so 
hohen Pro-Kopf-Einkommen wie Indien bei 
einigen Indikatoren fast genauso gut oder bes-
ser ab.
Algerien, Brasilien und Mexiko gehören in 
Bezug auf die Verringerung des HDI-Defizits 
zu den besten 15 Ländern, obwohl im Zeit-
raum 1990 bis 2012 ihr Pro-Kopf-Einkommen 
im Durchschnitt nur zwischen ein und zwei 
Prozent pro Jahr zunahm. Ihre Erfahrungen 
weisen auf die zweite allgemeine Strategie hin, 
die sich für die menschliche Entwicklung aus-
gezahlt hat: staatlichen Investitionen in die 
Verwirklichungschancen der Menschen Vor-
rang zu geben, insbesondere in Gesundheit, 
Bildung und Ernährung, und die Gesellschaf-
ten widerstandsfähiger gegen wirtschaftliche, 
ökologische und andere Gefahren und Schocks 
zu machen.
taBEllE 3.1
Ausgewählte Entwicklungsländer mit großer Verringerung des HDI-Defizits oder 







des BNE pro Kopf
(%) Rang (%) Rang
1990 2012 1990–2012 1990–2012
Korea (Republik) 0,749 0,909 63,6 1 4,2 8
Iran (Islamische 
Republik)
0,540 0,742 43,9 2 2,5 32
China 0,495 0,699 40,5 3 9,4 1
Chile 0,702 0,819 39,4 4 3,8 13
Saudi-Arabien 0,653 0,782 37,3 5 0,4 77
Argentinien 0,701 0,811 36,9 6 3,5 18
Malaysia 0,635 0,769 36,6 7 3,6 17
Katar 0,553 0,712 35,6 8 2,9 29
Tunesien 0,569 0,722 35,5 9 2,5 33
Türkei 0,743 0,834 35,3 10 3,2 22
Mexiko 0,654 0,775 35,0 11 1,3 58
Algerien 0,562 0,713 34,4 12 1,0 69
Brasilien 0,666 0,780 34,3 13 3,9 11
Panama 0,590 0,730 34,1 14 1,7 50
Brunei Darussalam 0,782 0,855 33,4 15 –0,4 87
Vietnam 0,439 0,617 31,8 21 5,9 3
Mauritius 0,626 0,737 29,8 25 3,6 14
Dominikanische 
Republik
0,584 0,702 28,3 28 3,9 12
Myanmar 0,305 0,498 27,8 30 7,9 2
Sri Lanka 0,608 0,715 27,3 31 4,4 7
DVR Laos 0,502 0,636 26,7 36 5,3 4
Guyana 0,379 0,543 26,5 39 4,4 6
Indien 0,410 0,554 24,5 45 4,7 5
Bangladesch 0,361 0,515 24,1 47 3,9 10
Trinidad und Tobago 0,685 0,760 23,9 49 3,6 15
Mozambik 0,202 0,327 15,6 72 4,1 9
a, Verringerung des Abstands vom maximalen HDI-Wert.
Hinweis: basierend auf einer ausgewogenen Zusammenstellung von 96 Entwicklungsländern.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros.
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Hieraus lässt sich etwas lernen: Die Länder 
können sich nicht allein auf das Wachstum 
verlassen. Wie die Berichte über die menschli-
che Entwicklung 1993 und 1996 aufzeigten, 
besteht kein automatischer Zusammenhang 
zwischen Wachstum und menschlicher Ent-
wicklung.5 Er muss durch gezielte politische 
Handlungskonzepte zugunsten der Armen 
befördert werden, indem man gleichzeitig in 
Gesundheit und Bildung investiert, das Ange-
bot an angemessenen Arbeitsplätzen ausweitet, 
und den Raubbau an natürlichen Ressourcen 
verhindert, das Geschlechtergleichgewicht und 
eine ausgewogene Einkommensverteilung si-
cherstellt und die unnötige Verdrängung von 
Gemeinschaften vermeidet.
Das soll nicht heißen, dass Wirtschafts-
wachstum keine Rolle spielt. Arme Länder 
mit vielen armen Menschen brauchen höhere 
Einkommen. Auf nationaler Ebene kann ein 
schnelleres Wachstum die Länder in die Lage 
versetzen, Schulden und Defizite zu reduzie-
ren und zusätzliche öffentliche Einnahmen zu 
generieren, um stärker in die Grundversorgung 
mit Gütern und Dienstleistungen zu investie-
ren, insbesondere in Gesundheit und Bildung. 
In den Haushalten hilft das Einkommens-
wachstum Grundbedürfnisse zu decken, den 
Lebensstandard zu verbessern und die Lebens-
qualität zu erhöhen.
Dennoch sorgen höhere Einkommen nicht 
automatisch für entsprechende Verbesserun-
gen beim menschlichen Wohlergehen. Zum 
Beispiel haben die Einwohner großer Städte 
in der Regel ein hohes Pro-Kopf-Einkommen, 
doch es gibt dort auch eine hohe Kriminalität, 
Umweltverschmutzung und Verkehrsstaus. In 
ländlichen Regionen steigt vielleicht das Ein-
kommen der bäuerlichen Haushalte, doch es 
gibt unter Umständen noch immer keine Dorf-
KaStEN 3.1
Die Geschichte und die Ausgangsbedingungen spielen eine Rolle, doch sie werden nicht zum Verhängnis
Die „Ausgangsbedingungen“ haben tiefgreifende Auswirkungen, denn be-
stimmte Merkmale sind nicht nur schwierig zu ändern, sie werden oft auch 
durch Institutionen und politische Systeme verewigt. In Gesellschaften, 
in denen es zu Beginn starke Ungleichheit gab, können Eliten rechtliche 
Rahmenbedingungen schaffen, die ihren Einfluss festschreiben, was sie 
wiederum in die Lage versetzt, die starke Ungleichheit zu ihrem Vorteil auf-
rechtzuerhalten. Nehmen wir zum Beispiel den amerikanischen Kontinent, 
wo im 18. Jahrhundert drei unterschiedliche Typen von Kolonien entstanden 
– in Abhängigkeit von den Ausgangsbedingungen Bodenbeschaffenheit, Kli-
ma und dort lebende einheimische Bevölkerung.
In der Karibik entstanden durch den Boden und das Klima Kolonien, die 
für die Produktion lukrativer Agrarprodukte im großen Stil geeignet waren. 
Die Verteilung von Wohlstand und Humankapital war extrem ungleich und 
bevorteilte die Elite, die in der Lage war, große Kompanien von Sklaven auf-
zubauen. Im spanischen Amerika, das reich an Mineralien und einheimischer 
Bevölkerung war, verteilten die Machthaber das Land an die spanischen Ko-
lonialisten. Die Eliten dienten der spanischen Krone und erhielten ihren Sta-
tus nach der Unabhängigkeit aufrecht. Die Einkommensungleichheit bestand 
entlang ethnischer Trennlinien, das Eigentum großer Ländereien war eine 
Voraussetzung für die Staatsangehörigkeit. Im heutigen Peru, wie in vielen 
anderen Ländern, bestehen starke horizontale Ungleichheiten zwischen in-
digenen Bevölkerungsgruppen und Gruppen europäischer Abstammung. (In 
den nördlichen Teilen Amerikas gab es keine große einheimische Bevölker-
ung, und Boden und Klima boten sich nicht dafür an, durch Massenproduk-
tion Kosten zu sparen. Somit verließ man sich auf Arbeitskräfte europäischer 
Abstammung, mit hohem Humankapital und eine gerechtere Verteilung des 
Wohlstands. Mit reichlich Land und wenig Kapitalbedarf arbeiteten die 
meisten Männer als unabhängige Geschäftsinhaber.
Haiti ist heute das ärmste Land in der westlichen Hemisphäre. Kurz vor 
seiner Revolution im Jahr 1790 war es wohl das reichste Land in der Neuen 
Welt. Die Briten debattierten nach dem Siebenjährigen Krieg zwischen 
Briten und Franzosen (1756 bis 1763), ob sie die Karibikinsel Guadeloupe 
oder Kanada als Reparation nehmen sollten. Kanada erwies sich mehrere 
Jahrhunderte später als erfolgreicher als andere Volkswirtschaften in der 
Hemisphäre.
Doch Geschichte und Ausgangsbedingungen sind keine unüberwind-
baren Hindernisse. Etwa die Hälfte der durch den HDI gemessenen Entwick-
lungsfortschritte im Laufe der vergangenen 30 Jahre lässt sich durch den 
ursprünglichen HDI-Wert von 1980 nicht erklären. Länder, die von einem 
ähnlichen Niveau ausgegangen waren, wie zum Beispiel Indien und Paki-
stan, Chile und Venezuela, Malaysia und die Philippinen oder Liberia und der 
Senegal haben schließlich unterschiedliche Ergebnisse erzielt. Der Bericht 
über die menschliche Entwicklung 2010 zeigte: Wenn Länder mit ähnlichen 
Ausgangspunkten auseinandergehende Entwicklungsverläufe erleben, die 
globalen durchschnittlichen Errungenschaften sich aber nicht verändert 
haben, können wir daraus schließen, dass es nationale Kräfte, politische 
Handlungskonzepte, Institutionen, der soziale Kontext und idiosynkratische 
Schocks sind, die die nationalen Entwicklungsergebnisse vorantreiben. Kein 
Land bleibt lange ein Gefangener seiner Geschichte, wenn es ausbrechen 
will.
Quelle: Engerman und Sokoloff 2002, Hoff 2003, Thorp und Paredes 2011,UNDP 2010a.
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schule oder kein Gesundheitszentrum. Die 
Ausgangsbedingungen haben wesentlichen 
Einfluss auf das Tempo der aktuellen und zu-
künftigen Entwicklung der Länder. Doch auch 
andere Dinge spielen eine Rolle (Kasten 3.1).
In der Tat sind die Verbindungen zwischen 
Wirtschaftswachstum und menschlicher Ent-
wicklung mehrmals gerissen. Der Bericht über 
die menschliche Entwicklung 1996 identifizier-
te sechs unerwünschte Arten von Wachstum: 
Wachstum ohne Arbeitsplätze, durch das sich 
die Beschäftigungsmöglichkeiten nicht verbes-
sern; Wachstum ohne Skrupel, das mit zuneh-
mender Ungleichheit einhergeht; Wachstum 
ohne Mitsprache, das besonders verletzlichen 
Gemeinschaften die Beteiligung verweigert; 
Wachstum ohne Wurzeln, das unpassende Mo-
delle verwendet, die von woanders übertragen 
wurden; und Wachstum ohne Zukunft, das auf 
die ungezügelte Ausbeutung der Umweltres-
sourcen setzt.6
Welche Faktoren spielen eine Rolle, damit 
die Wirtschaft stärker wächst und sich das 
Wachstum auch in menschliche Entwicklung 
umsetzt? Was lässt sich aus der Vielfalt an 
Erfahrungen, die diese Länder in Bezug auf 
menschliche Entwicklung gemacht haben, für 
die Politik lernen? Was sind die Triebkräfte für 
grundlegende Veränderungen? In diesem Kapi-
tel werden drei herausgehoben:
•	 Ein proaktiver Entwicklungsstaat.
•	 Die Erschließung globaler Märkte.
•	 Entschlossene sozialpolitische Innovationen.
Diese Triebkräfte leiten sich nicht aus abs-
trakten Vorstellungen davon, wie Entwicklung 
funktionieren sollte, ab. Vielmehr zeigen sie 
sich an den Erfahrungen, die viele Länder des 
Südens mit sich verändernden Entwicklungen 
gemacht haben. In der Tat stellen sie vorgefass-
te und präskriptive Ansätze infrage: Einerseits 
verzichten sie auf eine Reihe kollektivistischer, 
zentral gemanagter Vorschriften; andererseits 
weichen sie von der vollständigen Liberali-
sierung ab, die der Konsens von Washington 
vorsieht.
Diese Triebkräfte deuten eine Entwicklung 
hin zu einem neuen Ansatz an. Demnach ist 
der Staat ein notwendiger Katalysator, der sei-
ne Politik und seine Maßnahmen entsprechend 
der neuen Realitäten und Herausforderungen 
der globalen Märkte pragmatisch anpasst.
Diese neue Perspektive erkennt an, dass Ent-
wicklung nicht automatisch stattfindet und 
dass Transformationsprozesse nicht allein den 
Märkten überlassen werden können. Stattdes-
sen muss der Staat durch politische Konzepte 
und Institutionen, die die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung voranbringen können, die 
Gesellschaft aktiv mobilisieren. Das ist jedoch 
kein allgemeingültiges Rezept. Die Art und 
Weise, wie diese drei Elemente in politisches 
Handeln umgesetzt werden, ist kontextspezi-
fisch und hängt von den Merkmalen des jewei-
ligen Landes, von den Kapazitäten der Regie-
rung und von den Beziehungen zum Rest der 
Welt ab.
Triebkraft 1: Ein proaktiver 
Entwicklungsstaat
Bei Entwicklung geht es darum, eine Gesell-
schaft so zu verändern, dass sich das Wohlerge-
hen der Menschen über Generationen verbes-
sert, dass sich ihre Wahlmöglichkeiten in den 
Bereichen Gesundheit, Bildung und Einkom-
men erweitern und dass sich ihre Freiheiten 
und ihre Chancen für sinnvolle gesellschaftli-
che Beteiligung ausweiten.
Ein gemeinsames Merkmal der Länder, die 
einen solchen grundlegenden Wandel geschafft 
haben, ist ein starker, proaktiver Staat, der auch 
als „Entwicklungsstaat“ bezeichnet wird. Der 
Begriff bezieht sich auf einen Staat mit einer 
aktiven Regierung und einer oft apolitischen 
Elite, die eine rasche wirtschaftliche Entwick-
lung als ihr oberstes Ziel ansieht. Einige gehen 
weiter und fügen noch ein weiteres Merkmal 
hinzu: Es ist ein Staat, der seiner Bürokratie 
die Macht und Autorität verleiht, politische 
Konzepte zu entwickeln und umzusetzen. 
Hohe Wachstumsraten und Verbesserungen 
beim Lebensstandard verleihen wiederum dem 
Staatsapparat und den herrschenden Eliten ihre 
Legitimität.7
In einigen beachtenswerten Fällen werden 
Entwicklungsfortschritte von einer langfris-
tigen Vision und gemeinsamen Normen und 
Werten sowie von Regeln und Institutionen, 
die Vertrauen und Zusammenhalt schaffen, ge-
leitet. Wenn man Entwicklung als Transforma-
tionsprozess ansieht, erfordert dies die Berück-
in diesem Kapitel 
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sichtigung dieser immateriellen Faktoren sowie 
ein Verständnis davon, wie sie die Organisation 
der Gesellschaft beeinflussen und mit einzel-
nen politischen Maßnahmen und Reformen 
interagieren.
Die Eigenverantwortung (ownership) der 
Länder für ihre Entwicklungsstrategie, eine 
sehr kompetente Verwaltung und geeignete po-
litische Konzepte sind essenzielle Elemente, die 
zusammen den Transformationsprozess gestal-
ten.8 Diese Konzepte müssen darauf ausgerich-
tet sein, grundlegende Veränderungen zu beför-
dern, indem man Hemmnisse sowie potenzielle 
Katalysatoren für Veränderungen identifiziert. 
In diesem Prozess müssen Institutionen, Ge-
sellschaften und Einzelpersonen ihre eigenen 
Ziele festlegen und Strategien und politische 
Handlungskonzepte identifizieren, mit denen 
diese sich erreichen lassen. Obwohl Partizipati-
on nicht überall angestrebt wird, ist eine breite 
Beteiligung der Bevölkerung insofern, dass auf 
sie gehört wird, dass ihre Meinung in Entschei-
dungsprozessen berücksichtigt wird und dass 
sie an der Festlegung der Agenda aktiv beteiligt 
ist, einer langfristigen, nachhaltigen Entwick-
lung förderlich. Genauso förderlich wie eine 
beständige politische Führung, die, unterstützt 
von starken technokratischen Teams, ein insti-
tutionelles Gedächtnis und politische Konti-
nuität sicherstellen kann (Kasten 3.2).9 
Es gibt kein einfaches Rezept für die Ver-
knüpfung von menschlicher Entwicklung und 
Wirtschaftswachstum oder die Beschleuni-
gung des Wachstums.10 In einer Studie unter 
KaStEN 3.2
Was ist ein Entwicklungsstaat? Muss er autoritär sein?
Die aktuelle Literatur zu Entwicklungsstaaten entstand aus den Erfahrun-
gen der ostasiatischen Wirtschafts„wunder“länder: Japan vor dem Zweiten 
Weltkrieg und Hongkong/China (Sonderverwaltungszone), die Republik 
Korea, Singapur und Taiwan (Provinz von China) in der zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts. In jüngster Zeit können China und Vietnam (sowie die 
Demokratische Volksrepublik Laos und Kambodscha) als Entwicklungssta-
aten angesehen werden. Zu den gemeinsamen Merkmalen gehört, dass 
man wirtschaftliche Entwicklung fördert, indem man bestimmte Sektoren 
ausdrücklich bevorzugt; über kompetente Bürokratien verfügt; robuste, kom-
petente öffentliche Institutionen ins Zentrum von Entwicklungsstrategien 
stellt; gesellschaftliche und wirtschaftliche Ziele klar artikuliert und poli-
tische Legitimität aus Entwicklungsleistungen ableitet.
Dass einige Entwicklungsstaaten Ostasiens keine Demokratien waren, 
hat viele dazu gebracht, anzunehmen, das Modell des Entwicklungssta-
ates sei auch autokratisch. Doch die Anhaltspunkte für das Verhältnis 
zwischen autoritären Regierungssystemen und Entwicklung sind gemischt. 
Demokratische Länder wie Japan und die Vereinigten Staaten haben als 
Entwicklungsstaaten funktioniert. Nach dem Zweiten Weltkrieg begann 
Frankreich mit Planungen durch das Commissariat Général du Plan (die Pla-
nungskommission), mit einer von Elite-Bürokraten angeführten sektoralen 
Strukturpolitik und der aggressiven Nutzung von Unternehmen in staatlicher 
Hand. Seit den 1950er Jahren handelten auch die skandinavischen Länder 
als eine Art Entwicklungsstaaten, wo politische Legitimität statt aus ra-
schem Wachstum aus dem Wohlfahrtsstaat und Vollbeschäftigung abgeleit-
et wird. Der schwedische Staat entwickelte mit Public-private-Partnerships 
strategische Sektoren (Eisen und Stahl, das Eisenbahnwesen, Telegrafie 
und Telefonie sowie Wasserkraft). Um die Entwicklung der Schwerindustrie 
zu unterstützen, bot er auch gezielten Schutz und förderte Forschung und 
Entwicklung. Die schwedische Wohlfahrtspolitik war eng in Strategien zur 
Förderung von Strukturwandel zugunsten von Sektoren mit höherer Produk-
tivität eingebunden.
Die Vereinigten Staaten haben eine lange Geschichte als Entwicklungs- 
staat, die bis in die frühen Tage der Republik zurückreicht. Alexander Hamilton, 
der erste Finanzminister der USA, gilt allgemein als Vater und Erfinder des „in-
fant industry“-Arguments. Zwischen 1830 und 1945 errichteten die Vereinigten 
Staaten einige der höchsten Handelsbarrieren weltweit. Im selben Zeitraum 
investierten sie massiv in Infrastruktur (die pazifische Eisenbahn, Kanäle im 
Mittleren Westen und landwirtschaftliche Infrastruktur), höhere Bildung sowie 
Forschung und Entwicklung. Selbst nach dem Zweiten Weltkrieg, als die Ver-
einigten Staaten eine industrielle Vormachtstellung erreicht hatten, und trotz 
des Aufstiegs des Marktfundamentalismus überlebte der Entwicklungsstaat.
Block (2008) argumentiert, dass der Staat sich darauf konzentriert habe, 
durch Kooperation innerhalb eines Netzwerks von Technologie-Experten aus 
staatlichen Institutionen, der Wirtschaft, Universitäten und Forschungsin-
stituten den neusten Stand der technologischen Forschung in kommerzielle 
Nutzung umzusetzen. Die Developmentalismus-Theorie lebte im Schatten 
der US-amerikanischen Politik, denn die Anerkennung der zentralen Rolle 
des Staates bei der Förderung des technologischen Wandels lässt sich nicht 
mit der Behauptung vereinbaren, dass der Privatsektor sich selbst überlas-
sen bleiben sollte, um eigenständig auf Marktsignale zu reagieren. Doch 
obwohl der Entwicklungsstaat Vereinigte Staaten mangels Legitimität und 
wegen der instabilen Finanzierung und anderen Einschränkungen aufgrund 
der Tatsache, dass er „verborgen“ war, eine begrenzte Reichweite hatte, 
war er recht erfolgreich. In vielen Sektoren haben die Vereinigten Staaten 
durch die öffentliche Finanzierung von Forschung und Entwicklung und durch 
das staatliche Beschaffungswesen in den Bereichen Verteidigung (Comput-
er, Flugzeuge, Internet) und Gesundheit (Medikamente, Genmanipulation) 
internationale Wettbewerbsfähigkeit entwickelt.
Quelle: Evans 2010; Chang 2010; Edigheji 2010; Block 2008.
Es gibt kein einfaches 
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Verwendung von Daten aus verschiedenen 
Ländern für den Zeitraum 1950 bis 2005 
wurde festgestellt, dass die große Mehrheit 
der Durchstarter beim Wachstum nicht durch 
bedeutende Wirtschaftsreformen entsteht und 
dass die meisten substanziellen Wirtschafts-
reformen keine Wachstumsschübe bringen.11 
Erfolgreiche Länder haben ein schnelles 
Wachstum erreicht, indem sie nach und nach 
hinderliche Fortschrittshemmnisse beseitigt 
haben, und nicht indem sie eine lange Liste po-
litischer Handlungskonzepte und Reformen 
umgesetzt haben. Der Staat spielt dabei eine 
kritische Rolle. Die Länder, die erfolgreich 
ein anhaltendes Wachstum angestoßen haben, 
waren mit unterschiedlichen Herausforderun-
gen konfrontiert. Sie haben unterschiedliche 
politische Maßnahmen zur Marktregulierung, 
Exportförderung, industriellen Entwicklung, 
technologischen Anpassung und für technolo-
gischen Fortschritt ergriffen.12 Wenn ein Land 
bereits ein schnelles Wachstum verzeichnet, 
besteht die Herausforderung darin, zukünftige 
Hemmnisse zu beseitigen oder es vorherzuse-
hen, wenn sie tatsächlich oder potenziell be-
hindern. Positive Aspekte von Handelskrisen, 
wie der jüngste Boom auf den Rohstoffmärk-
ten infolge des Aufstiegs des Südens, können 
einen Wachstumsschub zwar anstoßen, aber 
nicht längerfristig aufrechterhalten. Zielge-
richtete wirtschaftliche und institutionelle Re-
formen scheinen jedoch statistisch und quanti-
tativ signifikante Auswirkungen darauf zu ha-
ben, wie anhaltend ein sich beschleunigendes 
Wachstum ist.13
In vielen Entwicklungsländern mit guten 
Leistungen arbeitet der Staat anders als ein 
konventioneller Wohlfahrtsstaat, der darauf ab-
zielt, Marktversagen zu korrigieren und soziale 
Sicherheitsnetze aufzubauen und gleichzeitig 
ein von den Märkten angetriebenes Wachstum 
fördert. Stattdessen sind Entwicklungsstaaten 
proaktiv: Sie initiieren und beobachten grund-
legende Veränderungen im Leben der Men-
schen.14 Statt einfach nur wirtschaftsfreundlich 
zu sein, sind diese Staaten entwicklungsfreund-
lich. Diejenigen mit überzeugenden, innovati-
ven sozialen Programmen sind oft auch men-
schenfreundlich – ein notwendiger Fortschritt 
auf dem Weg von der Fokussierung des Wachs-
tums hin zu menschlicher Entwicklung.
Ein weiteres Merkmal von Entwicklungsstaa-
ten ist, dass sie eine Strukturpolitik verfolgen, 
die darauf abzielt, bei Koordinationsproble-
men und Externalitäten Abhilfe zu schaffen, 
indem sie komparative Vorteile „managen“.15 
Zum Beispiel kann der Staat Wirtschaftszweige 
fördern, von denen er glaubt, sie hätten einen 
latenten komparativen Vorteil, oder er kann 
versuchen, den Stellenwert von Wirtschafts-
zweigen zu erhöhen, deren statischer kompa-
rativer Vorteil sie nicht vorankommen lässt. 
Im Ergebnis waren viele Wirtschaftszweige, 
die vom Schutz durch hohe Zölle profitierten, 
danach auf den Weltmärkten erfolgreich.16 
Nichtsdestoweniger kann es unter Umstän-
den schwierig sein, den Erfolg oder Misserfolg 
eines bestimmten Wirtschaftszweigs auf eine 
bestimmte Handelspolitik zurückzuführen, 
denn Maßnahmen der Regierung sind von ei-
ner Vielzahl an Motivationen geleitet, angefan-
gen von Steuereinnahmen bis hin zum Schutz 
von Partikularinteressen. Die Anhaltspunkte 
aus länderübergreifenden Studien zum Nutzen 
des Wirtschaftsprotektionismus ergeben kein 
klares Bild. Es wird jedoch unterschieden zwi-
schen einer allgemein wünschenswerten „wei-
chen“ Strukturpolitik, wie die Verbesserung der 
Infrastruktur und technologische Anpassung, 
und einer „harten“ Strukturpolitik, wie direk-
te Steuern und Subventionsmaßnahmen, die 
bestimmte Wirtschaftszweige begünstigen und 
deren Wirksamkeit von bestimmten Bedingun-
gen in den einzelnen Ländern abhängig ist. Es 
gibt jedoch kein globales Rezept: Was in Ost-
asien funktioniert hat, funktioniert in Latein-
amerika unter Umständen nicht.
•	 Japan. Japan hat lange als ein Staat agiert, der 
Entwicklung begünstigt hat. In den 1870er 
Jahren gab es bereits eine Gruppe „gut aus-
gebildeter, patriotischer Geschäftsleute und 
Händler und eine Regierung, die sich auf 
die Modernisierung der Wirtschaft konzen-
trierte“.17 Später schafften viele Reformen 
die Infrastruktur eines modernen Landes, 
darunter eine einheitliche Währung, das Ei-
senbahnwesen, öffentliche Bildung und Ge-
setze für das Bankwesen. Die Regierung er-
richtete und betrieb staatliche Fabriken und 
Industrien, von der Baumwolle bis hin zum 
Schiffsbau. Sie förderte auch die einheimi-
sche Produktion, indem sie die Einfuhrzölle 
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auf viele Industrieprodukte anhob. Seit dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs hat Japan einen 
grundlegenden Wandel von einem Entwick-
lungshilfe-Empfänger zu einem Geber erlebt 
(siehe Kasten 3.3).
•	 Republik Korea. Zwischen 1960 und 1980 
hat die Republik Korea bedeutende Erfolge 
verzeichnet. Nach 1961 erlangte die Regie-
rung durch eine Reihe von Reformen eine 
herrschende Stellung über ihre Geschäfts-
welt. Dazu zählten Maßnahmen, die die in-
stitutionelle Kohärenz des Staates verbesser-
ten, wie zum Beispiel die Einrichtung eines 
Wirtschaftsplanungsausschusses, sich aber 
auf die Kontrolle über die Finanzen konzen-
trierten. Die Regierung vermied auch staat-
liche Subventionskonzepte. In der Folge war 
sie in der Lage, eine Verschiebung weg von 
der Importsubstitution hin zur Exportförde-
rung anzuleiten.18
Andere aufstrebende Länder des Südens ha-
ben eine ähnliche Politik verfolgt. Regierun-
gen sind Partnerschaften mit dem Privatsektor 
eingegangen, um komparative Vorteile in den 
vielversprechendsten Sektoren zu entwickeln. 
Gleichzeitig stellten sie ein effektives mak-
roökonomisches Management sicher und för-
derten Innovationen. Sie haben auch besondere 
Aufmerksamkeit darauf gelegt, gesellschaftliche 
Chancen auszuweiten, indem sie politische 
Prioritäten setzten, ausgewählte Wirtschafts-
zweige förderten, Komplementaritäten zwi-
schen Staat und Wirtschaft unterstützten, 
sich zu langfristigen Reformen verpflichteten, 
eine starke politische Führung hatten, durch 
Handeln lernten und staatliche Investitionen 
ankurbelten.
politische prioritäten setzen
Wichtiger als Preise richtig festzulegen, ist es 
für einen Entwicklungsstaat, die politischen 
Prioritäten richtig zu setzen. Die Politik soll-
te die Menschen in den Mittelpunkt stellen 
und Chancen fördern, während sie gleichzei-
tig Schutz vor nachteiligen Risiken bietet. Die 
politischen Konzepte und Prioritäten richtig 
festzulegen, stellt den Staat vor die ebenso 
wichtige Herausforderung, den Prozess der 
Politikgestaltung richtig zu bewerkstelligen. 
Die regierenden Institutionen und die politi-
schen Handlungskonzepte hängen hochgradig 
und untrennbar miteinander zusammen; eins 
kann ohne das andere keinen Erfolg haben. Es 
ist daher wichtig, dass politische Prozesse von 
engagierten Menschen in effektiven und reak-
KaStEN 3.3 Akihiko Tanaka, Präsident der Japanischen Internationalen Kooperationsagentur
Japan und die Dreieckskooperation
Ermutigt durch die bemerkenswerten wirtschaftlichen Leistungen der 
Schwellenländer haben die Süd-Süd-Kooperation und die Dreieckskoopera-
tion in den letzten Jahren rasch zugenommen. Sie sind aus ihrer traditio-
nellen Rolle als Ergänzungen zur Nord-Süd-Kooperation herausgewachsen 
und für viele Entwicklungsländer jetzt eine unverzichtbare Quelle für Wis-
sensaustausch und Innovationen.
Es gibt vier Vorteile und Verdienste der Süd-Süd- und der Dreiecks-
kooperation: Der Nutzen, der sich aus dem gleichberechtigten Austausch 
von Wissen und Erfahrungen unter Ländern in ähnlicher Situation ergibt, um 
effektivere Lösungen zu finden, der Austausch angepasster Technologie und 
Erfahrungen, der die Konvergenz mit Zielen der Nord-Süd-Zusammenarbeit 
fördern kann, der Respekt für wirkliche Verantwortung mit dem Süden am 
Ruder sowie die potenziell rasche Entwicklung von Entwicklungsländern zu 
neuen Gebern.
Bereits 1975 erkannte Japan den Wert der Süd-Süd- und Dreiecks-
kooperation und begann ein großes Trainingsprogramm. Japan hatte einen 
Entwicklungsverlauf erlebt, der dem einiger Schwellenländer heute ähnelt. 
Es war erst ein Nettoempfänger von ausländischer Hilfe, spielte dann für 
einige Jahre eine Doppelrolle als Hilfsempfänger und sich entwickelnder 
Geber, bevor es schließlich als erstes asiatisches Mitglied der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 1964 nur noch Geber 
wurde.
Dieser Entwicklungsweg überzeugte Japan, dass der Austausch von 
entwicklungsbezogenen Erfahrungen, Wissen und angepassten Technologi-
en unter Entwicklungsländern in der Entwicklungszusammenarbeit eine sehr 
nützliche Rolle spielen kann und es damit verdient, von Gebern unterstützt 
zu werden.
Ein herausragendes Beispiel ist die Kooperation zwischen Brasilien, 
Japan und Mosambik. Japan half Brasilien, seine tropische Savannenre-
gion zu entwickeln, die als Cerrado bekannt ist. Brasilien wurde dadurch 
zum führenden Erzeuger von Sojabohnen und anderen Agrarprodukten. Die 
beiden Länder unterstützen nun gemeinsam Mosambik bei der Entwicklung 
der riesigen Savanne des Landes.
Eine neu entstehende Herausforderung besteht nun im Ausbau der 
Süd-Süd- und Dreieckskooperation als zentraler Ansatz in der Entwicklungs-
zusammenarbeit bei gleichzeitiger Vermeidung einer übermäßigen Frag-
mentierung der Hilfe unter einer zunehmenden Zahl entwicklungspolitischer 
Akteure.
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tionsfähigen Regierungsstrukturen gemanagt 
werden. Politische Konzepte verändern sich 
auch mit den unterschiedlichen Entwicklungs-
stadien: In frühen Stadien legen viele Länder 
zum Beispiel die Prioritäten auf die Schaffung 
von Arbeitsplätzen und die Minderung der 
Armut.
•	 Indonesien. Mit Unterstützung der Einnah-
men durch den neu entdeckten Ölreichtum 
ergänzte Indonesien seit Mitte der 1970er 
Jahre seine Importe substituierende Indus-
trialisierung um einen größeren Vorstoß in 
der Landwirtschaft und ländlichen Entwick-
lung (zum Thema Transformationspotenzial 
strategischer Investitionen in die Landwirt-
schaft siehe Kasten 3.4). Diese Strategie ei-
nes ausgewogenen Wachstums steigerte die 
Nachfrage nach Arbeitskräften und verrin-
gerte so die Arbeitslosigkeit und erhöhte die 
Reallöhne.19 Als dann Mitte der 1980er Jah-
re die Öl-Einnahmen abzunehmen began-
nen, wechselte Indonesien von der Import-
substitution zu einer nach außen gerichteten 
Industrialisierung. Dazu wurden überzähli-
ge Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft ab-
gezogen. Sie sollten nun im verarbeitenden 
Sektor arbeiten, der höhere Löhne bot. An-
fang der 1990er Jahre, als der Arbeitskräfte-
überschuss aufgezehrt war, wurde die Armut 
vor allem durch steigende Löhne weiter ver-
ringert. Jede Phase beinhaltete somit einen 
Ansatz, bei dem die Menschen im Mittel-
punkt standen, und die Wachstumsstrategie 
wurde auf die sich verändernden Bedingun-
gen hin modifiziert.
Steigerung des öffentlichen 
investitionsvolumens
Im traditionellen wirtschafts- und sozialpoliti-
schen Denken, wie es vom Konsens von Was-
hington betont wird, wurde der Schwerpunkt 
darauf gelegt, als Voraussetzung für Wirt-
schaftswachstum die richtigen wirtschaftlichen 
Grundlagen richtig zu schaffen. Es wurde ar-
gumentiert, dass andere Verbesserungen bei 
der menschlichen Entwicklung folgen würden. 
Ein Ansatz menschlicher Entwicklung fordert 
KaStEN 3.4
Investitionen in die Landwirtschaft
Strategische Investitionen in die Landwirtschaft können grundlegende 
Veränderungen bewirken. Höhere Ernteerträge bedeuten nicht nur Ver-
besserungen des Lebensunterhalts der Bauern, sondern erhöhen auch die 
Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen in ländlichen Gebieten, was 
neue Chancen für wirtschaftliche Entwicklung ermöglicht. Sie könnten auch 
zu niedrigeren Lebensmittelpreisen führen, den Lebensmittelkostenanteil an 
den Haushaltsausgaben verringern und Märkte für andere Wirtschaftssek-
toren schaffen.
Die Agrarforschung ist ein öffentliches Gut und wird von der Privat-
wirtschaft tendenziell nicht ausreichend betrieben. Deshalb können Re-
gierungen in diesem Bereich nützliche Beiträge leisten. Aktuelle Studien 
zu mehreren afrikanischen, asiatischen und lateinamerikanischen Ländern 
zeigen, dass mehr öffentliche Ausgaben in der Landwirtschaft besonders 
gut sind, um Wachstum zu fördern. Disaggregiert man die Ausgaben für die 
Landwirtschaft in Forschungsausgaben und nicht-forschungsbezogene Aus-
gaben, so zeigt sich, dass die Forschungsausgaben besonders wirkungsvoll 
sind. Die Bereitstellung anderer öffentlicher Güter, wie Beratungsleistun-
gen in der Landwirtschaft oder Bewässerungssysteme, ist ebenfalls von 
Nutzen.
China hat das größte landwirtschaftliche Forschungs- und Entwick-
lungssystem der Welt. Seine Forschung ist in der Chinesischen Akademie 
für Agrarwissenschaften, in Universitäten und in der Chinesischen Wissen-
schaftsakademie angesiedelt, die zusammen mehr als 1.100 Forschungs-
institute umfassen. China wird führend in der Süd-Süd-Kooperation mit 
afrikanischen Ländern, von denen nun viele von der chinesischen Forschung 
profitieren.
Die Agrartechnologie war auch eine der Stärken Brasiliens. 2006 wur-
den schätzungsweise 41 Prozent der Gesamtausgaben für Agrarforschung 
in Lateinamerika in Brasilien getätigt. Das System für Agrarforschung und 
Innovation (SRPA) hat wesentlich dazu beigetragen, dass die Effizienz pro 
Arbeiter in der Landwirtschaft sich fast vervierfacht hat. Das brasilianische 
Agarforschungsinstitut, ein staatliches Unternehmen, spielte eine entschei-
dende Rolle bei der Ausweitung der für den Anbau geeigneten Landfläche. 
In ähnlicher Weise wurden viele der Programme in der brasilianischen Land-
wirtschaft unter Einbeziehung von Nachhaltigkeitsüberlegungen entwickelt. 
Um sich zum Beispiel für gestützte Preise und für Kreditprogramme zu qua-
lifizieren, müssen die Bauern Zonierungsgesetze achten. Ein weiteres Pro-
gramm, Moderagro, gibt Bauern Kredite, damit sie ihre landwirtschaftlichen 
Vorgehensweisen verbessern und natürliche Ressourcen schützen können. 
Auch Produsa gibt Kredite für den Anbau auf landwirtschaftlichen Flächen 
mit degradierten Böden, während Propflora Kredite nutzt, um Bäume zu 
pflanzen (insbesondere für Palmöl).
Quelle: OECD 2006a, 2011a; Fan und Saurkar 2006; Fan, Nestorova und Olofinbiyi 2010; Stads und Beintema 2009; World Bank 2012a.
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dagegen, dass Verbesserungen im Leben der 
Armen nicht aufgeschoben werden dürfen. 
Menschenfreundliche Entwicklungsstaaten 
sind also diejenigen, die die Dienstleistun-
gen in einer Reihe von Bereichen der sozialen 
Grundversorgung ausbauen (Kasten 3.5).20 So 
gesehen sind Investitionen in die menschlichen 
Verwirklichungschancen – durch Gesundheit, 
Bildung und andere öffentliche Dienste – keine 
Anhängsel des Wachstumsprozesses, sondern 
ein integraler Bestandteil davon.
Abgesehen vom Umfang der öffentlichen 
Ausgaben beeinflussen auch die Zusammenset-
zung und die Effizienz, mit der diese Ausgaben 
getätigt werden, die effektive Bereitstellung 
öffentlicher Dienste und die Erweiterung von 
Verwirklichungschancen. Die Wirksamkeit 
öffentlicher Ausgaben unterscheidet sich von 
Land zu Land. Eine globale, länderübergrei-
fende Analyse zeigt eine positive Korrelation 
zwischen früheren Pro-Kopf-Ausgaben des 
öffentlichen Sektors im Gesundheits- und Bil-
dungswesen und den aktuellen Ergebnissen 
bei der menschlichen Entwicklung (Grafik 
3.2). Auch gibt es einen Zusammenhang zwi-
schen höheren früheren Pro-Kopf-Ausgaben 
des Staates im Gesundheitswesen und besseren 
Überlebensquoten bei Kindern und einer nied-
rigeren Sterblichkeit von Kindern unter fünf 
Jahren (Grafik 3.3). Solche Ergebnisse hängen 
natürlich vom Entwicklungsstand eines Landes 
ab, und davon, wie gut das Geld ausgegeben 
wird. Die Länder sollten Mechanismen für eine 
gegenseitige Kontrolle einführen, um unbeson-
nene Schuldenaufnahmen und eine verschwen-
derische Ausgabenpolitik zu verhindern.
Es ist viel darüber diskutiert worden, ob öf-
fentliche Investitionen private Investitionen 
anziehen oder verdrängen. Betrachtet man die 
Heterogenität, mit der öffentliche Gelder in 
Entwicklungsländern eingesetzt werden, sind 
beide Ergebnisse möglich. Angesichts des nied-
rigen Bildungs- und Gesundheitsniveaus und 
der schwachen Entwicklung der Infrastruktur 
in Südasien und Afrika südlich der Sahara, 
verglichen mit den Hochleistungsländern in 
KaStEN 3.5
Osteuropa und Zentralasien: wo Norden und Süden zusammentreffen
Der sich grundlegend verändernde Osten verbindet den Norden und den 
aufsteigenden Süden. Auf Osteuropa und Zentralasien entfallen fünf Pro-
zent der Weltbevölkerung und der Produktion. Die dortigen Erfahrungen 
im Management eines schnellen Übergangs von zentralen Planwirtschaf-
ten zu Marktwirtschaften können für Entwicklungsländer in anderen Teilen 
der Welt lehrreich sein. Die erste Transformationsphase begann mit einem 
starken Rückgang des Lebensstandards und der menschlichen Entwick-
lung. Zwar schaffte es jedes Land, sich daraufhin unter unterschiedlichen 
politischen und wirtschaftlichen Bedingungen wieder zu erholen, doch die 
insgesamt gemachten Erfahrungen unterstreichen die Bedeutung sozialer 
Inklusion und einer verantwortungsvollen Rolle des Staates.
Der regionale Bericht über die menschliche Entwicklung für Europa und 
die Gemeinschaft unabhängiger Staaten 2011 zeigte eine negative Korrela-
tion zwischen dem HDI und Messgrößen sozialer Ausgrenzung in Osteuropa 
und Zentralasien. Der Bericht stellte fest, dass wirtschaftliche Variablen für 
weniger als ein Drittel der Risiken verantwortlich sind, die zur individuel-
len Ausgrenzung beitragen. Informelle Arbeit, Korruption und langatmige 
Prozeduren für Unternehmensneugründungen wurden mit starker sozialer 
Ausgrenzung in Zusammenhang gebracht. Da Beschäftigung Inklusion er-
leichtert, wurde auch festgestellt, dass arbeitsfähige und gut zugängliche 
Institutionen des Arbeitsmarktes von Bedeutung sind. Eine wichtige Lektion 
aus zwei Übergangsjahrzehnten ist, dass der Staat eine entscheidende Rolle 
zu spielen hat, um das Umfeld für inklusives Wachstum und inklusive Gesell-
schaften zu schaffen. Gibt man Bereiche staatlicher Verantwortung abrupt 
auf oder besteht auf der schnellen Privatisierung von in staatlicher Hand 
befindlichen Unternehmen, so könnte sich das für die Gesellschaften lang-
fristig als sehr kostspielig erweisen. Doch zugleich bedeutet die Aufrechter-
haltung dieser Verantwortlichkeiten nicht, dass man die früheren Strukturen 
beibehält. Im Gegenteil, man braucht Reformen zur Erhöhung der Transpa-
renz und Rechenschaftspflicht nationaler Institutionen und zur Eindämmung 
der Korruption, um die Qualität der Staats- und Regierungsführung und die 
Leistungsfähigkeit von Regierungen zu verbessern.
Viele Länder der Region sind jetzt aktive Mitglieder der Europäischen 
Union. Auch entwickeln sich diese Länder zusammen mit Kroatien, Ka-
sachstan, der Russischen Föderation und der Türkei zu Geberländern. Ihre 
Hilfsleistungen betrugen 2011 mehr als vier Milliarden US-Dollar. Die sich 
entwickelnden Geberländer sind auch im bilateralen oder trilateralen Wis-
sensaustausch mit Ländern aktiv, mit denen sie geschichtlich verbunden sind 
– und darüber hinaus. In den letzten Jahren hat Rumänien seine Erfahrungen 
bei der Durchführung von Wahlen an Ägypten und Tunesien weitergegeben. 
Polen hat dem Irak bei der Entwicklung kleiner und mittelständischer Un-
ternehmen geholfen, die Tschechische Republik hat mit Aserbaidschan bei 
Umweltverträglichkeitsprüfungen kooperiert und die Slowakei hat Moldau 
und Montenegro beim Management öffentlicher Gelder geholfen.




– durch Gesundheit, 
Bildung und andere 
öffentliche Dienste – sind 
keine anhängsel des 
Wachstumsprozesses, 
sondern ein integraler 
Bestandteil davon
Kapitel 3 Triebkräfte der Entwicklung    |    85
Ost- und Südostasien, lässt sich darauf schlie-
ßen, dass staatliche Investitionen sowie deren 
Zusammensetzung eine kritische Rolle spielen.
•	 Bangladesch. Bangladesch hat sein Wachs-
tum zum Teil dadurch aufrechterhalten, dass 
es die öffentliche Investitionsquote mit der 
Zeit erhöht und Haushaltsdefizite vermieden 
hat, die den Rest der Region geplagt haben.
•	 Indien. Indien erhöhte die Ausgaben der 
Zentralregierung für soziale Dienste und 
ländliche Entwicklung von 13,4 Prozent 
2006/2007 auf 18,5 Prozent 2011/2012.21 
Der Anteil für soziale Dienste an den 
Gesamtausgaben stieg von 21,6 Prozent 
2006/2007 auf 24,1 Prozent 2009/2010 und 
auf 25 Prozent 2011/2012.
Förderung ausgewählter 
Wirtschaftszweige
Regierungen können einen Privatsektor mit 
Marktdisziplin fördern, indem sie sich eine 
dynamische Sichtweise in Bezug auf kompara-
tive Vorteile aneignen und Sektoren fördern, 
die sich aufgrund unvollständiger Märkte an-
dernfalls nicht entwickeln würden.22 Zwar sind 
damit einige politische Risiken verbunden, wie 
das Abschöpfen von zusätzlichem Einkommen 
durch Einflussnahme von Marktakteuren auf 
die Staatsgewalt oder Vetternwirtschaft, doch 
wurden so mehrere Länder des Südens in die 
Lage versetzt, zuvor als ineffizient verlachte 
Industrien, die nicht in der Lage waren, gegen-
über der ausländischen Konkurrenz zu beste-
hen, zu frühen Antriebskräften für Exporter-
folge zu machen, nachdem ihre Volkswirtschaf-
ten erst einmal offener geworden waren.
•	 Indien. Nach seiner Unabhängigkeit 1947 
verfolgte Indien jahrzehntelang eine Strate-
gie der staatlich geleiteten, Importe substitu-
ierenden Industrialisierung. Diese Strategie 
behinderte den Privatsektor, während sie den 
Technokraten, die den Handel und die Inves-
titionen kontrollierten, weitreichende Macht 
darüber verlieh, ein System zu schaffen, das 
mehr und mehr mit bürokratischen Hürden 
überladen wurde („Lizenzherrschaft“).23 In 
dieser Zeit gab es jedoch das gut überlegte 
politische Konzept zum Aufbau mensch-
licher Fähigkeiten und zur Investition in 
eine Hochschulausbildung von Weltklasse, 
wenngleich dabei vielleicht die Grundschul-
ausbildung vernachlässigt wurde. Infolge der 
Reformen der 1990er Jahre zahlten sich diese 
Investitionen aus, als Indien dann unerwar-
tet in der Lage war, aus seiner qualifizierten 
Arbeiterschaft in sich neu entwickelnden, 
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durch Informationstechnologien gestützten 
Wirtschaftszweigen Kapital zu schlagen. 
2011/2012 erzielten diese Sektoren bereits 
Exporterlöse in Höhe von 70 Milliarden 
US-Dollar. Eine weitere Branche, die in den 
nach innen orientierten Jahren aufgebaut 
wurde, war die pharmazeutische Industrie. 
Indien hatte keine Patente auf Produkte, son-
dern nur auf Prozesse vergeben. Das ermu-
tigte Firmen zum Nachbau und machte sie 
bei generischen Medikamenten weltweit zu 
Marktführern.24 Ähnliche Geschichten über 
den Auf- und Ausbau von Kapazitäten lassen 
sich über die indische Automobilindustrie, 
die chemische Industrie und den Dienstleis-
tungssektor erzählen, die alle nun energisch 
die Weltmärkte erschließen.
•	 Brasilien. Über lange Strecken hat auch 
Brasilien mit nach innen orientierten wirt-
schaftspolitischen Strategien experimentiert. 
Während dieser Zeiträume wurden einzel-
ne Firmen, die von großen Binnenmärkten 
profitierten, nicht ermutigt zu exportieren 
und global in Wettbewerb zu treten. Doch 
als sie dies taten, konnten sie sich auf über 
Jahrzehnte aufgebaute Kapazitäten stützen. 
Embraer ist heute zum Beispiel der welt-
weit führende Hersteller von Regionaljets 
mit bis zu 120 Sitzen.25 Auch die Stahl- und 
Schuhindustrie des Landes wuchsen im Be-
sitz der öffentlicher Hand und die Bereiche 
Forschung und Entwicklung verbesserten die 
einheimischen Innovationsfähigkeiten.
Der Schaffung von  
arbeitsplätzen Vorrang geben
Pragmatische politische Maßnahmen, die da-
rauf abzielen, sichere und lukrative Arbeits-
plätze zu schaffen, werden wahrscheinlich 
eine starke Verbindung zwischen Wirtschafts-
wachstum und menschlicher Entwicklung för- 
dern. Anhaltspunkte aus Asien deuten darauf 
hin, dass Länder, die gleichzeitig hohe Wachs-
tumsraten verzeichneten und die Armut ver-
ringerten, ebenfalls rasch die Beschäftigung 
ausgeweitet haben. Das galt für Malaysia und 
Thailand in den 1970er Jahren, für China 
und Indonesien in den 1980er Jahren und für 
Indien und Vietnam in den 1990er Jahren.26 
Die erste Generation der schnell wachsenden 
asiatischen Volkswirtschaften – Hongkong/
China (Sonderverwaltungszone), die Repub-
lik Korea, Singapur und Taiwan (Provinz von 
China) – weitete vor den 1990er Jahren die Be-
schäftigung um zwei bis sechs Prozent pro Jahr 
aus und erhöhte gleichzeitig die Produktivität 
und die Löhne. Solche Wachstumsmuster wur-
den oft, wie zum Beispiel in Taiwan (Provinz 
von China), von der kleinbäuerlichen Land-
wirtschaft angeführt, und in Hongkong/China 
(Sonderverwaltungszone), in der Republik Ko-
rea und in Singapur durch eine arbeitsintensive, 
exportorientierte verarbeitende Industrie.27
Für weniger entwickelte Volkswirtschaften, 
insbesondere in Afrika südlich der Sahara, ist 
der Erfolg einiger asiatischer Länder, wie der 
Republik Korea und später Thailand, lehrreich, 
weil sie einen zwei bis drei Mal schnelleren 
Beschäftigungszuwachs erreichten, als sie auf 
einem vergleichbaren Entwicklungsniveau wa-
ren. Während sich zum Beispiel in Afrika in 
den vergangenen zehn Jahren das Arbeitskräf-
tepotenzial um 91 Millionen Menschen erhöht 
hat, kamen aber nur 37 Millionen Arbeitsplät-
ze in Löhne zahlenden Sektoren hinzu.28 Es 
wird vorausgesagt, dass Afrika mit einer pro-
aktiven Regierungspolitik in arbeitsintensiven 
Subsektoren der verarbeitenden Industrie und 
Landwirtschaft sowie im Einzelhandel, in der 
Hotellerie und Gastronomie und im Bausek-
tor bis 2020 bis zu 72 Millionen Arbeitsplätze 
schaffen wird, d.h. 18 Millionen mehr im Ver-
gleich zum gegenwärtigen Wachstumsniveau.29 
Hierfür sind jedoch nicht nur Investitionen in 
die Schul- und Berufsausbildung junger Men-
schen nötig, sondern auch Verbesserungen der 
Infrastruktur, die auf wirtschaftliche Diversi-
fizierung abzielen, sowie die Beseitigung von 
Hemmnissen für privates Unternehmertum, 
wie den Mangel an Finanzierung und lästige 
Bestimmungen.30
•	 Mauritius. Die Möglichkeiten, ein arbeitsin-
tensives Wachstum zu erreichen, sind besser, 
wenn die Länder sich auf einer niedrigen Stu-
fe der Industrialisierung befinden. In einer 
Studie, in der die Leistungen von Mauritius 
im Laufe von zwei Jahrzehnten analysiert 
werden,31 wurde herausgefunden, dass in der 
ersten Dekade (1982 bis 1990) 80 Prozent 
des jährlichen Wirtschaftswachstums auf 
neue Arbeitsplätze und Kapitalakkumulati-
anhaltspunkte aus asien 
deuten darauf hin, dass 
länder, die gleichzeitig 
hohe Wachstumsraten 
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on entfallen. Die Arbeitslosigkeit ging von 
20 Prozent auf unter drei Prozent zurück, 
mit einem Zuwachs an Arbeitsplätzen von 
5,2 Prozent im Jahr. Das Wirtschaftswachs-
tum im folgenden Jahrzehnt (1991 bis 1999) 
wurde jedoch weniger durch die Akkumula-
tion von Kapital angetrieben, sondern mehr 
durch die wachsende Produktivität der Ar-
beiterschaft – ein Ergebnis von Investitionen 
in die Fähigkeiten der Menschen.32
•	 Bangladesch. Die raschere Minderung der 
Armut in den 1990er Jahren im Vergleich zu 
den 1980er Jahren33 wurde sowohl auf die 
Ausweitung arbeitsintensiver Exporte (wie 
Kleidung und Fischerei) als auch auf eine 
Zunahme der Beschäftigung im ländlichen, 
nicht-landwirtschaftlichen Sektor (beste-
hend aus Klein- und Heimarbeitsprodukti-
on, dem Bausektor und anderen nicht han-
delbaren Dienstleistungen) zurückgeführt. 
Der Schub entstand jedoch weniger durch 
Produktivitätsverbesserungen innerhalb die-
ses Sektors als durch die zunehmende Nach-
frage, die durch einen Anstieg der Ernteerträ-
ge, eingehende Geldüberweisungen aus dem 
Ausland und ein wachsendes Exportvolumen 
gestützt wurde.34
•	 Ruanda. Die Ausweitung des Arbeitsplatzan-
gebots kommt nicht immer notwendigerwei-
se aus der exportorientierten verarbeitenden 
Industrie. In Ruanda entstanden im Laufe 
des vergangenen Jahrzehnts viele Arbeitsplät-
ze in der Tourismusbranche. Die Exporterlö-
se in diesem Sektor übertrafen die von Kaffee 
und Tee, und der Tourismus beschäftigte fast 
75.000 Menschen.35
•	 Uganda. Auf ähnliche Weise minderte das 
starke Wachstum in Uganda in den 1990er 
Jahren die Armut aufgrund des Einkom-
menswachstums in der Landwirtschaft durch 
Beschäftigung einer großen Zahl von Ar-
beitskräften, insbesondere im kommerziellen 
Anbau, der durch die Weltmarktpreise und 
die Verbesserung der Terms of Trade in der 
Landwirtschaft Auftrieb bekam.36
•	 Thailand. Entwicklungsländer, die über 
fruchtbares Land verfügen, können in der 
Landwirtschaft weiterhin stabile Arbeits-
plätze schaffen, obwohl im Lauf der Zeit der 
Anteil der Landwirtschaft an der Gesamt-
produktion typischerweise abnimmt. Das ist 
in Thailand der Fall, wo die Beschäftigungs-
struktur in den 1960er Jahren mit der heu-
tigen Beschäftigungsstruktur vieler afrikani-
scher Länder südlich der Sahara vergleichbar 
ist. Thailand ist seitdem ein mächtiges Zent-
rum der verarbeitenden Industrie geworden, 
doch es werden auch weiterhin Millionen 
stabile Arbeitsplätze in anderen Sektoren wie 
dem Einzelhandel, der Hotellerie und Gas-
tronomie und dem Bausektor sowie in der 
kommerziellen Landwirtschaft geschaffen: 
Die Anzahl der stabilen Arbeitsplätze in der 
Landwirtschaft nahm von 519.000 im Jahr 
1960 auf fast drei Millionen im Jahr 2008 zu. 
Insgesamt hat Thailand allein in den 1990er 
Jahren seinen Anteil an stabilen Arbeitsplät-
zen um elf Prozentpunkte erhöht (wie auch 
Brasilien zwischen 1970 und 1988).37
•	 Indonesien. Vor der asiatischen Finanzkrise 
1997 fiel Indonesien durch ein Wachstum 
bedingt durch hohe Arbeitsintensität auf. 
Die Reallöhne stiegen in den zwei Jahr-
zehnten vor der Krise im Durchschnitt um 
fünf Prozent jährlich. Allein zwischen 1990 
und 1996 stieg der Anteil der formellen 
nicht-landwirtschaftlichen Beschäftigung an 
der Gesamtbeschäftigung von 28,1 Prozent 
auf 37,9 Prozent. Der Anteil der in der Land-
wirtschaft Beschäftigten sank von 55,1 Pro-
zent auf 43,5 Prozent.38 Nach der Krise, als 
einige der Entwicklungsfortschritte zunichte 
gemacht worden waren, hat die Armut bei 
Arbeitskräften in der Landwirtschaft propor-
tional am wenigsten zugenommen.39
Wie die oben genannten Beispiele andeuten, 
kommen Wachstumsmuster selten über aufei-
nanderfolgende Jahrzehnte gleichbleibend ge-
zielt den Armen zugute. Das liegt daran, dass 
grundlegende entwicklungsbezogene Verände-
rungen synonym mit Veränderungen der Pro-
duktionsstrukturen sind und dass die einzelnen 
Sektoren sich in ihren Arbeitsbeschaffungs-
kapazitäten unterscheiden. Qualifizierte und 
unqualifizierte Arbeitsplätze erfordern zum 
Beispiel einen unterschiedlichen Mix komple-
mentärer Inputs, wie etwa formelle Bildung 
und branchenspezifische Ausbildungen. Der 
wesentlichere Punkt ist, dass an menschlicher 
Entwicklung orientierte politische Konzepte 
beides erfordern: Wachstum und eine vertei-
lungsgerechte Ausweitung von Chancen. Ent-
Entwicklungsstaaten 
müssen sich der tatsache 
bewusst sein, dass die art 
des Wachstums (und die 
arbeitsintensität in den 
wachstumsfördernden 
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wicklungsstaaten müssen sich also der Tatsache 
bewusst sein, dass die Art des Wachstums (und 
die Arbeitsintensität in den wachstumsfördern-
den Sektoren) sich mit grundlegenden Verän-
derungen der Volkswirtschaft weiterentwickelt 
und dass sie darauf dann mit entsprechenden 
Investitionen in die Qualifizierung der Men-
schen reagieren müssen.
Förderung von Komplementaritäten 
zwischen Staat und Marktwirtschaft
Sowohl Märkte als auch Regierungen können 
versagen, doch wenn sie zusammenarbeiten, 
gibt es Synergien. Entwicklungsfortschritte 
können nicht allein den Märkten überlassen 
werden. Einige Märkte funktionieren nicht nur 
einfach nicht, sondern existieren in frühen Ent-
wicklungsstadien unter Umständen gar nicht. 
Die meisten der erfolgreichen Entwicklungs-
staaten haben strukturpolitische und verwand-
te Handlungskonzepte eingeführt, durch die 
der Privatsektor insbesondere durch die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen in neuen Sektoren po-
tenziell stärker zur menschlichen Entwicklung 
beitragen kann.
•	 Türkei. In der Türkei hat der Staat günstige 
wirtschaftliche Rahmenbedingungen ge-
schaffen, durch die der Bausektor und die 
Herstellung von Möbeln, Textilien, Lebens-
mitteln und Autos gefördert wurden – alles 
Wirtschaftszweige mit hohen Beschäfti-
gungskapazitäten. Die Exportstruktur der 
Türkei hat sich seitdem dahingehend verän-
dert, dass die Produkte stärker weiterverar-
beitet sind, einen höheren Technologieanteil 
enthalten und den Einsatz qualifizierterer 
Arbeitskräfte erfordern.40
•	 Tunesien. Seit den frühen 1970er Jahren war 
Tunesien auf finanzielle und fiskalische An-
reize angewiesen, um in exportorientierten 
Wirtschaftszweigen, insbesondere zur Her-
stellung von Bekleidung, in- und ausländi-
sches Kapital anzuziehen.41 Verschiedene 
Formen von Beziehungen zwischen Wirt-
schaft und Regierung haben die industrielle 
Weiterentwicklung und Branchencluster 
gefördert. Heute gehört Tunesien zu den 
fünf wichtigsten Exporteuren von Beklei-
dung in die Europäische Union.42 Das Land 
hat auch das Potenzial, Dienstleistungen im 
Gesundheitssektor zu exportieren, indem es 
Besucher aus Nachbarländern behandelt – 
bis zu einem Umfang, der einem Viertel der 
Wirtschaftsleistung des privaten tunesischen 
Gesundheitssektors entspricht.43
•	 Chile. Nach seiner Rückkehr zur Demokratie 
in den 1990er Jahren förderte Chile Investi-
tionen und technologische Verbesserungen 
in Sektoren, in denen das Land komparative 
Vorteile hatte. Es subventionierte die Grün-
dung und den Betrieb innovationsbasierter 
Konsortien zwischen privaten Firmen und 
Universitäten und beteiligte sich an weiteren 
Aktivitäten, durch die Innovationen geför-
dert wurden.44
Verpflichtung auf langfristige 
Entwicklung und Reformen
Dauerhafte grundlegende Veränderungen zu 
erreichen, ist ein langfristiger Prozess, der von 
den Ländern verlangt, einen konsistenten und 
ausgewogenen Entwicklungsansatz festzulegen. 
Einige technische oder managementbasierte 
Lösungen könnten als schnelle Lösungen at-
traktiv erscheinen, doch sind sie im Allgemei-
nen unzureichend.
•	 China. Seit China Ende der 1970er Jahre 
marktorientierte Reformen eingeführt hat, 
hat das Land eine „Reihe komplexer und 
ineinandergreifender Veränderungen“ er-
fahren: „von der Kommando- zur Markwirt-
schaft; von ländlichen zu städtischen Struk-
turen; von der Landwirtschaft zur verarbei-
tenden Industrie und zu Dienstleistungen; 
von informellen zu formellen Wirtschaftsak-
tivitäten; von einer Reihe fragmentierter, 
recht autarker Provinzökonomien zu einer 
stärker integrierten Wirtschaft; und von ei-
ner von der Welt recht abgeschotteten Volks-
wirtschaft zu einem mächtigen internationa-
len Handelszentrum.“45 Das Ausmaß dieser 
Veränderungen erforderte einen engagierten 
Staat, der eine langfristige Vision verfolgte, 
um die nötigen Institutionen und Kapazi-
täten auf- und auszubauen. Die Staats- und 
Regierungsführung ersetzte ganz bewusst 
die alte Garde, von der man Widerstände 
gegen den Wandel hätte erwarten können, 
durch einen jüngeren, offeneren und besser 
ausgebildeten Beamtenapparat. 1988 waren 
Sowohl Märkte als auch 
Regierungen können 
versagen, doch wenn 
sie zusammenarbeiten, 
gibt es Synergien. 
Entwicklungsfortschritte 
können nicht 
allein den Märkten 
überlassen werden
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bemerkenswerte 90 Prozent der Beamten 
oberhalb der Bezirksebene erst nach 1982 
eingesetzt worden.46 Die Weiterentwick-
lung der Kapazitäten hat noch immer Prio-
rität und das Bildungsniveau der Beamten 
ist kontinuierlich gestiegen. Die chinesische 
Bürokratie wurde stark ergebnisorientiert 
geplant. Die Karriere-Entwicklung wurde an 
die Erreichung zentraler Ziele in Bezug auf 
Modernisierung und wirtschaftlichen Fort-
schritt gekoppelt.47
Menschenfreundliche Entwicklungsstaaten 
brauchen eine starke politische Führung, die 
der Verteilungsgerechtigkeit und Nachhaltig-
keit verpflichtet ist. Eine leistungsfähige Füh-
rung stimmt die langfristigen Ziele der politi-
schen Entscheidungsträger ab. Sie ermöglicht 
der Wählerschaft, die Arbeit des Staates zur 
Förderung individueller Fähigkeiten und zur 
gesellschaftlichen Integration für menschliche 
Entwicklung wertzuschätzen. Das erfordert 
einen ausgewogenen Entwicklungsansatz und 
die Fähigkeit, Krisen als Chancen zu nut-
zen, um breit angelegte Wirtschaftsreformen 
einzuführen.
•	 Brasilien. Als der Wandel Brasiliens hin zu 
einem Entwicklungsstaat ca. 1994 begann, 
hatte die Regierung makroökonomische 
Reformen umgesetzt, um durch den „Plano 
Real“ die Hyperinflation zu kontrollieren. Sie 
schloss die Handelsliberalisierungen ab, die 
1988 mit der Senkung von Zöllen und der 
Beseitigung weiterer Restriktionen begonnen 
hatte.48 Es folgten Offenheit für den Handel, 
eine umsichtige Geld- und Fiskalpolitik und 
auch innovative Sozialprogramme, die die 
Armut und die Einkommensungleichheit 
minderten.
In großen und komplexen Gesellschaften 
sind die Ergebnisse jeglicher politischer Maß-
nahmen zwangsläufig ungewiss. Entwick-
lungsstaaten müssen daher pragmatisch vor-
gehen und eine Reihe verschiedener Ansätze 
ausprobieren.
•	 China. Die Reformen und die Öffnung 
Chinas resultierten aus einer bewussten 
Entscheidung, die Ende der 1970er Jahre ge-
troffen wurde, um die Beschränkungen der 
Bürgerbeteiligung an wirtschaftlichen Ent-
scheidungen zu lockern. Die institutionellen 
Innovationen, die fortgesetzt wurden, um 
den Wandel in China zu untermauern, äh-
nelten jedoch Deng Xiaopings Ansatz, „den 
Fluss zu überqueren, indem man die Steine 
fühlt“.49 Zwischen 1979 und 1989 galten 
nicht weniger als 40 Prozent der nationalen 
Bestimmungen in China als experimentell. 
Die erste Reihe von Agrarreformen erlaubte 
es den Bauern, Land zu pachten, einen Teil 
der Ernte zu festen Preisen an den Staat ab-
zugeben und den Überschuss zu verkaufen. 
Als Nächstes kam die Ausweitung von Stadt-
teil- und Dorfunternehmen.50 Das schritt-
weise Vorgehen spiegelte den Pragmatismus 
der chinesischen Führung wider. Ein weiterer 
Grund für diesen Pragmatismus war die Er-
kenntnis, dass der Übergang sich unmöglich 
planen ließ. Durch die Ernüchterung in Be-
zug auf das gesamte planwirtschaftliche Sys-
tem wurde er noch verstärkt.
Triebkraft 2: Erschließung 
globaler Märkte
Ein gemeinsames Merkmal der sich schnell ent-
wickelnden Länder des Südens besteht darin, 
dass sie die Fähigkeiten der Menschen und die 
Kompetenzen der Firmen stärken, während sie 
sich auf die Weltmärkte einlassen. Das hat sie in 
die Lage versetzt, direkte Inputs und Kapital-
güter zu konkurrenzfähigen Weltmarktpreisen 
zu beziehen, und ausländisches Know-how und 
Technologien zu übernehmen und zu nutzen, 
um auf den Weltmärkten zu verkaufen.51 Alle 
Schwellenländer haben die Strategie verfolgt, 
„zu importieren, was der Rest der Welt weiß, 
und zu exportieren, was er haben will“.52 In 
der Tat haben sich nur wenige Länder dadurch 
erfolgreich entwickelt, dass sie den internatio-
nalen Handel oder langfristige Kapitalströme 
mieden. Sehr wenige konnten ein anhaltendes 
Wachstum verzeichnen, ohne den Anteil des 
Außenhandels an der Produktion zu erhöhen, 
und es gibt keine Hinweise darauf, dass sich in 
der Nachkriegszeit die nach innen orientierten 
Volkswirtschaften systematisch schneller ent-
wickelt hätten als offenere.53
Das bedeutet jedoch nicht, dass die Länder 
das Wachstum einfach durch den Abbau von 
Handels- und Investitionshemmnissen ankur-
beln können. In den 1990er Jahren meinten 
Menschenfreundliche 
Entwicklungsstaaten 
brauchen eine starke 
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einige einflussreiche länderübergreifende Stu-
dien zu zeigen, dass eine rasche Öffnung auto-
matisch zu hohem Wirtschaftswachstum füh-
ren würde. Doch in der Folge fand man heraus, 
dass diese Studien signifikanten methodischen 
Einschränkungen unterlagen.54 Insbesondere 
kann man Wachstum nicht ausreichend an-
hand durchschnittlicher tarifärer und nicht ta-
rifärer Hemmnisse erklären.55
Tatsächliche Erfahrungen in Bezug auf Ent-
wicklung im Süden haben stärker nuancier-
te Übereinstimmungen deutlich gemacht.56 
So gesehen sind erfolgreiche und anhaltende 
Fortschritte mit größerer Wahrscheinlichkeit 
das Ergebnis einer schrittweisen, aufeinander-
folgenden Integration in die Weltwirtschaft, 
entsprechend den nationalen Bedingungen, 
und begleitet von Investitionen in Menschen, 
Institutionen und Infrastruktur.57 Studien auf 
Länderebene bestätigen, dass ein Gesamtpaket 
mit einem Zusammenspiel von handelspoli-
tischen, wechselkurspolitischen, fiskalischen, 
geldpolitischen und institutionellen Reformen 
erforderlich ist.58 In einer aktuellen Studie wird 
festgestellt, dass sich aus einer Handelsliberali-
sierung, die in breitere Reformen eingebettet 
ist, entscheidende Vorteile ergeben: Zwischen 
1950 und 1998, in der Zeit nach der Libe- 
ralisierung, verzeichneten Länder, von denen 
es hieß, sie hätten solche Reformen umgesetzt, 
um 1,5 Prozentpunkte höhere Wachstums-
raten, um 1,5 bis zwei Prozentpunkte höhere 
Investitionsraten und eine um fünf Prozent-
punkte höhere Außenhandelsquote an der 
Produktion.59
Wenn sich Länder entwickeln, tendieren sie 
dazu, Handelshemmnisse abzubauen und of-
fener zu werden.60 Eine Analyse des Büros für 
den Bericht über die menschliche Entwicklung 
über den Zusammenhang zwischen Verände-
rungen der Offenheit für den Handel und re-
lativen Verbesserungen des HDI-Wertes zwi-
schen 1990 und 2010 stützt diese Schlussfolge-
rung (siehe Kasten 2.1 in Kapitel 2). Nicht alle 
Länder, die offener für den Handel geworden 
sind, erzielten im Verhältnis zu vergleichbaren 
Ländern auch beim HDI große Verbesserun-
gen. Doch diejenigen, die sich beim HDI deut-
lich verbesserten, haben typischerweise ihre 
Außenhandelsquote an der Produktion erhöht 
oder ein globales Netz von Handelsbeziehun-
gen von beträchtlichem bilateralem Wert etab-
liert. In einer Stichprobe von 95 Entwicklungs- 
und Reformländern lag die durchschnittliche 
Erhöhung der Außenhandelsquote an der Pro-
duktion in Ländern, die zwischen 1990 und 
2012 als rasche Aufsteiger beim HDI gelten, 
etwa 13 Prozentpunkte höher als in Ländern 
mit weniger raschen Verbesserungen.
Wie in Kasten 2.1 diskutiert wird, haben fast 
alle Länder, die im Laufe der vergangenen zwei 
Jahrzehnte signifikante Verbesserungen beim 
HDI verzeichnet haben, sich auch stärker in 
die Weltwirtschaft integriert. Tabelle 3.2 bestä-
tigt dies für eine in diesem Kapitel diskutierte 
ausgewählte Gruppe von Ländern mit hoher 
menschlicher Entwicklung, die die Chancen 
der Globalisierung rigoros nutzten, indem sie 
zwischen 1990 und 2010 den Weltmarktanteil 
ihrer Exporte erhöhten. Die einzige Ausnah-
me in dieser Gruppe ist Mauritius, eines der 
ersten Länder des Südens, das eine exportori-
entierte Entwicklungsstrategie verfolgte und 
dessen Anteil an den Weltexporten 2001 einen 
Spitzenwert erreichte.61 Die bevölkerungsrei-
cheren Länder vertiefen ihre Integration in die 
Weltwirtschaft und beschleunigen gleichzeitig 
taBEllE 3.2
Anteil der Weltexporte von Gütern und Dienstleistungen der Länder, die einen hohen 















Hinweis: Die Werte sind Durchschnittswerte für die Zeiträume 1985 bis 1990 und 2005 bis 2010.
Quelle: World Bank 2012a.
Wenn sich länder 
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die strukturelle Diversifizierung in der verar-
beitenden Industrie und im Dienstleistungs-
sektor. Außerdem haben sie die Produktivität 
in der Landwirtschaft wesentlich erhöht und 
so in wenigen Jahrzehnten dazu beigetragen, 




Wie es die Situation erforderte, haben einige 
der erfolgreicheren Länder, statt sich plötz-
lich für den Weltmarkt zu öffnen, die Öffnung 
schrittweise vollzogen.
•	 China. Bei einer raschen Öffnung in China 
wären staatliche Unternehmen stillgelegt 
worden, ohne dass neue industrielle Aktivitä-
ten geschaffen worden wären. Deshalb führte 
der Staat schrittweise Reformen durch. Um 
ausländische Direktinvestitionen (FDI) ins 
Land zu holen, Arbeitsplätze zu schaffen 
und Exporte zu fördern, etablierte der Staat 
Sonderwirtschaftszonen, die oft in weniger 
bebauten Gegenden angesiedelt wurden.62 
Gleichzeitig erhöhte China die Kompeten-
zen seiner Arbeiterschaft und seiner Unter-
nehmen, indem es von ausländischen Firmen 
verlangte, Joint Ventures einzugehen, Tech-
nologien zu transferieren oder hohe Anfor-
derungen in Bezug auf den nationalen Min-
destanteil an der Wertschöpfung zu erfüllen. 
Anfang der 1990er Jahre war China so weit, 
seine externen Interaktionen auszuweiten. 
Dabei baute es auf seinen in den 1960er und 
1970er Jahren getätigten Investitionen in 
Gesundheit und Bildung und auf den neu 
erworbenen Kompetenzen der Bauern und 
Unternehmen auf. Zwischen 1993 und 1996 
gingen bereits mehr als zehn Prozent der 
weltweiten ausländischen Direktinvestitio-
nen nach China.63 Die Außenhandelsquote 
am Bruttoinlandsprodukt verdoppelte sich 
fast, von 21,7 Prozent im Jahr 1980 auf fast 
42 Prozent 1993/1994. Im Jahr 2011 war 
China bereits zehn Jahre Mitglied der Welt-
handelsorganisation und hatte Deutschland 
als zweitgrößter Exporteur von Gütern und 
Dienstleistungen überholt.64
•	 Indien. Indien begann mit seinen nationa-
len Reformen Mitte der 1980er Jahre und 
weitete sie infolge der Krise 1990/1991 
aus, als das Land angesichts geschrumpfter 
Devisenreserven zahlungsunfähig war. Vor 
den Reformen hatte Indien Importquoten 
und hohe Zölle auf Fertigerzeugnisse und 
verbot den Import von fabrikmäßig herge-
stellten Konsumgütern.65 Anfangs wurde 
bei den Reformen der Schwerpunkt auf die 
Abschaffung des Lizenzsystems für industri-
elle Aktivitäten und auf die Beendigung der 
Investitionsbeschränkungen gelegt.66 Die 
quantitativen Beschränkungen für fabrik-
mäßig hergestellte Produktionsgüter wurden 
1993 abgeschafft. Die Zölle auf Fertigerzeug-
nisse wurden rasch gesenkt, von 76,3 Prozent 
im Jahr 1990 auf 42,9 Prozent 1992. Weitere 
Zollsenkungen verteilten sich auf die fol-
genden zwei Jahrzehnte, sodass die Zölle im 
Jahr 2009 bei etwa acht Prozent lagen. Die 
Beschränkungen auf fabrikmäßig hergestellte 
Konsumgüter wurden schrittweise aufgeho-
ben und bis 2001 langsam abgeschafft, zehn 
Jahre nach Beginn der Reformen.67 2010 be-
trug Indiens Außenhandelsquote an der Pro-
duktion 46,3 Prozent. Sie war von nur 15,7 
Prozent 1990 angestiegen. Die ausländischen 
Direktinvestitionen erreichten im Jahr 2008 
einen Spitzenwert von 3,6 Prozent (anteilig 
am BIP), nachdem es 1990 noch weniger als 
0,1 Prozent gewesen waren.68
aufbau industrieller  
Kompetenzen für globale Märkte
Mehrere Länder haben in Zeiten von Import-
substitution industrielle Kompetenzen aufge-
baut, die sie in der Folge genutzt haben, um 
ausländische Märkte zu beliefern.
•	 Türkei. In der Türkei stützten sich ab den 
1980er Jahren die Leistungen im Handel 
auf Produktionskapazitäten, die in der Ära 
der auf Importsubstitution abzielenden In-
dustrialisierung vor 1980 aufgebaut worden 
waren.69 Zwischen 1990 und 2010 stieg die 
türkische Außenhandelsquote am BIP von 
32 auf 48 Prozent – ein bedeutender Sprung 
für ein Land mit mittlerem Einkommen und 
einem großen Binnenmarkt. 2011 stammten 
die wichtigsten Exportgüter – Autos, Eisen 
und Stahl, Haushaltsgeräte und Unterhal-
tungselektronik – alle aus Wirtschaftszwei-
Mehrere länder 
haben in Zeiten von 
importsubstitution 
industrielle Kompetenzen 
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gen, die unter dem Handelsprotektionismus 
gewachsen waren.
•	 Republik Korea. Als die Republik Korea und 
einige andere ostasiatischen Volkswirtschaf-
ten eine Phase der moderaten Importsub-
stitution bei Konsumgütern durchliefen, 
schützten sie ihre einheimischen Produzen-
ten von Produktionsgütern nicht.70 Selbst als 
sie sich in Bezug auf die Rolle ausländischer 
Direktinvestitionen in den 1980er Jahren 
unschlüssig waren, entschieden sie, Tech-
nologien unter Lizenzvereinbarungen zu 
importieren und Beziehungen zu multina-
tionalen Firmen herzustellen. Das Ziel war, 
ausländische Technologien auszuleihen und 
zu integrieren, um langfristig einheimische 
Kompetenzen aufzubauen.
•	 Thailand. Durch die Beteiligung an inter-
nationalen Produktionsnetzwerken stärkt 
Thailand weiter seine Fähigkeiten in der 
verarbeitenden Industrie. 2009/2010 wur-
den die thailändischen Exporte von Bautei-
len und Komponenten – vor allem in der 
Automobil- und Elektronikindustrie – auf 
48  Milliarden US-Dollar bewertet. Das 
entspricht einem Viertel der thailändischen 
Warenexporte. Die Regierung ist darauf aus, 
Thailand als „Detroit Asiens“ zu etablieren, 
nicht nur als Verbund für Logistik, sondern 
auch als Hightech-Drehscheibe, die in der 
Forschung die Zusammenarbeit zwischen 
Firmen, Universitäten und dem öffentlichen 
Sektor fördert.71
•	 Malaysia. Malaysias Vormachtstellung in der 
Elektronikindustrie begann in den Anfangs-
zeiten der internationalen Arbeitsteilung mit 
dem Anwerben multinationaler Unterneh-
men aus Ländern des Nordens. Freihandels-
zonen wurden in erster Linie zur Fertigung 
von Elektronikprodukten eingerichtet,72 was 
dem Land half, sich zwischen den 1970er 
und den 1990er Jahren schnell zu entwi-
ckeln. Heute jedoch sieht man Malaysias 
Wirtschaft in einer „Falle mittleren Einkom-
mens“. Das Land ist nicht mehr in der Lage, 
mit der kostengünstigen Produktion in den 
Nachbarländern zu konkurrieren, ihm fehlen 
die Fertigkeiten für anspruchsvolle Aufga-
ben in globalen Produktionsnetzwerken.73 
Der Beirat der Regierung hat Sorge, dass ein 
Nachlassen der Zuflüsse ausländischer Di-
rektinvestitionen Malaysias Aussichten, zu 
einem Land mit hohem Einkommen aufzu-
steigen, beeinträchtigen könnte.74 Malaysias 
gute Leistungen im Bereich der Sekundar-
bildung scheinen keine ausreichend stabile 
Basis für eine von Innovationen angetriebene 
Wirtschaft geschaffen zu haben: Zukünftige 
Fortschritte in Malaysia werden erschwert 
durch unzureichende Kapazitäten in den Be-
reichen Forschung und Entwicklung sowie 
durch einen Mangel an Konstrukteuren und 
Verfahrenstechnikern sowie an Mitarbeitern 
in der Technik und Produktion.75
•	 Indonesien. Um die hohen Kosten zu ver-
meiden, die der Protektionismus zum Teil 
verursacht, haben Indonesien und einige 
ostasiatische Länder in den 1990er Jahren 
in freien Exportzonen (sogenannte „Export 
Processing Zones“) Freilager und Rückerstat-
tungssysteme für Zollabgaben geschaffen – 
alles Dinge, die eine kompetente Bürokratie 
erfordern. Als die Länder feststellten, dass ih-
nen die entsprechenden Kompetenzen fehl-
ten, griffen sie auf unkonventionelle Ansätze 
zurück. Für gewisse Zeit privatisierte Indone-
sien sogar seine Zollverwaltung.76 Nachdem 
Indonesien die asiatische Finanzkrise 1997 
überstanden hat, zeichnet sich das Land heu-




Eine Option für kleinere Volkswirtschaften 
besteht darin, sich die Weltmärkte für Nischen-
produkte zu erschließen. Die Auswahl erfolg-
reicher Produkte ist kein Zufall: Sie ist oft das 
Ergebnis jahrelanger staatlicher Unterstützung 
und Förderung, die auf bestehenden Kompe-
tenzen oder auf der Bildung neuer Kompeten-
zen aufbaut.
•	 Chile. Mit aktiver staatlicher Unterstützung 
hatten chilenische Firmen großen Erfolg bei 
der Ausweitung der Exporte verarbeiteter 
landwirtschaftlicher Lebensmittel und Ge-
tränke sowie von Forst- und Fischereipro-
dukten. Zum Beispiel gab es in den 1960er 
Jahren eine bedeutende öffentliche For-
schung und Entwicklung zum Anbau von 
Trauben für die Herstellung von Wein. Es 
Nachdem indonesien die 
asiatische Finanzkrise 
1997 überstanden hat, 
zeichnet sich das land 
heute durch das effektive 
Management seiner 
Rohstoffexporte aus
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gab auch eine lange Geschichte subventio-
nierter Plantagen in der Forstwirtschaft, und 
der Staat hat bedeutende Anstrengungen 
unternommen, um aus der Holz-, Zellstoff-, 
Papier- und Möbelproduktion eine wichtige 
Exportindustrie zu machen.78 Auf ähnliche 
Weise hat die gemeinnützige Gesellschaft 
Fundación Chile geholfen, die kommerzielle 
Lachszucht des Landes zu einer der produk-
tivsten weltweit zu machen.79
•	 Bangladesch. Bangladesch nutzte die Markt-
verzerrungen im Welthandel mit Beklei-
dung.80 Doch ohne die Initiative seiner Un-
ternehmer hätte es sich diese Gelegenheit 
leicht entgehen lassen können. Im Jahr 1978 
unterschrieb die Firma Desh eine auf fünf 
Jahre angelegte Kooperationsvereinbarung 
mit Daewoo, einem koreanischen Unterneh-
men, das Bangladesch mit internationalen 
Standards und einem Netzwerk von Käufern 
von Bekleidung zusammenbrachte. Daewoo 
bildete in der Republik Korea Angestellte 
der Firma Desh in der Produktion und im 
Marketing aus. Innerhalb eines Jahres hatten 
115 der 130 Auszubildenden Desh verlassen, 
um ihre eigenen Textilexportfirmen zu grün-
den.81 Bis 2010 war der Anteil Bangladeschs 
an den globalen Bekleidungsexporten von 
etwa 0,8 Prozent im Jahr 1990 auf 4,8 Pro-
zent gestiegen.82
•	 Mauritius. Mit einer begrenzten landwirt-
schaftlich nutzbaren Fläche, einer wach-
senden Bevölkerung und einer übermäßi-
gen Abhängigkeit von nur einem Rohstoff 
(Zucker), musste Mauritius einen größeren, 
ausländischen Markt finden. Das Land zog 
asiatische Bekleidungsexporteure an, die Be-
schränkungen durch Quoten unterlagen. Bis 
in die 1990er Jahre war Mauritius eine der 
am stärksten geschützten Volkswirtschaften, 
doch es bot zollfreien Zugang zu importier-
ten Halbfertigwaren, Steueranreize und flexi-
ble Arbeitsmarktbedingungen, einschließlich 
der Unterstützung von Frauen in ihrem Zu-
gang zu arbeitsintensiven Bereichen in den 
Freihandelszonen.83
•	 Ghana. Der Kakao stand jahrzehntelang im 
Mittelpunkt der ghanaischen Wirtschaft. In 
den 1970er und frühen 1980er Jahren stand 
der Sektor jedoch kurz vor dem Kollaps. 
Ghana stellte ab 1983 seine internationale 
Wettbewerbsfähigkeit durch Reformen wie-
der her, insbesondere indem es die Währung 
abwertete, die Kapazitäten des Privatsektors 
bei der Beschaffung und im Marketing er-
höhte und den Bauern einen sehr viel hö-
heren Anteil an den Erlösen überließ. Zwi-
schen 1983 und 2006 verdoppelte das Land 
seine Kakaoproduktion pro Hektar, und 
heute sichert der Sektor den Lebensunter-
halt von 700.000 Menschen.84 Im Laufe der 
vergangenen zehn Jahre hat Ghana auch in 
den Dienstleistungssektor diversifiziert. Der 
schnell wachsende Telekommunikationssek-
tor verbessert die Möglichkeiten der Bau-
ern, sich Quellen für marktbezogene Infor-
mationen zu erschließen. In einer aktuellen 
Umfrage wurde herausgefunden, dass rund 
61 Prozent der Kakaobauern Mobiltelefone 
besitzen.85
Ein gemeinsames Merkmal, das die in we-
sentlichem Umfang mit der Welt verbundenen 
Volkswirtschaften teilen, sind ihre Investitio-
nen in die Menschen. Zollreformen im eige-
nen Land oder in Partnerländern könnten eine 
unerwartete Öffnung für die Exportmärkte 
ermöglichen. Einige Länder profitieren unter 
Umständen von unverhofften Gewinnen aus 
dem Abbau von Rohstoffen oder reiten auf 
einer kurzfristigen Erfolgswelle, indem sie an-
dere nachahmen. Die Lektion, die sich daraus 
lernen lässt, ist jedoch, dass Entwicklung sich 
nicht aufrechterhalten lässt, wenn man nicht 
angemessen in die Qualifikationen der Men-
schen investiert, um die Qualität der Produkte 
und Produktionstechnologien kontinuierlich 
zu verbessern. Die Länder, um die es hier geht, 
gingen von unterschiedlichen Ausgangsbedin-
gungen aus und sind versiert darin geworden, 
nationale Stärken, die sie entwickelt haben, so 
anzupassen, dass sie von den externen Chancen, 
die die Weltmärkte bieten, profitieren können.
Triebkraft 3: entschlossene 
sozialpolitische Innovationen
Es deutet vieles darauf hin, dass umfangreiche 
öffentliche Investitionen, die nicht nur wir-
kungsvoll in die Infrastruktur fließen, sondern 
auch in Gesundheit und Bildung, von zent-
raler Bedeutung sind, um menschliche Ent-
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wicklung zu erreichen und aufrechtzuerhalten. 
Entwicklungsstrategien können keinen Erfolg 
haben, wenn sie nicht der Chancengleichheit 
verpflichtet sind, die allen eine faire Chance 
gibt, die Früchte des Wachstums zu genießen. 
In der Tat gibt es überzeugende Hinweise aus 
mehreren Ländern, dass die stärkere Förderung 
menschlicher Entwicklung hilft, das Wirt-
schaftswachstum zu beschleunigen.86
Wenn man betrachtet, wie entschlossen eine 
Regierung Bildung, insbesondere für Mädchen, 
sicherstellt, lässt sich leicht feststellen, wie sehr 
sie sich für Chancengleichheit einsetzt. Die 
Länder, die langfristig ein hohes Wachstum 
aufrechterhalten haben, haben im Allgemei-
nen bedeutende Anstrengungen in Bezug auf 
die Bildung ihrer Bürgerinnen und Bürger 
und auf die Verbesserung des Humankapitals 
unternommen.87 Es ist wichtig, in Bildung zu 
investieren, um die kognitiven Fähigkeiten zu 
verbessern, die sich anhand der Leistungen der 
Schüler in Tests in den Bereichen Mathematik 
und Naturwissenschaften messen lassen.88 Der 
Nutzen ergibt sich jedoch nicht so sehr aus 
Investitionen in die Entwicklung spezieller Fä-
higkeiten, sondern aus denen in „Bildung für 
alle“.89 In ähnlicher Weise tragen Verbesserun-
gen der öffentlichen Gesundheit zum Wachs-
tum bei, indem sie die Arbeitsproduktivität 
erhöhen.90
Wachstum, das von starker oder zunehmen-
der Ungleichheit begleitet ist, ist im Allge-
meinen mit langsameren Fortschritten bei der 
menschlichen Entwicklung, einem schlechten 
sozialen Zusammenhalt und einer langsamen 
Verringerung der Armut verbunden. Außerdem 
gilt es in der Regel als nicht nachhaltig.91 Das 
Ziel sollte also sein, positive Kreisläufe zu schaf-
fen, in denen sich Wachstum und sozialpoliti-
sche Handlungskonzepte gegenseitig verstär-
ken. In Ländern mit geringer Einkommensun-
gleichheit trug das Wachstum häufig sehr viel 
effektiver zur Minderung der Armut bei als in 
Ländern mit hoher Ungleichheit. Das Wachs-
tum ist zur Minderung der Armut auch dann 
weniger effektiv, wenn die Verteilung des Ein-
kommens im Laufe der Zeit ungleicher wird.92
Die Ausnahmen scheinen China und Brasi-
lien zu sein. Dank sehr hoher Wachstumsraten 
hat China im Laufe der vergangenen 30 Jahre 
trotz zunehmender Einkommensungleichheit 
die Armut verringert. Brasilien ergriff Anfang 
der 2000er Jahre gezielt politische Maßnah-
men. um trotz hoher Einkommensungleichheit 
die Armut zu mindern – wenngleich die Ein-
kommensverteilung im Laufe dieser Zeit ausge-
wogener wurde.
Der Förderung von Verteilungsgerechtigkeit, 
insbesondere zwischen Gruppen (horizontale 
Verteilungsgerechtigkeit), hilft auch, soziale 
Konflikte zu verringern. Die Länder mit den 
schärfsten Wachstumseinbrüchen nach 1975 
waren diejenigen mit gespaltenen Gesellschaf-
ten (gemessen anhand von Indikatoren für Un-
gleichheit und ethnische Fragmentierung). Sie 
litten auch unter schwachen Institutionen im 
Management von Konflikten, denn sie hatten 
qualitativ schwache Regierungsinstitutionen, 
die über weniger Kapazitäten verfügten, um 
Rechtsstaatlichkeit, demokratische Rechte und 
soziale Sicherheitsnetze sicherzustellen.93
Bildung, Gesundheitsversorgung, soziale Ab-
sicherung, rechtliche Besserstellung und soziale 
Organisation versetzen arme Menschen in die 
Lage, am Wachstum teilzuhaben. Doch selbst 
diese grundlegenden politischen Instrumente 
werden entrechtete Gruppen unter Umständen 
nicht stärken. Die Armen am Rand der Gesell-
schaft kämpfen darum, ihren Anliegen Gehör 
zu verschaffen, und Regierungen überprüfen 
nicht immer, ob Dienstleistungen, die jeden 
erreichen sollen, auch wirklich allen zugute-
kommen.94 Oft werden die Probleme durch 
externe Schocks verschärft, doch in vielen Fäl-
len werden politische Konzepte mit zu gerin-
gen lokalen institutionellen Kapazitäten und 
zu geringer Beteiligung der Gemeinschaften 
umgesetzt.
•	 Uganda. Nach dem Konflikt in Uganda eb-
nete 1997 eine Reihe makroökonomischer 
Reformen – angefangen bei der Lockerung 
der Preiskontrollen und Wechselkurse bis 
hin zu Veränderungen bei Staatsunterneh-
men und in der öffentlichen Verwaltung – 
den Weg für einen weitreichenden Plan zur 
Minderung der Armut. Uganda machte sich 
auf, eines der wenigen afrikanischen Länder 
südlich der Sahara zu werden, die die extreme 
Armut vor Ablauf der 2015-Frist der Millen-
niums-Entwicklungsziele halbiert haben, von 
56,4 Prozent 1992/1993 auf 24,5 Prozent 
2009/2010. Die zunehmende Ungleichver-
Entwicklungsstrategien 
können keinen Erfolg 
haben, wenn sie nicht 
der Chancengleichheit 
verpflichtet sind, die 
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teilung der Einkommen hat jedoch dazu bei-
getragen, das Tempo der Armutsminderung 
abzuschwächen.95 Alles in allem zeigt der 
wirtschaftliche Erfolg dieser Bemühungen, 
dass Programme wirkungsvoller sind, wenn 
die nationale Führung sich dafür engagiert, 
die Armut zu verringern, insbesondere indem 
sie dafür sorgt, dass sich die Ziele und Ansät-
ze der verschiedenen Regierungsstellen nicht 
widersprechen.96 Solche Fortschritte kön-
nen wiederum wesentlichen Einfluss auf die 
Legitimität von Staats- und Regierungschefs 
und ihren Regierungen haben.
Förderung von inklusion
Alle Länder haben mehr oder weniger multi-
religiöse, multikulturelle, pluralistische Gesell-
schaften, und die verschiedenen Bevölkerungs-
gruppen haben oft einen unterschiedlichen 
Grad menschlicher Entwicklung. Selbst in 
weit entwickelten Ländern werden bestimmte 
ethnische Gruppen auf den Arbeitsmärkten 
weiter diskriminiert.97 Nicht-marktbezogene 
Diskriminierung kann ebenso schlimm und 
destabilisierend sein. Außerdem hat historische 
Diskriminierung lang anhaltende Folgen. Zur 
Aufrechterhaltung politischer und gesellschaft-
licher Stabilität wird es immer entscheidender, 
Nicht-Diskriminierung und Gleichbehandlung 
sicherzustellen – auch indem besondere Pro-
gramme für benachteiligte Gruppen bereitge-
stellt werden.
Auch im Süden hat das unterschiedliche Ent-
wicklungsniveau oft historische bzw. koloniale 
Ursachen – zum Beispiel in Indien zwischen 
höheren und niederen Kasten und in Malay-
sia zwischen Bumiputras (Malayen), Chinesen 
und Indern. Wirtschaftlicher Wohlstand allein 
kann die zu horizontaler Ungleichverteilung 
führende Diskriminierung einzelner Gruppen 
nicht beenden. Um Ungleichheit zu über-
winden und historische Benachteiligungen zu 
korrigieren, haben sowohl Indien als auch Ma-
laysia gezielt politische Maßnahmen wie zum 
Beispiel die aktive Förderung benachteiligter 
Gruppen ergriffen.
Bereitstellung der  
sozialen Grundversorgung
Indem sie öffentliche Dienste bereitstellen, die 
dazu beitragen, eine gesunde, gebildete Arbei-
terschaft zu schaffen, können die Staaten das 
Wirtschaftswachstum langfristig stützen. Das 
hilft auch bei der Herstellung nationaler Stabi-
lität, verringert die Wahrscheinlichkeit politi-
scher Unruhen und stärkt die Legitimität von 
Regierungen.
Entwicklungsländern wird zuweilen nahege-
legt, ihre öffentlichen Ausgaben für die Grund-
versorgung als Luxus anzusehen, den sie sich 
nicht leisten können. Langfristig gesehen zah-
len sich die Investitionen jedoch aus. Nicht alle 
Dienste müssen von staatlicher Hand bereit-
gestellt werden. Der Staat muss jedoch sicher-
stellen, dass alle Bürger sicheren Zugang zu den 
grundlegenden Voraussetzungen für mensch-
liche Entwicklung haben, ob von öffentlichen 
oder staatlichen Anbietern, um ein allgemeines 
Mindestniveau an medizinischer Grundver-
sorgung, Bildung und sozialer Sicherheit errei-
chen zu können. Die öffentliche, obligatorische 
Grund- und Sekundarschulbildung hat eine 
entscheidende Rolle bei der menschlichen Ent-
wicklung in Europa sowie in einigen Entwick-
lungsländern, wie zum Beispiel in Costa Rica, 
gespielt.
Zugang zu qualitativ 
hochwertiger Bildung
Ein steigender HDI-Wert hängt mit zuneh-
menden öffentlichen Ausgaben für das Bil-
dungswesen zusammen. Im Durchschnitt ha-
ben Staaten mit hohen Regierungsausgaben in 
den Bereichen Gesundheit und Bildung starke 
Verbesserungen bei der menschlichen Entwick-
lung erreicht, wenngleich lokale Unterschiede 
bestehen bleiben.
•	 Indonesien. In den Jahren des indonesischen 
Wirtschaftsbooms (ab 1973) finanzierte 
die Regierung den Bau von Schulen für die 
Grundbildung durch Entwicklungsprogram-
me, und im folgenden Jahrzehnt wurden die 
öffentlichen Ausgaben für das Bildungswe-
sen mehr als verdoppelt.
•	 Indien. Infolge einer Verfassungsänderung, 
mit der Bildung für jedes Kind zu einem 
Durch die Bereitstellung 
öffentlicher Dienste, die 
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Grundrecht gemacht wurde, hat Indien pro-
gressive Schritte unternommen, um die Dis-
kriminierung im indischen Schulsystem zu 
beenden (Kasten 3.6).
•	 Ghana. Eine der ersten Initiativen im unab-
hängigen Ghana war 1951 der Plan für eine 
beschleunigte Entwicklung des Bildungswe-
sens, der auf eine massive Ausweitung der 
Grund- und Mittelschulbildung abzielte. 
Mit dem Bildungsgesetz von 1961 wurden 
die Grundschulgebühren abgeschafft, so-
dass die Haushalte nur einen bescheidenen 
Betrag für Schulbücher bezahlen mussten. 
Im Laufe der folgenden sechs Jahre ver- 
doppelte sich die Zahl der Einschulungen 
in öffentlichen Grundschulen. Zwischen 
1966 und 1970 bewegte sich der öffent- 
liche Diskurs über Bildung von Fragen des 
Zugangs hin zu Fragen der Qualität. In 
den frühen 1970er Jahren wurde der 
Schwerpunkt wieder auf den Zugang gelegt, 
diesmal im Bereich der Sekundarbildung. 
Die nächste wesentliche Reformrunde fand 
im Jahr 1987 statt. Der bedeutendste As-
pekt der Lehrplanreform bestand darin, 
den Kindern das Lesen und Schreiben in 
drei Sprachen – zwei ghanaischen Sprachen 
und Englisch – sowie moderne landwirt-
schaftliche Kompetenzen, berufliche Qua-
lifikationen und praktische Mathematik 
beizubringen.
•	 Mauritius. Die Regierung entwickelte einen 
nationalen Konsens, um Grund-, Sekundar-, 
und Tertiärbildung von guter Qualität kos-
tenlos anzubieten.
•	 Bangladesch. Mit dem Ziel, die Grundschul-
bildung allgemein zugänglich zu machen und 
geschlechts- und armutsbedingte Lücken in 
der Grundschulbildung zu schließen, richte-
te Bangladesch im Jahr 1992 das Ministeri-
um für Grund- und Volksbildung ein. Durch 
Maßnahmen auf der Nachfrageseite, wie ein 
Sekundarschul-Förderprogramm für Mäd-
chen und das Programm „Essen für Bildung“, 
wurde der Kreis der erreichten Personen er-
weitert, insbesondere um Mädchen.
KaStEN 3.6
Indiens oberstes Gericht fällt ein progressives Urteil: Pflichtplätze für benachteiligte Kinder in Privatschulen
Die meisten Schulen in Entwicklungsländern werden vom Staat betrieben, 
jedoch steigt die Nachfrage nach Privatschulen als Reaktion auf die Mängel 
im staatlichen Schulwesen: schlechte Infrastruktur, überfüllte Klassenzim-
mer, schlechter Zugang, Lehrermangel und -abwesenheit. Eltern mit genug 
Geld schicken ihre Kinder auf Privatschulen  So werden die Kinder in öffent-
liche und private Schulen aufgeteilt, was in vielen Ländern zu einer gespal-
tenen Gesellschaft führt.
Indien hat die Bildung für Kinder im Alter von sechs bis 14 Jahren 
kostenlos und obligatorisch gemacht. Die große Mehrheit der Kinder geht 
auf öffentliche Schulen, insbesondere in ländlichen Gebieten. Die meisten 
Elitehaushalte, einschließlich der Reichen, der politischen Klasse, der Re-
gierungsbeamten und der wachsenden Mittelschicht, schicken ihre Kinder 
auf Privatschulen. In vielen Fällen werden die Jungen auf Privatschulen ge-
schickt, die Mädchen auf kostenlose öffentliche Schulen.
Um diese Trends zur Segregation abzuschwächen, verabschiedete 
Indien im Jahr 2009 das Gesetz zum Recht der Kinder auf freie und obli-
gatorische Bildung. Es verlangt von Privatschulen, dass sie mindestens 25 
Prozent Schüler aus sozial benachteiligten Haushalten und aus Haushalten 
mit niedrigem Einkommen aufnehmen. Im Gegenzug wird den Privatschu-
len entweder das Schulgeld erstattet oder die Ausgaben pro Schülerin 
bzw. Schüler an öffentlichen Schulen – je nachdem, welcher Betrag der 
niedrigere ist. Das Gesetz basierte auf folgender Argumentation: Schulen 
müssen Stätten der sozialen Integration sein; Privatschulen existieren nicht 
unabhängig vom Staat, der ihnen Land und andere Leistungen zur Verfügung 
stellt; Privatschulen können nicht aus ihrer gesellschaftliche Verpflichtung 
entlassen werden, nur weil sie behaupten, dass nur Kinder, deren Eltern ihre 
Gebühren bezahlen, das Recht haben, auf diese Schulen zu gehen; und die 
Anforderung, mindestens 25 Prozent der Schüler aus benachteiligten Grup-
pen aufzunehmen, ist fair, angesichts der Tatsache, dass diese Gruppen rund 
25 Prozent der Gesamtbevölkerung ausmachen.
In einem richtungweisenden Urteil vom 12. April 2012 hielt der oberste 
Gerichtshof in Indien die verfassungsmäßige Gültigkeit des Gesetzes auf-
recht und stützte seine Entscheidungen mit folgenden zwei Punkten:
Da das Gesetz den Staat verpflichtet, freie und obligatorische Bildung 
für alle Kinder zwischen sechs und 14 Jahren anzubieten, hat der Staat 
die Freiheit zu entscheiden, ob er seiner Verpflichtung durch seine eigenen 
Schulen nachkommt, durch geförderte Schulen oder nicht geförderte Schu-
len. Das Gesetz von 2009 ist „kinderzentriert“, nicht „institutionenzentriert“.
Das Recht auf Bildung „sieht eine gegenseitige Vereinbarung zwischen 
dem Staat und den Eltern vor, und es erlegt die Last aktiver Fördermaß-
nahmen allen Interessengruppen in unserer Zivilgesellschaft auf.“ Private, 
nicht geförderte Schulen ergänzen die primäre Pflicht des Staates, der spe-
zifizierten Schüler-Kategorie eine kostenlose und obligatorische Bildung zu 
bieten.
Quelle: Government of India 2009; Supreme Court of India 2012.
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•	 China. Der nationale Volkskongress in Chi-
na verabschiedete 1986 ein Gesetz, das die 
Bereitstellung einer neunjährigen Grund-
schulbildung unabhängig von Geschlecht, 
ethnischer Herkunft oder Rasse verpflich-
tend machte. Von 1990 bis 2000 stieg die 
durchschnittliche Anzahl der Schulbesuchs-
jahre bei über 15-Jährigen in ländlichen Ge-
bieten von 4,7 auf 6,8 Jahre.
•	 Uganda. Uganda schaffte 1997 die Grund-
schulgebühren ab, um die Grundschul-
bildung allgemein zugänglich zu machen. 
Anfangs war dies eine Belastung für die Bil-
dungsinfrastruktur.98 Um die Qualität zu 
verbessern, legte das Bildungsministerium 
den Schwerpunkt auf fünf Bereiche: die Ent-
wicklung der Lehrpläne, grundlegende Lern-
materialien, die Ausbildung von Lehrkräften, 
die Unterrichtssprache und Qualitätsstan-
dards. Nachdem Qualität und die Abschluss-
quoten zu Anfang abgenommen hatten, hat 
sich diese Entwicklung seitdem umgekehrt 
und die Fortschritte wurden stabilisiert und 
ausgeweitet.
•	 Brasilien. In Brasilien haben staatlich 
gesteuerte Investitionen ins Bildungswesen 
die Entwicklungsergebnisse enorm verbes-
sert. Die grundlegenden Veränderungen im 
Bildungswesen begannen mit der gleich-
mäßigeren Finanzierung in den Regionen, 
Bundesstaaten und Gemeinden. Der nati-
onale Entwicklungsfonds für Grundschul-
bildung, der 1996 eingerichtet wurde, ga-
rantierte nationale Mindestausgaben pro 
Grundschülerin oder -schüler. Dadurch 
erhöhten sich die Mittel in den Bundesstaa-
ten im Nordosten, Norden und mittleren 
Westen, insbesondere in von den Gemein-
den betriebenen Schulen. Die Finanzierung 
„folgte den Schülern“ und bot einen be-
deutenden Anreiz für das Schulsystem, die 
Einschulungsquoten zu verbessern. In ähn-
licher Weise wurde von den Bundesstaaten 
gefordert, die Mittel so auf die Gemeinden 
zu verteilen, dass alle staatlichen und kom-
munalen Schulen die Ausgabenschwelle pro 
Schülerin bzw. Schüler erreichen konnten. 
Als ein Ergebnis dieser Investitionen stieg 
zwischen 2000 und 2009 das brasilianische 
Mathematik-Ergebnis im Programm zur in-
ternationalen Schülerbewertung (PISA) um 
52 Punkte – der drittgrößte je verzeichnete 
Sprung.
Zugang zu qualitativ hochwertiger 
Gesundheitsversorgung
Gesundheitsanliegen voranzubringen erfor-
dert mehr als nur eine qualitativ hochwertige 
Gesundheitsversorgung. Frühere Berichte über 
die menschliche Entwicklung haben gezeigt, 
dass menschliche Armut mehrdimensional ist. 
Viele Länder stellen fest, dass sie gleichzeitig 
Maßnahmen an verschiedenen Fronten benö-
tigen. Zum Beispiel haben Algerien, Marokko 
und Tunesien in den vergangenen 40 Jahren 
bemerkenswerte Fortschritte bei der Lebenser-
wartung gemacht. Zu den möglichen Erklärun-
gen gehören Verbesserungen bei Medikamente- 
und Gesundheitstechnologien, breit angelegte 
Impfungen, Fortschritte bei den Informations-
technologien, ein besserer Zugang zu Wasser 
und Sanitärversorgung, eine verbesserte Ener-
gieversorgung und öffentliche sowie private In-
vestitionen im Gesundheitswesen.
•	 Bangladesch. Um die Überlebensquoten von 
Kindern zu erhöhen, fährt Bangladesch ei-
nen multisektoralen Ansatz: Ausweitung der 
Bildungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten 
für Frauen; Verbesserung der gesellschaftli-
chen Stellung von Frauen; Verbesserung der 
politischen Beteiligung, der gesellschaftliche 
Mobilisierung und der Beteiligung der Ge-
meinschaften; Verbreitung von Wissen über 
öffentliche Gesundheit; und Bereitstellung 
effektiver, gemeindebasierter, grundlegender 
Gesundheitsdienste (Kasten 3.7).
In der Gesundheitsversorgung bestand eine 
starke Schieflage zugunsten der Wohlhaben-
deren. Sie hatten mit größerer Wahrschein-
lichkeit einen guten Zugang zur öffentlichen 
Gesundheitsversorgung und zahlten für pri-
vate Dienstleistungen. Den besten Zugang zu 
medizinischer Versorgung haben die Ange-
stellten im formellen Sektor, die ihren Bedarf 
durch jährliche Beiträge teilweise finanziert ha-
ben. Arbeitskräfte im informellen Sektor sind 
schwieriger zu versorgen. In Indien gibt es zum 
Beispiel keine klar identifizierten regulären Ar-
beitgeber, die für die geschätzten 93 Prozent 
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Alle Menschen sollten Anspruch auf die glei-
che Qualität der medizinischen Versorgung ha-
ben und mehrere Länder haben versucht, eine 
allgemeine Gesundheitsversorgung anzubieten 
und zu finanzieren. Einige haben dies durch 
eine öffentliche Gesundheitsversorgung ge-
zielt für die Armen getan. Doch das ist weder 
wünschenswert noch effizient, denn im Allge-
meinen entsteht so ein Gesundheitssystem, in 
dem die Armen oft in öffentlichen Einrichtun-
gen Dienstleistungen von schlechter Qualität 
bekommen, während die Nicht-Armen eine 
bessere Gesundheitsversorgung im privaten 
Sektor bekommen. Eine Gesundheitsver- 
sorgung, die auf die Armen ausgerichtet ist, 
bleibt im Allgemeinen unterfinanziert. Das 
liegt zum Teil daran, dass die mächtigeren 
Nicht-Armen kein Interesse daran haben, das 
System zu verbessern. Auch haben speziel-
le Versicherungssysteme für die Armen den 
Nachteil, dass sie nicht die Risiken der Ge-
samtbevölkerung abdecken. Sie sind somit 
wahrscheinlich finanziell nicht überlebensfä-
hig. Oft werden Mittel von der Präventiv- und 
Grundversorgung für die teurere tertiäre Ver-
sorgung abgezweigt.
Regierungen versuchen auch, die Gesund-
heitsversorgung durch Nutzungsgebühren zu 
finanzieren. Es gibt jetzt jedoch einen fast ein-
helligen Konsens, dass solche Gebühren negati-
ve Konsequenzen haben, insbesondere für die 
Armen. Sie schrecken die Armen ab, Dienstleis-
KaStEN 3.7
Bangladesch macht dramatische Fortschritte bei den Überlebensquoten von Kindern
1990 war die Säuglingssterblichkeitsrate in Bangladesch mit 97 Todesfällen 
pro 1.000 Lebendgeburten um 16 Prozent höher als die in Indien mit 81. 
2004 hatte sich die Situation umgekehrt: Die Säuglingssterblichkeitsrate in 
Bangladesch war mit 38 um 21 Prozent niedriger als in Indien mit 48. Drei 
Hauptfaktoren scheinen die enormen Verbesserungen zu erklären.
Erstens hat die wirtschaftliche Stärkung der Frauen durch die Beschäf-
tigung in der Bekleidungsindustrie und durch ihren Zugang zu Mikrokrediten 
ihre Situation grundlegend verändert. Mehr als 95 Prozent der Frauen in der 
Bekleidungsindustrie sind Migrantinnen aus ländlichen Gebieten. Diese zu-
vor noch nie dagewesenen Beschäftigungsmöglichkeiten für junge Frauen 
haben die geschlechtsbezogene Kluft bei der Beschäftigung und beim Ein-
kommen verringert. Auch die Verbreitung von Mikrokrediten hat zur Stär-
kung von Frauen beigetragen. Allein die Grameen Bank hat 5,72 Milliarden 
US-Dollar an 6,7 Millionen Darlehensnehmer ausgezahlt, 97 Prozent davon 
Frauen. Nach aktuellen Schätzungen haben diese Kleinkredite es mehr als 
der Hälfte der Haushalte, die Darlehen aufgenommen haben, ermöglicht, 
die Armutsgrenze zu überwinden. Durch den einfacheren Zugang zu Mikro-
krediten haben sich unter anderem neue wirtschaftliche Chancen eröffnet. 
Das Aufschieben von Ehe und Mutterschaft, ebenso wie die Auswirkungen 
auf die Überlebensquoten von Kindern, sind direkte Folgen der gestärkten 
Rolle von Frauen.
Zweitens geschah die gesellschaftliche und politische Stärkung von 
Frauen durch regelmäßige Treffen von Frauengruppen, die von Nichtre-
gierungsorganisationen organisiert wurden. Zum Beispiel hat das Grame-
en-System Darlehensnehmerinnen mit Wahlverfahren vertraut gemacht, 
da die Mitglieder sich jedes Jahr an den Wahlen von Vorsitzenden und 
Sekretären, Leitern der Zentralen sowie deren Stellvertretern und alle drei 
Jahre an den Wahlen der Vorstandsmitglieder beteiligen. Diese Erfahrungen 
haben viele Frauen darauf vorbereitet, sich für öffentliche Ämter zur Wahl 
zu stellen. Auch durch ihre Beteiligung an den Banken wurden Frauen gesell-
schaftlich gestärkt. Eine aktuelle Analyse weist darauf hin, dass das Wissen 
zu Gesundheitsfragen bei Teilnehmerinnen am Kreditforum sehr viel besser 
ist als bei Frauen, die nicht daran teilnahmen.
Drittens wurde durch Nichtregierungsorganisationen eine höhere Be-
teiligung von Mädchen in der formalen Bildung erreicht. Von der Nichtregie-
rungsorganisation BRAC betriebene informelle Schulen bieten für vier Jahre 
eine beschleunigte Primarschulbildung für Jugendliche, die nie zur Schule 
gegangen waren. Die Verbleibquoten liegen bei über 98 Prozent. Nach ih-
rem Abschluss können die Schüler ins formale Schulsystem überwechseln, 
was die meisten auch tun. Monatliche Unterrichtsstunden zu reproduktiver 
Gesundheit sind in den regulären Lehrplan integriert und behandeln Themen 
wie Pubertät, Reproduktion und Menstruation, Ehe und Schwangerschaft, 
Familienplanung und Verhütung, Rauchen und Missbrauch von Suchtmitteln 
sowie Fragen der Gleichberechtigung von Männern und Frauen. Heute sind 
mehr Mädchen als Jungen eingeschult (vor 15 Jahren waren nur 40 Prozent 
der Schüler, die zur Schule gingen, Mädchen).
Die Stärkung der Rolle der Frauen ging Hand in Hand mit signifikanten 
Verbesserungen der Gesundheitsdienste und der Gesundheitsförderung. 
Mit injizierbaren Verhütungsmitteln hat die Verwendung von Kontrazeptiva 
enorm zugenommen. Fast 60 Prozent der verheirateten Frauen verwenden 
nun Verhütungsmittel, die oft von Sozialarbeitern in den Gemeinschaften 
angeboten werden. BRAC gab auch mehr als 13 Millionen Frauen in den 
Gemeinschaften Anleitung für Rehydrationsmaßnahmen für Kinder, die un-
ter Durchfall leiden. Heute hat Bangladesch weltweit die höchste Quote an 
oral eingenommenen Rehydrationsmitteln und Durchfälle sind nicht mehr 
eine der Haupttodesursachen von Kindern. Fast 95 Prozent der Kinder in 
Bangladesch sind vollständig gegen Tuberkulose immunisiert, verglichen 
mit nur 73 Prozent in Indien. Selbst Erwachsenen geht es bei Tuberkulo-
sefällen in Bangladesch besser. BRAC finanzierte freiwillige Helfer in den 
Gemeinschaften, die mehr als 90 Prozent aller Fälle behandeln. Indien da-
gegen müht sich ab, durch das formelle Gesundheitssystem 70 Prozent zu 
erreichen.
Quelle: BRAC 2012; Grameen Bank 2012.
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tungen in Anspruch zu nehmen, und in der Re-
gel werden dadurch kaum Mittel generiert.100
Aus den globalen Erfahrungen lässt sich 
lernen, dass Steuermittel Hauptfinanzierungs-
quelle für die allgemeine Gesundheitsversor-
gung sein sollten. Zum Beispiel haben sich die 
meisten Länder in Südostasien diese Idee zu 
eigen gemacht. Regierungen haben versucht, 
die privaten Barausgaben zu reduzieren, die 
gepoolte Gesundheitsfinanzierung zu erhöhen 
und die Reichweite und Qualität der Gesund-
heitsversorgung zu verbessern – wenngleich 
auch in unterschiedlichem Umfang.101 Es 
bleibt eine Herausforderung, die Armen zu 
identifizieren und zu erreichen. Ressourcen-
arme Entwicklungsländer wie die DVR Laos 
und Vietnam haben sich stark auf von Gebern 
unterstützte Sozialfonds im Gesundheitswe-
sen verlassen.
•	 Thailand. In Thailand sah der National 
Health Security Act von 2002 vor, dass 
jede Bürgerin und jeder Bürger in den Ge-
nuss einer umfassenden medizinischen Ver-
sorgung kommen sollte. 2009 waren etwa 
48 Millionen Menschen bzw. 76 Prozent der 
Bevölkerung im System für universelle Ge-
sundheitsversorgung registriert, das kosten-
lose ambulante und stationäre Behandlung 
von Patienten, Geburtsvor- und Nachsorge, 
zahnärztliche Versorgung und Notfallversor-
gung bietet. Das System wird mit einem Ge-
samtbudget von 34 Millionen US-Dollar im 
Jahr 2011 (70 US-Dollar für jede versicherte 
Person) vollständig von der Regierung finan-
ziert. Das macht 5,9 Prozent des nationalen 
Haushalts aus.102
•	 Mexiko. 2003 autorisierte der mexikanische 
Staat das „Seguro Popular“, ein öffentliches 
Versicherungssystem, das armen, zuvor von 
der traditionellen sozialen Sicherung aus-
geschlossenen Haushalten Zugang zu einer 
umfassenden Gesundheitsversorgung bie-
tet. Die öffentlichen Mittel für das Gesund-
heitswesen wurden erhöht und werden fai-
rer verteilt. Der Zugang zu und die Nutzung 
von Gesundheitsdienstleistungen wurden 
ausgeweitet. Die Indikatoren für finanziel-
le Absicherung haben sich verbessert. Ende 
2007 profitierten bereits 20 Millionen arme 
Menschen von diesem System.103 Mexiko hat 
unter den Ländern, die sich durch Einfüh-
rung eines innovativen Finanzierungsme-
chanismus rasch in Richtung einer allgemei-
nen Gesundheitsversorgung bewegen, eine 
Führungsrolle.
•	 Ruanda. Der Zugang zu Gesundheitsleistun-
gen wurde durch Einführung einer gemein-
debasierten Krankenversicherung ausgewei-
tet. Für Anbieter im Gesundheitswesen wur-
den Anreize geschaffen, indem die Mittel an 
die Leistungen gekoppelt wurden. Dadurch 
wurde die Gesundheitsversorgung in ländli-
chen Gebieten erschwinglicher. Es gab sicht-
bare Verbesserungen bei den Ergebnissen im 
Gesundheitsbereich. Die Sterblichkeit der 
Unter-Fünfjährigen fiel von 196 Todesfällen 
pro 1.000 Lebendgeburten im Jahr 2000 auf 
103 im Jahr 2007 und die Müttersterblich-
keit sank im Zeitraum 2000 bis 2008 um 
mehr als 12 Prozent pro Jahr. Ruanda ist auf 
Kurs, um das Millenniums-Entwicklungsziel 
zu Müttergesundheit zu erreichen.
In einer Reihe von Ländern besteht die Sor-
ge, dass sich eine zweigleisige Versorgung ent-
wickelt. Selbst wenn die öffentliche Versorgung 
im Prinzip universell ist, sind die Qualität und 
der Zugang dazu unter Umständen schlecht, 
was die Menschen zu teuren privaten Anbie-
tern treibt.
•	 China. Ein großer Teil der Erfolge im chi-
nesischen Gesundheitswesen war zwischen 
1950 und 1980 zu verzeichnen, als die Re-
gierung ein dreigliedriges System etablierte. 
In ländlichen Gebieten gehörten dazu Dorf-
kliniken, kommunale Gesundheitszentren 
und Kreiskrankenhäuser, und in urbanen 
Gemeinschaften Gesundheitszentren und 
Distriktkrankenhäuser. Seit den 1980er Jah-
ren wird der Gesundheitssektor jedoch von 
einem System bestimmt, in dem die Leistun-
gen kostenpflichtig sind. Im Ergebnis hat sich 
in China die Gesundheitssituation insgesamt 
zwar weiter verbessert, doch die Disparitäten 
zwischen den östlichen und den westlichen 
Provinzen und zwischen ländlichen und 
städtischen Gebieten haben zugenommen. 
In vielen Teilen des Landes sind qualitativ 
hochwertige Gesundheitsdienste für die Ar-
men unerschwinglich geworden.
•	 Chile. Bis 1980 wurde das chilenische Ge-
sundheitssystem durch soziale Sicherungs-
systeme und mit staatlichen Mitteln im 
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zweigleisige Versorgung 
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die öffentliche Versorgung 
im prinzip universell ist, 
sind die Qualität und 
der Zugang dazu unter 
Umständen schlecht, was 
die Menschen zu teuren 
privaten anbietern treibt
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Wesentlichen öffentlich finanziert. Nach 
der Gesundheitsreform von 1981 wurde je-
doch die Risikoversicherung eingeführt und 
Marktmechanismen begannen den Grad der 
Absicherung zu regeln. Ab 2006 gab es dann 
ein duales Versorgungssystem. Der nationale 
Gesundheitsfonds (FONASA), der durch 
Steuereinnahmen der chilenischen Bundesre-
gierung und durch Beiträge von Nutznießern 
finanziert wurde, erreichte 69 Prozent der 
Bevölkerung. Aufgrund der beschränkten 
Mittel ließ sich zeitnahe Versorgung von gu-
ter Qualität nicht sicherstellen. Private Kran-
kenversicherungsunternehmen erreichen 17 
Prozent der Bevölkerung. FONASA bietet 
einen umfassenden Gesundheitsschutzplan. 
Es gibt Kritik an diesem dualen System, weil 
darin Bevölkerungsgruppen mit niedrigem 
Einkommen, die hohen Risiken ausgesetzt 
sind, hauptsächlich im öffentlichen System 
behandelt werden, das über wenig Mittel 
verfügt und somit tendenziell schlechtere 
Dienstleistungen anbietet. Da der Staat sich 
der Risiken bewusst war, führte er 2004 den 
Plan de Acceso Universal de Garantías Explí-
citas ein, der einen Katalog an medizinischer 
Grundversorgung garantiert. Er besteht aus 
einer mit Prioritäten versehenen Liste von 
Diagnosen und Behandlungen für 56 Krank-
heiten sowie der allgemeinen Absicherung 
für alle Bürger.
Um eine allgemeine Gesundheitsversorgung 
und mindestens neun Jahre Schulpflicht anzu-
bieten, braucht es über lange Zeit großes staat-
liches Engagement, Beteiligung und Bestän-
digkeit. Die Herausforderung für Länder des 
Südens besteht darin, Zugangsgerechtigkeit im 
Gesundheits- und Bildungswesen sowie grund-
legende Qualitätsstandards sicherzustellen, 
um eine zweigleisige Dienstleistungswirtschaft 
zu verhindern, in der den Armen öffentliche 
Dienstleistungen von geringer Qualität (oder 
gar keine) angeboten werden, den Reichen 
dagegen private Dienstleistungen von hoher 
Qualität.
Politische Konzepte für ein allgemeines öf-
fentliches Gesundheits- und Bildungswesen 
können so entwickelt und umgesetzt werden, 
dass nicht Qualität geopfert wird, um mehr 
Menschen zu erreichen. Arme Menschen haben 
keine Alternativen zum öffentlichen System, 
doch die Reichen können kostenpflichtige pri-
vate Dienstleister bezahlen. Solche Dynamiken 
vertiefen Ungleichheiten, verringern die gesell-
schaftliche Integration und untergraben eine 
nachhaltige menschliche Entwicklung. Neue 
Programme wie in China, Mexiko und Thai-
land veranschaulichen, welche Möglichkeiten 
es gibt, um sicherzustellen, dass die Grundver-
sorgung allgemein zugänglich und von ange-
messener Qualität ist. Wenn finanzielle Mittel 
in ausreichendem Umfang bereitgestellt wer-
den, müssen öffentliche Dienstleistungen nicht 
schlechter sein als private.
Verbesserung des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts durch eine 
breiter angelegte Entwicklung
Entwicklung grundlegend zu verändern erfor-
dert von allen Bürgern, dass sie sich den breite-
ren Zielen der Gesellschaft verpflichtet fühlen, 
anderen Menschen Respekt und Mitgefühl ent-
gegenbringen und sich dafür einsetzen, gesell-
schaftlichen Zusammenhalt zu schaffen. Dies 
erfordert, dass Staaten und Bürger verstehen, 
dass es bei der menschlichen Entwicklung um 
mehr geht, als nur um die Erweiterung indivi-
dueller Verwirklichungschancen. Individuelle 
Verwirklichungschancen sind in ein umfassen-
des gesellschaftliches System eingebettet, des-
sen Wohlergehen erhöhte soziale Kompeten-
zen erfordert (siehe Kasten 1.7 in Kapitel 1).
Auch sind effektive soziale Sicherungssys-
teme nötig, um Einzelpersonen und Gemein-
schaften beim Management von Risiken, die 
ihre Wohlfahrt gefährden, zu helfen. Die Glo-
balisierung hat dazu beigetragen, dass einige 
Elemente der sozialen Sicherung und Sozialver-
sicherung abgebaut wurden, insbesondere bei 
Systemen, die sich auf eine allgemeine Versor-
gung und hohe Regierungsausgaben stützten. 
Gleichzeitig hat sich durch die Globalisierung 
der Bedarf an sozialer Sicherung erhöht, da 
Schwankungen der Wirtschaftsaktivitäten im-
mer häufiger auftreten. Um die menschliche 
Entwicklung voranzubringen, werden sozial-
politische Konzepte somit genauso wichtig wie 
wirtschaftspolitische. Tatsächlich lassen sich 
Sozial- und Wirtschaftspolitik kaum trennen, 
denn sie verfolgen analoge Ziele mit analogen 
Instrumenten.104
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geopfert wird, um mehr 
Menschen zu erreichen
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In vielen Teilen des Südens haben die Staa-
ten soziale Sicherungsprogramme eingeführt, 
um die Armen in die neue Wirtschaft zu in-
tegrieren. Transferzahlungsprogramme waren 
und sind bei Umverteilungsmaßnahmen zur 
Minderung von Armut und Einkommensun-
gleichheit besonders wichtig. Doch Transfer-
zahlungen sind kein Ersatz für die öffentliche 
Bereitstellung wesentlicher Güter und Dienst-
leistungen (Kasten 3.8). Bestenfalls können sie 
die Mittel der Armen ergänzen. Wenn es einen 
erheblichen Mangel an qualitativ hochwertiger 
Gesundheitsversorgung gibt, wird es wahr-
scheinlich nicht funktionieren, den Haushalten 
Bargeld anzubieten, damit sie sich die Gesund-
heitsversorgung ihrer Wahl kaufen können. 
Und es wird den Armen wahrscheinlich nicht 
helfen, wenn man den Haushalten Bargeld gibt, 
damit sie sich ihre Schulen selbst aussuchen 
können, wenn nur wenige Schulen über gute 
Bildungsangebote verfügen. Auch sind Trans-
ferzahlungen kein Ersatz für Erwerbseinkom-
men durch menschenwürdige Arbeit.
•	 Indien. Indiens nationales Gesetz zur Garan-
tie von ländlicher Beschäftigung sichert den 
dazu berechtigten ländlichen Armen bis zu 
100 Tage Hilfsarbeit in der Landwirtschaft 
zum gesetzlich vorgeschriebenen Mindest-
KaStEN 3.8 Cevdet Yılmaz, Entwicklungsminister der Türkei 
Stärkung der sozialen Sicherung in der Türkei
Noch im Jahr 2002 lebten in der Türkei schätzungsweise  30 Prozent der 
Menschen unterhalb der von der Regierung festgelegten Armutsschwelle 
von 4,30 US-Dollar am Tag. Die Regierungsausgaben für die soziale Siche-
rung machten nur zwölf Prozent des Bruttoinlandsprodukts aus, weniger als 
die Hälfte des Durchschnitts in der EU, der bei 25 Prozent liegt. Und die 
Ausgaben für Sozialhilfe für die Armen machten nur 0,5 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts aus. Dies führte zu der Kritik, dass die sozialen Unterstüt-
zungssysteme der Türkei fragmentiert und unzureichend seien.
Im Laufe der vergangenen zehn Jahre haben jedoch die starken wirt-
schaftlichen Leistungen der Türkei, ein sozialpolitischer Ansatz, der den 
Armen gezielt zugute kommt, und gezielte Unterstützung mit mehr Mitteln 
dazu beigetragen, die Armut schneller zu verringern. Zu den zentralen po-
litischen Änderungen gehören die systematische Stärkung von Sozialhilfe-
programmen, an Bedingungen geknüpfte Transferzahlungen, Reformen der 
sozialen Sicherheit sowie ambitionierte grundlegende Veränderungen im 
nationalen öffentlichen Gesundheitssystem. Allein im Rahmen des an Be-
dingungen geknüpften Transferzahlungsprogramms, das 2003 auf den Weg 
gebracht wurde, erhielten mehr als eine Million Kinder Unterstützung bei 
ihrer Gesundheitsversorgung und etwa 2,2 Millionen profitierten von Hilfen 
im Bildungswesen. Seit 2003 haben Schulkinder im Rahmen eines neuen 
Programms für kostenlose Schulbücher mehr als 1,3 Milliarden Schulbücher 
erhalten und fast eine Million Schulkinder werden jetzt kostenlos zur Schule 
gebracht.
Als ein Ergebnis dieser und anderer Initiativen ist der Anteil der Men-
schen, die mit weniger als 4,30 US-Dollar pro Tag auskommen müssen, 
radikal zurückgegangen, auf 3,7 Prozent im Jahr 2010. Der Anteil des Brut-
toinlandsprodukts, der zur Unterstützung der Armen und für ähnliche soziale 
Dienste aufgewendet wird, hat sich auf 1,2 Prozent fast verdreifacht.
Der Anteil der Sozialausgaben am Bruttoinlandsprodukt der Türkei ist 
noch immer niedriger als im EU-Durchschnitt und die Sozialhilfeprogramme 
hatten noch nicht die gewünschten Wirkungen auf das Armutsniveau. Um 
sie effektiver zu machen, arbeitet die Regierung an neuen Methoden zur 
Armutsmessung und sozialen Sicherung, an neuen Ansätzen für Sach- und 
Geldleistungen sowie an stärkeren Verflechtungen mit Beschäftigungsmög-
lichkeiten und sie setzt die Konsultationen mit den betroffenen Gemein-
schaften und Haushalten fort.
Ähnlich hatte die Ausweitung und Modernisierung des Gesundheits-
wesens direkte, messbare Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit 
gehabt. Krankenversicherungen sind jetzt für die gesamte Bevölkerung 
verfügbar. Unter dem Programm für grundlegende Reformen im Gesund-
heitswesen, das 2003 auf den Weg gebracht wurde, wurden den Familien 
Hausärzte zugeteilt, um durch kostenlos bereitgestellte primäre Gesund-
heits- und Notfallversorgung die Grundversorgung im Gesundheitswesen 
zu stärken. Es gab rasche und ermutigende Ergebnisse. Erstmals werden 
fast alle Kinder kostenlos regelmäßig geimpft. Sieben Millionen Schulkinder 
bekommen jeden Tag kostenlos Milch. Eisen- und Vitamin D-Zusätze wer-
den für Mütter und Kinder kostenlos bereitgestellt. Nach Daten der Regie-
rung ist die Säuglingssterblichkeitsrate stark gesunken, von 29 Todesfällen 
bei 1.000 Lebendgeburten 2003 auf zehn im Jahr 2010. Dieser Rückgang 
von zwei Dritteln in acht Jahren geht sehr viel weiter als die Vorgabe der 
Millenniums-Entwicklungsziele.
Eine kinderfreundliche Politik geht über die Gesundheitsversorgung und 
Bildung hinaus und umfasst weitergehende Unterstützung für die Gemein-
schaften, in denen die Kinder leben. Die Regierung führte 2008 ein neues 
Sozialunterstützungsprogramm (SODES) ein, um sozialen Zusammenhalt zu 
schaffen und soziale Integration sicherzustellen, insbesondere für die weni-
ger entwickelten östlichen Regionen des Landes. SODES-Projekte zielen auf 
eine zunehmende Beteiligung benachteiligter, durch Armut und soziale Aus-
grenzung marginalisierter Menschen am nationalen wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Leben ab. Die Ziele mehrerer Tausend SODES-Projekte 
gehen über die Schaffung von Arbeitsplätzen in den Regionen mit niedrigem 
Einkommen hinaus und umfassen Unterstützung für junge Menschen und 
Frauen, damit sie sich durch kulturelle, künstlerische und sportliche Leistun-
gen ausdrücken können.
Wichtiger ist jedoch, was diese Verbesserungen für das Leben normaler 
türkischer Familien bedeuten. Im ganzen Land können nun Eltern wie Kinder 
sich auf ein gesünderes, sichereres, erfüllteres Leben freuen – das grundle-
gende Ziel und zentrale Prinzip menschlicher Entwicklung.
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lohn. Diese Initiative ist vielversprechend, 
denn sie bietet den Armen einen Zugang zu 
Einkommen und eine gewisse Absicherung 
gegen die Launen der Saisonarbeit und sie 
stärkt die Menschen und ermöglicht ihnen 
den mit der Arbeit zusammenhängenden 
Selbstrespekt.105 Außerdem zielt das Gesetz 
darauf ab, durch Entwicklung der Infrastruk-
tur in ländlichen Gegenden die Wirtschaft 
aufzubauen. Das System verfügt über inno-
vative Gestaltungsmerkmale wie Sozialau-
dits und fortschrittliche Monitoring- und 
Informationssysteme.
•	 China. Das System zur Sicherung des Min-
destlebensunterhaltes ist die wichtigste Ant-
wort der chinesischen Regierung auf die 
neuen Herausforderungen im Bereich soziale 
Absicherung, die sich aus der zunehmenden 
Privatisierung und dem Engagement auf dem 
Weltmarkt ergeben. In städtischen Gebieten 
garantiert es ein Mindesteinkommen, indem 
es die Lücke zwischen dem tatsächlichen 
Einkommen und einer lokal festgelegten Ar-
mutsgrenze schließt. So gibt es trotz wach-
sender Einkommensungleichverteilung in 
China die Möglichkeit, dass verteilungspoli-
tische Maßnahmen die Armut mindern und 
die Ernährungssicherheit verbessern können. 
Auch kann die Ausweitung solcher Rechte 
auf Migranten in den Städten entscheidende 
Auswirkungen darauf haben, dass sie in der 
Lage sind, vergleichbare soziale Dienstleis-
tungen in Anspruch zu nehmen.
•	 Brasilien. Obwohl das Wirtschaftswachstum 
in Brasilien langsamer war als in China und 
Indien, hat das Land die Ungleichheit ver-
ringert, indem es ein Programm zur Minde-
rung der Armut einführte, Bildungsangebo-
KaStEN 3.9
An Bedingungen geknüpfte Transferzahlungsprogramme und Mexikos Oportunidades-Programm
An Bedingungen geknüpfte Transferzahlungsprogramme sind so gestaltet, 
dass sie das Einkommen der Nutznießer und ihren Zugang zu Gesundheit 
und Bildung erhöhen sollen, indem sie Transferzahlungen an Bedingungen, 
wie zum Bespiel Klinikbesuche oder den Schulbesuch knüpfen. Sie zielen 
auf bestimmte Nutznießer ab (typischerweise Personen aus Haushalten 
mit niedrigem Einkommen oder aus benachteiligten Haushalten), bieten 
Unterstützung in Form von Bargeld statt Sachleistungen, und die Transfer-
leistungen sind an Bedingungen in Bezug auf Aktivitäten in den Bereichen 
Gesundheit und Bildung geknüpft. Auch lässt sich das Programm so ge-
stalten, dass rigorose Wirkungsevaluierungen möglich sind. Zum Beispiel 
konnte gezeigt werden, dass das Tekopora-Programm in Paraguay positive 
Auswirkungen auf die Ernährung, Gesundheit, Bildung und die Minderung 
der Armut hatte, aber keine negativen Auswirkungen auf das Angebot an 
Arbeitskräften.
Das Oportunidades-Programm in Mexiko ist ein an Bedingungen ge-
knüpftes Transferzahlungsprogramm, das auf arme Haushalte abzielt. Es ist 
abhängig vom Schulbesuch der Kinder, von medizinischen Untersuchungen 
und von der Teilnahme an Treffen in der Gemeinschaft, wo Informationen zu 
persönlicher Gesundheit und Hygiene erteilt werden. Dadurch soll verhindert 
werden, dass die Armut von einer Generation an die nächste weitergegeben 
wird. Das Programm hieß ursprünglich Progresa. Es zielt darauf ab, die heuti-
ge und zukünftige Armut zu mindern, indem es den Eltern finanzielle Anreize 
(Bargeld) bietet, um in die Gesundheit und Bildung ihrer Kinder zu investie-
ren. Das Programm, das 1997 begann, ist eines der größten an Bedingungen 
geknüpften Transferzahlungsprogramme weltweit. Im Jahr 2012 zahlte es 
rund drei Milliarden US-Dollar an etwa fünf Millionen Haushalte aus.
Die Oportunidades-Transferzahlungen, die zweimonatlich an weibliche 
Haushaltsvorstände ausgezahlt werden, bestehen aus zwei Teilen. Der ers-
te, den alle teilnehmenden Haushalte bekommen, ist ein fester Lebensmit-
telzuschuss. Er ist an die Bedingung geknüpft, dass die Familienmitglieder 
präventive medizinische Versorgung in Anspruch nehmen und soll den Fami-
lien helfen, ihr Geld für eine umfassendere und bessere Ernährung auszu-
geben. Der zweite Teil sind Bildungsstipendien. Sie sind an die Bedingung 
geknüpft, dass die Kinder mindestens 85 Prozent der Zeit zur Schule gehen 
und keine Klasse mehr als zweimal wiederholen. Die Bildungsstipendien, 
die jedes Kind unter 18 Jahren bekommt, das in einer Schule zwischen der 
dritten Grundschulklasse und der dritten (letzten) Klasse der Mittelstufe 
eingeschult ist, variieren nach Schuljahr und Geschlecht. Sie sind nach Ab-
schluss der Grundschule deutlich höher und in der Sekundar- und Oberschule 
für Mädchen höher als für Jungen. Kinder, die von dem Programm profitie-
ren, bekommen zudem einmal im Jahr Geld für Schulbedarf.
An Bedingungen geknüpfte Transferzahlungsprogramme kosten we-
niger als traditionelle Sozialhilfemaßnahmen in Form von Sachleistungen. 
Das brasilianische Bolsa Familia und Mexikos Oportunidades, die beiden 
größten Programme in Lateinamerika, kosten weniger als ein Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts. In einigen Fällen werden sie als Instrumente angese-
hen, die Zugang zu allgemeinen Grundrechten wie Gesundheit und Bildung 
ermöglichen, doch in anderen Fällen haben sie aufgrund der nur unzurei-
chend bereitgestellten Dienstleistungen dazu geführt, dass einige Orte aus-
geschlossen wurden.
Quelle: Hailu und Veras Soares 2008; Ribas, Veras Soares und Hirata 2008.
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te ausweitete und die Mindestlöhne anhob. 
Sein an Bedingungen geknüpftes Transfer-
leistungsprogramm Bolsa Escola, das 2001 
auf den Weg gebracht wurde, übernahm die 
konzeptionellen Grundlagen anderer solcher 
Programme in Lateinamerika, wie Progresa 
in Mexiko (das heute Oportunidades heißt; 
Kasten 3.9). 2003 wurde Bolsa Escola zu 
Bolsa Familia ausgeweitet, indem mehrere 
andere Geld- und Sachleistungsprogram-
me in einem einheitlichen, zielgerichteten 
System unter einer gestrafften Verwaltung 
zusammengefasst wurden. 2009 erreichte 
Bolsa Familia bereits mehr als 12 Millionen 
Haushalte im ganzen Land bzw. 97,3 Prozent 
der Bevölkerung, auf die es abzielt. Diese 
Programme waren auch in Hinblick auf die 
Programmverwaltung und die Stärkung der 
Rolle von Frauen wegweisend. Es wurden 
innovative Distributionskanäle entwickelt, 
wie zum Beispiel Geldautomatenkarten für 
Mütter mit niedrigem Einkommen, die kein 
Bankkonto haben. Das Ergebnis war eine 
wesentliche Minderung der Armut und der 
extremen Armut sowie eine Verringerung der 
Ungleichheit.106
•	 Chile. Als eine Reaktion auf Erkenntnisse, 
dass staatliche Subventionen die Ärmsten der 
Armen nicht erreichen, wurde 2002 Chile 
Solidario auf den Weg gebracht, um die ext-
rem Armen mit einer Kombination aus Hilfe 
und Qualifizierung zu erreichen. Das Pro-
KaStEN 3.10 Michael Bloomberg, Bürgermeister, New York City
Warum New York City sich im Süden politischen Rat für eine Anti-Armutspolitik geholt hat 
In New York City arbeiten wir auf verschiedene Weise daran, das Leben 
unserer Einwohner zu verbessern. Wir bringen die Qualität der Bildung in 
unseren Schulen weiter voran. Wir haben die Gesundheit der New Yorker 
verbessert, indem wir das Rauchen und die Fettleibigkeit reduziert haben. 
Und wir haben die städtische Landschaft attraktiver gemacht, indem wir 
Fahrradwege eingerichtet und hunderttausende Bäume gepflanzt haben.
Wir haben uns auch bemüht, die Armut zu verringern, indem wir neue 
und bessere Wege gefunden haben, um wirtschaftliche Unabhängigkeit zu 
fördern und um für unsere jungen Menschen die Voraussetzungen für eine 
gute Zukunft zu schaffen. Als wichtigsten Teil dieser Bemühungen gründeten 
wir das Zentrum für wirtschaftliche Chancen. Dessen Aufgabe besteht darin, 
Strategien zu identifizieren, um mit innovativen Bildungs-, Gesundheits- und 
Beschäftigungsinitiativen den Teufelskreis der Armut zu durchbrechen.
Im Laufe der vergangenen sechs Jahre hat das Zentrum in partner-
schaftlicher Zusammenarbeit mit städtischen Einrichtungen und hunderten 
von Gemeindeorganisationen mehr als 50 Pilotprogramme auf den Weg ge-
bracht. Es hat für jedes dieser Pilotprogramme eine darauf zugeschnittene 
Evaluierungsstrategie entwickelt, durch die dessen Leistungen überwacht 
werden, die Ergebnisse verglichen werden und festgestellt wird, welche 
Strategien bei der Minderung der Armut und der Erweiterung von Chancen 
die erfolgreichsten sind. Erfolgreiche Programme werden mit neuen öffent-
lichen und privaten Mitteln weiter gefördert. Nicht erfolgreiche Program-
me werden nicht weitergeführt und die Mittel werden in neue Strategien 
investiert. Die Erkenntnisse des Zentrums werden dann weitergegeben an 
Regierungsstellen, politische Entscheidungsträger, Partner in Nichtregie-
rungsorganisationen und private Geber sowie an Kollegen im ganzen Land 
und weltweit, die ebenfalls nach neuen Wegen suchen, um den Teufelskreis 
der Armut zu durchbrechen.
In New York haben wir das Glück, dass wir einige der hellsten Köpfe der 
Welt haben, die in unseren Unternehmen und Universitäten arbeiten, doch 
wir erkennen an, dass sich viel von Programmen lernen lässt, die anderswo 
entwickelt wurden. Deshalb begann das Zentrum seine Arbeit mit der Durch-
führung einer nationalen und internationalen Erhebung vielversprechender 
Strategien gegen die Armut.
Im Jahr 2007 brachte das Zentrum „Opportunity NYC: Family Rewards“, 
das erste an Bedingungen geknüpfte Transferzahlungsprogramm in den 
Vereinigten Staaten, auf den Weg. Basierend auf ähnlichen Programmen in 
mehr als 20 anderen Ländern mindert Family Rewards die Armut, indem es 
den Haushalten Anreize für Gesundheitsvorsorge, Bildung und Ausbildung 
bietet. Bei der Gestaltung von Family Rewards haben wir auf Erfahrungen 
aus Mexiko, Brasilien und dutzenden anderer Länder zurückgegriffen. Zum 
Ende der dreijährigen Laufzeit unseres Pilotprogramms hatten wir gelernt, 
welche Programmelemente in New York City funktionierten und welche 
nicht. Diese Informationen sind jetzt für eine neue Generation von Program-
men weltweit hilfreich.
Bevor wir das Opportunity NYC: Family Rewards-Programm auf den 
Weg brachten, besuchte ich Toluca, Mexiko, um mir Oportunidades, das 
erfolgreiche, an Bedingungen geknüpfte Transferzahlungsprogramm der me-
xikanischen Regierung, direkt vor Ort anzuschauen. Wir nahmen auch an 
einem Nord-Süd-Lernaustausch teil, der von den Vereinten Nationen ausge-
richtet wurde. Wir arbeiteten mit der Rockefeller-Stiftung, der Weltbank, der 
Organisation amerikanischer Staaten und anderen Institutionen und interna-
tionalen politischen Entscheidungsträgern zusammen, um Erfahrungen mit 
an Bedingungen geknüpften Transferzahlungsprogrammen in Lateinamerika 
sowie in Indonesien, Südafrika und der Türkei auszutauschen.
Unsere internationalen Lernaustauschprogramme sind nicht auf diese 
Transferzahlungsinitiativen beschränkt. Sie beinhalten auch innovative An-
sätze im städtischen Verkehrswesen, neue Bildungsinitiativen und andere 
Programme.
Niemand hat ein Monopol auf gute Ideen. Deshalb wird New York wei-
ter von den besten Vorgehensweisen anderer Städte und Länder lernen. Und 
während wir in unserer eigenen Stadt neue Programme übernehmen, anpas-
sen und auswerten, engagieren wir uns weiter dafür, etwas zurückzugeben 
und in Gemeinschaften weltweit bleibende Veränderungen zu bewirken
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gramm legt den Schwerpunkt auf Hilfen für 
die Haushalte. Es wird davon ausgegangen, 
dass die extreme Armut mehrdimensional ist 
und über Einkommensaspekte hinausgeht. 
Sie beinhaltet mangelndes Human- und So-
zialkapital und erfordert eine Verringerung 
der Anfälligkeit für Ereignisse wie Krank-
heiten, Unfälle und Arbeitslosigkeit, die 
jeden treffen können. In Kombination mit 
anderen sozialpolitischen Maßnahmen hat 
das Programm in Boomzeiten die Nutzung 
von Dienstleistungen im Gesundheits- und 
Bildungswesen erhöht. In Rezessionszeiten 
dagegen spielt es eine antizyklische Rolle, in-
dem es den Armen ein dringend benötigtes 
Sicherheitsnetz bietet.
Der aufsteigende Süden entwickelt also eine 
breiter angelegte, soziale und auf Armutsmin-
derung ausgerichtete Agenda, auf der politi-
sche Handlungskonzepte zum Umgang mit 
Ungleichheiten, institutionellem Versagen, ge-
sellschaftlichen Hemmnissen und persönlichen 
Anfälligkeiten eine so zentrale Bedeutung er-
langt haben wie die Förderung des Wirtschafts-
wachstums. Dies folgt aus der wachsenden Er-
kenntnis, dass soziale Herausforderungen über 
Einkommensarmut hinausgehen. Zu ihnen 
gehören auch mangelnder Zugang zu Bildung, 
schlechte Gesundheit, soziale Ungleichheiten 
und ein geringer Grad an gesellschaftlicher In-
tegration (Kasten 3.10).
*    *    *
Eine Agenda für einen grundlegenden entwick-
lungspolitischen Wandel, der die menschliche 
Entwicklung fördert, hat viele Facetten. Sie 
erweitert das Vermögen der Menschen, indem 
sie den Zugang zur sozialen Grundversorgung 
universalisiert, Kredite auf die Bevölkerung 
ausweitet (insbesondere auf die Armen), ge-
meinsame Ressourcen schützt und, sofern re-
levant, Landreformen auf den Weg bringt. Sie 
verbessert die Funktionsfähigkeit des Staates 
und sozialer Institutionen zur Förderung ei-
nes verteilungsgerechten Wachstums, dessen 
Nutzen breit gestreut ist. Sie legt den Schwer-
punkt auf ein rasches Beschäftigungswachstum 
und arbeitet daran, sicherzustellen, dass die 
Arbeitsplätze gut sind. Sie reduziert bürokra-
tische und gesellschaftliche Beschränkungen 
des wirtschaftlichen Handelns und der gesell-
schaftlichen Mobilität. Sie zieht die Staats- und 
Regierungsführung zur Rechenschaft. Sie be-
zieht die gesellschaftlichen Gruppen darin ein, 
haushaltspolitische Prioritäten festzulegen und 
Informationen zu verbreiten. Und sie legt den 
Schwerpunkt auf gesellschaftliche Prioritäten.
Viele Länder des Südens haben gezeigt, was 
sich in einem Entwicklungsstaat erreichen lässt. 
Doch selbst in Ländern, die besser abschnei-
den, sind zukünftige Erfolge nicht garantiert. 
Überall auf der Welt stehen die Länder vor ei-
ner Reihe von Herausforderungen, angefangen 
mit zunehmender Ungleichheit bis hin zu Um-
weltschäden. Im nächsten Kapitel geht es um 
diese Bedrohungen und es wird betrachtet, was 
nötig ist, um zukünftige Fortschritte bei der 
menschlichen Entwicklung aufrechtzuerhalten.
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„Jede Generation wird 
ernten, was die Generation 
vor ihr gesät hat.“
Chinesisches Sprichwort
„Wir müssen die eine Hälfte 
der Menschheit, die Frauen, 
befreien, sodass sie helfen 





In den vergangenen Jahrzehnten hat es viele positive Nachrichten über die Entwicklungsländer gegeben, insbesondere über 
ihre guten Fortschritte bei der menschlichen Entwicklung. Aber wie sieht die Zukunft aus? Können diese Länder weiterhin 
so rasche Fortschritte bei der menschlichen Entwicklung machen und können andere Länder im Süden ebenfalls davon profi-
tieren? Mit der richtigen Politik sicherlich. Mögliche politische Maßnahmen bestehen unter anderem darin, Gerechtigkeit zu 
fördern, Mitsprache und Teilhabe zu ermöglichen, Umweltbelastungen entgegenzuwirken und den demografischen Wandel 
zu bewältigen. Politische Entscheidungsträger werden sich um größeren politischen Ehrgeiz bemühen und verstehen müs-
sen, dass durch politische Untätigkeit große Kosten entstehen werden.
In den kommenden Jahren müssen die Ent-
scheidungsträger in den Entwicklungsländern 
eine ehrgeizige Tagesordnung abarbeiten, 
um auf die schwierigen globalen Bedingun- 
gen zu reagieren. Dies gilt insbesondere für 
den wirtschaftlichen Konjunkturrückgang, 
der zu einer geringeren Nachfrage im Norden 
führt. Gleichzeitig müssen sie sich um ihre 
eigenen dringlichen politischen Prioritäten 
kümmern.
Politische Prioritäten  
für die Entwicklungsländer
Für die Entwicklungsländer zeichnen sich für 
die kommenden Jahre vier politische Priori-
täten ab, wenn sie weiterhin so gute Resultate 
wie in den vergangenen Jahrzehnten erzielen 
wollen und der Nutzen auf Länder ausgeweitet 
werden soll, die noch hinterherhinken:
•	 Gerechtigkeit fördern. Gleiche Chancen und 
soziale Gerechtigkeit, die ja bereits für sich 
betrachtet wertvoll sind, sind auch wichtig, 
um die Verwirklichungsmöglichkeiten zu 
erweitern.1 Angesichts zunehmender oder 
andauernder Ungleichheit können Fort-
schritte bei der menschlichen Entwicklung 
nur sehr schwer dauerhaft erzielt werden.2 
Ungleichheit im Hinblick auf spezielle Ver-
wirklichungschancen beispielsweise – ermit-
telt und gemessen anhand von Ungleichhei-
ten bei Gesundheit und Bildung sowie beim 
Einkommen – behindert ebenfalls den Fort-
schritt bei der menschlichen Entwicklung, 
auch wenn die Auswirkungen vielleicht we-
niger ausgeprägt sind. Bei diesen negativen 
Wechselbeziehungen ist die geschlechtsspe-
zifische Ungleichheit ein zentraler Faktor: 
Gesundheit und Bildung von Frauen sind 
entscheidend, wenn man die demografischen 
und andere Herausforderungen im Hinblick 
auf die menschliche Entwicklung bewältigen 
will. Obwohl einige Länder in Lateinamerika 
und anderswo die Einkommensungleichheit 
stark verringern konnten, haben nicht alle 
Länder erkannt, wie wichtig es ist, Ungleich-
heiten in den Bereichen Gesundheit, Bildung 
und Einkommen zu beseitigen. 3
•	 Mitsprache und Teilhabe ermöglichen. Wenn 
das Bildungsniveau steigt und der Zugang 
zu Informations- und Kommunikations-
technologien ausgeweitet wird, verlangt die 
Bevölkerung mehr Teilhabe an politischen 
Prozessen und fordert von den Entschei-
dungsträgern mehr Rechenschaftspf licht 
und mehr Gelegenheit zu offenem öffentli-
chen Diskurs. Wenn es in einer Zeit steigen-
der Arbeitslosenzahlen und der Verschlech-
terung der wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen nur eingeschränkte Möglichkeiten 
zur Teilhabe an politischen Prozessen gibt, 
kann dies zu öffentlichen Unruhen führen. 
Durch erweiterte Möglichkeiten der politi-
schen Teilhabe und eine verstärkte Rechen-
schaftslegung der Regierung, durch die si-
chergestellt wird, dass die Grundbedürfnisse 
der Menschen befriedigt werden, können die 
menschlichen Freiheiten gefördert und die 
menschliche Entwicklung aufrechterhalten 
werden. Wenn die sozial relativ Benachtei-
ligten politisch stärker eingebunden werden, 
kann dies zu einem wichtigen Impuls für 
die Unterstützung eines politischen Wan-
dels hin zu einer menschlichen Entwicklung 
werden.
•	 Umweltbelastungen entgegenwirken. Klima-
wandel und lokaler Druck auf natürliche 
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Ressourcen und Ökosysteme führen in fast 
allen Ländern, unabhängig von ihrem Ent-
wicklungsstand, zu immer stärkeren Umwelt-
belastungen. Wenn nicht sofortige Maßnah-
men ergriffen werden, ist der künftige Fort-
schritt bei der menschlichen Entwicklung 
bedroht. Auf der Grundlage von Szenarien, 
die für den Bericht über die menschliche Ent-
wicklung 2011 entwickelt wurden, setzt sich 
der vorliegende Bericht für ein energisches 
Handeln auf nationaler und internationaler 
Ebene ein, damit diese Herausforderungen 
bewältigt werden können.
•	 Den demografischen Wandel bewältigen. In 
einigen Entwicklungsländern, hauptsäch-
lich in Afrika südlich der Sahara, drängen 
geburtenstarke Jahrgänge junger Menschen 
auf den Arbeitsmarkt. In anderen Ländern, 
insbesondere in Ostasien, nimmt der Anteil 
der Menschen im erwerbsfähigen Alter an 
der Gesamtbevölkerung ab, und der An- 
teil älterer Menschen nimmt zu. Neue po-
KaStEN 4.1
Warum die Bevölkerungsentwicklung in der Republik Korea und in Indien voraussichtlich unterschiedlich verlaufen wird
Die Bildungserfolge in der Republik Korea sind stark gestiegen. In den 
1950er Jahren erhielt ein großer Prozentsatz von Kindern im Grundschulalter 
keine Schulbildung. Heutzutage gehören junge koreanische Frauen zu den 
am besten ausgebildeten Frauen der Welt; mehr als die Hälfte von ihnen hat 
einen Hochschulabschluss. Eine Folge davon ist, dass ältere Koreaner und 
Koreanerinnen in Zukunft besser ausgebildet sein werden als die älteren Ko-
reaner und Koreanerinnen heutzutage (siehe Grafik). Aufgrund des positiven 
Zusammenhangs zwischen Bildung und Gesundheit werden sie außerdem 
voraussichtlich gesünder sein.
Angenommen, die Einschulungsraten (die hoch sind) bleiben konstant, 
wird der Anteil der Bevölkerung unter 14 Jahren von 16 Prozent im Jahr 2010 
auf 13 Prozent im Jahr 2050 sinken. Es wird auch eine deutliche Verschie-
bung der Bildungszusammensetzung der Bevölkerung geben, dabei wird der 
Anteil derer, die eine Hochschulausbildung haben, voraussichtlich von 26 
Prozent auf 47 Prozent steigen.
In Indien stellt sich die Lage völlig anders dar. Vor 2000 hatte mehr als die 
Hälfte der erwachsenen Bevölkerung keine formelle Schulbildung. Trotz der 
jüngsten Ausweitung der Grundschulbildung und trotz eines beeindruckenden 
Anstiegs der Anzahl besser ausgebildeter Inder (unzweifelhaft ein wesentli-
cher Faktor für Indiens Wirtschaftswachstum in jüngster Zeit) wird der Anteil 
der erwachsenen Bevölkerung ohne Schulbildung nur langsam sinken. Teil-
weise aufgrund dieses niedrigeren Bildungsniveaus, insbesondere bei Frau-
en, geht man davon aus, dass die Bevölkerung in Indien rasch zunehmen und 
Indien China als das bevölkerungsreichste Land überholen wird. Selbst bei ei-
nem optimistischen beschleunigten Szenario, bei dem von einer Ausweitung 
der Bildung ähnlich wie in Korea ausgegangen wird, wird die Bildung in Indi-
en 2050 immer noch höchst ungleich verteilt sein, mit einem beträchtlichen 
Anteil ungebildeter (meist älterer) Erwachsener. Durch den raschen Anstieg 
der Hochschulbildung bei diesem Szenario wird jedoch eine sehr gut ausge-
bildete Erwerbsbevölkerung aus jungen Erwachsenen entstehen.
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Bevölkerung (in Millionen) Bevölkerung (in Millionen)
Republik Korea, konstante Einschulungsraten Indien, beschleunigtes Szenario
Quelle: Lutz und K.C. 2013.
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litische Maßnahmen sind erforderlich, 
um einerseits ausreichend produktive Be-
schäftigung zu schaffen und andererseits 
den steigenden Bedarf an Sozialschutz zu 
befriedigen.
Es wird auch noch andere Herausforderun-
gen für die menschliche Entwicklung geben, 
beispielsweise schwankende Rohstoffpreise, 
insbesondere für Nahrungsmittel und Brenn-
stoffe. In einer immer stärker globalisierten 
Welt werden diese und andere Probleme zu 
einem komplexen Umfeld mit den damit ver-
bundenen Risiken führen, dabei werden Fort-
schritte wieder rückgängig gemacht, und Unsi-
cherheit und Ungleichheit werden zunehmen. 
In einem so komplexen Umfeld gestalten sich 
Vorhersagen schwierig, denn es kann sein, dass 
in Modellen zentrale Variablen nicht miterfasst 
werden, wie beispielsweise der technologische 
Fortschritt, durch den sich sowohl die Produk-
tion als auch die persönlichen Möglichkeiten 
dramatisch verändern können. Modellszenari-
en sind trotzdem hilfreich, um politische Ent-
scheidungsmöglichkeiten und ihre Implikatio-
nen zu veranschaulichen.
Gerechtigkeit fördern
Mehr Gerechtigkeit, beispielsweise zwischen 
Männern und Frauen und verschiedenen Grup-
pen (z.  B. religiösen Gemeinschaften, Rassen 
und andere), ist nicht nur für sich betrachtet 
wertvoll, sondern auch unentbehrlich für die 
Förderung menschlicher Entwicklung. Bildung 
gehört zu den wirkungsvollsten Instrumenten 
zur Förderung von Gerechtigkeit und mensch-
licher Entwicklung. Sie sorgt dafür, dass Men-
schen ihre Fähigkeiten entwickeln und dass 
ihre Entscheidungsfreiheit erweitert wird. Bil-
dung steigert das Selbstbewusstsein der Men-
schen und erleichtert ihnen, einen besseren 
Arbeitsplatz zu finden und sich in öffentlichen 
Debatten einzubringen. Ebenso lernen sie, For-
derungen an die Regierung im Hinblick auf 
Gesundheitsfürsorge, soziale Sicherheit und 
andere Ansprüche zu richten.
Bildung hat auch erstaunlich positive Aus-
wirkungen auf Gesundheit und Sterblichkeit 
(siehe Kasten 4.1 zu Unterschieden bei der 
künftigen Entwicklung der Bildung in der Re-
publik Korea und in Indien). Weltweit gibt es 
Belege dafür, dass bei einer besseren Ausbildung 
der Eltern, insbesondere der Mütter, die Über-
lebenschancen der Kinder größer sind. Hinzu 
kommt, dass arbeitende Frauen mit besserer 
Ausbildung (die in der Regel erst die Schule 
abschließen, bevor sie Kinder bekommen) nor-
malerweise weniger Kinder zur Welt bringen.4 
Gebildete Mütter haben auch gesündere Kin-
der mit höheren Überlebenschancen (Tabelle 
4.1), sodass ein geringerer Anreiz zu einer grö-
ßeren Familie besteht.5 Gebildete Frauen haben 
auch besseren Zugang zu Verhütungsmitteln 
und nutzen sie wirkungsvoller.6
Für Untersuchungen im Rahmen des vor-
liegenden Berichts wurden Erhebungen zur 
Bevölkerungsentwicklung und Gesundheit 
(Demographic and Health Surveys) und Erhe-
bungen auf Mikroebene herangezogen. Diese 
Untersuchungen bestärken die obigen Argu-
mente und ergaben, dass das Bildungsniveau 
der Mütter für die Überlebenschancen ihrer 
Kinder wichtiger ist als Haushaltseinkommen 
oder Reichtum. Daraus ergeben sich weitrei-
chende Implikationen für die Politik: Mögli-
cherweise muss eine Abkehr von Bemühungen 
zur Steigerung des Haushaltseinkommens hin 
zu Maßnahmen zur Verbesserung der Bildung 
für Mädchen erfolgen.
Dieser Zusammenhang kann durch Daten 
über Kindersterblichkeit veranschaulicht wer-
den (Tabelle 4.1). Viele afrikanische Länder, 
insbesondere Mali und Niger, verzeichnen eine 
hohe Sterblichkeitsrate bei Kindern unter fünf 
Jahren. In jedem Land ist die Sterblichkeitsra-
te jedoch bei gebildeteren Müttern niedriger. 
In einigen Ländern, wie beispielsweise in Ni-
geria, gibt es einen Zusammenhang zwischen 
niedrigeren Kindersterblichkeitsraten und 
Grundschulbildung; in anderen Ländern wie 
beispielsweise in Liberia und Uganda hängt 
der entscheidende Unterschied mit Sekundar-
schulbildung zusammen.
In einer Modellstudie für den vorliegenden 
Bericht wurden die Auswirkungen unterschied-
licher Bildungsniveaus auf die Kindersterblich-
keit in den Jahren 2010 bis 2050 unter Annah-
me zweier Szenarien hochgerechnet. Beim „Ba-
sisszenario“ wird davon ausgegangen, dass sich 
der gegenwärtige Trend beim Bildungsniveau 
auf nationaler Ebene ohne zusätzliche substan-
zielle neue Finanzierungszusagen oder politi-
Das Bildungsniveau 
der Mütter ist für die 
Überlebenschancen 
ihrer Kinder wichtiger 
als Haushaltseinkommen 
oder Reichtum
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sche Initiativen fortsetzt. Bei dieser Annahme 
bliebe der Anteil jeder Gruppe von Kindern, 
die die nächste Bildungsstufe erreichen – ein-
geteilt nach Alter und Geschlecht – konstant 
(siehe Technische Erläuterungen im Anhang).
Beim „beschleunigten“ Szenario wird von 
viel ehrgeizigeren bildungspolitischen Zielen 
ausgegangen, wie sie beispielsweise in den ver-
gangenen Jahrzehnten in der Republik Korea 
erreicht wurden. Dort ist der Anteil an Schul-
kindern, die die nächsthöhere Bildungsstufe 
erreichten, im Laufe der Jahre ständig gestie-
gen. Dieses beschleunigte Szenario weist im 
Ergebnis entscheidende Verbesserungen bei der 
Kindersterblichkeit im Zusammenhang mit 
der Schulbildung der Mütter auf. Wenn Fort-
schritten im Bildungsbereich höhere Priorität 
eingeräumt würde, so lässt sich anhand des Mo-
dells zeigen, würden die Todesfälle bei Kindern 
in allen Ländern und Regionen infolge einer 
besseren Schulbildung von Mädchen substan-
ziell und kontinuierlich reduziert (Tabelle 4.2).
Indien weist die meisten geschätzten Todes-
fälle bei Kindern in den Jahren 2010 bis 2015 
auf: fast 7,9 Millionen, was etwa der Hälfte 
aller Todesfälle bei Kindern unter fünf Jahren 
in Asien entspricht.7 Für den letzten Projek-
tionszeitraum von 2045 bis 2050 wird pro-
gnostiziert, dass beim Basisszenario fast 6,1 
Millionen Kinder sterben werden, beim be-
schleunigten Szenario jedoch nur halb so viele 
(3,1 Millionen).
In China leben mehr Menschen als in In-
dien, man schätzt jedoch, dass auf China von 
2010 bis 2015 nur weniger als ein Viertel 
(1,7  Millionen) der Todesfälle bei Kindern 
entfallen wird. Und da China im Bildungsbe-
reich Fortschritte gemacht hat, sind die Pro-
gnosen für China bei beiden Szenarien opti-
mistisch. Wenn sich die Situation in China 
entsprechend dem beschleunigten Szenario 
entwickelt, was wahrscheinlich ist, werden 
sich die Todesfälle bei Kindern 2045 bis 2050 
auf etwa eine halbe Million verringern. Das 
taBEllE 4.1
Sterblichkeitsrate bei unter Fünfjährigen und Gesamtfruchtbarkeitsrate in ausgewählten Ländern, gemessen am Bildungsniveau der Mütter






















Ägypten 2008 44 38 26 33 3,4 3,2 3,0 3,0
Äthiopien 2005 139 111 54 132 6,1 5,1 2,0 5,4
Bangladesch 2007 93 73 52 74 3,0 2,9 2,5 2,7
Ghana 2008 103 88 67 85 6,0 4,9 3,0 4,0
Indien 2005/2006 106 78 49 85 3,6 2,6 2,1 2,7
Indonesien 2007 94 60 38 51 2,4 2,8 2,6 2,6
Liberia 2009 164 162 131 158 7,1 6,2 3,9 5,9
Mali 2006 223 176 102 215 7,0 6,3 3,8 6,6
Niger 2006 222 209 92 218 7,2 7,0 4,8 7,0
Nigeria 2008 210 159 107 171 7,3 6,5 4,2 5,7
Ruanda 2007/2008 174 127 43 135 6,1 5,7 3,8 5,5
Sambia 2007 144 146 105 137 8,2 7,1 3,9 6,2
Uganda 2006 164 145 91 144 7,7 7,2 4,4 6,7
Hinweis: Die Daten beziehen sich auf den Zeitraum von zehn Jahren vor der Erhebung. 
Quelle: Lutz und KC 2013.
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ist weniger als ein Drittel des gegenwärtigen 
Niveaus.
Für einige andere Länder sind die Prognosen 
nicht so optimistisch. In Kenia beispielsweise 
werden die Todesfälle bei Kindern von etwa 
582.000 in den Jahren 2010 bis 2015 auf etwa 
1,6 Millionen in den Jahren 2045 bis 2050 an-
steigen. Beim beschleunigten Szenario würde 
die Zahl der Todesfälle von 2045 bis 2050 auf 
371.000 sinken. Das ist zwar viel besser, liegt 
jedoch nicht weit unter dem Niveau von 2010.
bis 2015.
Der prognostizierte Rückgang der Todesfälle 
bei Kindern spiegelt die Kombination der Fak-
toren wider, dass Frauen mit besserer Bildung 
weniger Kinder bekommen, und dass von die-
sen Kindern weniger sterben. Die Prognosen 
zeigen auch, dass politische Maßnahmen grö-
ßere Wirkung zeigen, wenn die Bildungsergeb-
nisse zunächst schlechter waren.
Diese Ergebnisse unterstreichen, wie wich-
tig es ist, die geschlechtsspezifische Ungleich-
heit zu verringern, insbesondere im Bildungs-
bereich und in Ländern mit niedrigem Index 
der Menschlichen Entwicklung (Human 
Development Index, HDI). Geschlechter- 
ungleichheit ist besonders tragisch, weil sie 
nicht nur Frauen von grundlegenden sozia-
len Chancen ausschließt, sondern auch die 
Lebensperspektiven künftiger Generationen 
stark beeinträchtigt.
Mitsprache, teilhabe und 
Rechenschaftslegung ermöglichen
Mahbub ul Haq betonte im Bericht über die 
menschliche Entwicklung 1995: „Nur wenn 
die Menschen sinnvoll an Ereignissen und 
Prozessen, die ihr Leben gestalten, mitwirken 
können, werden Wege menschlicher Entwick-
taBEllE 4.2
Geschätzte Anzahl von Todesfällen bei Kindern unter fünf Jahren, je nach Bildungsszenario, 2010 bis 2015, 









Brasilien 328 224 177 161 102
China 1.716 897 871 625 526
Indien 7.872 6.707 4.806 6.096 3.064
Kenia 582 920 482 1.552 371
Korea, Rep. 9 8 9 7 7
Mali 488 519 318 541 150
Pakistan 1.927 1.641 1.225 1.676 773
Südafrika 288 198 165 134 93
Region
Afrika 16.552 18.964 12.095 24.185 7.495
Asien 15.029 11.715 8.924 10.561 5.681
Europa 276 209 204 196 187
Lateinamerika und Karibik 1.192 963 704 950 413
Nordamerika 162 160 155 165 152
Ozeanien 11 11 11 12 10
Hinweis: In den Technischen Erläuterungen werden das Basis- und beschleunigte Szenario genauer erläutert. 
Quelle: Lutz und KC 2013.
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lung auf nationaler Ebene wünschenswert und 
nachhaltig sein.“8 Für eine gerechte und nach-
haltige menschliche Entwicklung sind Syste-
me öffentlichen Diskurses erforderlich, die die 
Bürger ermutigen, sich am politischen Prozess 
zu beteiligen und ihre Ansichten und Beden-
ken zu äußern. Die Bevölkerung sollte in der 
Lage sein, politische Entscheidungen und Er-
gebnisse zu beeinflussen, und junge Menschen 
sollten sich auf mehr wirtschaftliche Chancen 
und politische Rechenschaftslegung freuen 
können. Wenn die Menschen aus diesem Pro-
zess ausgeschlossen sind, haben sie nur einge-
schränkt die Möglichkeit, ihre Bedenken zu 
äußern, und dies kann zu einem Fortbestehen 
der Ungerechtigkeiten führen.
Autokratische Regime verhängen Restriktio-
nen, die durch die Verweigerung wichtiger Frei-
heiten der menschlichen Entwicklung direkt 
entgegenstehen. Selbst in Demokratien haben 
arme Menschen und arme Bevölkerungsschich-
ten jedoch nur eingeschränkt Zugang zu Infor-
mationen, Mitsprachemöglichkeiten oder öf-
fentlicher Beteiligung. Arme Menschen müssen 
zusammenarbeiten, um ihr politisches Stimm-
recht wirksam auszuüben. In vielen Ländern 
werden jedoch Organisationen, die die Armen 
vertreten, nicht unterstützt, sondern entmutigt. 
In Demokratien kann die Rechenschaftslegung 
auch von einem oft sehr eng begrenzten Kreis 
von Eliten auf alle Bürger ausgeweitet werden, 
insbesondere auf diejenigen, die bisher in den 
öffentlichen Debatten unterrepräsentiert wa-
ren, wie Frauen, Jugendliche und Arme.
Regierungen, die nicht auf die Bedürfnisse 
der Bürger eingehen oder die Möglichkeiten 
zur politischen Teilhabe nicht erweitern, riskie-
ren, ihre Legitimierung zu verlieren. Die Un-
zufriedenheit im Norden wie im Süden nimmt 
zu, weil die Menschen mehr Gelegenheiten 
fordern, ihre Bedenken zu äußern und auf die 
Politik einzuwirken, insbesondere im Hinblick 
auf grundlegenden Sozialschutz. Einem kürz-
lich veröffentlichten Bericht der Internationa-
len Arbeitsorganisation (ILO) zufolge stieg die 
Unzufriedenheit mit den Regierungen gemes-
sen im Index für soziale Unruhen von 2010 bis 
2011 in 57 von 106 Ländern. Der größte An-
stieg war in den Ländern des Nordens zu ver-
zeichnen, gefolgt von den arabischen Staaten 
und Afrika südlich der Sahara.9
Die Bevölkerung im Norden protestiert 
gegen Sparmaßnahmen, Kürzungen der öf-
fentlichen Ausgaben und die Streichung von 
Arbeitsplätzen, beispielsweise in Frankreich, 
Griechenland, Italien, Spanien und im Ver-
einigten Königreich. Bürger fordern von den 
Regierungen, sich um die sozialen Folgen ihrer 
Politik zu kümmern, und sie weisen darauf hin, 
dass die Last der Sparmaßnahmen in unver-
hältnismäßiger Art und Weise den Armen und 
sozial Benachteiligten aufgebürdet wird.10 An-
dere Unruhen bezogen sich schwerpunktmäßig 
auf Nahrungsmittelpreise, Arbeitslosigkeit und 
Umweltverschmutzung:
•	 Preissteigerungen bei Nahrungsmitteln. Im 
Jahr 2008 wurde durch Unruhen als Reakti-
on auf die hohen Nahrungsmittelpreise die 
Stabilität in mehr als 30 Ländern in Afrika 
und den arabischen Staaten bedroht.11
•	 Arbeitslosigkeit und Niedriglöhne. Arbeit-
nehmer fordern von den Regierungen, dass 
sie auf ihre Bedürfnisse eingehen. In vielen 
Ländern bringen die Arbeitslosen ihre Unzu-
friedenheit zum Ausdruck.12 In Vietnam gab 
es im Jahr 2011 doppelt so viele Streiks, weil 
Arbeitnehmer darum kämpften, angesichts 
der Inflation höhere Löhne zu erhalten.13
•	 Umweltverschmutzung. Auch Massenprotes-
te gegen Umweltverschmutzung sind stark 
verbreitet. In Shanghai in China beispiels-
weise kämpften Demonstranten gegen den 
Bau einer Abwasserleitung,14 und in Malay-
sia wehren sich Anwohner gegen den Bau 
einer Raffinerie für Seltene Erden in ihrem 
Wohngebiet.15
Viele der aktiven Demonstranten sind Ju-
gendliche, was teilweise auf den Mangel an Ar-
beitsplätzen und ein eingeschränktes Arbeits-
platzangebot für gut ausgebildete junge Leute 
zurückzuführen ist. Bei einer Stichprobe von 
48 Ländern lag die Jugendarbeitslosigkeit 2011 
bei mehr als 20 Prozent, also weit über der Ge-
samtrate von 9,6 Prozent.16 Unzufriedenheit 
unter Jugendlichen als Reaktion auf die stei-
gende Arbeitslosigkeit findet sich besonders 
häufig in Gebieten mit gebildeter Bevölke-
rung.17 Bildung verändert die Erwartungen, die 
Menschen an die Regierung haben, und vermit-
telt politische Kompetenz und Fähigkeiten und 
Fertigkeiten, die erforderlich sind, um die Ent-
scheidungen der Regierung infrage zu stellen. 
Die Unzufriedenheit 
im Norden wie im 
Süden nimmt zu, weil 
die Menschen mehr 
Gelegenheiten fordern, 
ihre Bedenken zu 
äußern und auf die 
politik einzuwirken, 
insbesondere im Hinblick 
auf grundlegenden 
Sozialschutz
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Das heißt nicht, dass Gebildete mehr Rechte 
haben. Wenn Regierungen jedoch der Schaf-
fung von Arbeitsplätzen nicht höhere Priorität 
einräumen, müssen sie sich mit steigender Un-
zufriedenheit bei Jugendlichen auseinanderset-
zen, wenn das Bildungsangebot erweitert wird 
(Grafik 4.1).18
Gleichzeitig erschließen das mobile Breit-
band-Internet und andere moderne Techno-
logien neue Kanäle, über die Bürger, insbe-
sondere junge Leute, Rechenschaft einfordern 
können. Dadurch wird auch Menschen in ver-
schiedenen Ländern ermöglicht, Werte und 
Erfahrungen auszutauschen, weil sie einander 
näher gebracht werden.
Durch das Internet und Social Media als 
„kostengünstige Aggregatoren“ der öffent-
lichen Meinung kann sich die Bevölkerung 
stärker äußern. In China beispielsweise ist die 
Nach-1990er-Generation sehr gut ausgebildet, 
hat politisches Bewusstsein und äußert sich of-
fen in den Social Media.19 In weniger als einer 
Woche nach dem Unfall des Hochgeschwin-
digkeitszuges im Juli 2011 in Wenzhou wurden 
in den beiden wichtigsten Microblogs (weibos) 
in China 26 Millionen Kommentare zu dem 
Unfall gepostet, in denen Bedenken über die 
Sicherheit geäußert wurden.20
Soziale Bewegungen und Medien lenken die 
Aufmerksamkeit auf spezielle Themen, dies 
führt jedoch nicht immer zu politischen Ver-
änderungen, von denen die Gesellschaft insge-
samt profitiert. In Indien beispielsweise erzeug-
te die Anna Hazare-Bewegung Druck gegen 
Korruption, um Veränderungen zu bewirken. 
Kritiker weisen jedoch darauf hin, dass solche 
Bewegungen sich für politische Maßnahmen 
einsetzen können, die von der breiten Wähler-
schaft eventuell nicht unterstützt werden. Da-
her ist es wichtig, partizipatorische Prozesse zu 
institutionalisieren, die das politische Gleichge-
wicht wiederherstellen, indem sie ausgegrenz-
ten Bürgern eine Plattform bieten, Rechen-
schaft zu verlangen und Ungerechtigkeiten zu 
beseitigen – von systemischer Diskriminierung 
bis hin zu unfairer, ungerechter Ausgrenzung.21
Partizipation und Inklusivität, die schon für 
sich betrachtet wertvoll sind, verbessern auch 
die Qualität politischer Maßnahmen und ihre 
Umsetzung und verringern das Risiko künftiger 
Unruhen. Wenn es nicht gelingt, ein Gemein-
wesen aufzubauen, das auf Rechenschaftsle-
gung basiert und sich an den Bedürfnissen 
der Bevölkerung orientiert, kann es zu Unzu-
friedenheit und innenpolitischen Unruhen 
kommen. Die menschliche Entwicklung kann 
GRaFiK 4.1
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Hinweis: Siehe Technische Erläuterungen für eine Diskussion über „Basisszenario” und „Beschleunigtes Szenario”.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros, basierend auf Lutz und K.C. (2012).
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daran scheitern. Die Geschichte ist voller Bei-
spiele für Volksaufstände gegen Regierungen, 
die die Erwartungen ihrer Bürger ignorieren. 
Unruhen verhindern Investitionen und behin-
dern das Wachstum, und Regierungen müssen 
Mittel bereitstellen, um Recht und Ordnung 
aufrechtzuerhalten.
In den vergangenen Jahren gab es in Län-
dern im Norden wie im Süden eskalierende 
Legitimationskrisen, die dazu geführt haben, 
dass Bürger gegen ihre Institutionen Sturm 
liefen. Millionen Menschen in den arabischen 
Staaten haben sich erhoben, haben Chancen, 
Respekt und Würde gefordert und mehr Bür-
gerrechte sowie einen neuen Gesellschafts-
vertrag mit denjenigen, die in ihrem Namen 
regieren. Als Konsequenz wurden die auto-
kratischen Regierungen in Ägypten, Libyen 
und Tunesien abgelöst, im Jemen wird die 
Strategie eines politischen Übergangs durch 
internationale Vermittlung verfolgt. In Jor- 
danien und Marokko wurden politische Refor- 
men eingeleitet, und Syrien steckt mitten im 
Bürgerkrieg.
Eine Möglichkeit, friedliche Veränderungen 
zu fördern, ist, der Zivilgesellschaft zu ermög-
lichen, durch offene, transparente Praktiken 
reifer zu werden. Ägypten und Tunesien hat-
ten selbst unter autokratischen Regierungen 
recht gut entwickelte Vereinsstrukturen und 
politische Oppositionsbewegungen mit Selbst-
disziplin. Libyen dagegen konnte nicht auf sol-
che Erfahrungen zurückgreifen, was zu einem 
totalen Bürgerkrieg führte. In Ländern, die 
keine Tradition der Bürgerbeteiligung haben, 
ist es schwierig, nach Konflikten einen politi-
GRaFiK 4.2
In den meisten Ländern hat das Arbeitsplatzangebot nicht mit dem gestiegenen Bildungsniveau  
Schritt gehalten
Verhältnis der Beschäftigten zur Gesamtbevölkerung (in %)
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Hinweis: Die Analyse bezieht sich auf 141 Länder. Die Beschäftigungsquote im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung bezieht sich auf das aktuellste verfügbare Jahr im 
Zeitraum von 2006 bis 2010.
Quelle: Übernommen aus Campante und Chor (2012) unter Verwendung aktualisierter Daten.
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schen Zusammenhalt herzustellen. Verschie-
dene Erfahrungen zeigen, dass Veränderungen 
in politischen Regimen nicht automatisch zu 
mehr Mitsprache, Beteiligung, Inklusion oder 
Rechenschaftslegung führen oder dass Staaten 
dann effektiver arbeiten.
Rechenschaftspflicht und Inklusion sind 
nicht nur auf politischer Ebene entscheidend, 
sondern auch auf wirtschaftlichem und sozia-
lem Gebiet, wo die Schaffung von Arbeitsplät-
zen und die soziale Inklusion gefördert werden, 
insbesondere in Gesellschaften mit einem gro-
ßen, wachsenden Anteil gebildeter Menschen. 
Dafür sind effektive Vermittlungsinstitutionen 
erforderlich, anderenfalls kann sich Moder-
nisierung destabilisierend auswirken.22 Dies 
soll nicht heißen, dass Menschen nur gut aus-
gebildet sein sollen, wenn es Arbeitsplätze für 
sie gibt; im Paradigma der menschlichen Ent-
wicklung ist der Zugang zu Wissen und Bil-
dung bereits ein Ziel an sich. Soziale Unruhen 
in jüngster Vergangenheit zeigen jedoch, dass 
ein Missverhältnis zwischen Bildung und wirt-
schaftlichen Chancen insbesondere bei jungen 
Leuten zu Entfremdung und Hoffnungslosig-
keit führen kann.
Unter den 20 Ländern mit dem größten Zu-
wachs bei der durchschnittlichen Dauer der 
Schullaufbahn in den Jahren 1980 bis 2010 
waren acht arabische Staaten (Grafik 4.2). In 
den meisten dieser Länder konnte das Arbeits-
platzangebot nicht mit der gestiegenen Bildung 
Schritt halten. Die meisten Länder, die an den 
jüngsten Unruhen in den arabischen Staaten 
beteiligt waren, befinden sich im unteren rech-
ten Quadranten der Grafik 4.2, weil sie große 
Gewinne beim Bildungsstand aufweisen, die 
Beschäftigungsquote (das Verhältnis der Be-
schäftigten zur Gesamtbevölkerung) jedoch 
unterhalb des Durchschnitts liegt.23
Wann Gesellschaften einen kritischen Punkt 
erreichen werden, ist schwer vorherzusagen. 
Forderungen nach Veränderungen werden 
durch viele Faktoren ausgelöst. Wenn gut aus-
gebildete junge Menschen keine Arbeit fin-
den, sind sie tendenziell verärgert. Die durch-
schnittliche Dauer des Schulbesuchs ist in den 
vergangenen 30 Jahren in allen Ländern, von 
den Daten verfügbar waren, gestiegen.24 Ver-
ärgerung allein löst jedoch keine Unruhen aus. 
Die Öffentlichkeit mag zwar verärgert sein, 
wenn die Menschen jedoch glauben, dass es 
sich nicht lohnt, Zeit zu investieren und sich 
um politische Veränderungen zu bemühen, 
weil es höchst unwahrscheinlich ist, dass sich 
tatsächlich etwas ändert, werden sie vermutlich 
nicht handeln.25 Massenproteste, insbesondere 
von gebildeten Menschen, brechen in der Re-
gel aus, wenn düstere Aussichten auf ökonomi-
sche Chancen die Opportunitätskosten eines 
politischen Engagements verringern. Solche 
„aufwendigen Formen politischer Partizipa- 
tion“26 können dann sehr einfach durch neue 
Formen der Massenkommunikation koordi-
niert werden.
Überall auf der Welt fordert die Bevölkerung 
von den Regierungen, den Bürgern gegenüber 
mehr Rechenschaft abzulegen und die Mög-
lichkeiten für die Öffentlichkeit, Einfluss auf 
politische Entscheidungen zu nehmen, zu er-
weitern. Ein solcher Wandel hat bereits in der 
Vergangenheit stattgefunden. Karl Polanyi 
beispielsweise dokumentierte die „Great Trans-
formation“ von 1944, bei der die Regierungen 
im Norden auf die Forderungen der Zivilge-
sellschaft und der Gewerkschaften reagierten, 
den Markt zu regulieren und den Sozialschutz 
auszuweiten, damit der Markt der Gesellschaft 
diente und nicht die Gesellschaft dem Markt.27 
Viele Regierungen erließen Verordnungen, um 
die Aktivitäten von Firmen einzuschränken 
und die Arbeitsbedingungen zu verbessern. 
Gleichzeitig wurden soziale Dienstleistungen 
und Sozialschutz ausgeweitet. Regierungen 
übernahmen auch Verantwortung für die ma-
kroökonomische Politik und führten einige 
Restriktionen für den internationalen Handel 
ein. Vielleicht ist die Zeit jetzt wieder reif für 
eine Umgestaltung, die für die Probleme und 
Bedingungen des 21. Jahrhunderts angemessen 
ist.28
Umweltbelastungen entgegenwirken
Eine der größten Herausforderungen für die 
Welt ist die Reduzierung von Treibhausgas- 
emissionen. Man hätte zwar erwartet, dass die 
Kohlenstoffproduktivität (BIP pro Einheit 
Kohlendioxid) im Zuge der menschlichen 
Entwicklung zunehmen würde, der Zusam-
menhang ist tatsächlich jedoch relativ gering 
(Grafik 4.3). Auf jedem Niveau des HDI haben 
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einige Länder eine größere Kohlenstoffproduk-
tivität als andere.
Betrachten wir einmal Länder mit mitt-
lerem HDI wie Guatemala und Marokko, 
die fast identische HDI-Werte aufweisen. 
Die Kohlenstoffproduktivität in Guate-
mala (5,00  KKP-Dollar pro Kilogramm) 
ist fast zweimal so hoch wie in Marokko 
(2,60 KKP-Dollar). Ebenso große Unterschie-
de kann es zwischen Provinzen oder Staaten 
innerhalb von Ländern geben, wie beispiels-
weise in China.29 Diese Erkenntnisse bekräf-
tigen das Argument, dass Fortschritte bei der 
menschlichen Entwicklung nicht bedeuten, 
dass die Nutzung von Kohlenstoff zunimmt 
und dass die menschliche Entwicklung mit 
Verbesserungen bei der Umweltpolitik einher-
gehen kann.
Damit Fortschritte bei der menschlichen 
Entwicklung aufrechterhalten werden kön-
nen, muss dem Einwirken des Menschen auf 
die Umwelt wesentlich mehr Aufmerksam-
keit gewidmet werden. Ziel ist eine hohe Stufe 
menschlicher Entwicklung und gleichzeitig ein 
möglichst geringer ökologischer Fußabdruck 
(der untere rechte Quadrant in Grafik 1.7 in 
Kapitel 1). Nur wenige Länder kommen ei-
nem so hohen, global reproduzierbaren Niveau 
menschlicher Entwicklung nahe, ohne einen 
nicht-nachhaltigen Druck auf die ökologischen 
Ressourcen unseres Planeten auszuüben. Um 
diese Herausforderung auf globaler Ebene zu 
meistern, müssen alle Länder ihren eingeschla-
genen Weg der Entwicklung anpassen: Die ent-
wickelten Länder werden ihren ökologischen 
Fußabdruck reduzieren müssen, während die 
Entwicklungsländer ihren HDI-Wert steigern 
müssen, ohne ihren ökologischen Fußabdruck 
zu vergrößern. Innovative, saubere Technolo-
gien werden dabei eine entscheidende Rolle 
spielen.
Umweltbedrohungen wie Klimawandel, 
Entwaldung, Luft- und Wasserverschmutzung 
und Naturkatastrophen wirken sich auf alle 
Menschen aus, arme Länder und arme Ge-
meinschaften sind jedoch am stärksten betrof-
fen. Der Klimawandel verschärft bereits chro-
nische Umweltbelastungen, und der Verlust 
von Ökosystemen schränkt insbesondere für 
arme Menschen die Möglichkeiten ein, ihren 
Lebensunterhalt zu bestreiten. Eine saube-
re, sichere Umwelt sollte als Recht betrachtet 
werden und nicht als Privileg. Der Bericht über 
die menschliche Entwicklung 2011 hob hervor, 
dass Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit un-
trennbar miteinander verbunden sind. Nach-
haltige Gesellschaften erfordern politische 
Maßnahmen und strukturelle Veränderungen, 
mithilfe derer menschliche Entwicklung und 
Ziele im Hinblick auf den Klimawandel auf-
einander abgestimmt werden können – durch 
geringe Emissionen, Strategien, die das Kli-
ma schonen und innovative öffentlich-private 
Finanzierungsmechanismen.30
Die meisten benachteiligten Menschen tra-
gen kaum zur globalen Umweltzerstörung 
bei. Sie müssen jedoch oft die Hauptlast ihrer 
Folgen tragen.31 Ein Beispiel: Obwohl Länder 
mit niedrigem HDI am wenigsten zum glo-
balen Klimawandel beitragen, müssen sie in 
der Regel die größten Verluste und die immer 
häufiger auftretenden Schwankungen im Hin-
GRaFiK 4.3
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Hinweis: Kohlenstoffproduktivität ist das BIP pro Einheit Kohlendioxid. KKP = Kaufkraftparität.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros, basierend auf World Bank (2012a).
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blick auf die jährlichen Niederschlagsmengen 
hinnehmen, was gravierende Auswirkungen auf 
die landwirtschaftliche Produktion und den 
Lebensunterhalt hat. Die Größenordnung sol-
cher Verluste unterstreicht die Dringlichkeit, 
Bewältigungsstrategien zu verabschieden, um 
die Bevölkerung im Hinblick auf den globalen 
Klimawandel widerstandsfähig beziehungswei-
se belastbar zu machen.32
Naturkatastrophen, deren Häufigkeit und 
Intensität zunehmen, verursachen ungeheu-
re Zerstörungen und Verluste menschlicher 
Verwirklichungschancen. Allein im Jahr 2011 
führten Naturkatastrophen, die mit Erdbeben 
einhergingen (Tsunamis, Erdrutsche und Bo-
densenkungen), zu mehr als 20.000 Todesfällen 
und zu Schäden von insgesamt 365 Milliarden 
US-Dollar, und etwa eine Million Menschen 
verloren ihre Unterkunft.33 Für kleine Inselent-
wicklungsländer waren die Auswirkungen be-
sonders gravierend. Einige von ihnen mussten 
Verluste in Höhe von einem Prozent des BIP 
hinnehmen, manche sogar acht Prozent oder 
sogar ein Vielfaches ihres BIP. St. Lucia bei-
spielsweise verlor 1988 durch Hurrikan Gilbert 
fast das Vierfache des BIP, und Grenada verlor 
2004 durch Hurrikan Iwan das Zweifache des 
BIP.34
Im Bericht über die menschliche Entwicklung 
2011 wurden verschiedene Umweltszenarien 
untersucht. Beim „Szenario der Umweltprob-
leme“ wurden die voraussichtlichen negativen 
Folgen der Erderwärmung auf die landwirt-
schaftliche Produktion, den Zugang zu sau-
berem Wasser und einer verbesserten Sanitär-
versorgung sowie die Umweltverschmutzung 
berücksichtigt. Bei diesem Szenario wäre der 
globale HDI 2050 um acht Prozent niedriger 
als beim „Basisszenario“, bei dem eine Fort-
setzung, jedoch keine Verschlimmerung der 
gegenwärtigen Umwelttrends angenommen 
wird. Besonders dramatisch ist, dass die durch-
schnittlichen regionalen HDI-Werte sowohl in 
Südasien als auch in Afrika südlich der Sahara 
beim „Szenario der Umweltprobleme“ zwölf 
Prozent niedriger wären als beim „Basisszena-
rio“. Beim noch schlimmeren „Umweltkatast-
rophen-Szenario“ würde der globale HDI-Wert 
2050 15 Prozent unter den des „Basisszenarios“ 
sinken, in Südasien 22 Prozent und in Afrika 
südlich der Sahara 24 Prozent. In beiden Re-
gionen würden Jahrzehnte des Fortschritts bei 
der menschlichen Entwicklung zum Stillstand 
kommen oder komplett rückgängig gemacht.
Der vorliegende Bericht beschäftigt sich ge-
nauer mit den Auswirkungen dieser Umwelt-
szenarien auf die Anzahl der Menschen, die 
in extremer Einkommensarmut leben (Gra-
fik  4.4). Beim Umweltkatastrophen-Szenario 
im Vergleich zum Szenario mit beschleunigten 
Fortschritten würden 2050 etwa 3,1 Milliarden 
Menschen unter extremer Einkommensarmut 
leiden (Tabelle 4.3). Beim Basisszenario dage-
gen würde die Zahl der Menschen mit extremer 
Einkommensarmut bis 2050 sinken.
Beim Umweltkatastrophen-Szenario würden 
2,7 Milliarden Menschen mehr in extremer 
Einkommensarmut leben als beim Basisszena-
rio. Dies ist die Konsequenz aus zwei mitein-
ander zusammenhängenden Faktoren. Erstens 
zeigt das Modell einen Anstieg um 1,9 Milliar-
den Menschen in extremer Einkommensarmut 
aufgrund von Umweltzerstörung. Zweitens 
würden Umweltkatastrophen dazu führen, dass 
sich 800 Millionen arme Menschen nicht aus 
ihrer extremen Einkommensarmut befreien 
könnten, was sie sonst beim Basisszenario ge-
schafft hätten (siehe Technische Erläuterungen 
im Anhang).
Diese Ergebnisse unterstreichen eine zentrale 
Botschaft des vorliegenden Berichts: Umwelt-
bedrohungen zählen zu den größten Hinder-
nissen für die weitere menschliche Entwick-
lung, und sie werden voraussichtlich schwer-
wiegende Folgen für die armen Menschen 
haben. Je länger entsprechende Maßnahmen 




Von 1970 bis 2011 wuchs die Weltbevölke-
rung von 3,6 Milliarden auf sieben Milliarden. 
Die Entwicklungsperspektiven werden sowohl 
durch die Altersstruktur der Bevölkerung als 
auch durch die Bevölkerungsgröße beein-
flusst.35 Sinkende Fruchtbarkeitsraten und ein 
Wandel der Altersstrukturen können beträcht-
liche Auswirkungen auf das Wirtschaftswachs-
tum haben.36 In den Jahren 1970 bis 2010 sank 
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und alter Menschen im Verhältnis zur Bevöl-
kerung im erwerbsfähigen Alter, d.h. in der Al-
tersgruppe von 15 bis 64 Jahren) in den meis-
ten Regionen stark. Besonders stark sank er in 
Ostasien und im pazifischen Raum, nämlich 
um 39,5 Prozent, gefolgt von Lateinamerika 
und der Karibik und den arabischen Staaten, 
wo er um 34 Prozent sank.
Von 2010 bis 2050 wird der Abhängigkeits-
quotient in den Ländern mit mittlerem, hohem 
und sehr hohem HDI jedoch voraussichtlich 
steigen, insbesondere in den entwickelten 
GRaFiK 4.4
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Hinweis: Die Grenze für extreme Armut liegt bei 1,25 US-Dollar pro Tag in Kaufkraftparität. In den Technischen Erläuterungen werden das Basis- und beschleunigte 
Szenario genauer erläutert.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros, basierend auf Pardee Center for International Futures (2012).
taBEllE 4.3
Veränderungen der extremen Einkommensarmut beim Umweltkatastrophenszenario nach Regionen,  
2010 bis 2050 (in Millionen Menschen)


















Afrika südlich der Sahara 371 377 496 709 1.055 685 788 995
Arabische Staaten 25 25 39 73 145 120 128 144
Europa und Zentralasien 14 6 17 32 45 30 41 44
Lateinamerika und Karibik 34 50 90 138 167 134 135 155
Ostasien und Pazifik 211 142 211 363 530 319 501 522
Südasien 557 530 738 978 1.207 650 1.126 1.194
Welt insgesamt 1.212 1.129 1.592 2.293 3.150 1.938 2.720 3.054
Hinweis: Extreme Einkommensarmut wird definiert als 1,25 US-Dollar pro Tag in Kaufkraftparität. In den Technischen Erläuterungen werden das Basis- und 
beschleunigte Szenario genauer erläutert.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros, basierend auf Pardee Center for International Futures (2012).
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Ländern und in Ostasien und dem pazifischen 
Raum. In ärmeren Regionen, wie beispielsweise 
in Südasien und in Afrika südlich der Sahara, 
wird der Abhängigkeitsquotient weiterhin sin-
ken, jedoch langsamer.
Der demografische Wandel wird in den kom-
menden Jahrzehnten weitreichende Folgen für 
die meisten Länder im Süden haben, jedoch auf 
sehr unterschiedliche Art und Weise. Einige är-
mere Länder werden von der demografischen Di-
vidende profitieren, weil der Anteil der erwerbs- 
tätigen Bevölkerung steigen wird.37 Reichere 
Regionen im Süden werden jedoch mit der Her-
ausforderung konfrontiert sein, dass der Abhän-
gigkeitsquotient steigt, die Bevölkerung immer 
älter wird und alle Kinder die Schule besuchen, 
was sich in einem sinkenden Anteil von Er-
werbstätigen in der Bevölkerung widerspiegelt.
Langfristig können beide demografischen 
Herausforderungen durch eine höhere Bil-
dungserfolgsquote entschärft werden. Erstens 
führt mehr Bildung zu einer Verringerung 
der Fruchtbarkeitsraten in Ländern, wo sie 
noch hoch sind. Zweitens kann Bildung die 
Arbeitsproduktivität in den reicheren Ländern 
mit einer relativ geringeren Zahl an Arbeits-
kräften steigern. Gleichzeitig werden die Regie-
rungen die Schaffung von Arbeitsplätzen akti-
ver fördern müssen, um die Chancen auf eine 
produktive Beschäftigung für jüngere und ältere 
Arbeitnehmer gleichermaßen zu verbessern.
Wenn wirtschaftliche Chancen und Produk-
tivität nicht mit dem beschriebenen demogra-
fischen Wandel Schritt halten können, können 
die Länder keine demografische Dividende er-
zielen und die soziale Stabilität kann ebenfalls 
in Gefahr geraten, wie man in den vergangenen 
Jahren in vielen Ländern beobachten konnte.
Modelle von  
Demografie und Bildung
Demografische Trends sind allerdings nicht de-
terministisch. Sie können, zumindest indirekt, 
durch Bildungspolitik und manchmal durch 
Migrationspolitik verändert werden.38 Durch 
die modellhafte Darstellung demografischer 
und bildungspolitischer Trends können wirksa-
me politische Optionen identifiziert werden.39 
Anhand zweier Szenarien für 2010 bis 2050 
können die Auswirkungen verschiedener po-
litischer Reaktionen veranschaulicht werden: 
Beim Basisszenario bleiben die Einschulungs-
raten auf jeder Bildungsebene konstant, und 
beim beschleunigten Szenario setzen sich Län-
der mit ursprünglich sehr niedrigem Bildungs-
niveau ehrgeizige Bildungsziele.40
Der Abhängigkeitsquotient eines Landes 
wird zu einem immer größeren Problem. Ein 
hoher Abhängigkeitsquotient in einem Land 
kann zu Verarmung und zu Rückschritten bei 
der menschlichen Entwicklung führen. Beim 
Basisszenario wird für Länder mit niedrigem 
HDI von 2010 bis 2050 ein Sinken des Ab-
hängigkeitsquotienten um 9,7 Prozentpunkte 
prognostiziert, für Länder mit mittlerem HDI 
eine Steigerung um neun Prozentpunkte, für 
Länder mit hohem HDI eine Steigerung um 
15,2 Prozentpunkte und für Länder mit sehr 
hohem HDI eine Steigerung um 28,7 Prozent-
punkte (Grafik 4.5). Beim beschleunigten Sze-
nario sinkt der Abhängigkeitsquotient bei Län-
dern mit niedrigem HDI in den Jahren 2010 
bis 2050 um 21,1 Prozentpunkte – das ist mehr 
als doppelt so viel wie beim Basisszenario. Bei 
Ländern mit mittlerem HDI steigt der Abhän-
gigkeitsquotient beim beschleunigten Szenario 
langsamer als beim Basisszenario (um 6,1 Pro-
zentpunkte), ebenso bei Ländern mit hohem 
HDI (um 4,9 Prozentpunkte). Dieser Anstieg 
ist bei Ländern mit sehr hohem HDI jedoch 
weniger ausgeprägt.
Beim Basisszenario steigt der Anteil der älte-
ren Bevölkerung in allen HDI-Gruppen: um 
3,9 Prozentpunkte bei Ländern mit niedrigem 
HDI, um 17,7 Prozentpunkte bei Ländern mit 
mittlerem HDI, um 20,2 Prozentpunkte bei 
Ländern mit hohem HDI und um 22,3  Pro-
zentpunkte bei Ländern mit sehr hohem 
HDI.41 Es wird prognostiziert, dass von 2010 
bis 2050 der Anteil der jungen Bevölkerung in 
allen HDI-Gruppen sinken wird. Bei Ländern 
mit niedrigem HDI wird der Abhängigkeits-
quotient sinken, weil der Anteil der jungen 
Menschen schneller abnehmen wird als der An-
teil der älteren Bevölkerung zunimmt.
Für die arabischen Staaten, Südasien und 
Afrika südlich der Sahara wird prognostiziert, 
dass der Abhängigkeitsquotient beim Basissze-
nario sinken wird, beim beschleunigten Szena-
rio sogar noch schneller. In Afrika südlich der 
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Sahara beispielsweise sinkt der Abhängigkeits-
quotient beim Basisszenario um 11,8 Prozent-
punkte und um 25,7 Prozentpunkte beim be-
schleunigten Szenario.
Prognosen für Ostasien und den pazifischen 
Raum, Europa und Zentralasien und für La-
teinamerika und die Karibik gehen davon aus, 
dass der Abhängigkeitsquotient steigen wird. 
In Ostasien und dem pazifischen Raum wird es 
einen erstaunlichen Anstieg beim Anteil der äl-
teren Bevölkerung geben – bis zu 25,8 Prozent-
punkte, was sogar eine noch größere Zunah-
me als in den Ländern mit sehr hohem HDI 
bedeutet.
Anhand der Beispiele Brasilien und Chile 
lässt sich das Potenzial für eine ehrgeizige Bil-
dungspolitik zur Veränderung des Abhängig-
keitsquotienten aufzeigen. In Brasilien steigt 
der Abhängigkeitsquotient beim Basisszenario 
um 15,6 Prozentpunkte, beim beschleunigten 
Szenario jedoch nur um 10,8 Prozentpunkte 
(Tabelle 4.4). In Chile ergäbe sich ein ähnlicher 
Anstieg, nämlich um 20,2 beziehungsweise 
17,3 Prozentpunkte.
GRaFiK 4.5





















































Hinweis: In den Technischen Erläuterungen werden das Basis- und beschleunigte Szenario genauer erläutert.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros, basierend auf Lutz und K. C. (2013).
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Die Herausforderungen für die einzelnen 
Länder sind bei den beiden Szenarien sehr 
unterschiedlich. Beim Basisszenario würde 
sich für China ein schnellerer Anstieg (um 
27,3 Prozentpunkte) ergeben als beispielsweise 
für Thailand (um 23,9 Prozentpunkte) oder In-
donesien (um 8,7 Prozentpunkte) – Länder, in 
denen selbst eine ehrgeizigere Bildungspolitik 
nur begrenzte Auswirkungen auf ihren jewei-
ligen Abhängigkeitsquotienten hätte, weil das 
Bildungsniveau bereits hoch ist.
Länder können auf eine Abnahme der 
werktätigen Bevölkerung auf verschiede-
ne Art und Weise reagieren. Sie können die 
Arbeitslosigkeit verringern, die Arbeits- 
produktivität steigern und die Erwerbsbe- 
teiligung fördern, insbesondere bei Frauen 
und älteren Arbeitnehmern. Sie können auch 
Arbeit in Offshore-Produktionsstandorte 
verlagern und Migranten aus dem Ausland 
anwerben.42
Ohne geeignete politische Maßnahmen kann 
die demografische Dynamik zu einem kurzfris-
tigen Anstieg der Ungleichheit führen, wenn 
man davon ausgeht, dass reichere Haushalte 
vorübergehend von der unterschiedlichen Ge-
schwindigkeit des demografischen Wandels 
profitieren. Sinkende Fruchtbarkeitsraten und 
Verschiebungen in der Altersstruktur können 
sich auf das Wirtschaftswachstum auswirken.43 
Eine kürzlich erschienene Studie bestätigt die 
für den vorliegenden Bericht durchgeführte 
länderübergreifende Analyse. Sie kommt zu 
dem Ergebnis, dass der Jugendquotient in är-
meren Haushalten tendenziell höher ist und 
bei reicheren geringer, insbesondere in Latein-
amerika und in Afrika südlich der Sahara, und 
dass Unterschiede beim Jugendquotienten bei 
reichen und armen Familien mit der Zeit ver-
schwinden.44 Während eines demografischen 
Übergangs sinkt tendenziell insbesondere bei 
den Reichen die Fruchtbarkeitsrate, was zu ei-
taBEllE 4.4
Trends beim Abhängigkeitsquotienten in ausgewählten Ländern, 1970 bis 2050
Land 1970 1980 1990 2000 2010 Szenario 2020 2030 2040 2050
Bangladesch 0,929 0,946 0,859 0,704 0,560 Basisszenario 0,462 0,434 0,433 0,481
beschleunigt 0,457 0,422 0,418 0,465
Brasilien 0,846 0,724 0,656 0,540 0,480 Basisszenario 0,443 0,484 0,540 0,637
beschleunigt 0,437 0,460 0,499 0,589
Chile 0,811 0,629 0,564 0,540 0,457 Basisszenario 0,471 0,549 0,609 0,659
beschleunigt 0,467 0,531 0,582 0,630
China 0,773 0,685 0,514 0,481 0,382 Basisszenario 0,408 0,450 0,587 0,655
beschleunigt 0,404 0,434 0,562 0,628
Ghana 0,934 0,946 0,887 0,799 0,736 Basisszenario 0,704 0,656 0,643 0,645
beschleunigt 0,686 0,595 0,548 0,532
Indien 0,796 0,759 0,717 0,638 0,551 Basisszenario 0,518 0,496 0,491 0,511
beschleunigt 0,510 0,474 0,463 0,480
Indonesien 0,868 0,807 0,673 0,547 0,483 Basisszenario 0,452 0,457 0,504 0,571
beschleunigt 0,451 0,454 0,501 0,567
Thailand 0,904 0,756 0,532 0,447 0,417 Basisszenario 0,426 0,488 0,576 0,656
beschleunigt 0,425 0,484 0,570 0,650
Türkei 0,850 0,787 0,671 0,560 0,478 Basisszenario 0,458 0,467 0,504 0,585
beschleunigt 0,450 0,443 0,473 0,547
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros, basierend auf Lutz und K.C. (2013). In den Technischen Erläuterungen werden das Basis- und beschleunigte Szenario genauer erläutert.
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KaStEN 4.2
China und Ghana: Wer profitiert von der demografischen Dividende?
Der globale Trend zu langsamerem Bevölkerungswachstum und alternder Be- 
völkerung wird teilweise von China, dem bevölkerungsreichsten Land der Welt, 
das einen demografischen Wandel durchmacht, bestimmt. In Afrika südlich der 
Sahara könnte eine schneller wirkende Bildungspolitik mit einer schrittweisen 
Steigerung der Einschulungsraten den demografischen Wandel beschleunigen 
und eine demografische Dividende für die Region erzeugen. Anhand der Bei-
spiele China und Ghana lässt sich verdeutlichen, was geschehen kann.
China
1970 stellten Jugendliche den größten Anteil der chinesischen Bevölkerung, 
was zu einem hohen Abhängigkeitsquotienten von 0,77 führte. Dabei kamen 
bei Kindern im Alter von 0 bis 4 Jahren 1,08 Jungen auf jedes Mädchen (Gra-
fik 1). 2010 sah die Bevölkerungspyramide in China völlig anders aus. Da die 
Fruchtbarkeitsraten sanken, stieg der Anteil der erwerbsfähigen Bevölkerung 
schneller als der Anteil der Jugendlichen an der Bevölkerung, wodurch der 
Abhängigkeitsquotient auf 0,382 sank. Das Ungleichgewicht der Geschlech-
ter trat bei Kleinkindern deutlicher zutage: Auf jedes Mädchen kamen 
1,18 Jungen. Die Bevölkerung im produktiven Alter – die Altersgruppe von 35 
bis 50 und gegenwärtig der größte Anteil der Bevölkerung – wird das Ren-
tenalter in 15 bis 25 Jahren erreichen. 2030 wird China daher der Heraus- 
forderung einer alternden Bevölkerung, die mehr Druck auf den sozialen 
Sektor erzeugt und den Abhängigkeitsquotienten steigen lässt, gegenüber-
stehen. Im Rentenalter wird diese Kohorte ein höheres Bildungsniveau auf-
weisen als ihre Vorgänger vor 40 Jahren.
Beim beschleunigten Szenario mit einer intensiven Bildungspolitik wird 
sich die Altersstruktur in China bis 2050 verändert haben. Die Bevölkerung im 
Alter von 60 bis 64 Jahren stellt dann die größte Kohorte. Das Bildungsniveau 
der Gruppe im erwerbsfähigen Alter wird beträchtlich steigen und dazu bei-
tragen, dass die erwerbstätige Bevölkerung produktiver wird. Eine fachlich 
kompetentere, produktivere Erwerbsbevölkerung könnte einige der negativen 
Folgen auffangen, die sich aus dem hohen Abhängigkeitsquotienten und dem 
großen Anteil älterer Menschen ergeben. Bei diesem Szenario wird der Anteil 
von Jungen im Vergleich zu Mädchen auf 1,06 sinken, was fast dem globalen 
Durchschnitt entspricht.
Grafik 1. prognosen zur Bevölkerungsentwicklung in China
2010 2050
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Quelle: Lutz und K.C. 2013. In den Technischen Erläuterungen werden das Basis- und 
beschleunigte Szenario diskutiert.
Ghana
1970 hatte Ghana eine Bevölkerung von 8,7 Millionen. Den größten Anteil 
der Bevölkerung stellten junge Menschen, was zu einem hohen Abhängig-
keitsquotienten führte (0,934). Auch der Anteil der Bevölkerung ohne for-
melle Schulbildung war hoch, insbesondere bei Frauen. 2010 hatte sich 
die Bevölkerung in Ghana beinahe verdreifacht – auf 24,4 Millionen. Die 
Altersstruktur hatte sich kaum verändert, obwohl Verbesserungen bei der 
Lebenserwartung die Mitte der Pyramide abrundeten. Der Anteil der jugend-
lichen Bevölkerung war zwar kleiner geworden als im Jahr 1970, war jedoch 
immer noch groß, und der Abhängigkeitsquotient blieb weiterhin hoch und 
lag bei 0,736. Das Bildungsniveau hatte sich allerdings beträchtlich verbes-
sert, und der Anteil der Menschen mit Primar- und Sekundarschulbildung 
war gestiegen.
Bei den beiden bildungspolitischen Szenarien sind die Prognosen für 
Ghana im Jahr 2050 deutlich verschieden. Beim Basisszenario, in dem von 
2010 bis 2050 von konstanten Einschulungsraten ausgegangen wird, würde 
die Bevölkerungspyramide in Ghana ein Dreieck bleiben, mit einem großen 
Anteil junger Menschen und einem hohen Abhängigkeitsquotienten (0,645; 
Grafik 2). Beim Basisszenario wird prognostiziert, dass die Bevölkerung auf 
65,6 Millionen anwachsen wird, beim beschleunigten Szenario jedoch nur 
auf 48,2 Millionen.
Beim beschleunigten Szenario würden sich die Bevölkerungsperspekti-
ven beträchtlich verändern, da sinkende Fruchtbarkeitsraten den Abhängig-
keitsquotienten auf 0,532 senken würden, vor allem wegen des sinkenden 
Anteils Jugendlicher an der Gesamtbevölkerung Ghanas. Der Anteil der 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter ohne Bildung würde ebenfalls sinken, 
was zu einem Anstieg der Produktivität führen würde. Es gäbe auch bessere 
Chancen, von der demografischen Dividende zu profitieren, vorausgesetzt, 
die Schaffung von Arbeitsplätzen würde mit dem Arbeitskräfteangebot die-
ser neuen Kohorten Schritt halten. 
Grafik 2. prognosen zur Bevölkerungsentwicklung in Ghana
2050, Basisszenario 2050, Beschleunigtes SzenarioAlter
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Quelle: Lutz und K.C. 2013. In den Technischen Erläuterungen werden das Basis- und 
beschleunigte Szenario diskutiert.
122    |    BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2013
nem kurzfristigen Anstieg der Ungleichvertei-
lung des Einkommens führt, da die Reichen 
zuerst vom demografischen Wandel profitie-
ren. Dann holt die Mittelklasse auf, da sie ih-
ren Töchtern eine bessere Bildung ermöglicht 
und Familienplanung nutzt, gefolgt von der 
armen Bevölkerung. Irgendwann ist dann die 
Fruchtbarkeitsrate bei allen Einkommensgrup-
pen gesunken, und der wirtschaftliche Gewinn, 
der sich aus der demografischen Dividende er-
gibt, ist gleichmäßiger verteilt.45 Auch kürzlich 
durchgeführte Studien zu Lateinamerika und 
Afrika46 kommen zu diesem Ergebnis.
Eine solch kurzfristige Zunahme der Un-
gleichheit ist jedoch nicht unvermeidbar und 
kann durch politische Maßnahmen, insbeson-
dere in den Bereichen Bildung und reprodukti-
ve Gesundheit, beeinflusst werden, die ermög-
lichen, dass die Vorteile des demografischen 
Wandels allen Einkommensgruppen gleichzei-
tig zugutekommen. Betrachten wir einmal die 
drei Länder mit dem größten Rückgang des 
Kinderquotienten: Côte d’Ivoire (mit einem 
BIP pro Kopf von 1.800 US-Dollar im Jahr 
2011), Namibia (6.800 US-Dollar) und Peru 
(10.300 US-Dollar). In Côte d’Ivoire sank der 
Abhängigkeitsquotient bei den Reichen am 
stärksten und bei den Armen am wenigsten. 
In Namibia sank er im mittleren Einkommens-
bereich am stärksten, und in Peru in allen Ein-
kommensgruppen etwa gleich stark.47 In Kas-
ten 4.2 wird die Verteilung der Vorteile, die sich 
aus der demografischen Dividende in China 
und Ghana ergeben, ausführlich dargestellt.
In 13 von 18 Ländern konnte von 1970 bis 
2010 ein sinkender Abhängigkeitsquotient und 
eine Zunahme der Bildung bei Frauen beob-
achtet werden, ebenso eine Steigerung der Ar-
beitsproduktivität in den Jahren 1980 bis 2008 
und ein Rückgang der Arbeitslosigkeit in den 
Jahren 2005 bis 2010. In diesen Ländern über-
traf in den Jahren 2000 bis 2004 und von 2005 
bis 2010 die Erwerbsbeteiligung von Frauen 
die Zunahme der Erwerbsbeteiligung insge-
samt, was auf ein größeres Gleichgewicht zwi-
schen den Geschlechtern auf dem Arbeitsmarkt 
schließen lässt. Das Arbeitsplatzangebot wurde 
jedoch bei steigendem Bildungsniveau nicht 
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Quelle: Berechnungen des HDR-Büros, basierend auf Lutz und K.C. (2013). In 
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Quelle: Berechnungen des HDR-Büros, basierend auf Pardee Center for 
International Futures (2012).
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unbedingt besser. In einigen Ländern kam es 
für besser ausgebildete weibliche Arbeitskräfte 
sogar zu Engpässen auf dem Arbeitsmarkt. Es 
bedarf zusätzlicher politischer Maßnahmen, um 
Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt zu fördern, 
die mehr und besser qualifizierten Arbeitskräf-
ten Beschäftigungsmöglichkeiten bieten.
Auswirkungen einer älter 
werdenden Bevölkerung
Die Bevölkerung altert schneller als in der 
Vergangenheit, da die Fruchtbarkeitsraten sin-
ken und die Lebenserwartung steigt.48 Zum 
Beispiel dauerte es in Frankreich mehr als ein 
Jahrhundert (von 1865 bis 1980) bis sich der 
Anteil der älteren Bevölkerung von sieben auf 
14 Prozent verdoppelt hatte. In Schweden wa-
ren es 85 Jahre, in Australien 83 und in den 
Vereinigten Staaten 69 Jahre. In den Entwick-
lungsländern geht der Alterungsprozess immer 
noch schneller vonstatten. Man schätzt, dass in 
acht von neun untersuchten Entwicklungslän-
dern der Anteil der älteren Bevölkerung in 30 
oder weniger Jahren auf 14 Prozent gestiegen 
sein wird (Grafik 4.6). Die einzige Ausnahme 
ist Ghana, wo die Prognosen auf 50 oder mehr 
Jahre lauten.
Der Anteil der alternden Bevölkerung spielt 
vor allem eine Rolle, wenn Entwicklungs-
länder nach dem demografischen Übergang 
immer noch arm sind. Sie werden sich dann 
anstrengen müssen, um die Bedürfnisse der 
älteren Bevölkerung zu befriedigen. In vielen 
Entwicklungsländern gibt es nur eine kleine, 
eher geringe Chance, die gesamten Vorteile 
der demografischen Dividende einer Zunah-
me der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
auszuschöpfen.49
Eine ehrgeizige Politik 
ist erforderlich
Um den Entwicklungsprozess zu beschleunigen 
und nachhaltig zu gestalten, müssen die Länder 
ehrgeizige politische Maßnahmen im Hinblick 
auf eine bessere Bildung für Frauen verabschie-
den, die sektorübergreifende Vorteile für die 
menschliche Entwicklung mit sich bringen. 
Der richtige Zeitpunkt ist entscheidend. Län-
der, die sofort handeln, um Vorteile aus der de-
mografischen Dividende zu ziehen und weitere 
Umweltschäden zu vermeiden, können beacht-
liche Gewinne erzielen. Wenn sie dies nicht 
tun, könnten hohe Kosten auf sie zukommen, 
die im Laufe der Zeit noch steigen würden.
Wie wichtig mutiges, umgehendes politisches 
Handeln ist, kann anhand zweier weiterer Sze-
narien demonstriert werden, die die Auswirkun-
gen verschiedener politischer Maßnahmen auf 
den prognostizierten HDI und seine Kompo-
nenten im Jahr 2050 zeigen. Beim Basisszenario 
wird eine Fortsetzung der historischen Trends 
und der Politik der vergangenen Jahrzehnte 
angenommen. Beim Szenario mit beschleunig-
ten Fortschritten werden einige der Optionen 
und Zielvorgaben – zusammen mit zwölf po-
litischen Dimensionen – im Hinblick auf ent-
schiedene, jedoch sinnvolle Interventionen zur 
Verringerung der Armut, zum Ausbau der Infra-
struktur und zur Verbesserung der Regierungs-
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Quelle: Berechnungen des HDR-Büros, basierend auf Pardee Center for International Futures (2012).
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führung festgelegt. Hier einige Beispiele für 
ehrgeizige Ziele: Verdoppelung der Darlehen 
von internationalen Finanzinstitutionen für ei-
nen Zeitraum von zehn Jahren, eine 50prozenti-
ge Steigerung der Migration in den nächsten 20 
Jahren,50 eine 20prozentige Steigerung der Aus-
gaben im Gesundheitswesen für einen Zeitraum 
von zehn Jahren, ein 20prozentiger Ausbau der 
Infrastruktur in den nächsten 30 Jahren und 
eine 20prozentige Verbesserung der Regierungs-
führung in den nächsten zehn Jahren.
Die Prognosen beim Basisszenario sind inso-
fern ziemlich optimistisch, als sie die Dynamik 
der Fortschritte in den vergangenen Jahrzehn-
ten fortschreiben, also auch die enormen Ver-
besserungen bei der menschlichen Entwick-
lung. Beim Szenario mit beschleunigten Fort-
schritten schneiden die Länder viel besser ab. 
Die größten Fortschritte sind in Ländern mit 
niedrigem HDI zu verzeichnen (Grafik 4.7). 
Der Gesamt-HDI steigt in Afrika südlich der 
Sahara um 52 Prozent (von 0,402 auf 0,612) 
und in Südasien um 36 Prozent (von 0,527 auf 
0,714). Länder mit niedrigem HDI nähern 
sich demnach dem Niveau menschlicher Ent-
wicklung an, das Länder mit hohem und sehr 
hohem HDI erreicht haben.
Ehrgeizige, gut aufeinander abgestimmte po-
litische Maßnahmen können daher Fortschrit-
te bei der menschlichen Entwicklung stark 
beeinflussen (Grafik 4.8). In Afrika südlich der 
Sahara und Südasien sind die Auswirkungen 
am stärksten. Es folgen die arabischen Staaten 
sowie Lateinamerika und die Karibik. In Eu-
ropa und Zentralasien sowie in Ostasien und 
dem pazifischen Raum sind die Auswirkungen 
schwächer.
In allen Regionen haben politische Maßnah-
men in den Bereichen Gesundheit und Bildung 
die stärksten Auswirkungen. In Afrika südlich 
der Sahara beispielsweise steigt der HDI-Wert 
durch ehrgeizige politische Maßnahmen 2050 
von 0,612 im Basisszenario auf 0,651. Die 
zweitgrößten Auswirkungen hat in den meisten 
Regionen eine Stärkung der Regierungsfüh-
rung – durch Fortschritte bei der Verringerung 
der Korruption, der Stärkung demokratischer 
Institutionen und der Stellung von Frauen. In 
Südasien und Afrika südlich der Sahara sind 
jedoch Investitionen in die Infrastruktur sogar 
noch wichtiger.
Die beiden Szenarien weisen außerdem be-
merkenswerte Unterschiede bei den indivi-
duellen Dimensionen des HDI auf. In Afrika 
südlich der Sahara steigt die Lebenserwartung 
beim Basisszenario von 53,7 Jahren im Jahr 
2010 auf 69,4 Jahre im Jahr 2050, teilweise 
aufgrund nachhaltiger Fortschritte bei der 
Bekämpfung von HIV/AIDS und anderen 
ansteckenden Krankheiten. Beim Szenario 
mit beschleunigten Fortschritten steigt die 
Lebenserwartung sogar auf 72,9 Jahre. Im sel-
ben Zeitraum steigt beim Basisszenario der 
Schulbesuch in Afrika südlich der Sahara von 
durchschnittlich 4,3 Jahren auf 6,7 Jahre. Beim 
Szenario mit beschleunigten Fortschritten sind 
es sogar 8,1 Jahre.
Das BIP pro Kopf nimmt beim Szenario 
mit beschleunigten Fortschritten sogar noch 
stärker zu (Grafik 4.9). Dies gilt für alle HDI- 
Gruppen, wobei es bei beiden Szenarien be-
trächtliche Unterschiede gibt. Das BIP pro 
Kopf würde beim Basisszenario weltweit von 
GRaFiK 4.9
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8.770 US-Dollar im Jahr 2010 auf 17.873 US- 
Dollar im Jahr 2050 steigen, beim Szenario 
mit beschleunigten Fortschritten auf 27.995 
US-Dollar. Die größten Unterschiede bei 
der Zunahme des BIP gäbe es in Afrika süd- 
lich der Sahara und in Südasien. In Afrika südlich 
der Sahara würde das BIP pro Kopf beim Basis-
szenario von 1.769 US-Dollar im Jahr 2010 auf 
5.730 US-Dollar im Jahr 2050 steigen. Beim 
Szenario mit beschleunigten Fortschritten 
wären es beeindruckende 13.210  US-Dollar 
– mehr als das Doppelte als beim Basisszena-
rio. Beim Szenario mit beschleunigten Fort-
schritten gäbe es in Südasien einen verblüffen-
den Anstieg von 2.871 US-Dollar auf 23.661 
US-Dollar.
Der unterschiedliche Anstieg bei den Ein-
kommen beeinflusst unmittelbar die Verringe-
rung der Einkommensarmut. Beim Basissze-
nario verschwindet die Einkommensarmut in 
China fast ganz, in Afrika südlich der Sahara 
dagegen verringert sie sich nur unwesentlich, 
da die Bevölkerung weiter wächst. In Indien 
bleibt die Einkommensarmut auf hohem Ni-
veau. Dort wird es 2030 immer noch mehr als 
130 Millionen arme Menschen geben. Beim 
Szenario mit beschleunigtem Fortschritt sinkt 
die Anzahl armer Menschen viel schneller und 
verschwindet in einigen Ländern und Regio-
nen fast vollständig (Tabelle 4.5).
Die Armut kann bis 2050 nur dann wesent-
lich verringert werden, wenn ehrgeizige poli-
tische Maßnahmen ergriffen werden. Die Ar-
mutsbekämpfung würde stark beeinträchtigt, 
wenn beispielsweise nicht entschlossen reagiert 
wird, um ein Umweltkatastrophen-Szenario zu 
verhindern.
Die Gelegenheit nutzen
Größere Fortschritte bei der menschlichen 
Entwicklung sind nicht nur möglich, sondern 
auch dringend geboten. Für einen beschleu-
nigten Fortschritt sind koordinierte politische 
Maßnahmen auf allen Gebieten der Entwick-
lung erforderlich. Eines der wichtigsten Ge-
biete ist Gerechtigkeit, denn gerechtere Ge-
sellschaften schneiden bei allen Aspekten des 
Wohlergehens besser ab und sind nachhaltiger. 
Ein weiteres Feld ist die Reduzierung der Kin-
dersterblichkeit: In allen Ländern sind hier 
durch Bildung, insbesondere bei Frauen, rapide 
Fortschritte möglich.
Die Politik muss auch andere Kräfte berück-
sichtigen, die die Entwicklung beeinflussen, 
taBEllE 4.5
Anzahl der Menschen in extremer Armut nach Region und in ausgewählten Ländern,   
beim Basisszenario und beim Szenario mit beschleunigten Fortschritten,  2010 bis 2050 (in Milllionen)









Arabische Staaten 25 19 17 16 17 1
Ostasien und Pazifik 211 74 42 29 29 9
China 94 13 5 1 1 0
Europa und Zentralasien 14 2 3 3 4 1
Lateinamerika und Karibik 34 29 26 27 32 13
Südasien 557 382 243 135 81 13
Indien 416 270 134 53 21 2
Afrika südlich der Sahara 371 333 297 275 267 60
Welt insgesamt 1.212 841 627 485 430 96
Hinweis: Die Grenze für extreme Armut liegt bei 1,25 US-Dollar pro Tag in Kaufkraftparität. In den Technischen Erläuterungen werden das Basis- und beschleunigte 
Szenario genauer erläutert.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros, basierend auf  Pardee Center  for International Futures (2012).
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insbesondere die sinnvolle Teilhabe der Bevöl-
kerung an Prozessen, die ihr Leben gestalten. 
Wenn die Menschen gebildeter und besser ver-
netzt sind, fordern sie eine stärkere Teilhabe. 
Weitere wichtige Themen sind der ökologische 
und demografische Wandel; Länder sollten 
schon bei der kleinsten Gelegenheit handeln, 
um hohe Kosten durch entgangene menschli-
che Entwicklung zu vermeiden.
Nationale Regierungen haben es großenteils 
in der Hand, die Dynamik bei der mensch- 
lichen Entwicklung aufrechtzuerhalten und 
sogar noch zu beschleunigen. In einer immer 
stärker globalisierten Welt handeln Regie-
rungen jedoch nicht allein. Im Schlusskapi- 
tel wird das komplexe Netz internationa- 
ler Abkommen betrachtet, in dem sich die 
nationalen Regierungen engagieren sollten. 
Außerdem wird dargelegt, wie regionale und 
globale Institutionen wirksamer für eine 
nachhaltige menschliche Entwicklung arbei-
ten können.
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„Lasst uns einander die Hände 
reichen, um eine friedvolle 
Welt zu schaffen, in der wir in 
Sicherheit schlafen und voll 
Freude aufwachen können.“
Aung San Suu Kyi
„Die Kräfte, die uns 
verbinden, liegen in uns 
selbst und sind mächtiger 
als die uns übergestülpten 




Die Länder des Südens haben sich sehr rasch 
weiterentwickelt; viele von ihnen treten im 
internationalen Kontext nun wesentlich akti-
ver auf. Dabei haben sie ihre individuellen und 
kollektiven Interessen über die verschiedensten 
Kanäle verfolgt, insbesondere regionale Über-
einkommen und bilaterale Partnerschaften, 
die es ihnen ermöglichen, sich mit von ihnen 
selbst gewählten Fragestellungen zu befassen, 
und zwar häufig nach ihren eigenen Vorgaben. 
Brasilien, China, Indien und weitere Schwel-
lenländer haben tiefer gehende und feste 
wirtschaftliche Beziehungen mit ihren Nach-
barstaaten und quer durch alle Entwicklungs-
länder aufgebaut, sie expandieren rasch in die 
globalen Märkte und steigern ihre Produktion, 
sie haben innovative Ergänzungen zu den Bret-
ton-Woods-Finanzinstitutionen vorgestellt, sie 
gewinnen immer mehr Einfluss auf die weltwei-
te Steuerung von Handel, Geld und Finanzen, 
und sie prägen Bereiche wie Kultur, Wissen-
schaft, Umwelt, Frieden und Sicherheit mit.
Die vom Süden vorangetriebenen neuen 
Übereinkommen und der Pluralismus, den die-
se für bestehende Institutionen und Prozesse 
in den traditionellen Bereichen Multilateralis-
mus, Finanzen, Handel, Investitionen und Ge-
sundheit mit sich bringen, stellen – mal direkt, 
mal indirekt über alternative regionale und 
subregionale Systeme – eine Herausforderung 
dar. Die weltweite und regionale Governance 
entwickelt sich zu einem Mosaik von neuen 
Übereinkommen und alten Strukturen, die in 
vielfältiger Weise kollektiver Pflege bedürfen. 
Reformen globaler Institutionen müssen durch 
eine verstärkte Zusammenarbeit mit regiona-
len Institutionen und in manchen Fällen auch 
durch erweiterte Zuständigkeiten für diese re-
gionalen Institutionen vervollständigt werden. 
Die Rechenschaftspflicht von Organisationen 
muss auf einen größeren Kreis von National-
staaten, aber auch auf einen größeren Kreis 
von Anspruchsträgern ausgeweitet werden. In 
mancher Hinsicht ist Fortschritt schwieriger 
geworden. Die Ländergruppen sind im Fluss, 
ihre Koordinierungsmechanismen sind immer 
schwerfälliger geworden und in vielen Fällen ist 
das Gespräch innerhalb der einzelnen Gruppen 
beinahe zum Stillstand gekommen.1 Die zuneh-
mende Stimmenvielfalt in der internationalen 
Governance bringt daher sowohl Chancen als 
auch Herausforderungen für die menschliche 
Entwicklung mit sich.
Gleichzeitig gibt es Anzeichen für eine viel-
fältigere globale Zivilgesellschaft.2 Aus dem Sü-
den erheben sich neue Stimmen, die nach mehr 
Verantwortlichkeit und breiterer Vertretung 
rufen. Organisationen der Zivilgesellschaft 
haben bereits die globale Transparenz mitge-
prägt und bei der Erstellung von Regeln in den 
Bereichen Entwicklungshilfe, Verschuldung, 
Menschenrechte, Gesundheit und Klimawan-
del mitgewirkt. Inzwischen können zivilgesell-
schaftliche Netzwerke sich auch die neuen Me-
dien und neue Kommunikationstechnologien 
zunutze machen, die die Verbindungsaufnahme 
Governance und Partnerschaften 
für ein neues Zeitalter
Die heutigen Systeme der internationalen Entwicklung und Global Governance sind ein Mosaik aus alten Strukturen und 
neuen Übereinkommen. Diese Systeme werden sich durch den Aufstieg des Südens immer vielfältiger gestalten: Die inter-
nationale Zusammenarbeit wird voraussichtlich noch weit komplexere Verflechtungen bilateraler, regionaler und globaler 
Prozesse mit sich bringen. Doch werden diese ganzen Strukturen in besserem Einklang zusammenwirken müssen – insbeson-
dere bei der Bereitstellung öffentlicher Güter. Wenn Doppelarbeit verrichtet wird und es nicht gelingt, sich auf gemeinsame 
Normen und Ziele zu einigen, ist dies nicht nur ineffizient, sondern unter Umständen auch kontraproduktiv und hemmend für 
den Fortschritt der Menschheit. Daher ist von entscheidender Bedeutung, dass globale wie auch regionale Organisationen 
gestärkt werden und dass eine größere Gruppe von Staaten und Anspruchsträgern repräsentiert wird und Mitverantwortung 
übernimmt, um dem Aufkommen dieser neuen Kräfte Rechnung zu tragen. In diesem Kapitel werden Optionen für dieses 
neue Zeitalter der Partnerschaftlichkeit betrachtet und ein Fazit gezogen.
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zwischen lokalen und transnationalen Aktivis-
ten erleichtern und es den Menschen ermögli-
chen, Ideen und Anliegen auszutauschen und 
in einem globalen öffentlichen Raum gemein-
same Perspektiven zu entwickeln.
In unserer vernetzten Welt hat das Handeln 
jedes einzelnen Landes Auswirkungen auf seine 
Nachbarn und letztendlich auf die Menschen 
überall, heute und in Zukunft. Eine verant-
wortliche Souveränität erfordert die sorgfältige 
und gewissenhafte Mitberücksichtigung globa-
ler und regionaler Konsequenzen, die sich aus 
nationalem Verhalten ergeben.
Manche größere Herausforderungen – dazu 
zählen regionale Handels- und Sicherheitsfra-
gen – können durchaus auf einer regionalen 
oder gar bilateralen Ebene konstruktiv angegan-
gen werden. Diese Anliegen bedürfen jedoch 
auch längerfristiger internationaler Lösungen. 
Der anhaltende Stillstand bei den Verhandlun-
gen in der Doha-Runde der Welthandelsorga-
nisation (WTO) hemmt Fortschritte in Rich-
tung auf landwirtschaftliche Autarkie und die 
Beseitigung von Armut und Hunger in Afrika 
und anderswo in den Entwicklungsländern. 
Und weitere drängende Probleme wie beispiels-
weise der Klimawandel lassen sich nur global 
lösen und werden in Zukunft noch dringlicher 
und kostenträchtiger werden, wenn man es heu-
te unterlässt, gemeinsam zu handeln.
Eine neue globale Sichtweise 
öffentlicher Güter
Dieser Wandel in unserer Welt hat tiefgreifen-
de Auswirkungen auf die Bereitstellung öffent-
licher Güter wie zum Beispiel sauberer Luft 
KaStEN 5.1
Die fließende Grenze zwischen öffentlich und privat im Verkehrswesen
Ob der Massenverkehr aus öffentlicher oder privater Hand erbracht 
wird, wirkt sich bedeutend auf die gemeinsamen Entwicklungszie-
le der Nachhaltigkeit und des erschwinglichen Zugangs aus. Von einer 
Gesellschaft, die stärker auf Chancengleichheit bedacht ist, ist eher  
zu erwarten, dass sie öffentliche Verkehrsmittel in größerem Umfang  
zur Verfügung stellt. Kostenersparnisse aufgrund von Größenvorteilen 
werden in Form von vergleichsweise kostengünstigem Zugang zu den  
öffentlichen Verkehrsmitteln an die Bevölkerung weitergegeben. In  
egalitäreren Gesellschaften ist damit zu rechnen, dass einkommens- 
schwache Gruppen, wie beispielsweise Schüler, Studenten, ältere und  
behinderte Menschen, weitere Ermäßigungen und Zuschüsse erhalten.  
Ziel ist es, die Ausschließbarkeit von Verkehrsdienstleistungen zu verrin- 
gern.
Durch öffentliche Massenverkehrsmittel lassen sich die traditionell mit 
dem Individualverkehr einhergehende Verkehrsbelastung und der Kohlendi-
oxidausstoß von Fahrzeugen auf ein Mindestmaß reduzieren. Dort, wo be-
reits ein gut ausgebautes öffentliches Verkehrssystem existiert, ist man der 
zügigen Einführung umweltfreundlicherer Technologien meist eher aufge-
schlossen. Zum Beispiel schreibt Neu-Delhi vor, dass öffentliche Busse mit 
komprimiertem Erdgas fahren, was ein weit umweltfreundlicherer Kraftstoff 
ist als Benzin (die Busse werden sowohl vom öffentlichen wie auch vom 
privaten Sektor betrieben).
Umweltbewusste Gesellschaften sind geneigt, Anreize für die Nutzung 
öffentlicher Verkehrsmittel anstelle privater zu schaffen, indem sie Stau-
gebühren und Kohlenstoffsteuern auf Privatfahrzeuge erheben; dies wird 
bereits in Singapur, Mailand und London praktiziert (und auch von San Fran-
cisco erwägt). Öffentliche Verkehrsmittel für jeden bezahlbar zu machen, 
ist nicht die einzige Schwierigkeit dabei. Da wohlhabendere Leute meist 
private Verkehrsmittel bevorzugen, wird es auch darauf ankommen, das An-
sehen des öffentlichen Nahverkehrs durch verbesserte Sicherheit, Effizienz 
und Zuverlässigkeit aufzuwerten.
Öffentlich-private Partnerschaften könnten ein möglicher Ausweg sein. 
Sie führen meist zu dem Ergebnis, dass die Konzeption und Durchführung 
von Projekten effizienter verläuft. Der öffentliche Partner gewährleistet 
Eigentumsrechte, stellt den regulatorischen Rahmen bereit und setzt gele-
gentlich auch Subventionen ein, um die Lücke zwischen privater und sozialer 
Rendite zu schließen.
Die meisten Eisenbahnprojekte in Lateinamerika und der Karibik sind 
durch öffentlich-private Partnerschaften umgesetzt worden. Indien hat eines 
der am stärksten expandierenden Programme für öffentlich-private Partner-
schaften im Verkehrswesen; zwischen 1995 und 2006 wurden dort rund 230 
Projekte im Gesamtwert von 15,8 Milliarden US-Dollar von öffentlich-priva-
ten Partnerschaften durchgeführt. China hat bei der Errichtung von Maut-
straßen und anderer Infrastruktur durch öffentlich-private Partnerschaften 
ausgiebig Gebrauch vom BOT-Betreibermodell (BOT=build-operate-transfer) 
gemacht, vermehrt seit der Jahrtausendwende.
Es erscheint wahrscheinlich, dass die steigenden Benzinpreise Pri-
vatunternehmen dazu anspornen werden, auf eigene Rechnung Forschung 
bezüglich umweltfreundlicher Kraftstoffe und Technologien zu betreiben. 
Allerdings werden zur Sicherstellung von optimaler Sozialverträglichkeit 
der Forschung über umweltfreundlichere Kraftstoffe und Technologien auch 
öffentliche Mittel und Anreize benötigt. Fraglos zählen „grüne“ technolo-
gische Durchbrüche zu den unentbehrlichsten globalen öffentlichen Gütern 
und müssen daher für jedermann frei zugänglich bleiben.
Quelle: World Bank 2003; Cheng, Hu und Zhao 2009.
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und anderer gemeinschaftlich genutzter Res-
sourcen, die der Markt allein nur unzureichend 
oder überhaupt nicht produziert oder zur Ver-
fügung stellt, weshalb staatliche Mechanismen 
für sie unerlässlich sind.3 Zu den erstrebenswer-
ten globalen öffentlichen Gütern zählen ein 
beständiges Klima und ein intaktes globales 
Gemeingut. Sie erfordern Regeln für stabilere 
Finanzmärkte, Fortschritte bei Handelsrefor-
men (wie denen, die bei der Doha-Runde der 
Handelsgespräche anstehen) sowie Mechanis-
men zur Finanzierung und Herstellung um-
weltfreundlicher Technologien.
Hierfür ist ein Umdenken nötig darüber, was 
öffentlich und was privat ist, was am besten 
unilateral bereitgestellt wird und was multilate-
ral, und, noch wichtiger, wie sich bei einem ge-
meinsamen Handeln unsere jeweiligen Verant-
wortlichkeiten gestalten sollen. Die öffentliche 
Bereitstellung von Gütern auf der nationalen 
und globalen Ebene ist wichtig, doch lässt sich 
nicht vermeiden, dass Öffentliches und Privates 
nebeneinander bestehen (Kasten 5.1). Daher 
sind Regierungen beispielsweise angesichts des 
Klimawandels und der Erschöpfung von natür-
lichen Ressourcen wie Kohle, Erdöl und Wasser 
Partnerschaften mit dem privatwirtschaftlichen 
Bereich eingegangen, um in die Erforschung 
und Entwicklung alternativer Energiequellen 
zu investieren.
Zu den Belangen der globalen internatio-
nalen Zusammenarbeit, die dringend der Be-
achtung und Kooperation bedürfen, gehören 
die Bereiche Handel, Migration, Klimawandel 
und Entwicklung. Durch den Aufstieg des Sü-
dens hat sich jeder dieser Bereiche mit der da-
zugehörigen Governance erheblich verändert. 
Gleichzeitig eröffnet die neue Stellung des Sü-
dens Chancen für eine Einigung und verbesser-
te Zusammenarbeit.
Handel 
Alle Länder des Südens würden davon pro-
fitieren, wenn die weitreichenden internati-
onalen Handelsvereinbarungen, die von der 
Doha-Entwicklungsrunde der WTO ange-
strebt waren, zum Abschluss kommen wür-
den. Die Doha-Runde steckt jedoch weiterhin 
in einer Sackgasse, während sich inzwischen 
ein zunehmend komplexes Gefüge bilateraler 
und regionaler Handelsübereinkommen ent-
wickelt hat. Diese Übereinkommen, an denen 
eine geringere Anzahl von manchmal stärker 
homogenen Akteuren mitwirken, können un-
terschiedliche Interessen zur Deckung bringen 
und gegenseitige Vorteile für die Beteiligten be-
wirken, ohne wie auf der multilateralen Ebene 
steckenzubleiben.
Subregionale Handels- und Investitionsver-
einigungen wie die Wirtschaftsgemeinschaft 
Westafrikanischer Staaten und der Gemein-
same Markt des Südens haben ein Mehr an 
wirtschaftlicher Interaktion und politischer 
Zusammenarbeit auch in anderen Bereichen, 
von Sicherheitsfragen bis hin zum Wasserres-
sourcenmanagement, begünstigt. Diese bilate-
ralen und regionalen Übereinkommen bieten 
Möglichkeiten für eine weitere wirtschaft-
liche Integration auf der Süd-Süd-Schiene 
und dienen als Übungsfeld zum Ausbau von 
Wettbewerbsstärken.4
Trotz der Vorteile von bilateralen und re-
gionalen Handelsvereinbarungen entstehen 
aber ohne bessere globale Handelsregeln und 
Koordinierungsmechanismen beträchtliche 
Effizienzkosten. Handelsblöcke fördern zwar 
einen freieren Handel zwischen ihren Mitglie-
dern, haben aber die Tendenz, Barrieren für 
den Handel mit anderen zu errichten und so 
letztlich die globale Wohlfahrt zu mindern.5 
Andere Effizienzverluste können sich aus der 
größeren Marktmacht ergeben, die Länder er-
halten, indem sie sich zu Handelsblöcken zu-
sammenschließen.6 Wie die für diesen Bericht 
betriebene Forschung gezeigt hat, können freie-
re und fairere Handelsregeln die menschliche 
Entwicklung forcieren, wenn laufende öffentli-
che Investitionen in menschliche Fähigkeiten – 
einschließlich Gesundheit, Bildung und ande-
rer sozialer Dienste – und in eine grundlegende 
Infrastruktur wie beispielsweise moderne Ver-
kehrs- und Telekommunikationsverbindungen 
daran gekoppelt sind.
Bei vielen Aspekten eines freieren, nichtdis-
kriminierenden Handelsregimes wäre es am 
besten, wenn diese mittels eines stärkeren, mit 
neuem Leben gefüllten multilateralen Bündels 
von Vereinbarungen überwacht würden, doch 
da der Regionalismus wohl weiter Bestand ha-
ben wird, wäre ein möglicher Ausweg, schritt-
weise „den Regionalismus zu multilateralisie-
Zu den Belangen der 
globalen internationalen 
Zusammenarbeit, die 
dringend der Beachtung 
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ren“. Dazu würde gehören, dass von Seiten der 
WTO Vorschläge für unverbindliche „Soft- 
law“-Maßnahmen wie das Aushandeln freiwil-
liger Leitlinien für die beste Vorgehensweise 
bei neuen regionalen Handelsabkommen und 
Änderungen an bestehenden Abkommen ge-
macht werden: Die WTO könnte beispielswei-
se eine Hierarchie von Leitlinien für regionale 
Handelsvereinbarungen – Nord-Nord, Nord-
Süd und Süd-Süd – erstellen.7
Migration
Im Jahr 2010 verzeichneten mindestens 
25 Volkswirtschaften des Südens Geldüberwei-
sungen von Migranten aus dem Ausland, die 
über zehn Prozent des BIP ausmachten. Doch 
die Governance bezüglich der Migration wird 
überwiegend einseitig durch Zielländer oder 
bilateral betrieben. Es sind nur wenige Mecha-
nismen einer multilateralen Koordinierung 
vorhanden.8 Echte Anliegen der menschlichen 
Entwicklung stehen hier auf dem Spiel, vor al-
len Dingen die Rechte der Migranten. Zwar 
stellen die Auslandsüberweisungen eine Ein-
kommensquelle für arme Haushalte dar, doch 
mit einer Migration in großem Maßstab gehen 
auch soziale Brüche und Verwerfungen einher. 
Multilaterale Mechanismen könnten Kanäle, 
die den Menschen die Arbeitssuche im Aus-
land ermöglichen, liberalisieren und vereinfa-
chen, die grundlegenden Rechte der Migranten 
sicherstellen, die mit der Migration verbunde-
nen Transaktionskosten verringern und die Er-
gebnisse sowohl für Migranten als auch für die 
aufnehmenden Gemeinden verbessern.9
Mit dem Aufstieg des Südens wandeln sich 
auch die Migrationsmuster. Fast die Hälfte der 
Auslandsüberweisungen in die Heimatländer 
des Südens stammt von Arbeitnehmern, die in 
anderen Entwicklungsländern als Gastarbeiter 
leben. In den letzten Jahren haben regionale 
Organisationen und wirtschaftliche Integrati-
onsprozesse, darunter der Verband Südostasia-
tischer Nationen, die Afrikanische Union, der 
Gemeinsame Markt des Südens und die Ent-
wicklungsgemeinschaft des südlichen Afrika, 
die Migration neu auf ihre Agenden gesetzt.10 
Im Jahr 2012 fanden beim Globalen Forum für 
Migration und Entwicklung erstmals auch Dis-
kussionen über die Süd-Süd-Migration statt.
Zwar ist die Governance der Migration nicht 
zwangsläufig oder ausschließlich eine multilate-
rale Angelegenheit, doch internationale Koor-
dinierungsmechanismen könnten als Stützge-
rüst für die neu entstehenden Netzwerke regio- 
naler und bilateraler Vereinbarungen dienen. 
Die positive Wirkung dieser Dialoge könnte 
durch globale Initiativen zu Migrationsfragen 
vervielfacht werden.
Aufgrund der ständigen Zunahme der jährli-
chen weltweiten Migration – von geschätzten 
70 Millionen vor vier Jahrzehnten auf heute 
über 200 Millionen, die zumeist aus dem Sü-
den stammen – besteht ein wachsender Bedarf 
an Regeln, um die Rechte von Migranten zu 
schützen und anerkannte internationale Nor-
men für den Strom von Migranten zwischen 
den Herkunfts- und den Aufnahmeländern zu 
schaffen.11 Derartige Regeln würden allen Be-
teiligten sowohl in wirtschaftlicher als auch in 
sozialer Hinsicht nutzen, wohingegen durch 
Untätigkeit immer höhere Kosten entstehen. 
Dabei sind diese Kosten nicht ausschließlich, 
ja noch nicht einmal vorwiegend finanzieller 
Art: Sie beinhalten auch die tiefgreifenden 
menschlichen Kosten der erzwungenen län-
geren Trennung von der Familie, der nur allzu 
häufigen schlechten Behandlung am Arbeits-
platz und der unnötigen und unentschuldbaren 
Herabsetzung der Menschenwürde, wenn aus-
ländischen „Gastarbeitern“ keine gesetzlichen 
Grundrechte zugestanden werden.
Klimawandel
Der Klimawandel ist vielleicht die allgemein 
anerkannteste Frage, die nach weltweiter Zu-
sammenarbeit mittels multilateraler Verein-
barungen ruft. Der Süden geht über bilaterale 
Ansätze hinaus, indem er Möglichkeiten zur 
Bewältigung des Klimawandels auch in natio-
nale Entwicklungsstrategien einbezieht. China 
hat sich dazu verpflichtet, seine Kohlendioxid- 
Emissionsintensität (Kohlendioxidausstoß pro 
BIP-Einheit) bis 2020 gegenüber 2005 um 40 
bis 45 Prozent zu reduzieren.12 Im Jahr 2010 
gab Indien freiwillige Zielvorgaben für eine 
Senkung der Kohlenstoffintensität um 20 bis 
25 Prozent bekannt.13 In Südkorea stimmte 
der Gesetzgeber im März 2012 einem nationa-
len Emissionshandelsprogramm zu, mit dem 
Mit dem aufstieg des 
Südens wandeln sich auch 
die Migrationsmuster. 
Fast die Hälfte der 
auslandsüberweisungen 
in die Heimatländer 
des Südens stammt 
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als Gastarbeiter leben
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die Emissionen von Industriebetrieben und 
Kraftwerken reduziert werden sollen.14 Bei 
der Konferenz der Vereinten Nationen über 
nachhaltige Entwicklung, die 2012 in Rio de 
Janeiro stattfand, hat außerdem Mosambik ei-
nen neuen Fahrplan für eine Grüne Wirtschaft 
angekündigt; Mexiko wiederum hat vor Kur-
zem das erste umfassende Klimawandelgesetz 
der Welt erlassen, das darauf abzielt, Emissio-
nen zu senken und den Sektor der erneuerba-
ren Energien auszubauen.15
Der Klimaschutz verlangt jedoch nach ech-
tem Multilateralismus. Um beispielsweise die 
weltweiten Treibhausgasemissionen im erfor-
derlichen Umfang reduzieren zu können, müs-
sen der Norden und der Süden zu einer für alle 
Seiten annehmbaren und fairen Einigung dar-
über kommen, wie sie sich die Verantwortung 
dafür teilen; dabei ist jedoch sicherzustellen, 
dass den legitimen Entwicklungsbestrebungen 
des Südens Rechnung getragen wird.
Rio+20 hat Möglichkeiten zur Zusammen-
arbeit und Bündnisbildung zwischen Grup-
pen von Reichen und Armen, öffentlichen 
und privaten Einrichtungen und bürgerlichen, 
unternehmerischen und staatlichen Gremien 
geschaffen. Beispielsweise haben sich 20 große 
multinationale Konzerne, darunter Unilever, 
Coca-Cola und Walmart, über das Consumer 
Goods Forum – ein Netzwerk der Konsum-
güterindustrie – dazu verpflichtet, die Entwal-
dung aus ihren Lieferketten zu eliminieren.16 
Microsoft hat zugesagt, bis 2012 CO2-neutral 
zu werden. Und FEMSA, ein lateinamerika-
nisches Abfüllunternehmen für Erfrischungs-
getränke, hat angekündigt, künftig 85 Prozent 
seines Energiebedarfs in Mexiko aus erneuer-
baren Ressourcen beziehen zu wollen.17 Trotz 
zahlreicher vielversprechender Initiativen be-
steht weiterhin eine breite Kluft zwischen ei-
nerseits den benötigten Emissionsreduktionen 
und andererseits den bescheidenen Senkungen, 
die zugesagt wurden.
Entwicklungszusammenarbeit
Wesentlicher Bestandteil einer mehr auf Inklu-
sion ausgerichteten internationalen Governan-
ce sollten inklusivere und wirksamere Formen 
der Entwicklungszusammenarbeit sein. In 
zunehmendem Maße erbringen die Entwick-
lungsländer auf bilateraler und regionaler Basis 
Entwicklungshilfe und Investitionen, und zwar 
mittels neuer Finanzierungsübereinkommen 
sowie durch technische Zusammenarbeit. Da-
mit bieten sie Alternativen zu den Herange-
hensweisen traditioneller Geber oder ergänzen 
diese und stärken so die Wahlmöglichkeiten für 
die Hilfeempfänger.
Im Jahr 2011 billigten Entwicklungsländer 
und Organisationen der Zivilgesellschaft auf 
dem Vierten Hochrangigen Forum zur Wirk-
samkeit der Hilfe im südkoreanischen Busan 
die „Partnerschaft von Busan für eine wirksa-
me Entwicklungszusammenarbeit“. Eigenver-
antwortung, Ergebnisorientierung, inklusive 
Entwicklungspartnerschaften, gegenseitige 
Rechenschaftspflicht und Transparenz wurden 
zu den wichtigsten Stützpfeilern eines neuen 
globalen Überwachungsrahmens bestimmt. 
Ein größeres Gewicht wurde auf die Systeme 
einzelner Länder als Geschäftsgrundlage gelegt, 
gekoppelt mit der Forderung der Partnerländer, 
Abweichungen davon zu erklären. Traditionelle 
Geber aus der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
haben erkannt, dass eine veränderte Governan-
ce-Struktur erforderlich wäre, um eine breiter 
angelegte Partnerschaft zu tragen und den Be-
dürfnissen der Schwellenländer gerecht zu wer-
den.18 Auf der Grundlage der Kernprinzipien 
von nationaler Eigenverantwortung und Selbst-
hilfe soll dann diese Partnerschaft einen inter-
nationalen Steuerungsmechanismus einrichten 
und Indikatoren für die Fortschrittsbewertung 
erarbeiten.
Neben den traditionellen Gebern haben 
auch die neuen Entwicklungspartner, darun-
ter Brasilien, China und Indien, die Grund-
sätze der nationalen Eigenverantwortung und 
der Hilfe zur Selbsthilfe gutgeheißen. Aller-
dings wurde in der Busan-Erklärung auch da-
rauf hingewiesen, dass diese Partner sich auch 
Entwicklungsherausforderungen im eigenen 
Land gegenübersehen sowie über etablierte 
Methoden verfügen, was die Zusammenarbeit 
mit dem Ausland betrifft. Dies schlug sich im 
Wortlaut der Erklärung nieder, in der es heißt, 
dass für diese Länder die „in Busan vereinbar-
ten Grundsätze, Verpflichtungen und Maßnah-
men der Maßstab für Süd-Süd-Partnerschaften 
auf freiwilliger Basis sind“.19 Im weiteren Ver-
Der Klimaschutz 
verlangt nach echtem 
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lauf sollen der Entwicklungshilfeausschuss der 
OECD und das Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen gemeinsam die Globale 
Partnerschaft für wirksame Entwicklungszu-
sammenarbeit durch das UN-Forum für Ent-
wicklungszusammenarbeit unterstützen. Die 
Unterzeichner der Erklärung haben sich zwar 
zur Transparenz verpflichtet, das Abschluss-
dokument enthält aber keine weiteren zeitge-
bundenen messbaren Verpflichtungen oder 
Zielvorgaben, für die die Bürger von ihnen Re-
chenschaft verlangen könnten.
Die Architektur der Entwicklungszusam-
menarbeit nach Busan muss noch Gestalt an-
nehmen. Doch einige mittelfristige Prioritäten 
haben sich bereits herauskristallisiert. Eine da-
von ist, dass die traditionellen Geber ihren Ver-
pflichtungen zur Erhöhung der Entwicklungs-
hilfe aus dem Gipfel der Gruppe der Acht 2005 
in Gleneagles nachkommen und ihre Zusage ei-
ner besseren Koordinierung und Abstimmung 
einlösen müssen.20 Traditionelle Geber können 
auch mit neu entstehenden Gebern zusammen-
arbeiten, die wiederum Wissen und Erfahrun-
gen aus der Perspektive eines Entwicklungslan-
des beitragen können. Die Vereinten Nationen, 
in der ja fast alle Staaten vertreten sind, sind 
über das UN-Forum für Entwicklungszusam-
menarbeit gut aufgestellt für die Einbindung 
der Partner aus dem Süden in eine derartige 
trilaterale Entwicklungszusammenarbeit. Da-
bei wird es eine der Hauptaufgaben sein, die 
Nord-Süd- und die Süd-Süd-Entwicklungszu-
sammenarbeit besser auf die globalen Normen 
auszurichten.
Das Busan-Abkommen ist ein erster Schritt 
hin zu einer Neuordnung der Entwicklungszu-
sammenarbeit mit dem Ziel, diese effektiver zu 
gestalten und das Potenzial der Schwellenlän-
der besser zu nutzen. Wie bei anderen globalen 
öffentlichen Gütern kann, sobald auf globaler 
Ebene eine Verständigung erzielt wurde, die 
Operationalisierung der Grundsätze dann in 
den meisten Fällen unter Nutzung des verein-
barten gemeinsamen politischen Rahmens 
dezentralisiert und auf nationale Regierungen 
übertragen werden. Man nehme als Beispiel die 
Millenniumserklärung vom September 2000 
und die weltweite Einigung über die Millen-
nium-Entwicklungsziele, die sich schließlich 
daraus entwickelte. Die Einigung auf diese Zie-
le gab den Anstoß für eine breite Palette von 
Maßnahmen und Institutionen, indem sie eine 
ganz einfache Wahrheit aufzeigte, nämlich dass 
die Erweiterung der Möglichkeiten des Einzel-
nen und die Förderung der Entwicklung aller 
Gesellschaften wichtige globale öffentliche Gü-
ter sind.21 Die gegenwärtigen Fortschritte bei 
der Erreichung dieser Ziele erfolgen weitge-
hend auf der einzelstaatlichen Ebene durch na-
tionale Initiativen und die Übernahme von Ei-
genverantwortung durch die einzelnen Länder.
Bessere Repräsentation 
des Südens
Um der zunehmenden Stimmenvielfalt und 
Machtverteilung Rechnung zu tragen und den 
Entwicklungsfortschritt langfristig aufrechter-
halten zu können, gilt es, die gegenwärtigen In-
stitutionen und Grundsätze der internationa-
len Governance zu überdenken oder zumindest 
neu auszurichten. Viele davon waren weit vor 
dem Aufstieg des Südens für eine Nachkriegs-
ordnung konzipiert worden, die nicht mehr 
mit der heutigen Realität übereinstimmt.
Dies hatte zur Folge, dass der Süden in diesen 
Institutionen stark unterrepräsentiert ist. Ob-
wohl die weltwirtschaftlichen Realitäten sich 
gewandelt haben, besteht bei der Verteilung 
der Stimmrechte in den Bretton-Woods-Insti-
tutionen immer noch ein Ungleichgewicht zu-
gunsten der Länder des Nordens. So hatte zum 
Beispiel China, das die zweitgrößte Volkswirt-
schaft der Welt ist und über Devisenreserven 
von mehr als drei Billionen US-Dollar verfügt, 
bislang einen kleineren Stimmenanteil bei der 
Weltbank als Frankreich und das Vereinigte 
Königreich zusammen.
In vergleichbarer Weise fasst der Sicherheits-
rat der Vereinten Nationen seine Beschlüsse 
über den Frieden und die Sicherheit der Welt 
mit ständigen Mitgliedern, deren Zusammen-
setzung die geopolitische Konstellation des 
Jahres 1945 widerspiegelt. Bei der Sitzung der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
2012 in New York verliehen etliche Regie-
rungschefs aus dem Süden nochmals ihrer seit 
Langem bestehenden Forderung Ausdruck, 
dass Afrika, Lateinamerika und noch nicht re-
präsentierte mächtige Entwicklungsländer wie 
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Indien je einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat 
erhalten sollen.22
Die mächtigen internationalen Institutio-
nen müssen repräsentativer, transparenter und 
stärker rechenschaftspflichtig werden. Die 
Bretton-Woods-Institutionen, die regionalen 
Entwicklungsbanken und selbst das UN-Sys-
tem laufen sämtlich Gefahr, an Bedeutung zu 
verlieren, wenn sie nicht alle Mitgliedstaaten 
und deren Bevölkerung angemessen vertreten. 
Für diese Gremien gilt es, die Erfahrungen so-
wohl des Südens als auch des Nordens zu res-
pektieren und konstruktiv daran anzuknüpfen 
sowie gerechte und zukunftsfähige Ergebnisse 
für heutige wie auch für künftige Generationen 
anzustreben.
Gleichzeitig muss der aufstrebende Süden 
entsprechend seiner zunehmenden Wirtschafts-
kraft und seinem wachsenden politischen Ein-
fluss mehr Verantwortung im internationalen 
Kontext übernehmen; dazu gehört auch, dass 
er einen größeren Beitrag zur Finanzierung 
multilateraler Organisationen leistet.23 Der Sü-
den muss sowohl auf der regionalen als auch auf 
der globalen Ebene eine größere Führungsrolle 
einnehmen. Durch mehr Transparenz und Re-
chenschaftspflicht von globalen Institutionen, 
was ja schon an und für sich erstrebenswert ist, 
wird außerdem eine weitere derartige Partizipa-
tion des Südens erleichtert werden.
Es hat bereits einige positive Schritte in 
diese Richtung gegeben. Die Entwicklungs-
länder spielen aufgrund der Gipfeltreffen der 
Staatschefs der Gruppe der Zwanzig (G-20) 
schon jetzt eine größere Rolle in den Bret-
ton-Woods-Institutionen und in globalen Dia- 
logen. Die OECD erwägt, die Mitgliedschaft 
auf einige Entwicklungsländer auszudehnen. 
Den Industrieländern sollten diese Verände-
rungen willkommen sein, da der Erfolg des Sü-
dens auch dem Norden Vorteile verschafft und 
den Wohlstand aller steigen lässt.
In der Tat würde eine größere Partizipation 
des Südens, der beträchtliche finanzielle, tech-
nische und personelle Ressourcen einbringen 
kann, einige zwischenstaatliche Prozesse neu 
beleben. Die Schwellenländer könnten bei der 
Erreichung der Millennium-Entwicklungsziele, 
bei Innovationen, die zum Klimaschutz beitra-
gen, und beim Abschluss der Doha-Entwick-
lungsrunde voranschreiten.
Globale Organisationen, die repräsentativer 
für die Länder der Welt sind, wären im Prinzip 
über die nationalen Regierungen rechenschafts- 
pflichtig gegenüber der Weltbevölkerung. Doch 
staatliche Vermittlung allein reicht nicht aus. 
Über globale Bewegungen und länderübergrei-
fende Aktivistennetzwerke prägen eine Vielzahl 
von Stimmen und Akteuren in zunehmendem 
Maße die internationale Governance mit. Sicher- 
lich ist dies vor allem der Initiative der Antiglo-
balisierungsbewegungen zu verdanken, die sich 
selber manchmal als „globale Demokratiebewe-
gungen“ bezeichnen; sie befassen sich mit einer 
breiten Palette unterschiedlicher Fragestellun-
gen, bringen verschiedenartigste Anliegen zur 
Sprache und machen sich eine schier endlose 
Vielfalt von politischen Botschaften zu eigen, 
doch allen gemeinsam ist ein Grundanliegen: 
Sie wollen erreichen, dass übernationale Macht 
und Governance rechenschaftspflichtig gegen-
über der Zivilgesellschaft wird.
Zu diesem Zweck sind die multilateralen In-
stitutionen von heute dazu aufgerufen, in fol-
genden Bereichen ihre Repräsentationsprinzi-
pien und Leitsätze neu auszurichten:
•	 Mitsprache: Die Wirkungskreise von An-
spruchs- und Entscheidungsträgern zur De-
ckung bringen, sodass alle in globalen Ange-
legenheiten, die sie betreffen, ein wirksames 
Mitspracherecht erhalten.
•	 Öffentliche Güter: Über organisatorische 
Trennlinien hinweg Brücken bauen, um eine 
sektorenübergreifende Produktionsweise mit 
einer Vielzahl von Akteuren auf verschiede-
nen Ebenen zu ermöglichen, wie sie für viele 
globale öffentliche Güter erforderlich ist.
•	 Führung: Auf führende globale Persönlich-
keiten – sowohl staatliche als auch nicht-
staatliche – einwirken, dass sie als Einzelne 
oder gemeinsam ihr Gewicht in die Waag-
schale werfen, um der internationalen Staa-
tengemeinschaft bei globalen Anliegen, die 
in eine politische Sackgasse geraten sind, und 
Problemen, die drohen, sich zu Krisen auszu-
wachsen, zu helfen.
•	 Zusammenführen: Bestehende Organisatio-
nen wieder in Einklang bringen, um den sich 
wandelnden weltweiten wirtschaftlichen und 
politischen Realitäten Rechnung zu tragen, 
und sie mit den Befugnissen und Fachkom-
petenzen auszustatten, die sie brauchen, um 
Über globale Bewegungen 
und länderübergreifende 
aktivistennetzwerke 
prägen eine Vielzahl von 
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wirksam zwischen Anspruchsträgern mit den 
unterschiedlichsten Zielsetzungen vermit-
teln zu können.
•	 Information und Ressourcen: Den ärmeren 
Ländern im Süden helfen, über einen besse-
ren Zugang zu Informationen, technischer 
Hilfe und Finanzierung wirksamer an der 
Global Governance partizipieren zu können.
•	 Bürgerbeteiligung: Die Fülle von Ideen und 
Ansichten nutzen, die aus Bürgernetzwerken 
und von Beteiligten, die bislang vom globa-
len Diskurs ausgeschlossen waren, herange-
tragen werden.
Internationale Organisationen werden im-
mer inklusiver und aufgeschlossener gegenüber 
den Anforderungen einer sich rasch verändern-
den Welt. So hat zum Beispiel der Wirtschafts- 
und Sozialrat der Vereinten Nationen das Fo-
rum für Entwicklungszusammenarbeit ins Le-
ben gerufen, um eine breiter angelegte Debatte 
der Entwicklungshilfe zu fördern. Es gibt noch 
viel Raum für einen erneuerten Multilateralis-
mus. Doch beim Internationalen Währungs-
fonds (IWF) und der Weltbank haben bisher 
nur bescheidene Governance-Reformen statt-
gefunden. Trotz einer jahrzehntelangen Debat-
te hat sich an der grundlegenden Struktur des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen nichts 
geändert. Es bedarf entschlossener Reformen, 
damit multilaterale Institutionen es ermögli-
chen, dass eine zwischenstaatliche Zusammen-
arbeit bei festgefahrenen globalen Anliegen in 
einer Weise erfolgt, die von allen Ländern als 
fair und gerecht erachtet wird.
Die globale Zivilgesellschaft
Internationale Governance-Institutionen kön-
nen nicht allein durch ihre Mitgliedstaaten, 
sondern auch durch die globale Zivilgesell-
schaft zur Rechenschaft gezogen werden. Dies 
kann die Art und Weise, wie Macht ausgeübt 
wird, prägen und als Regulativ für Staaten und 
Märkte wirken. Freiwillige Zusammenschlüsse 
jeglicher Couleur, darunter Nichtregierungs-
organisationen, soziale Bewegungen, Aktions-
bündnisse, Gewerkschaften und Bürgerinitia-
tiven, nutzen in vielen führenden Ländern des 
Südens, darunter Ägypten, Brasilien, Indien 
und Südafrika – um nur einige wenige Beispie-
le zu nennen – schon jetzt Kanäle wie Wahlen, 
Lobbyarbeit, die Medien und Öffentlichkeits-
kampagnen, um den gesellschaftlichen Wan-
del voranzutreiben. Im indischen Bundesstaat 
Kerala hat eine reiche Tradition von bürger-
lichem Engagement bewirkt, dass die Regie-
rung umfassenden sozialen Rechten Priorität 
einräumt und eine Politik betreibt, die nach 
mehr Gerechtigkeit strebt. In Brasilien spielte 
die Sanitarista-Bewegung von Angehörigen der 
Gesundheitsberufe eine zentrale Rolle bei der 
Weiterentwicklung des öffentlichen Gesund-
heitssystems des Landes und der Ausweitung 
des Leistungsangebots auf die Armen.24
Zivilgesellschaftliche Gruppen in den ein-
zelnen Ländern nutzen zunehmend ihre Er-
fahrungen aus dem Umgang mit nationalen 
Regierungen dazu, unabhängige Netzwer-
ke zu erschließen, die den Nord-Süd- und 
Süd-Süd-Dialog außerhalb der konventio-
nellen, offiziellen Kanäle der internationalen 
Governance betreiben. Diese übernationalen 
Netzwerke schaffen die Grundlagen dafür, dass 
sich eine globale Zivilgesellschaft herausbilden 
kann, deren Aktionsspektrum vom Klimawan-
del über die Migrationspolitik bis hin zu den 
Menschenrechten reicht.
Durch die Internetrevolution hat die globale 
Zivilgesellschaft nun erheblich größere Mög-
lichkeiten, Einfluss auf den Entscheidungspro-
zess in kritischen globalen Fragen zu nehmen. 
Sie sorgt für die hochgradige Vernetzung ganz 
unterschiedlicher Gruppen und bietet Platt-
formen für die rasche Verbreitung von Ideen 
und Anliegen unter Bürgern auf der ganzen 
Welt. Menschen können dadurch mit anderen 
Menschen sprechen und Gruppierungen von 
Wissenschaftlern und Angehörigen anderer Be-
rufe können Ideen austauschen, ohne dass die 
Staatsmacht oder die Märkte zwischen ihnen 
stehen. Diese neue Leichtigkeit der globalen 
Kommunikation lässt kreative Partnerschaf-
ten entstehen, stärkt die Fähigkeiten Einzel-
ner wie auch sozialer Organisationen, erzeugt 
neue Formen von Solidarität und ermöglicht 
es Menschen, international zu interagieren und 
ihren Werten Ausdruck zu verleihen.
Die Ereignisse in mehreren Ländern der 
arabischen Staaten, wo komplexe historische 
Entwicklungen jüngst in Aufständen kulmi-
nierten, haben gezeigt, dass Regierende überall 
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auf der Welt und globale Institutionen gut da-
ran tun, die Macht der sozialen Medien nicht 
zu unterschätzen. Die rasche Verbreitung des 
Videofilms Kony 2012 über den wegen Kriegs-
verbrechen angeklagten Anführer der „Lord’s 
Resistance Army“, Joseph Kony, und die starke 
Resonanz darauf zeigen eindrucksvoll, wie die 
sozialen Medien innerhalb weniger Tage viele 
Millionen Menschen für die Debatte wichtiger 
Themen mobilisieren können.25 Was die Legi-
timität bestimmter Anliegen und Plattformen 
angeht, mögen zwar die Meinungen auseinan-
dergehen, doch der rasante Informationsaus-
tausch mittels sozialer Netzwerke beeinflusst 
ganz klar die öffentliche Meinung zu Themen, 
die den Bürgern dieser Welt wichtig sind, und 
wirkt sich letztendlich auf die internationale 
Governance aus.
In der Tat ist eines der wertvollsten Instru-
mente der globalen Zivilgesellschaft ihre Fä-
higkeit zur Verbreitung neuer Normen, die 
das Verhalten staatlicher und privater Akteure 
grundlegend verändern. Indem sie Belange 
ansprechen, einen Rahmen dafür bilden und 
Druck auf Staaten ausüben, können zivilge-
sellschaftliche Netzwerke neue Themen auf 
die Tagesordnung setzen und bei Regierungen 
und der internationalen Staatengemeinschaft 
auf neue Abkommen, striktere Durchsetzungs-
mechanismen oder gar direktes Eingreifen 
drängen. Zu den klassischen Beispielen für 
den Einfluss der Zivilgesellschaft auf globale 
Normen zählen die weltweite Ausbreitung der 
Frauenwahlrechtsbewegung, der Antisklaver-
eibewegung und der Rotkreuz-Bewegung, die 
zum Entstehen der Genfer Konventionen und 
der Internationalen Föderation der Rotkreuz- 
und Rothalbmond-Gesellschaften führte. In 
jüngerer Zeit haben globale zivilgesellschaft-
liche Netzwerke auf die Verabschiedung von 
Gesetzen zum Verbot von Landminen, einen 
offeneren Zugang zu AIDS-Medikamenten 
und Kampagnen gegen Gewalt an Frauen 
hingewirkt.
Wenngleich sich der globalen Zivilgesell-
schaft viele Möglichkeiten eröffnen, internatio-
nale Governance-Normen zu beeinflussen und 
am Entscheidungsprozess mitzuwirken, sollte 
der zu erwartende Beitrag von Organisationen 
der Zivilgesellschaft und übernationalen Netz-
werken nüchtern eingeschätzt werden. Weiter-
hin führen höhere Mittelzuweisungen dazu, 
dass die internationalen Nichtregierungsorga-
nisationen des Nordens im Bereich der globa-
len Zivilgesellschaft über unverhältnismäßig 
hohen Einfluss verfügen.26 Das internationale 
Menschenrechtsregime zum Beispiel betont 
häufig bürgerliche und politische Rechte, die 
ein besonderes Anliegen der Zivilgesellschaft 
in Osteuropa sind, mehr als soziale Rechte, die 
in den Forderungen der Volksbewegungen im 
Süden eine zentralere Rolle spielen. Einschrän-
kungen des Freiraums der Bürger und sonstige 
Einschränkungen können die Funktionsfähig-
keit von Organisationen der Zivilgesellschaft 
beeinträchtigen.27 Weiter zu bedenken ist die 
Frage der Transparenz, da unklar sein kann, 
in welchem Maße zivilgesellschaftliche Grup-
pen autonom vom Staat und den Marktkräften 
sind. Wenn Organisationen der Zivilgesell-
schaft zum verlängerten Arm von staatlicher 
Macht, wirtschaftlichem Einfluss oder traditio-
neller Autorität werden, kann zivilgesellschaft-
liche Tätigkeit Ungleichheiten und Instabilität 
eher noch vergrößern als diese zu verringern.28
In Zukunft wird die Legitimität internatio-
naler Governance davon abhängen, inwieweit 
es Institutionen gelingt, sich mit Bürgernetz-
werken und Gemeinwesen zu verzahnen – das 
heißt, ihre Anliegen zu verstehen und Anleihen 
bei ihren Ideen und Ansätzen zu machen, um 
ihre eigenen Bemühungen und Energien in die 
richtige Richtung lenken zu können. Ein derar-
tiges Ineinandergreifen würde die Legitimität 
ihres Handelns maximieren und Verantwort-
lichkeit gegenüber den Bürgern der Mitglied-
staaten sicherstellen (Kasten 5.2). Die Idee ei-
ner ökologischen Staatsbürgerschaft stellt bei-
spielsweise eine vielversprechende Möglichkeit 
dar, die weltweite öffentliche Meinung über die 
Bereitstellung globaler öffentlicher Güter von 
Grund auf neu zu gestalten.29
Um effektiv zu sein, müssen internationale 
Organisationen produktive Partnerschaften 
mit Social-Media-Gemeinschaften und Nicht-
regierungsorganisationen im Süden wie im 
Norden eingehen. Sie sollten sich mit Bürger-
gruppen verbünden, um einen Politikwandel 
und den Übergang zu gerechteren Grundsät-
zen und Institutionen der internationalen Go-
vernance zu fördern. So musste zum Beispiel 
die Weltgesundheitsorganisation behutsam 
Eines der wertvollsten 
instrumente der globalen 
Zivilgesellschaft ist ihre 
Fähigkeit zur Verbreitung 
neuer Normen, die das 
Verhalten staatlicher 
und privater akteure 
grundlegend verändern
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mit den staatlichen Interessen umgehen und 
sich darauf einstellen, dass seit den 1980er Jah-
ren die Privatisierung des Gesundheitswesen 
immer mehr in den Vordergrund gerückt ist. 
Aufgrund ihrer zentralen Verpflichtungen der 
öffentlichen Gesundheit gegenüber und ihrer 
Verknüpfungen mit der Zivilgesellschaft war 
es ihr jedoch möglich, weiterhin eine Politik zu 
verfolgen, die nachdrücklich einen rechteba-
sierten Ansatz im Gesundheitswesen betont.30
Auf dem Weg zu einem 
kohärenten Pluralismus
Die Herausforderung, der sich das multilatera-
le System angesichts des Aufstiegs des Südens 
gegenübersieht, ist nicht etwa, dass man, wie 
fälschlich angenommen werden könnte, sich 
zwischen dem Globalismus und dem Regiona-
lismus oder zwischen älteren Strukturen, die 
von den traditionellen Mächten des Nordens 
ersonnen und gelenkt wurden, und neueren 
Regelungen, die den Bedürfnissen der Ent-
wicklungsländer gerecht werden, entscheiden 
müsste. Vielmehr besteht sie in der Integration, 
Koordinierung und in manchen Fällen auch 
der Reform dieser Institutionen, damit sie alle 
effektiver zusammenarbeiten können. Vielfalt 
und Flexibilität bei globalen Governance-Me-
chanismen können sich unter dem Strich po-
sitiv auf das internationale System auswirken, 
doch sie können das globale Streben nach Lö-
sungen für Probleme, die ihrem Wesen nach 
eindeutig globaler Natur sind, nicht ersetzen. 
Die sowohl regional als auch international tä-
tigen politischen Entscheidungsträger sollten 
sich um einen kohärenteren Pluralismus bei 
der multilateralen Governance bemühen, mit 
gemeinsamen Normen und Zielen, die regio-
nale und globale Entwicklungsinitiativen för-
dern, die einander bei aller Unterschiedlichkeit 
ergänzen.
Wie die jüngste Erfahrung in großen Teilen 
des Südens gezeigt hat, können manche öffent-
liche Güter wirksam auf einer regionalen Ebene 
bereitgestellt werden. In Kapitel 2 wurde be-
reits ausgeführt, dass es regionalen Institutio- 
KaStEN 5.2 Jo Leinen, Mitglied des Europäischen Parlament
Globale Demokratie durch ein Weltparlament?
Bei der Governance von globalen Fragestellungen sind zwar Legitimität 
und die Repräsentation der gesamten Weltbevölkerung im globalen Ent-
scheidungsprozess unerlässlich, doch verfügen die globalen Entschei-
dungsorgane über keine institutionellen Mechanismen für eine wirksame 
und maßgebliche Bürgerbeteiligung. In einer Zeit, in der sich die Grenzen 
zwischenstaatlicher Entscheidungsfindung gezeigt haben, verlangen das 
Bemühen um Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit sowie die Dringlichkeit, mit 
der entscheidende Herausforderungen für unseren Planeten angegangen 
werden müssen, nach Einbeziehung der Bürger weltweit.
Ein Weltparlament würde die Generalversammlung der Vereinten Nati-
onen ergänzen, und zwar entweder formell in das UN-System eingebunden 
oder als gesondertes Organ. Diese Idee ist zwar nicht neu, doch je mehr sie 
heranreift, desto mehr Unterstützung findet sie bei Akteuren der Zivilgesell-
schaft und regionalen Parlamenten (darunter das Europäische, das Latein-
amerikanische und das Afrikanische Parlament) und wurde unlängst auch 
in dem von einer multinationalen Gruppe von Intellektuellen vorgelegten 
„Manifest für globale Demokratie“ hervorgehoben.1
Ein Weltparlament würde aus Delegierten der nationalen Parlamente 
bestehen, die verschiedene politische Parteien aus jedem Land repräsen-
tieren. Da die große Mehrheit der nationalen Parlamente demokratisch 
gewählt wurde, würde ein derartiges Organ ein hohes Maß an Repräsen-
tativität und politischer Verantwortlichkeit besitzen. Ein Weltparlament 
würde als Bindeglied zwischen nationaler Politikgestaltung und globaler 
Entscheidungsfindung dienen, den Parlamenten und Regierungen der ein-
zelnen Länder Anstöße geben, damit sie die Konsequenzen bedenken, die 
ihre Entscheidungen über nationale Grenzen hinaus haben können, sowie 
Wissen und Erfahrung über beherrschende globale Themen an die nationa-
len Parlamente weitergeben.
Dieses Organ könnte eine längere Jahresversammlung abhalten, die 
Empfehlungen aussprechen, Tagesordnungspunkte auf die UN-Generalver-
sammlung setzen und – mit einer qualifizierten Stimmenmehrheit – dem 
UN-Sicherheitsrat Punkte zur Beratung und Beschlussfassung vorlegen. Ihre 
Beratungen würden eine hohe moralische und politische Autorität besitzen, 
wenn auch die Entscheidungsgewalt im Endeffekt bei den Regierungen der 
einzelnen Staaten verbleiben würde. Die Zusammensetzung der einzelnen 
nationalen Delegationen könnte entweder durch die nationalen Parlamen-
te festgelegt werden oder auch mittels gesonderter Wahlen, in denen die 
Bürger ihre Vertreter für das Weltparlament wählen können. Die Delega-
tionsgröße würde im Verhältnis zur Bevölkerungszahl der einzelnen Länder 
stehen – ein Ansatz, der sich erheblich von anderen internationalen Organen 
unterscheidet, bei denen die Zahl der Stimmrechte an die Höhe des finanzi-
ellen Beitrags geknüpft ist.
1. Beeston 2012.
138    |    BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2013
nen manchmal möglich ist, schneller und wir-
kungsvoller auf regionale Bedürfnisse zu reagie-
ren als globale Foren, zum Beispiel Programme 
zur Ausrottung endemischer Krankheiten, zum 
Schutz gemeinsamer Ökosysteme und zur Be-
seitigung von intraregionalen Handelshemm-
nissen dies könnten. In Fällen wie diesen ist es 
sicherlich sinnvoll, dass gleichgesinnte Nach-
barländer die Herausforderungen gemeinsam 
in Angriff nehmen, aber – wenn nötig – auch 
globale Maßnahmen verfolgen, um diesen Pro-
blemen zu begegnen.
Eine zunehmende regionale Zusammenar-
beit kann aber auch Nachteile mit sich bringen 
– denn dadurch wird das vielschichtige Gefüge 
multilateraler Institutionen noch komplexer als 
es jetzt ohnehin schon ist, mit all den damit ver-
bundenen Risiken wie Exklusion, Doppelarbeit 
und der Konkurrenz zwischen Institutionen. In 
vielen Bereichen haben regionale Institutionen 
das Potenzial, globale Strukturen zu ergänzen, 
auch wenn diese Art von Koordinierung heute 
noch selten ist oder nicht ausreichend aufein-
ander abgestimmt erscheint.
Übereinkommen der Global Governance 
müssen die Mischstrategien respektieren, für 
die einzelne Länder sich entscheiden. Es liegt 
auf der Hand, dass Entwicklungs- und Schwel-
lenländer unterschiedliche Formen der Zu-
sammenarbeit wählen, ob bilateral, regional 
oder international. Im Verlauf der Zeit haben 
die einzelnen Länder immer neue Formen von 
Governance entwickelt, um mit Problemkon-
stellationen umzugehen, die sich neu ergeben 
haben. Im Bereich der Finanzen bemühen sich 
die Länder beispielsweise um die Diversifizie-
rung der Risiken, denen sie ausgesetzt sind, wie 
auch der „Versicherungspolicen“, mit denen sie 
sich davor zu schützen suchen. Dazu nutzen sie 
einen Maßnahmenmix aus nationalen Reser-
ven, bilateralen Kreditlinien, regionalen Über-
einkommen und dem IWF. Das internationale 
Ordnungssystem muss pluralistisch sein und 
gleichzeitig gewährleisten, dass die Zusammen-
arbeit auf der regionalen oder subregionalen 
Ebene mit den Mechanismen und Regelwerken 
vereinbar ist, die auf der internationalen Ebene 
gelten.
Letztlich soll dieser „kohärente Pluralismus“ 
sicherstellen, dass Institutionen auf allen Ebe-
nen in koordinierter Weise zusammenarbeiten, 
um globale öffentliche Güter bereitzustellen. 
Die Komplementarität nicht allein zwischen 
globalen und regionalen Institutionen, son-
dern auch quer durch öffentliche, private und 
zivilgesellschaftliche Organisationen kann sich 
durchaus konstruktiv gestalten, auch wenn sie 
gegenwärtig noch unausgegoren und unzu-
länglich erscheinen mag. Wenn neue Überein-
kommen und neue Partnerschaften entstehen, 
um die Lücken zu füllen, die bisherige Über-
einkommen hinterlassen haben, sollten diese 
gefördert werden, wobei soweit wie möglich 
Doppelarbeit zu vermeiden wäre. Neue Über-
einkommen auf allen Ebenen müssen einver-
nehmlich zusammenwirken und im Einklang 
mit bestehenden multilateralen Organisatio-
nen stehen; dabei sollten ein Interessenabgleich 
vorgenommen und die Verantwortung geteilt 
werden.
Zwar sind Pluralismus und größere Vielfalt 
willkommene Entwicklungen, doch eine zu 
große Fülle neuer Organisationen kann auch 
zu Replikation und Ineffizienz führen. Bei der 
Schaffung einer kohärenteren Struktur werden 
daher einige Organisationen beibehalten wer-
den, andere wird man hingegen für überflüssig 
befinden.
Eine auf anhaltende Fortschritte bei der 
menschlichen Entwicklung gerichtete Gover-
nance der globalen öffentlichen Güter bedarf 
eines wirkungsvollen Multilateralismus. In-
ternationale Institutionen können außerdem 
Orientierungshilfen bezüglich der Menschen-
rechte und anderer allgemeingültiger Prinzi-
pien bieten und auf Gebieten wie dem Völker-
recht als Schlichter auftreten. Dennoch muss 
der Multilateralismus flexibler im Umgang mit 
neuen Herausforderungen und geopolitischen 
Realitäten werden. In einem kohärenteren 
pluralistischen System können internationale 
Institutionen als Koordinierungsorgane fun-
gieren und so eine Katalysatorfunktion für 
alle Anspruchsträger übernehmen oder diese 
zusammenführen. Um dies leisten zu können, 
brauchen sie sowohl den Auftrag dafür als auch 
ausreichende Fachkompetenzen und Ressour-
cen, um zwischen oft auseinanderlaufenden 
Interessen vermitteln und schlichten, diese ana-
lysieren und darauf eingehen sowie praktikab-
le und für beide Seiten vorteilhafte Ergebnisse 
vorschlagen zu können. Um den Süden voll 
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einbeziehen zu können, müssten viele interna-
tionale Organisationen auf den neuesten Stand 
gebracht und umgestaltet werden. Der Süden 
wiederum wird multilaterale Institutionen vo-
raussichtlich eher nutzen und voll mittragen, 
wenn sie aus seiner Sicht genauso im Interesse 
des Südens wie im Interesse der Industrieländer 
handeln.
Finanzarchitektur: Umgestaltung 
für den aufstrebenden Süden
Der Aufstieg des Südens erzeugt neue Muster 
der Ressourcenakkumulation, die möglicher-
weise zu einer dichteren, vielschichtigeren und 
heterogeneren Finanzarchitektur führen könn-
ten. Dies könnte die finanzielle Stabilität und 
Belastbarkeit fördern, die Produktionsleistung 
auf lange Sicht sichern, die menschliche Ent-
wicklung voranbringen und mehr Spielraum 
für die nationale Politik schaffen.
In manchen Fällen könnten diese neu 
entstehenden Institutionen und Überein-
kommen einige der Funktionen der Bretton- 
Woods-Institutionen übernehmen, doch in 
den meisten Fällen ergänzen sie die bereits 
vorhandene globale Finanzarchitektur. Da- 
rüber hinaus könnten neu entstehende 
Institutionen sich als transformativ erwei- 
sen, indem sie den Bretton-Woods-Insti- 
tutionen den Anstoß geben, auf Bedenken 
hinsichtlich Repräsentation, Governance- 
Grundsätzen und der Verwendung von Kondi-
tionalitäten einzugehen.
Der Süden hat bereits einige alterna-
tive Institutionen und Ansätzen entwi-
ckelt, darunter regionale Währungs- und 
Unterstützungsübereinkommen:
KaStEN 5.3
Regionale Finanzierung in Asien: die Chiang-Mai-Initiative Multilateralization und die Asiatische Entwicklungsbank
Die derzeitige Finanzkrise hat den Anstoß zur Erweiterung des Geltungsbe-
reiches der Chiang-Mai-Initiative gegeben, einer regionalen Vereinbarung 
zwischen den Mitgliedern des Verbands Südostasiatischer Nationen zuzüg-
lich China, Japan und der Republik Korea (ASEAN+3). Anfang 2009 wurde 
die Initiative multilateralisiert und in Chiang-Mai-Initiative Multilateraliza-
tion umbenannt. Zu jenem Zeitpunkt wurde bei einer Auszahlung von über 
20 Prozent der Kredite, die einem Land zur Verfügung standen, verlangt, dass 
das Kreditnehmerland unter einem Überwachungsprogramm des Internatio-
nalen Währungsfonds (IWF) steht; damit sollte der schwierigen Aufgabe, 
eine regionale Überwachung zu konzipieren und umzusetzen, begegnet  
werden.
Die Mitglieder von ASEAN+3 haben die Chiang-Mai-Initiative Multila-
teralization weiter vertieft. Im Mai 2012 wurde die Kapitalausstattung des 
Währungsswap-Gemeinschaftsfonds auf 240 Milliarden US-Dollar verdop-
pelt. Für 2012/2013 wird das Erfordernis, unter einem IWF-Programm zu ste-
hen, nicht in Kraft gesetzt, bis die in Anspruch genommenen Swaps 30 Pro-
zent der für das Land geltenden Höchstgrenze erreicht haben (2014 dann 
40 Prozent, vorbehaltlich des Ausgangs der gegenwärtigen Beratungen). Die 
Laufzeit der Swaps, sowohl der mit als auch der ohne IWF-Einbindung, wur-
de verlängert. Und erstmals wurde auch vorsorglich eine Kreditlinienfazilität 
eingeführt, die es den Mitgliedstaaten ermöglicht, Swaps nach einer auf der 
Ländergröße basierenden Formel in Anspruch zu nehmen. (Die Asian Bond 
Market Initiative wurde im Mai 2012 ebenfalls ausgeweitet.)
Am 30. Januar 2012 wurde das Büro für Makroökonomische For-
schung (Office for Macroeconomic Research) von ASEAN+3 eröffnet, um 
die Überwachung der Mitgliedstaaten gemäß IWF Artikel IV durchzuführen. 
Es beschreibt sich selbst als die „regionale Überwachungsstelle der Chi-
ang-Mai-Initiative Multilateralization“ und hat die Aufgabe, die regionalen 
Volkswirtschaften zu überwachen und zu analysieren sowie bei der Früh- 
erkennung von Risiken, der Durchführung von Gegenmaßnahmen und der 
wirksamen Entscheidungsfindung durch die Initiative mitzuwirken. Einige 
Beobachter haben festgestellt, dass es Spannungen bezüglich der Zustän-
digkeit gibt und man sich in Asien weiter mit Kritik an der Politik regionaler 
Nachbarn zurückhält und dass deshalb Hindernisse für die Durchführung 
einer strengen Überwachung bestehen.
Auch schon vor der weltweiten Finanzkrise gewährte die Asiatische 
Entwicklungsbank (ADB) mehr Kredite in der Region als die Weltbank. Durch 
die Krise hat sich dieser Trend noch beschleunigt. In einigen Fällen hat die 
ADB schneller und mit größeren Krediten reagiert als es IWF und Weltbank 
getan haben, und neue Typen von befristeten Schnellfinanzierungsprogram-
men und so genannten antizyklische Kreditfazilitäten zur konjunkturellen 
Gegensteuerung eingeführt, um Entwicklungsländer und Länder mit nied-
rigem Einkommen zu unterstützen. Im April 2009 machte Indonesien den 
Vorschlag, einen Teil der neuen Finanzierung des IWF auf die ADB zu über-
tragen. Mit der Rückendeckung der Gruppe der Zwanzig richtete die ADB 
die Countercyclical Support Facility ein, die den von der Krise betroffenen 
Volkswirtschaften in Asien bis zu drei Milliarden US-Dollar an Krediten zur 
Verfügung stellte.
Zwischen 2008 und 2009 nahmen die Kreditzusagen der ADB um 42 Pro-
zent und ihre Auszahlungen um 33 Prozent zu. Andere regionale Entwick-
lungsbanken folgten rasch dem Beispiel der ADB und erhielten einen Teil 
der dem IWF neu zugesagten Mittel für die Einrichtung neuer regionaler 
Kreditfazilitäten zur Förderung einer raschen Konjunkturstabilisierung in der 
Region.
Quelle: Woods 2010; Chin 2010, 2012; Ocampo et al. 2010; ADB 2009; Ciorciari 2011; AMRO 2012.
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•	 Die Chiang-Mai-Initiative wurde nach der 
Asienkrise 1997 in Form einer Reihe von 
Swap-Vereinbarungen zwischen den asiati-
schen Ländern ins Leben gerufen. Daraus 
entstand später die Chiang-Mai-Initiative 
Multilateralization, die es den Mitgliedstaa-
ten ermöglicht, die multilaterale Swap-Fa-
zilität in Anspruch zu nehmen, um Schwie-
rigkeiten hinsichtlich der Zahlungsbilanz 
und kurzfristigen Liquidität begegnen zu 
können.
•	 Der 1976 von den 22 Mitgliedstaaten der 
Arabischen Liga gegründete Arabische Wäh-
rungsfonds verfügt über rund 2,7 Milliarden 
US-Dollar, um eine Notfallfinanzierung für 
Mitgliedstaaten sowie eine breiter angelegte 
Währungszusammenarbeit zu stützen. Es 
bestehen außerdem Bestrebungen, eine ara-
bische Einheitswährung zu schaffen.31
•	 Die Reserve Bank of India, die indische Zen-
tralbank, hat vor Kurzem eine Swap-Fazilität 
von zwei Milliarden US-Dollar für die Mit-
gliedstaaten der Südasiatischen Vereinigung 
für regionale Kooperation bekanntgegeben.32
•	 Der Lateinamerikanische Reservefonds, der 
über eine Kapitalausstattung von rund 2,3 
Milliarden US-Dollar verfügt, bietet seinen 
Mitgliedern an, deren Zahlungsbilanz zu 
stützen. Des Weiteren sichert er Drittkredite 
ab und erleichtert Reserveinvestitionen und 
die regionale Koordinierung der Geldpolitik. 
Das Potenzial des Fonds wird dadurch einge-
schränkt, dass er nur einen Teil der Länder 
der Region einschließt; Brasilien etwa, die 
größte Volkswirtschaft der Region, beteiligt 
sich nicht daran.33
•	 Die Entwicklungsgesellschaft für die Anden-
region macht dadurch auf sich aufmerksam, 
dass sich die Summe der von ihr gewährten 
Kredite im Zeitraum 1991 bis 2007 vervier-
facht hat und dass sie nahezu vollständig 
in der Eigenverantwortung ihrer Mitglied-
staaten steht, die ganz überwiegend Ent-
wicklungsländer sind (außer Portugal und 
Spanien).34
Derartige regionale Übereinkommen müs-
sen jedoch nicht unbedingt bedeuten, dass der 
IWF eine geringere Rolle spielt. Denn bei grö-
ßeren Auszahlungen aus den Fonds kann ver-
langt werden, dass das Kreditnehmerland un-
ter einem Überwachungsprogramm des IWF 
steht, so wie es bei der Chiang-Mai-Initiative 
Multilateralization der Fall ist (Kasten 5.3).
Die entstehende regionale Finanzarchitek-
tur, die von den Ländern des Südens voran-
getrieben wird, schafft erneut Raum für eine 
eher pragmatisch als ideologisch ausgerichtete 
Politik und stellt sicher, dass die Konditiona-
lität eng umgrenzt und dem Land angemessen 
ist (Kasten 5.4).35 Regionale Institutionen, die 
ihre Kredite in einem geografisch näheren Be-
zug vergeben, werden wahrscheinlich eher Pro-
gramme entwickeln, die stärker Rücksicht auf 
politische Anliegen nehmen und wirtschaftlich 
angemessen sind und bei denen die Überwa-
chung lockerer gehandhabt und weniger strik-
te Auflagen für die Kreditvergabe gemacht 
werden.
Manche Institutionen wie zum Beispiel die 
im Entstehen begriffene Bank des Südens36, 
lehnen Konditionalität rundweg ab. Andere, 
darunter die Chiang-Mai-Initiative Multila-
teralization und der Arabische Währungs-
fonds, wenden Konditionalität nur unter ganz 
bestimmten Umständen an, und auch dort ist 
dies weiter ein Streitpunkt unter den Mitglie-
dern. Wiederum andere, wie der Lateinameri-
kanische Reservefonds, führen eine Überwa-
chung durch, wobei sie allerdings nicht den 
Top-down-Ansatz des IWF anwenden, sondern 
stattdessen kooperativ mit den Regierungen 
der Kreditnehmerländer zusammenarbeiten.
Regionale Handelsvereinbarungen
Auch wenn die Doha-Runde globaler Handels-
gespräche in einer Sackgasse steckt, konnten 
regionale und subregionale Handelsüberein-
kommen in Afrika, Asien und Lateinamerika 
erweitert und vertieft werden. Vereinbarungen 
zur Erschließung des Süd-Süd-Handels bergen 
ein enormes Potenzial und bringen einen min-
destens ebenso großen Nutzen wie solche, die 
einen besseren Zugang zu den Märkten im Nor-
den schaffen. Schätzungen der OECD zufolge 
würde dem Süden ein Wohlfahrtsgewinn von 
59 Milliarden US-Dollar entstehen, wenn die 
Süd-Süd-Zölle auf das Niveau der Nord-Süd-
Zölle abgesenkt würden.37 Selbst innerhalb von 
Afrika besteht – geeignete institutionelle Über-
einkommen für einen offeneren Agrarhandel 
vorausgesetzt – ein gewaltiges Potenzial für 
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einen verstärkten Handel mit den vielen und 
vielfältigen Feldfrüchten der Region.
Ein Beispiel für ein erfolgreiches regionales 
Übereinkommen ist die Sao-Paulo-Runde, die 
2010 stattfand und bei der sich 22 Entwick-
lungsländer darauf verständigten, bei rund 
70 Prozent des Handels, den sie untereinander 
betreiben, die Zölle um mindestens 20 Prozent 
zu senken. Diese Senkungen wurden im Rah-
men des Globalen Systems von Handelsprä-
ferenzen ausgehandelt, das 1989 eingerichtet 
worden war, um von der Ermächtigungsklausel 
der Vereinbarungen der Welthandelsorganisati-
on Gebrauch zu machen – diese Klausel erlaubt 
es den Entwicklungsländern, einander Konzes-
sionen zu erteilen, ohne ihre Verpflichtungen, 
die sich aus der Meistbegünstigtenklausel erge-
ben, in Gefahr zu bringen.
Bilaterale Übereinkommen können Han-
delsströme ermöglichen, wenn multilaterale 
KaStEN 5.4 Enrique García, Präsident, CAF
Die CAF: eine lateinamerikanische Entwicklungsbank
Gründungsmitglieder der multilateralen Bank CAF im Jahr 1970 waren fünf 
Staaten der Andenregion – Bolivien, Kolumbien, Ecuador, Peru und Vene-
zuela. Heute zählen 18 Länder aus Lateinamerika, der Karibik und Europa 
sowie 14 Privatbanken zu ihren Anteilseignern und sie beschafft einen 
Großteil ihrer Gelder auf den globalen Finanzmärkten. Die CAF fördert durch 
Kreditgeschäfte, Zuschüsse und technische Unterstützung die nachhaltige 
Entwicklung und regionale Integration und bietet die Strukturierung von 
Finanzierungen für Projekte des öffentlichen und privaten Sektors in Latein-
amerika an. Sie hat ihren Sitz in Caracas und unterhält Büros in Asunción, 
Bogotá, Brasilia, Buenos Aires, La Paz, Lima, Madrid, Montevideo, Pana-
ma City und Quito. Im Laufe des letzten Jahrzehnts hat Lateinamerika dank 
günstiger äußerer Bedingungen ein rasches Wirtschaftswachstum erlebt, 
das zu einem Anstieg der Rohstoffpreise, einem stabilen makroökonomi-
schen Umfeld und stärkerer Inlandsnachfrage aufgrund von Armutsreduzie-
rung und gestiegenen Einkommen geführt hat. Die CAF hat ihren Mitglied-
staaten durch eine umfassende Entwicklungsagenda dabei geholfen, diese 
günstigen wirtschaftlichen Bedingungen zu nutzen. Dazu gehörten Projekte 
und Programme, die darauf abzielen, die produktive Umgestaltung der Re-
gion und ihre Teilnahme am weltwirtschaftlichen Wettbewerb zu unterstüt-
zen, die Qualität von Institutionen zu verbessern und den Umweltschutz zu 
fördern. Die CAF hat zu Zeiten, als die Märkte „trocken“ waren und andere 
internationale Finanzanstalten strenge Auflagen über ihre Finanzierung ver-
hängt hatten, beträchtliche Finanzmittel bereitgestellt.
Zu den Gründen für den Erfolg der CAF in der Region zählen ihre starke 
Verwurzelung in Lateinamerika, das große politische und finanzielle Engage-
ment ihrer Mitgliedstaaten, das Beibehalten einer umsichtigen Finanzpolitik 
(gerade auch in wirtschaftlich angespannten Zeiten) und ihre Politik, keine 
Auflagen bei der Kreditvergabe zu machen. Heute ist die CAF eine der wich-
tigsten Quellen multilateraler Finanzierung für Infrastruktur und Energie in 
der Region; ihre Kreditzusagen betrugen Ende 2011 über zehn Milliarden 
US-Dollar oder rund 30 Prozent der gesamten multilateralen Kredite für La-
teinamerika (verglichen mit 12,4 Milliarden US-Dollar bei der Interamerika-
nischen Entwicklungsbank und 13,9 Milliarden US-Dollar bei der Weltbank; 
siehe Ocampo und Titelman, 2012). Die konjunkturstabilisierende Rolle 
der CAF in Zeiten großer wirtschaftlicher Unruhe auf den internationalen 
Märkten sowie die Unterstützung für ihre Anteilseigner, als die Finanzie-
rungsmittel knapp geworden waren, waren besonders wertvoll. Die CAF hat 
Finanzmittel von den internationalen Märkten in die Region geleitet, welche 
hauptsächlich für Infrastrukturprojekte bestimmt waren, und darüber hinaus 
gemeinsam mit ihren Mitgliedstaaten eine ambitionierte Agenda von Pro-
grammen und Projekten zur Bewältigung einiger der größten Wachstums-
hemmnisse in Lateinamerika entworfen und umgesetzt, die durch Zuschüsse 
gestützt wurden.
Die Kreditaufnahme der CAF auf den internationalen Kapitalmärkten er-
folgt mittels einer Strategie, die auf eine Diversifizierung der Finanzierungs-
quellen abzielt. Damit sollen Zins- und Währungsrisiken abgemildert und 
gleichzeitig die durchschnittliche Laufzeit ihrer Aktiva und Passiva aufeinan-
der abgestimmt werden, um eine ausreichende Liquidität in ihrem Portfolio 
zu behalten. Die CAF erhielt 1993 ihre ersten Bonitätsbewertungen von den 
drei großen Ratingagenturen; seither hat sich ihr Rating ständig verbessert, 
und das selbst im Verlauf von Wirtschaftskrisen in der Region. Inzwischen 
ist die CAF der am höchsten bewertete häufige Emittent von Anleihen in 
Lateinamerika. Seit 1993 hat die CAF durch die Ausgabe von 87 Anleihen 
über 13,9 Milliarden US-Dollar auf den wichtigsten internationalen Kapi-
talmärkten in Asien, Europa, Lateinamerika und den Vereinigten Staaten 
aufgenommen. Ihre vorausblickende Finanzpolitik hat die CAF zu einem 
gewinnbringenden Unternehmen gemacht, das durch Zuschüsse und tech-
nische Zusammenarbeit in Programme und Projekte zur Unterstützung seiner 
Mitgliedstaaten reinvestiert.
Ihr hervorragendes Abschneiden verdankt die CAF ihrer Fähigkeit, sich 
an ein Umfeld anzupassen, das sich ständig ändert und viele Herausforde-
rungen birgt. Von besonderer Bedeutung war dabei ihre Governance-Struk-
tur. Seit der Gründung der CAF haben ihre Anteilseigner der Institution die 
Autonomie gelassen, ihre operativen Maßnahmen ohne politischen Druck 
zu konzipieren und umzusetzen. Die Mitgliedstaaten haben die Institution 
stets unterstützt. Niemals in der Geschichte der CAF ist ein Mitgliedsstaat 
seiner Zahlungsverpflichtung nicht nachgekommen, auch nicht während 
Wirtschaftskrisen. Da sie fast ausschließlich in der Eigenverantwortung La-
teinamerikas steht (Spanien und Portugal sind aufgrund ihrer historischen 
Verbindungen mit der Region als Minderheitsanteilseigner beteiligt), ist es 
der CAF gelungen, die Konflikte zu vermeiden, die in anderen multilateralen 
Institutionen, wo Geber und Empfänger nicht immer gemeinsame Zielset-
zungen verfolgen, auftreten können. In dieser Hinsicht wird die CAF als Ins-
titution angesehen, die von Lateinamerika für Lateinamerika betrieben wird 
und damit ein zweckdienliches Beispiel für eine pragmatische finanzielle 
Integration darstellt.
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Verhandlungen nicht vorankommen. Weitere 
Optionen wie präferenzielle Handelsabkom-
men zur Förderung der Zielsetzung eines freie-
ren, nicht diskriminierenden Handels könnten 
unter die Aufsicht einer globalen multilateralen 
Institution wie der WTO oder der regionalen 
Körperschaften gestellt werden.
Man nehme zum Beispiel die Verhandlun-
gen, die zum Ziel haben, die massiven Produk-
tions- und Exportsubventionen im Bereich der 
Landwirtschaft, die hauptsächlich durch die 
Industrieländer gewährt werden, abzubauen. 
Diese Subventionen führen zu einer Verzerrung 
des Welthandels und setzen Landwirte in den 
Entwicklungsländern einem unlauteren Wett-
bewerb aus. Es ist jedoch fast unmöglich, dieses 
Problem in einem bilateralen oder regionalen 
Zusammenhang zufriedenstellend zu regeln, 
sondern hier bedarf es multilateraler Abspra-
chen, über die nur bei der WTO verhandelt 
werden kann. Die meisten Länder akzeptieren 
die Notwendigkeit eines starken multilatera-
len Organs, das als Schiedsrichter die Einhal-
tung der Regeln des Welthandels überwacht, 
wenngleich sie wissen, dass der Regionalismus 
weiter Bestand haben wird; ein möglicher Aus-
weg wäre, schrittweise „den Regionalismus zu 
multilateralisieren“.38
Verantwortliche Souveränität
Die meisten Regierungen tragen zwar die 
Grundsätze des Multilateralismus mit, sind 
aber verständlicherweise auch auf die Wahrung 
ihrer nationalen Souveränität bedacht. Ein 
übermäßig striktes Festhalten am Primat der 
nationalen Souveränität kann grenzüberschrei-
tende Rivalitäten und ein Nullsummendenken 
begünstigen. Wenn Länder auf sich selber ge-
stellt sind, sind sie weniger in der Lage, sich 
vor den Ansteckungseffekten von Finanzkrisen 
oder den negativen Auswirkungen der globa-
len Erwärmung zu schützen. Einzelstaatliches 
Handeln gewährleistet nicht, dass die Bürger 
des jeweiligen Staats Zugang zu globalen öf-
fentlichen Gütern erhalten. Manche Regierun-
gen sind nicht dazu fähig, die Menschenrechte 
ihrer Bürgerschaft ausreichend zu wahren. Eine 
bessere Strategie ist die „verantwortliche Souve-
ränität“ – das heißt, bei der Ausgestaltung der 
nationalen Politik auch den langfristigen Inter-
essen der Welt als Ganzes Rechnung zu tragen.
Ein Großteil der globalen öffentlichen Gü-
ter hängen von einem wirksamen Management 
der grenzüberschreitenden Folgen und der 
adäquaten Bereitstellung nationaler und regi-
onaler öffentlicher Güter ab und somit auch 
von der in dem jeweiligen Land vorhandenen 
institutionellen Kapazität und der Bereitschaft, 
regional und global zusammenzuarbeiten. Die 
einzelnen Länder müssen bei der Bereitstellung 
öffentlicher Güter auch ihrer internationalen 
Verantwortung gerecht werden und vermeiden, 
das Gemeinwohl und das Wohlergehen anderer 
Länder zu unterminieren, beispielsweise durch 
Umweltverschmutzung oder andere Formen 
des Missbrauchs von globalem oder regionalem 
Gemeingut. Zu einer verantwortungsvollen 
Souveränität gehören Schritte hin zu gemein-
samen Bemühungen wie zum Beispiel der Libe-
ralisierung des Handels und dem Klimaschutz, 
die, wenn sie effektiv gestaltet sind, das globale 
Gemeinwohl erheblich steigern könnten.
In einer hoch vernetzten Welt kann eine 
wirksame Entscheidungsfindung auf nationaler 
Ebene nicht isoliert von regionaler und globa-
ler Politik erfolgen. Politische Maßnahmen von 
Einzelstaaten haben regionale und globale Aus-
wirkungen; als Beispiele dafür wären protektio-
nistische nationale Reaktionen auf einen inter-
nationalen Wirtschaftsabschwung oder auch 
die Unfähigkeit, eine Regelung gegen die Über-
fischung und Verschmutzung der Weltmeere zu 
finden, zu nennen. Gleichzeitig liefert die regio- 
nale und globale Politik einen Kontext für die 
politische Entscheidungsfindung auf nationaler 
Ebene. Die einzelnen Staaten sowie regionale 
und multilaterale Organisationen müssen zu-
sammenkommen und ihre nationale Politik auf 
gemeinsame internationale Ziele ausrichten. In 
einer immer stärker globalisierten und vernetz-
ten Welt ist dies eine Frage des wohlverstan-
denen Eigeninteresses, denn Entscheidungen, 
die heute auf einzelstaatlicher Ebene getroffen 
werden, können sich über Generationen hinaus 
auf die Menschen in allen Ländern auswirken.
Wenn es den Führern eines Landes nicht 
gelingt, über eng definierte unmittelbare nati-
onale Interessen hinauszuschauen, werden die 
potenziellen Errungenschaften der Zusammen-
arbeit verloren gehen und die Kosten der Untä-
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tigkeit zunehmen. Auf diese Weise werden die 
nationalen Politikmaßnahmen sich gegenseitig 
untergraben statt einander zu verstärken und 
zu ergänzen. Beispiele dafür wären die Staats-
ausgaben und die Wirtschaftsförderung im Ge-
folge der globalen Finanzkrise: Das koordinier-
te Zusammenwirken von Zentralbanken auf 
der ganzen Welt zur Senkung der Zinssätze hat 
geholfen zu verhindern, dass sich die weltweite 
Rezession noch weiter vertiefen konnte.
Aufgrund seiner zunehmend stärkeren wirt-
schaftlichen Stellung und seines gestiegenen 
politischen Einflusses wird der Süden zu ei-
nem immer wichtigeren Partner im globalen 
Entscheidungsprozess. Durch den Aufstieg des 
Südens, der einherging mit stärkeren Verbin-
dungen über Grenzen hinweg, ist die Entschei-
dungsfindung so stark ineinander verflochten 
wie noch nie zuvor. Der Norden und der Süden 
müssen nun einen gemeinsamen Nenner fin-
den, um bei den heutigen drängenden globalen 
Problemen messbare Fortschritte verbuchen zu 
können.
Verantwortungsvolle Souveränität bedeutet 
auch, dass Staaten die anerkannten allgemeinen 
Menschenrechte der in ihrem Staatsgebiet le-
benden Menschen wahren, ihren Verpflichtun-
gen ihnen gegenüber nachkommen und ihre 
Sicherheit und Geborgenheit gewährleisten 
sollten. Die Initiative „Schutzverantwortung“ 
(Responsibility to Protect) beispielsweise ist 
der Versuch, eine neue internationale Sicher-
heits- und Menschenrechtsnorm zu entwi-
ckeln, mit der dem bisherigen Unvermögen der 
internationalen Staatengemeinschaft, Völker-
morde, Kriegsverbrechen, ethnische Säuberun-
gen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
zu verhindern und zu unterbinden, begegnet 
werden kann. Bei dieser Sichtweise wird Sou-
veränität nicht nur als Recht, sondern auch als 
Verantwortung betrachtet.
Diese Initiative ist zwar als positiver Schritt 
in Richtung auf das Aufstellen von Leitsätzen 
zur Global Governance bei der menschlichen 
Sicherheit zu werten, es mangelt ihr jedoch 
noch an Verfahrensweisen, um sicherzustellen, 
dass diese Grundsätze eingehalten werden.39 
Bislang wurden keine Schwellen vereinbart, 
die im Falle von Rechtsverletzungen oder 
Gräueltaten automatisch ein internationales 
Eingreifen auslösen würden. Diese Diskrepanz 
zwischen Grundsätzen und Verfahrensweisen 
macht deutlich, wie wichtig es ist, internationa-
le Governance-Systeme auf- und auszubauen, 
um Regierungen und politische Systeme re-
chenschaftspflichtig gegenüber den von ihnen 
repräsentierten Menschen zu machen. Ohne 
verbindliche Mechanismen für eine Rechen-
schaftspflicht der Staaten gegenüber ihren Bür-
gern wird die Legitimität von Institutionen wie 
dem UN-Sicherheitsrat infrage gestellt. Doch 
zu einer baldigen Einigung auf einen Grund-
satz der verantwortlichen und sich gegensei-
tig unterstützenden Souveränität wird es nur 
kommen können, wenn die Voraussetzungen 




Der Aufstieg des Südens bietet sowohl global 
als auch regional Möglichkeiten für innova-
tive neue Strukturen von Entwicklungspart-
nerschaften und neue Herangehensweisen an 
die Entwicklungspolitik. Die beträchtlichen 
Devisenreserven, die von den führenden Volks-
wirtschaften des Südens angehäuft wurden, 
könnten zum Beispiel für die Entwicklungsfi-
nanzierung in weniger entwickelten Ländern 
genutzt werden. Neue Mechanismen für Hilfe, 
Handel und Technologieaustausch innerhalb 
der Regionen der Entwicklungsländer könnten 
parallel zu bestehenden Übereinkommen diese 
sinnvoll ergänzen. Die Nationen des Südens 
könnten im globalen Politikdialog über den 
dringendsten internationalen Entwicklungsbe-
darf und die wirksamsten Möglichkeiten, wie 
man diesen Herausforderungen des 21. Jahr-
hunderts begegnet, selber größere Führungs-
rollen übernehmen.
infrastruktur-Entwicklungsbanken
Der Aufstieg des Südens schafft außerdem neue 
Möglichkeiten zur Finanzierung einer gerech-
ten und nachhaltigen menschlichen Entwick-
lung. So haben zum Beispiel die BRICS-Staa-
ten – Brasilien, Russland, Indien, China und 
Südafrika – eine eigene Entwicklungsbank 
vorgeschlagen, die bei der Finanzierung von 
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Projekten in Entwicklungsländern auf die be-
trächtlichen Reserven dieser Staaten zurück-
greifen könnte.40 Wie die Europäische Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung könnte 
eine derartige Bank eine Palette verschiedener 
Instrumente anbieten, darunter Darlehen, Ka-
pitalbeteiligungen und Garantien. Neben der 
Finanzierung produktiver Projekte würde die-
ser Mittelzufluss auch zur Wiederherstellung 
des weltweiten finanziellen Gleichgewichts 
beitragen.
Ein wichtiger Verwendungszweck für diese 
Reserven wäre der Auf- und Ausbau der Inf-
rastruktur. Um den dringenden Bedarf zu de-
cken, müssten die Infrastrukturausgaben in den 
Entwicklungsländern bis 2020 eine Größen-
ordnung von 1,8 bis 2,3 Billionen US-Dollar 
im Jahr oder rund sechs bis acht Prozent des 
BIP erreicht haben – gegenwärtig sind es nur 
0,8 bis 0,9 Billionen US-Dollar im Jahr oder 
rund drei Prozent des BIP.41 Derartige Investi-
tionen könnten durch eine Entwicklungsbank 
für Infrastruktur und nachhaltige Entwicklung 
ermöglicht und erleichtert werden. Davon wäre 
eine vermehrte Kreditaufnahme der Entwick-
lungsländer zur Finanzierung einer wirtschaft-
lich produktiven Infrastruktur zu erwarten.
Da die Kreditnehmer sich zu Recht Sorgen 
bezüglich der Tragfähigkeit ihrer Schuldenlast 
machen, werden Bemühungen nötig sein, um 
über die inländische Kreditvergabe durch den 
Staat hinaus noch andere Formen von finanzi-
eller Hilfe zum Einsatz zu bringen. Eine neue 
Institution könnte mittels Garantien und an-
derer Instrumente die richtige Art von Kapital 
anziehen.42 Neue Institutionen werden effekti-
ver sein, wenn sie im Einklang mit bestehenden 
regionalen und globalen Institutionen arbeiten, 
um Finanzierungs- und Investitionslücken zu 
schließen.
In Kapitel 4 wurde ein Szenario für beschleu-
nigten Fortschritt präsentiert, in dem das ehr-
geizige Ziel gesetzt wurde, durch eine Reihe 
von Initiativen für öffentliche Ausgaben den 
Index der menschlichen Entwicklung (HDI) 
bis zum Jahr 2050 in allen Regionen zu erhö-
hen. Dieses Szenario geht von folgenden An-
nahmen aus: etwa 20 Prozent Verbesserung bei 
der Infrastruktur bis 2050, allgemeiner Zugang 
zur Stromversorgung bis 2030, Abschaffung 
von Festbrennstoffen als Hauptenergiequelle 
für das Heizen und Kochen in Haushalten bis 
2030, 50 Prozent höhere Produktion von er-
neuerbaren Energien über der Basisvariante bis 
2050 und allgemeiner Zugang zu mobiler Tele-
fonie und Breitband bis 2030.
Die größten Steigerungen beim HDI-Wert 
werden gemäß diesem Szenario für Afrika 
südlich der Sahara (65 Prozent) und Südasien 
(47 Prozent; Grafik 5.1) prognostiziert. Der-
zeit betragen die öffentlichen Investitionen 
in Afrika südlich der Sahara und in Südasien 
durchschnittlich etwa 7,7 Prozent des BIP.43
Würde man einen kleinen Bruchteil der inter-
nationalen Reserven der neun G20-Länder des 
Südens bereitstellen, so würde dies beträchtli-
che zusätzliche Mittel für Infrastrukturinvesti-
tionen der öffentlichen Hand in Afrika südlich 
der Sahara und Südasien bedeuten (Grafik 5.2). 
Je nachdem, wieviel von den Reserven bereit-
gestellt würde, würden die öffentlichen Inves-
titionen um 17,6 bis 52,8 Prozent zunehmen. 
Schon eine Bereitstellung von nur drei Prozent 
der liquiden internationalen Reserven der neun 
G20-Länder des Südens würde den Anteil öf-
GRaFiK 5.1
Gemäß dem Szenario eines beschleunigten 
Fortschritts werden die größten Steigerungen beim 
Index der menschlichen Entwicklung für Afrika 
südlich der Sahara und Südasien prognostiziert
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Hinweis: Eine Erörterung des Szenarios eines beschleunigten Fortschritts 
findet sich in Kapitel 4
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von Pardee Center for 
International Futures 2012.
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fentlicher Investitionen in diesen Ländern um 
4,1 Prozent auf 11,7 Prozent des BIP erhöhen. 
Damit wäre schon beinahe das durchschnittli-
che Niveau der öffentlichen Investitionen für 
alle Entwicklungsländer erreicht.44
Für Länder, die über Reserven verfügen, so-
wie für deren Staatsfonds sind Investitionen in 
den Entwicklungsländern finanziell attraktiv, 
da sie ihnen ermöglichen zu diversifizieren und 
gleichzeitig ohne zusätzliches Risiko höhere 
Gewinne einzufahren.45 Staatsfonds weisen 
lange Investitionshorizonte und ein geringes 
Rückzahlungsrisiko auf und sind deshalb in der 
Lage, langfristig Gelder anzulegen. Da viele der 
sozialen Rendite den Vorrang gegenüber der 
privaten Rendite einräumen, können sie auch 
sozialverträgliche Standpunkte einnehmen. 
Beispielsweise hat Norwegen die Kriterien 
globaler Nachhaltigkeit auf die Investitionen 
seines Staatsfonds durch die Vermögensver-
waltung der Norges Bank angewandt, sich auf 
die Normen des Globalen Pakts der Vereinten 
Nationen verpflichtet und in Initiativen zur 
Eindämmung der Entwaldung in Guyana, In-
donesien und Tansania investiert.46 Die Her-
ausforderung für Governance ist hier, sozialver-
trägliche Investitionen zu operationalisieren, 
geeignete Bezugsgrößen festzulegen und einen 
leichteren Zugang für Staatsfonds zu Investitio-
nen mit starken Auswirkungen auf die mensch-
liche Entwicklung zu gewähren.47
Die Institutionen des Südens, von der 
BRICS-Bank über die Chiang-Mai-Initiative 
Multilateralization bis hin zur Afrikanischen 
Union, verfügen über ein erhebliches Potenzi-
al, auf internationale Governance einzuwirken. 
Gemeinsames Handeln bedarf einer gemein-
samen Perspektive. Die Prämisse dieser Vision 
darf nicht als selbstverständlich vorausgesetzt 
werden. Die Weiterverbreitung regionaler und 
anderer Übereinkommen zeigt jedoch, dass Re-
gierungen den Nutzen kollektiver Entwicklung 
erkennen und ein Bekenntnis dazu abgeben.
Eine neue Südkommission?
Im Jahr 1987 gründeten führende Mitglie-
der der Bewegung der blockfreien Staaten die 
Südkommission, um Grundsatzoptionen und 
mögliche Bereiche der Zusammenarbeit für 
die Länder des Südens zu erkunden. Ihr 1990 
erschienener Abschlussbericht, The Challenge 
to the South, der unter der Führung von Juli-
us Nyerere, dem damaligen Präsidenten von 
Tansania, und dem Volkswirt Manmohan 
Singh, dem späteren Premierminister von Indi-
en, erstellt wurde, war eine bahnbrechende und 
vorausschauende Analyse.48 Der Bericht be-
nannte den Klimawandel als Priorität und hob 
weitere Herausforderungen hervor, die sich 
auch heute noch hartnäckig gehalten haben, 
wie Armut, soziale Exklusion und die sich im-
mer weiter öffnende Kluft zwischen Reich und 
Arm.49 Ebenso wichtig war, dass die Südkom-
mission die damals neu entstehenden Möglich-
keiten einer stärkeren Süd-Süd-Zusammenar-
beit bezüglich Hilfe, Handel und anderen As-
pekten internationaler Politikgestaltung einer 
genauen Betrachtung unterzog.
Die Welt und mit ihr der Süden haben sich 
in den letzten beiden Jahrzehnten von Grund 
auf gewandelt. Der Süden des 21. Jahrhunderts 
wird von rasch wachsenden Volkswirtschaften 
angeführt, die über Devisenreserven in Billio-
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Würde man einen kleinen Bruchteil der 
internationalen Reserven der neun G20-Länder des 
Südens bereitstellen, so würde dies beträchtliche 
zusätzliche Mittel für Infrastrukturinvestitionen der 
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Bereitgestellter Anteil an den Reserven
Hinweis: Die Zahlen in Klammern sind der Anstieg der öffentlichen 
Investitionen als Anteil am BIP.
Quelle: Berechnungen des HDR-Büros auf der Grundlage von World Bank 
(2012a).
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nen-Dollar-Höhe verfügen sowie über weitere 
Billionen, die sie im Ausland investieren. Ei-
nige Unternehmen des Südens zählen zu den 
größten der Welt. Nie gab es mehr Möglich-
keiten für ein gemeinsames Handeln, doch darf 
nicht davon ausgegangen werden, dass man 
sich darüber einig ist. Die Institutionen der 
Süd-Süd-Zusammenarbeit – die Gruppe der 
77, die Bewegung der blockfreien Staaten und 
die Südgipfel – wurden im Schmelztiegel der 
Entkolonialisierung geformt; dies ließ starke 
politische, wirtschaftliche, soziale und kulturel-
le Bindungen zwischen den Schwellenländern 
unter den Entwicklungsländern entstehen. 
Diese prägende Erfahrung wird der gegenwär-
tigen Generation zunehmend fremder, und die 
Verpflichtung des Südens zur Solidarität, die 
der älteren Generation als selbstverständlich 
erschien, weicht nun in vielen Fällen der Ver-
folgung rein nationaler Interessen.
Die neuen Realitäten des 21. Jahrhunderts 
machen es erforderlich, diese Problematik und 
auch die von den Ländern des Südens geführ-
ten Institutionen neu anzugehen. Eine neue 
Südkommission, die an das Vermächtnis der 
ersten Kommission anknüpft, aber auch die 
Stärken und Bedürfnisse des heutigen Südens 
widerspiegelt, könnte eine neue Sichtweise bie-
ten, die auf der Erkenntnis beruht, wie die Viel-
falt des Südens eine treibende Kraft sein kann 
für eine neue Art von Solidarität, die danach 
strebt, den Fortschritt der menschlichen Ent-
wicklung auf Jahrzehnte hinaus zu beschleu-
nigen. Die wirtschaftlichen Verflechtungen 
innerhalb des Südens und die gegenseitigen 
Vorteile einer Kooperation werden vermutlich 
weitere Anreize für die Einrichtung eines sol-
chen Gremiums bieten.
Fazit: Partner in einem 
neuen Zeitalter
Der Aufstieg des Südens hat die Welt in ge-
wissem Maße unvorbereitet getroffen. Zuvor 
herrschte die – wiewohl unausgesprochene – 
Annahme, dass die Entwicklungsländer sich 
zwar laufend den Standards der menschlichen 
Entwicklung in den Industriestaaten annähern 
würden (man bezeichnet das als „Konver-
genz“), dass aber die Industrieländer in einer 
starken, führenden Position bleiben würden. In 
vielerlei Hinsicht ist das immer noch der Fall: 
Die durchschnittlichen HDI-Werte sind in 
vielen Ländern des Südens erheblich niedriger. 
Womit die Welt jedoch nicht gerechnet hatte, 
ist, dass die Länder des Südens selbst auf einem 
geringeren Niveau der menschlichen Entwick-
lung inzwischen zu gewichtigen Akteuren auf 
der Weltbühne geworden sind, die über die 
finanziellen Mittel und die politische Schlag-
kraft verfügen, um die internationale Entschei-
dungsfindung beeinflussen zu können.
Dies hatte sich bereits zu Beginn des 21. Jahr-
hunderts abgezeichnet, als China und andere 
Schwellenländer riesige Reserven anhäuften, 
die sie in US-Staatsanleihen anlegten und da-
mit im Grunde den US-Dollar stützten. Doch 
nach 2008, im Gefolge der Bankenkrise und 
der darauffolgenden wirtschaftlichen Erschüt-
terungen, die etliche der reicheren Länder in 
die Rezession stürzten und eine der wichtigsten 
Währungen der Welt in ihrem Überleben be-
drohten, spitzte sich die Situation erst recht zu. 
Nun sind es die Länder des Nordens, die auf die 
Länder des Südens bauen, dass diese die Welt-
wirtschaft am Laufen halten.
Im Endeffekt braucht jede der beiden Län-
dergruppen die andere mehr denn je. Der Nor-
den braucht die hochdynamischen Länder des 
Südens, um die Nachfrage nach exportierten 
Waren und Dienstleistungen aufrechtzuer-
halten, besonders da eine ganze Reihe seiner 
eigenen Volkswirtschaften und Gesellschaften 
durch harte Sparprogramme geschwächt sind. 
Der Süden wiederum braucht den Norden 
nicht nur als einen reifen Markt, sondern auch 
als Quelle von Innovationen und komplexen 
Technologien.
Am Aufstieg des Südens lässt sich erkennen, 
dass die Welt heute weitläufiger ist und viel 
mehr Querverbindungen bestehen. Eine Folge 
davon ist, dass die Entwicklungsländer nicht 
mehr im Norden nach Inspiration für angemes-
sene Entwicklungsmodelle suchen, sondern 
eher bei ihresgleichen im Süden. Dort bekom-
men sie kein steriles Menü von ideologischen 
Wahlmöglichkeiten vorgesetzt, sondern  sie 
können sich genau anschauen, was sich unter 
welchen Umständen als praktikabel erwiesen 
hat, und dann die Instrumente auswählen, die 
als am besten geeignet erscheinen. In Kapitel 3 
Die Entwicklungsländer 
suchen nicht mehr im 
Norden nach inspiration 
für angemessene 
Entwicklungsmodelle, 
sondern eher bei 
ihresgleichen im Süden
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wurden Beispiele für Programme und politi-
sche Maßnahmen aufgeführt, mit denen es 
gelungen ist, die menschliche Entwicklung in 
Schwellenländern des Südens zu verbessern, 
von Investitionen in öffentliche Gesundheit 
und Bildung bis hin zu an Bedingungen ge-
knüpfte Transferzahlungsprogramme an Arme. 
Durch derartige Beispiele können ähnliche 
Maßnahmen in anderen Ländern angeregt 
werden, jedoch nur, wenn ein Verständnis der 
spezifischen nationalen Gegebenheiten, Insti-
tutionen und Bedürfnisse vorhanden ist.
Dieser Bericht hat kurz einige der Faktoren 
dargestellt, die die Entwicklung am wirkungs-
vollsten vorantreiben: einen proaktiven Ent-
wicklungsstaat, die Fähigkeit, globale Märkte 
zu erschließen sowie die Propagierung von 
sozialer Inklusion und einer breit angelegten 
menschlichen Entwicklung. Jeder einzelne die-
ser Faktoren beinhaltet zahlreiche Wahlmög-
lichkeiten, doch Patentrezepte gibt es nicht. 
Was in einem Land funktioniert hat, hätte viel-
leicht in einem anderen kaum eine Chance auf 
Erfolg.
Gleichwohl haben die erfolgreichsten Län-
der gezeigt, dass innovative und manchmal 
auch zunächst widersinnig erscheinende Opti-
onen praktikabel sein können. Es mag unnötig 
erscheinen, Eltern dafür zu bezahlen, dass sie 
ihre Kinder in Gesundheitskliniken bringen, 
doch wie das Beispiel Mexiko veranschaulicht, 
kann es dadurch gelingen, die Gesundheit von 
Kindern zu verbessern; die an Bedingungen 
geknüpften Transferzahlungsprogramme des 
Landes sind auf der ganzen Welt mit Interesse 
aufgenommen worden. In ähnlicher Weise ist 
es alles andere als abwegig, dass Menschen in 
Kenia und den Philippinen, die noch nie zuvor 
ein eigenes Bankkonto hatten und oft weit weg 
von der nächsten Bankfiliale leben, ein Mobil-
telefon für ihre Bankgeschäfte nutzen.
Somit haben die Länder des Südens ihre ei-
genen Ideen und Energien genutzt, um neuen 
Schwung in die menschliche Entwicklung zu 
bringen. In einem in politischer, wirtschaft-
licher und sozialer Hinsicht hochkomplexen 
globalen Umfeld ist es allerdings denkbar, dass 
diese Dynamik doch keine nachhaltigen Er-
gebnisse liefert. Schon jetzt gibt es Anzeichen 
zunehmender Ungleichheit und enttäuschter 
Erwartungen, die zu einem gewaltsamen so-
zialen Konflikt führen könnten. Und es beste-
hen ernste Sorgen, dass der Raubbau an den 
globalen Ressourcen in Verbindung mit den 
Auswirkungen des Klimawandels die Erde für 
künftige Generationen unbewohnbar machen 
könnte.
Deshalb hat dieser Bericht auch das Haupt-
augenmerk auf die Dinge gelegt, die erforder-
lich sind, um sicherzustellen, dass die mensch-
liche Entwicklung in einer sowohl produktiven 
als auch nachhaltigen Weise voranschreitet. 
Dazu gehören Maßnahmen, die auf mehr Ge-
rechtigkeit durch Mitbestimmung und Parti-
zipation, die Eindämmung von Umweltbelas-
tungen und die Steuerung des demografischen 
Wandels abzielen.
Die Bewältigung dieser Probleme wird so-
wohl den Regierungen der einzelnen Staaten 
als auch der Zivilgesellschaft einiges an Ge-
schick und Engagement abverlangen. Wie in 
diesem Kapitel erörtert wurde, wird sie auch 
eine sehr viel fruchtbarere globale Kooperation 
zwischen nationalen Regierungen, internatio-
nalen Organisationen und einer im Entstehen 
begriffenen globalen Zivilgesellschaft erfor-
dern, während diese sich zu neuen Modellen 
von gegenseitigem Verständnis und Zusam-
menarbeit vorantasten. Einige dieser Modelle 
werden die Umgestaltung bestehender Insti-
tutionen beinhalten, um dem neuen globalen 
Kräftegleichgewicht gerecht zu werden. Ande-
re können alle möglichen neuen institutionel-
len Formen annehmen.
All dies kann die Grundprinzipien der 
menschlichen Entwicklung nicht erschüttern. 
Wie stets ist das Ziel, Wahlmöglichkeiten und 
Kompetenzen für alle zu erweitern, gleich wo 
sie leben. Viele Länder des Südens haben be-
reits gezeigt, was getan werden kann, doch sie 
sind erst einen Teil des Weges gegangen. Für die 
nächsten Jahre kommt dieser Bericht zu fünf 
allgemeinen Schlussfolgerungen.
Die zunehmende Wirtschaftskraft 
des Südens muss mit einem 
uneingeschränkten Bekenntnis zur 
menschlichen Entwicklung einhergehen
Investitionen in die menschliche Entwicklung 
sind nicht nur aus moralischen Gründen ge-
rechtfertigt. Für sie spricht auch, dass in einer 
Die länder des Südens 
haben ihre eigenen ideen 
und Energien genutzt, 
um neuen Schwung 
in die menschliche 
Entwicklung zu bringen
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stärker wettbewerbsorientierten und dyna-
mischen Weltwirtschaft bessere Gesundheit, 
Bildung und soziale Wohlfahrt ein Schlüssel 
zum Erfolg sind. Solche Investitionen sollten 
insbesondere die Armen in den Blick nehmen, 
indem sie ihre Marktanbindung fördern und 
ihre Chancen zur Existenzsicherung erhöhen. 
Armut ist ungerecht, und diese Ungerech-
tigkeit kann und muss durch entschlossenes 
Handeln beseitigt werden. Es sind ausreichend 
globale Ressourcen vorhanden, um dieses Ziel 
erreichen zu können – wenn sie nur zu diesem 
Zweck eingesetzt würden.
Gute Politikgestaltung bedeutet, den Schwer-
punkt nicht nur auf die Ausweitung der indivi-
duellen Verwirklichungschancen, sondern auch 
auf die Stärkung der gesellschaftlichen Kapazi-
täten zu legen. Der einzelne Mensch agiert im 
Rahmen gesellschaftlicher Institutionen, die 
sein Entwicklungspotenzial einengen oder stär-
ken können. Eine Politik, deren Ziel die Ände-
rung einschränkender sozialer Normen ist, wie 
etwa Geschlechterdiskriminierung, Frühehen 
und Mitgiftforderungen, eröffnet allen Indivi-
duen die Chance, ihr menschliches Potenzial 
in vollem Umfang zu verwirklichen. Wie die-
ser Bericht herausstreicht, ist eine Konsequenz 
aus dem Aufstieg des Südens, dass die meisten 
Länder inzwischen mehr politischen und fi-
nanziellen Spielraum haben, um sich kühne 
Ziele setzen zu können – die Armut zu besei-
tigen, für ein Bekenntnis zur Vollbeschäftigung 
einzutreten und Neuerungen im Sinne eines 
kohlenstoffarmen Entwicklungsweges einzu-
führen. Eine größere Zahl von Ländern ist in-
zwischen frei von Belastungen durch die Kon-
ditionalitäten, die oft an internationale Hilfe 
und Ressourcentransfers gekoppelt sind, und 
der jüngste Anstieg der Rohstoffpreise hat den 
langen Rückgang der Terms of Trade, dem sich 
viele Primärgüterproduzenten gegenübersahen, 
umgekehrt.50 Das so entstehende Ressourcen-
polster kann von Regierungen, die entschlossen 
sind, dem „Ressourcenfluch“ zu entgehen, in ei-
ner Weise eingesetzt werden, die der nationalen 
menschlichen Entwicklung förderlich ist.
Die in Kapitel 4 vorgestellten Prognosen 
untermauern diese Aussage. Sie zeigen, dass es 
mittels eines klaren Bekenntnisses zur mensch-
lichen Entwicklung und einer umsichtigen 
makroökonomischen Politik möglich ist, die 
Armut in Afrika südlich der Sahara drastisch 
zu reduzieren – in einer Region, in der laut Ba-
sisszenarien künftig die Zahl der Armen wahr-
scheinlich noch weiter ansteigen wird, da das 
Wirtschaftswachstum nicht mit dem Bevölke-
rungswachstum Schritt halten kann.
Weniger entwickelte länder können 
aus den Erfolgen der aufstrebenden 
Volkswirtschaften des Südens 
lernen und davon profitieren
Die beispiellose Akkumulation von Finanz-
reserven und Staatsfonds sowohl im Süden 
(6,8 Billionen US-Dollar) als auch im Norden 
(3,3 Billionen US-Dollar) bietet die Gelegen-
heit, breit angelegte Fortschritte zu forcieren. 
Schon ein kleiner Teil dieser Mittel könnte 
eine große Wirkung erzielen, wenn er für die 
menschliche Entwicklung und die Beseitigung 
der Armut zur Verfügung gestellt würde. Wie 
bereits erwähnt, könnten die öffentlichen In-
vestitionen in Südasien und Afrika südlich der 
Sahara auf 11,7 Prozent des BIP gesteigert wer-
den, wenn einige der größten Volkswirtschaf-
ten im Süden nur drei Prozent ihrer internati-
onalen Reserven einsetzen würden.
Gleichzeitig können der Süd-Süd-Handel 
und Investitionsströme die Auslandsmärkte auf 
neue Weise nutzbar machen, wie beispielsweise 
durch die Einbeziehung in regionale und globa-
le Wertschöpfungsketten, was die Verbreitung 
von Ideen und Technologien erleichtern würde. 
Insbesondere der boomende Süd-Süd-Handel 
und Investitionen können die Grundlage für 
eine Verlagerung von Fertigungskapazitäten 
in andere, weniger entwickelte Regionen und 
Länder schaffen. Die jüngsten chinesischen 
und indischen Joint Ventures und Investitio-
nen in Startup-Unternehmen des verarbeiten-
den Gewerbes in Afrika bilden womöglich nur 
den Auftakt zu einer breiter angelegten Inves-
titionsoffensive. Das Potenzial dafür ist jeden-
falls vorhanden, und um es in vollem Umfang 
nutzen zu können, können neue und innovati-
ve Institutionen vonnöten sein. Internationale 
Produktionsnetzwerke eröffnen Chancen zur 
Beschleunigung des Entwicklungsprozesses, in-
dem sie den Ländern ermöglichen, nach Bedarf 
auf weiter entwickelte Fertigungsstandorte zu-
rückzugreifen und gleichzeitig als zusätzlichen 
Gute politikgestaltung 
bedeutet, den 
Schwerpunkt nicht nur 
auf die ausweitung 
der individuellen 
Verwirklichungschancen, 
sondern auch auf 
die Stärkung der 
gesellschaftlichen 
Kapazitäten zu legen
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Vorteil Schutz gegen die Unwägbarkeiten von 
Wechselkursschwankungen bieten.
Auch die Entwicklungszusammenarbeit und 
der Technologietransfer zwischen den Län-
dern des Südens bergen ein riesiges Potenzial 
zur Förderung der menschlichen Entwicklung. 
Bei Technologietransfers aus dem Norden sind 
aufgrund der unterschiedlich hohen Absorp-
tionsfähigkeit meist aufwendige Anpassungen 
erforderlich, während Technologietransfers 
der südlichen Länder untereinander eher nur 
geringe Anpassungen nötig machen, da sie 
angepasstere Technologien und Produkte be-
inhalten. Die wachsenden Märkte in den Ent-
wicklungsländern eröffnen Unternehmen im 
Süden die Möglichkeit zur Massenvermarktung 
innovativer und bezahlbarer Versionen von 
Standardprodukten wie beispielsweise Nah-
rungsmitteln, Bekleidung, Haushaltsgeräten 
und Kraftfahrzeugen. Zudem könnte der rasan-
te Preisverfall von Kapitalgütern, der durch den 
von China und Indien angeführten intensiven 
globalen Konkurrenzkampf verursacht wird, 
in vielen Entwicklungsländern durchaus dazu 
führen, dass mehr Produktionskapazitäten im 
verarbeitenden Gewerbe geschaffen werden. 
Eine derartige Produktion könnte an das Ein-
kommensniveau und den Geschmack der loka-
len Verbraucher angepasst werden. Diese Dy-
namik birgt die Chance, dass Arme Zugang zu 
Konsumgütern erhalten, während Innovatoren 
Arbeitsplätze schaffen und Produktionskompe-
tenzen entwickeln.
Neue institutionen und neue 
partnerschaften können die  
regionale integration und die  
Süd-Süd-Beziehungen begünstigen
Neue Institutionen und Partnerschaften kön- 
nen Ländern dabei helfen, Wissen, Erfahrun- 
gen und Technologie miteinander auszutau- 
schen.
In den Bereichen Finanzierung und Entwick-
lungshilfe bemüht sich der Süden bereits aktiv 
um die Einrichtung regionaler Governance-In-
stitutionen. Regionale Alternativen zum IWF 
wie zum Beispiel die Chiang-Mai-Initiative 
Multilateralization und der Lateinamerika-
nische Reservefonds haben einen politischen 
Spielraum geschaffen, durch den die betroffe-
nen Länder ihren Problemen mit der Zahlungs-
bilanz und kurzfristigen Liquiditätsschwierig-
keiten begegnen, gleichzeitig aber auch ihre 
nationalen Prioritäten wahren können.
Die Grundlagen für starke regionale Insti-
tutionen sind bereits vorhanden, es kann aber 
noch mehr getan werden, um diese Beziehun-
gen zu forcieren und zu vertiefen und ihre 
Inklusivität zu gewährleisten. Da die wohl-
habenden Länder ihre Hilfen gekürzt haben, 
um die Probleme im eigenen Land anzugehen, 
verschaffen regionale Entwicklungsbanken und 
bilaterale Hilfebeziehungen zusätzliche Mittel-
quellen für Entwicklungsprojekte. Diese neuen 
Hilfemechanismen sind außerdem eher prag-
matisch als ideologisch orientiert. Infrastruk-
tur-Entwicklungsbanken zum Beispiel bieten 
neue Möglichkeiten der Entwicklungsfinan-
zierung. Die BRICS-Staaten – Brasilien, Russ-
land, Indien, China und Südafrika – haben eine 
eigene Entwicklungsbank vorgeschlagen, um 
ihre beträchtlichen Reserven zur Finanzierung 
von Projekten quer durch alle Entwicklungs-
länder zu mobilisieren. Ein wichtiger Verwen-
dungszweck für derartige Reserven wäre der 
Auf- und Ausbau von Infrastruktur.
Der Handel mit anderen Entwicklungslän-
dern macht inzwischen den Großteil der Ex-
porte von Waren und Industrieerzeugnissen 
aus Entwicklungsländern aus, und diese Expor-
te werden immer qualifikations- und technolo-
gieintensiver. Es werden nun tragfähigere Insti-
tutionen benötigt, um diesen Süd-Süd-Handel 
und Investitionsverbindungen zu erleichtern. 
Ein verstärkter Süd-Süd-Handel im Verbund 
mit Investitionen kann die Anfälligkeit ge-
genüber Wirtschaftsabschwüngen im Norden 
verringern und Möglichkeiten eröffnen, die 
Auslandsmärkte auf neue Weise nutzbar zu 
machen.
Die regionalen Handels- und Investitionsbe-
ziehungen könnten weiterhin gestärkt werden, 
indem man Transit-, Transport- und Zollver-
fahren strafft, Regulierungssysteme harmoni-
siert, in die regionale Verkehrsinfrastruktur 
investiert und die Zölle im Süd-Süd-Handel 
mit Endprodukten senkt. Schätzungen zufolge 
ließen sich durch die Senkung dieser Zölle kol-
lektive Zugewinne in Höhe von 59 Milliarden 
US-Dollar für die Volkswirtschaften des Sü-
dens erzielen.51
Die Grundlagen für starke 
regionale institutionen 
sind bereits vorhanden, 
es kann aber noch 
mehr getan werden, um 
diese Beziehungen zu 
forcieren und zu vertiefen 
und ihre inklusivität 
zu gewährleisten
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Eine neue Südkommission für das frühe 
21. Jahrhundert könnte dazu beitragen, eine 
neue Sichtweise auf die Frage zu erhalten, wie 
die Stärke und Vielfalt des Südens zu einer 
globalen Kraft für solidarische Entwicklung 
werden kann. Die wichtigsten Voraussetzun-
gen dafür sind gegeben: Unterschiedliche 
Vermögensverhältnisse bieten eine Grundlage 
für verstärkten Austausch, vielfältige Erfah-
rungen sind reif, mitgeteilt zu werden; neue 
grenzüberschreitende Partnerschaften können 
auf den Weltmärkten konkurrieren und vor 
allem kann die Anerkennung und Umsetzung 
von Win-Win-Strategien neue Formen der 
Süd-Süd-Zusammenarbeit anregen.
Durch eine bessere Repräsentation 
des Südens und der Zivilgesellschaft 
können schnellere Fortschritte 
bei wichtigen globalen 
problemen erzielt werden 
Der Aufstieg des Südens führt zu einer größe-
ren Vielfalt der Akteure auf der globalen Büh-
ne. Dies bietet die Chance, Governance-Insti-
tutionen aufzubauen, in denen alle maßgebli-
chen Gruppen umfassend vertreten sind und in 
denen diese Vielfalt in produktiver Weise zur 
Lösung der Weltprobleme eingesetzt wird. Die 
internationalen Organisationen brauchen neue 
Leitsätze, die die Erfahrungen des Südens mit 
einbeziehen. Von den G-20 werden ihre Erfah-
rungen bereits einbezogen, doch die Länder des 
Südens müssen darüber hinaus gleichberechtig-
ter in den Bretton-Woods-Institutionen, den 
Vereinten Nationen und anderen internationa-
len Institutionen vertreten sein.
Die aktive Zivilgesellschaft und die sozialen 
Bewegungen bedienen sich auf nationaler und 
transnationaler Ebene der Medien, um ihren 
Forderungen nach einer gerechten und fai-
ren Governance stärker Gehör zu verschaffen. 
Die Ausbreitung dieser Bewegungen und die 
Zunahme der Plattformen zur Artikulierung 
wichtiger Botschaften und Forderungen stel-
len die Governance-Institutionen vor die Not-
wendigkeit, demokratischere und inklusivere 
Grundsätze einzuführen. Ganz allgemein muss 
eine gerechtere und weniger ungleiche Welt 
Raum bieten für eine Vielfalt von Stimmen 
und ein System des öffentlichen Diskurses. 
Der aufstieg des Südens bietet neue 
Möglichkeiten für die Vergrößerung 
des angebots an öffentlichen Gütern 
Eine zukunftsfähige Welt braucht eine bessere 
Governance, aber auch eine höhere Verfügbar-
keit globaler öffentlicher Güter. Anzahl und 
Dringlichkeit der globalen Probleme nehmen 
ständig zu, von der Eindämmung des Klima-
wandels und der internationalen wirtschaftli-
chen und finanziellen Instabilität bis zur Be-
kämpfung des Terrorismus und der Verbreitung 
von Kernwaffen. Diese Probleme erfordern 
eine globale Antwort. Dennoch ist in vielen 
Bereichen die internationale Zusammenarbeit 
immer noch langsam und zeitweise gefährlich 
zögerlich. Der Aufstieg des Südens bietet neue 
Chancen für eine wirksamere Versorgung mit 
globalen öffentlichen Gütern und für die Über-
windung der aktuellen Pattsituationen bei zahl-
reichen globalen Fragen.
Die Eigenschaften „öffentlich“ oder „privat“ 
sind in den meisten Fällen keine ureigenen 
Attribute eines öffentlichen Gutes, sondern 
gesellschaftliche Konstrukte. Von daher sind 
sie Ergebnis einer politischen Entscheidung. 
Nationale Regierungen können sich einschal-
ten, wenn auf einzelstaatlicher Ebene eine Un-
terversorgung besteht, doch wenn sich globale 
Herausforderungen stellen, ist eine internati-
onale Zusammenarbeit erforderlich und kann 
nur durch das freiwillige Handeln vieler Regie-
rungen zustande kommen. Angesichts der Viel-
zahl drängender Probleme sind Fortschritte bei 
der Entscheidung darüber, was auf öffentlicher 
und was auf privater Ebene zu regeln ist, nur 
zu erreichen, wenn Personen und Institutio-
nen eine starke und engagierte Führungsrolle 
übernehmen. 
*    *    *
Der Aufstieg des Südens ist im Grunde 
genommen die Geschichte des raschen Wan-
dels, den die Entwicklungsländer durch- 
gemacht haben, und der tiefgreifenden Aus-
wirkungen, die er auf vielfältige Facetten 
der menschlichen Entwicklung hat. Globale 
Diskussionen dieses Phänomens haben bislang 
fast ausschließlich das Wirtschaftswachstum 
in den größten Entwicklungsländern in den 
Ganz allgemein muss eine 
gerechtere und weniger 
ungleiche Welt Raum 
bieten für eine Vielfalt von 
Stimmen und ein System 
des öffentlichen Diskurses
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Mittelpunkt gestellt. Dieser Bericht blickt 
durch die Brille der menschlichen Entwick-
lung, um eine breitere Perspektive zu gewinnen. 
Er zeigt auf, dass die Auswirkungen breit gefä-
chert sind, sowohl aufgrund der großen Zahl 
von Entwicklungsländern, die davon betroffen 
sind, als auch deshalb, weil die ständig zuneh-
menden globalen Herausforderungen und 
Möglichkeiten – von ökologischer Nachhal-
tigkeit und Fairness bis hin zur Beseitigung der 
Armut und der Reform globaler Institutionen 
– stark miteinander verflochten sind. Der Wan-
del – angetrieben durch das Zusammenspiel 
mit der übrigen Welt, das durch Handel, Reisen 
und Telekommunikation in einer Weise erfolgt, 
wie es früher nicht möglich war – vollzieht sich 
in einem nie gekannten Tempo und Ausmaß.
Die sich rasch weiterentwickelnden Entwick-
lungsländer beschreiten eigenständige, deutlich 
unterscheidbare Entwicklungspfade. Sie haben 
jedoch wichtige Merkmale gemeinsam, darun-
ter die klare Führungsrolle der Regierungen, 
offene Verflechtungen mit der Weltwirtschaft 
und eine innovative Sozialpolitik, die den Er-
fordernissen der menschlichen Entwicklung 
im eigenen Land begegnet. Sie sehen sich auch 
vielfach den gleichen Herausforderungen ge-
genüber, von sozialen Ungleichheiten bis hin 
zu Umweltgefahren. Und sie haben mit zu-
nehmender Autonomie ihre eigenen innenpo-
litischen Ansätze entwickelt, aus ihren eigenen 
souveränen nationalen Gründen, ohne die 
Einschränkungen, die mit einer erzwungenen 
Konditionalität oder von außen aufoktroyier-
ten Modellen verbunden sind.
Der Fortschritt des Südens wird durch ge-
genseitige Verbindungen mit Industrieländern 
und immer stärker auch mit anderen Entwick-
lungsländern vorangetrieben. Es ist sogar so, 
dass der wirtschaftliche Austausch sich rascher 
„horizontal“ – auf einer Süd-Süd-Basis – aus-
breitet als auf der traditionellen Nord-Süd-
Schiene. Die Menschen tauschen sich durch 
neue Kommunikationskanäle über ihre Ideen 
und Erfahrungen aus und nehmen Regierun-
gen, aber auch internationale Institutionen 
verstärkt in die Verantwortung. Erstmals seit 
Jahrhunderten kurbelt der Süden als Ganzes 
das globale Wirtschaftswachstum und den ge-
sellschaftlichen Wandel an. Der Süden braucht 
zwar immer noch den Norden, doch der Nor-
den braucht zunehmend auch den Süden.
Erstmals seit 
Jahrhunderten 
kurbelt der Süden als 
Ganzes das globale 
Wirtschaftswachstum und 
den gesellschaftlichen 
Wandel an. Der Süden 
braucht zwar immer 
noch den Norden, 
doch der Norden 
braucht zunehmend 
auch den Süden
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20 LaFraniere 2011; Wines und 
LaFraniere 2011.
21 Amartya Sen macht folgende 
Unterscheidung: unfaire Ausgrenzung 
bedeutet, dass einige Menschen 
ausgeschlossen oder ausgegrenzt 
werden; ungerechte Inklusion 
bedeutet, dass einige Menschen auf 
der Grundlage äußerst nachteiliger 
Bedingungen einbezogen werden 
(Shiva Kumar 2012). 
22 Huntington (1968), zitiert in Campante 
und Chor (2012).
23 Siehe Campante und Chor (2012). 
24 Basierend auf Errungenschaften in 
den Bereichen Gesundheit, Bildung 
und Einkommen in 78 Ländern 
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in den Jahren 1980 bis 2011. Im 
Gegensatz zur durchschnittlichen 
Dauer des Schulbesuchs waren die 
Errungenschaften bei Gesundheit und 
Bildung während dieses Zeitraums in 
einigen Ländern wieder rückläufig. 
25 Campante und Chor 2012.
26 Campante und Chor 2012, Seite 175.
27 Polanyi 1944.
28 FitzGerald, Steward und Venugopal. 
2006. 
29 Die Provinzen Guangdong und 
Liaoning weisen ähnliche HDI-Werte 
auf, Guangdong hat jedoch eine drei-
mal höhere Kohlenstoffproduktivität 
als Liaoning (UNDP 2010c). 
30 UNDP 2011a.
31 Zu weiteren Details siehe UNDP 
(2011a).
32 Die Internationale Strategie 
der Vereinten Nationen zur 
Katastrophenvorsorge definiert 
Belastbarkeit als „die Fähigkeit eines 
Systems, einer Gemeinschaft oder 
Gesellschaft, sich zu verändern oder 
standzuhalten, um ein akzeptables 
Niveau an Funktionsfähigkeit und 
Struktur zu erreichen. Dies wird 
bestimmt durch den Grad, zu dem das 
soziale System fähig ist, sich selbst zu 
organisieren, und die Fähigkeit, seine 
Lern- und Adaptationsmöglichkeiten 
zu erweitern, was auch die Fähigkeit 
umfasst, sich von einer Katastrophe 
zu erholen.“ (United Nations Office for 
Disaster Risk Reduction 2009).
33 Daniell und Vervaeck 2012. 
34 IPCC 2012.
35 Jede Altersgruppe einer Bevölkerung 
hat unterschiedliche Bedürfnisse 
und verhält sich unterschiedlich. 
Junge Menschen (im Alter von 0-14 
Jahren) brauchen Investitionen in 
Gesundheit und Bildung. Erwachsene 
im erwerbsfähigen Alter (im Alter von 
15-64 Jahren) brauchen Arbeitsplätze 
und eine finanzielle Infrastruktur, 
um die Produktion und Ersparnisse 
zu unterstützen. Ältere Erwachsene 
(im Alter von 65 Jahren oder älter) 
brauchen Gesundheitsfürsorge und 
Renteneinkommen. Die Altersstruktur 
eines Landes verändert insofern die 
dortigen Herausforderungen und 
Chancen. 
36 Wenn Eltern für weniger Kinder 
sorgen müssen, investieren sie mehr 
in die Bildung ihrer Kinder (Becker, 
Murphy und Tamura 1990; Galor 
2006), sparen mehr für ihre Rente 
(Bloom, Canning und Sevilla 2003), 
und Frauen nehmen stärker am 
formellen Arbeitsmarkt teil (Bloom 
et. al. 2009). Die Konsequenz ist ein 
beschleunigtes Wirtschaftswachstum, 
das als Ertrag die sogenannte „demo-
grafische Dividende“ abwirft (Bloom, 
Canning und Sevilla 2003). 
37 Ein niedriger Abhängigkeitsquotient 
kann eine demografische Dividende 
erwirtschaften, da die wach-
sende Anzahl Beschäftigter das 
Wirtschaftswachstum ankurbeln 
und zu mehr Investitionen führen 
kann. (Eine detaillierte Analyse 
demografischer Trends, basierend 
auf Prognosen von Lutz und KC 
2013, findet sich bei Abdurazakov, 
Minsat und Pineda 2013.) Länder 
können diese Dividenden jedoch nur 
ausschöpfen, wenn sie der großen 
Zahl von Neuankömmlingen auf 
dem Arbeitsmarkt eine produktive 
Beschäftigung bieten können. 
38 Lutz und KC 2013.
39 Ein Szenario zur Verteilung des 
Bildungsniveaus, das die allgemeine 
Grundschulbildung durch eine breit 
angelegte Sekundarschulbildung 
ergänzt, erzeugt in einem typi-
schen Land mit niedrigem HDI 
und einem hohen Anteil junger 
Menschen die höchsten jährlichen 
Wirtschaftswachstumsraten (IIASA 
2008). Bei dieser Analyse wird ein 
Datensatz verwendet, bei dem die 
Bevölkerung eines jeden Landes nach 
Alter, Geschlecht und Bildungsstand 
aufgeschlüsselt wird. Auf diese 
Weise kann der Bevölkerungsanteil 
jeder Fünfjahreskohorte an-




werden. Diese Bildungsabschlüsse 
können auch nach Geschlechtern 
differenziert werden. Der Anteil jeder 
Fünfjahreskohorte an der Bevölkerung 
ändert sich mit den Trends bei 
Fruchtbarkeits-, Sterblichkeits- und 
Migrationsraten. Der Anteil der 
jungen, erwerbsfähigen und älteren 
Bevölkerung wird sich daher mit der 
Zeit ebenfalls verändern. 
40 Dieser Ansatz steht im Einklang mit 
den Millenniumsentwicklungszielen 
und der Initiative Bildung für 
Alle. Dieses Szenario wird von 
mehreren zentralen Zielvorgaben 
bestimmt: möglichst weltweite 
(99 Prozent) Grundschulbildung bis 
2015, 50 Prozent Absolventen der 
Sekundarstufe I bis 2030 und 90 
Prozent bis 2030, und 60 Prozent 
Hochschulabsolventen bis 2050. 
41 Berechnungen des HDR-Büros, basie-
rend auf Lutz und KC (2013). 
42 UNDESA 2007. Es ist unwahrschein-
lich, dass die wirtschaftlichen Folgen 
einer alternden Bevölkerung in entwi-
ckelten Ländern durch internationale 
Migration abgemildert werden kön-
nen, denn die Anzahl an Migranten, 
die gebraucht würde, ist wesentlich 
höher als politisch durchsetzbar ist. 
Gemäß Szenario III der Studie liegt 
das Niveau der Migration, das er-
reicht werden müsste, um den erwar-
teten Anstieg der älteren Bevölkerung 
in den Jahren 1995 bis 2050 aufzu-
fangen, im Vereinigten Königreich 
bei einer Netto-Einwanderung von 
1,1 Millionen Menschen jährlich, in 
Frankreich bei 1,7 Millionen und in 
Japan und den Vereinigten Staaten 
jeweils bei 10 Millionen. 
43 Becker, Murphy und Tamura 1990; 
Galor 2006, Bloom, Canning und 
Sevilla 2003; Bloom et al. 2009.
44 Bloom et al. 2012. In Afrika südlich 
der Sahara liegt der Jugendquotient 
in den ärmsten 20 Prozent der 
Haushalte bei 1,07, in den reichsten 
20 Prozent jedoch bei 0,72. In 
Lateinamerika liegt der Quotient in 
den ärmsten Haushalten bei 0,91, in 
den reichsten bei 0,57. 
45 Eine Debatte über die wichtigsten 
Ergebnisse der Studie von Bloom et 
al. (2012) findet sich in The Economist 
(2012b). 
46 Hausmann und Székely (2001) fanden 
heraus, dass der demografische 
Übergang in Lateinamerika die 
vorhandenen Trends im Hinblick auf 
Ungleichheit noch verstärkte. Durch 
einen schnelleren und früheren demo-
grafischen Wandel in den reichsten 
Bevölkerungsschichten wurde die 
Kluft zwischen arm und reich dort 
noch größer. Untersuchungen von 
Giroux (2008) ergaben, dass mit dem 
Sinken der Fruchtbarkeitsrate auf 
nationaler Ebene die Ungleichheit 
zugenommen hat, obwohl die 
Fruchtbarkeitsunterschiede, die 
mit der Bildung in Zusammenhang 
gebracht werden, in den afri-
kanischen Ländern südlich der 
Sahara relativ stabil geblieben 
sind. Die Untersuchungen zei-
gen, dass Veränderungen der 
Bildungszusammensetzung der 
Bevölkerung für die jüngsten 
Veränderungen der reproduktiven 
Ungleichheit in der Region verant-
wortlich sind. 
47 Bloom et al. 2012. 
48 World Bank 2011c.
49 In vielen Ländern wird diese geringe 
Chance in einigen Jahrzehnten 
vertan sein, wenn das derzeitige 
Renteneinstiegsalter nicht geändert 
wird. Das deutet darauf hin, dass 
in vielen Ländern, in denen der 
Alterungsprozess der Bevölkerung 
schnell vonstatten geht, wich-
tige Diskussionen über das 
Renteneinstiegsalter stattfinden 
werden. 
50 Im vorangegangenen Abschnitt 
haben wir erörtert, welche Rolle die 
Migration für die demografischen 
Trends spielt; hier geht es mehr um 
die Rolle der Migration insgesamt, da 
sie hier voll in ein Modell integriert 
ist, bei dem demografische Trends nur 
ein Teil der verschiedenen Module 
sind, die in den erwähnten Prognosen 
verwendet werden. Siehe Pardee 
Center for International Futures (2012). 
Kapitel 5
1 Die Doha-Runde für 
Handelsgespräche bei der 
Welthandelsorganisation ist seit 
2008 völlig zum Stillstand gekommen 
(Castle und Landler 2008; WTO o.J.). 
Bei der 18. Vertragsstaatenkonferenz 
des Rahmenübereinkommens 
der Vereinten Nationen über 
Klimaänderungen in Doha wurde im 
Dezember 2012 das Kyoto-Protokoll, 
das wichtigste rechtsverbindliche 
globale Abkommen zum Klimawandel, 
bis 2020 verlängert. Die beteilig-
ten Länder bekräftigten dabei ihre 
Entschlossenheit, im Jahr 2015 ein 
neues „Protokoll, anderes rechtli-
ches Instrument oder vereinbartes 
Ergebnis mit rechtlicher Wirkung“ 
zu verabschieden, das ab 2020 in 
Kraft treten soll. Allerdings wurde 
eine Vereinbarung über die Struktur 
des neuen Protokolls und die 
Finanzierungsmechanismen auf das 
folgende Jahr vertagt (Broder 2012; 
Harvey 2012).
2 Heller 2013.
3 Globale öffentliche Güter sind 
solche, die sich über Ländergrenzen 
hinweg auswirken. Wenn nationale 
Regierungen und genauso auch 
Märkte auf eigene Faust handeln, sind 
sie nicht in der Lage, ausreichende 
Mengen von globalen öffentlichen 
Gütern zu produzieren; vielmehr 
bedarf es eines kollektiven, zwi-
schenstaatlichen Handelns. In einer 
Welt, in der Handel, Kapitalströme, 
ökologische Ressourcen und 
Umweltverschmutzung zuneh-
mend über nationale Grenzen 
hinaus wirken, wird eine multi-
laterale Zusammenarbeit bei der 
Bereitstellung globaler öffentlicher 
Güter ausschlaggebend für die 
menschliche Entwicklung (Kaul 2012).
4 Während bilaterale Übereinkommen 
manchmal den schwächeren 
Partner benachteiligen können, 
können regionale Übereinkommen 
dabei helfen, ärmeren Regionen bei 
ihren Verhandlungen mit reicheren 
Regionen den Rücken zu stärken.
5 Man nennt dies Handelsumlenkung. 
Eine Senkung von Zollschranken, die 
zu mehr Handel führt, nennt man 
Handelsschaffung. Siehe Krugman 
(1991).
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6 Siehe Krugman (1991), der weiterhin 
argumentiert, dass sich dies unter 
dem Strich aller Voraussicht nach 
nicht negativ auf die weltweite 
Effizienz auswirken wird, und zwar 
deshalb, weil die Handelsblöcke 
aus geographischen Nachbarn 
bestehen. Da diese Länder auch ohne 
besondere Übereinkommen natürliche 
Handelspartner wären, ergeben 
sich aus der Handelsumlenkung 
nur geringe Verluste, während 
Handelsschaffung erhebliche 
Zugewinne bringt.
7 Das Multilateralisieren von 
Regionalismus macht die 
Harmonisierung einer Vielzahl 
von Handelsbestimmungen 
(wie z.B. unterschiedlicher 
Ursprungsregeln zur Feststellung 
der Ursprungseigenschaft) 
sowie die Ausweitung regionaler 
Vereinbarungen erforderlich, um so 
viele Entwicklungsländer wie möglich 
als Partner miteinzubeziehen.Diese 
Ideen stützen sich auf Baldwin (2007).
8 Die Internationale Organisation für 
Migration, die nicht dem UN-System 
angehört, ist die internationale 
Institution mit der am weites-
ten reichenden Zuständigkeit in 
Migrationsfragen. Mit ihren 146 
Mitgliedstaaten ist sie zu einem 
immer gewichtigeren Forum für 




11 Betts et al. 2013.










22 Ansprachen der Regierungschefs vor 
der Generalversammlung vom 25. 
Sept. bis 1. Okt.: UN News Service 
http://www.un.org/news/.
23 Beim Gipfel der Gruppe der Zwanzig, 
der 2012 in Los Cabos stattfand, 
gaben Brasilien, China, Indien, die 
Russische Föderation und Südafrika 
bekannt, dass sie einen Beitrag 
von 75 Milliarden US-Dollar zu den 
Ressourcen des Internationalen 
Währungsfonds leisten werden. 
Diese Mittel sind an verschiedene 
Bedingungen geknüpft. Sie dürfen nur 
dann in Anspruch genommen werden, 
wenn die vorhandenen Ressourcen 
bereits in erheblichem Umfang ver-
braucht wurden. Die Gelder wurden 
auch in der Erwartung bewilligt, dass 
„alle Reformen, die 2010 vereinbart 
wurden, einschließlich einer umfas-
senden Reform des Stimmrechts und 
einer Reform der Stimmenanteile, zü-
gig und in vollem Umfang umgesetzt 
werden“. Chowla (2012).
24 Heller 2013.
25 Das Video wurde bisher über 100 
Millionen Mal aufgerufen und ist 
damit eines der „viralsten“ Videos 
aller Zeiten.
26 Chandhoke 2005; Heller 2013.
27 Dies kann viele Formen anneh-





Ähnliches – und wird von Regierungen 
u.a. mit Gründen wie der nationalen 
Sicherheit, mangelnder Buchführung 
von Nichtregierungsorganisationen, 
Koordination und Kontrolle gerechtfer-
tigt. Das International Center for Non-
profit Law sowie CIVICUS analysieren 
laufend weltweit diese Situation und 
berichten darüber.
28 Castells 2003; Burawoy 2003.
29 Der britische Politologe Andrew 
Dobson hat die Idee einer „ökologi-
schen Staatsbürgerschaft“ entwickelt. 
Eine ökologische Denkweise bein-
haltet einen weit gefassten Begriff 
von Staatsbürgerschaft, die das Ziel 
einer Verkleinerung des ökologischen 
Fußabdrucks mit einschließt. Eine 
ökologische Staatsbürgerschaft geht 
über die persönliche Verantwortung 
des Einzelnen hinaus, da im ökolo-
gischen Denken die Bürger genauso 
als Produkte ihrer Gemeinwesen 
(und deren Ökosysteme) wie auch als 
Einflüsse darauf betrachtet werden 
(Revkin 2012).
30 Chorev 2012.
31 Grabel 2013. Eine nützliche 
Zusammenfassung findet sich auch in 
Lamberte und Morgan (2012).
32 Reserve Bank of India 2012.
33 Grabel 2013.
34 Ocampo und Titelman 2009.
35 Grabel 2013.
36 Die Bank des Südens wurde 
2007 durch den venezolanischen 
Präsidenten Hugo Chávez ange-
regt und 2009 offiziell gegründet. 
Ursprünglich waren für sie sehr 
umfassende Aufgaben vorgesehen, 
doch ihr Zuständigkeitsbereich wurde 
bis zu ihrer Gründung im Jahr 2009 
auf die Projektfinanzierung in der 
südamerikanischen Region eingeengt 
(Chin 2010). Über ihre genauen 




39 Siehe United Nations Security 
Council (2011), darin enthalten die 
Konzeptnotiz über verantwortungsvol-
len Schutz, wie sie von der brasiliani-
schen Regierung entwickelt wurde.
40 India Ministry of External Affairs 
2012.
41 Bhattacharya, Romani und Stern 2012.
42 Bhattacharya, Romani und Stern 2012.
43 Berechnungen des HDR-Büros auf 
der Grundlage von Daten aus World 
Bank (2012a) über die durchschnittli-
chen Ausgaben für jedes Land in der 
Region zwischen 2005 und 2010.
44 Auf der Grundlage von Berechnungen 
des HDR-Büros unter Rückgriff auf 
Daten über internationale Reserven 
aus World Bank (2012a). Angesichts 
der Tatsache, dass internationale 
Reserven eine bedeutende Rolle bei 
der Geld- und Wechselkurspolitik 
spielen, wäre es vielleicht zu 
gewagt zu erwarten, dass ein 
größerer Teil der Reserven für andere 
Verwendungszwecke bereitgestellt 
wird.
45 Von einigen Seiten kam der 
Vorschlag für eine globale 
Infrastrukturinitiative, bei der die 
reichen Länder Investmentfonds in 
Entwicklungsländer umlenken und 
damit größere Renditen erzielen 
als sie es in ihrem eigenen Land 
könnten (Harding 2012). Der gleiche 
Grundsatz gilt für Investitionen durch 
Schwellenländer.
46 Bolton, Samama und Stiglitz 2011. 
Norwegen hat außerdem Brasilien 
1 Milliarde US-Dollar für dessen 
Maßnahmen gegen die Entwaldung 
angeboten, allerdings nicht durch 
seinen Staatsfonds.
47 Auch öffentlich-private 
Partnerschaften und Initiativen auf 
Gemeinwesenebene können dazu 
beitragen, Umfang und Wirkung von 
Investitionen aus Staatsfonds zu 
erweitern.
48 Siehe Hamdani (2012) und South 
Commission (1990).
49 Nach Jahren informeller Gespräche 
zwischen Staatsführern aus 
dem Süden wurde 1987 die 
Südkommission (South Commission) 
förmlich ins Leben gerufen. Der 
Bericht der Südkommission (1990) 
hob hervor, dass Entwicklungsländer 
viele Probleme und viele Erfahrungen 
miteinander gemein haben. Er kam 
zu dem Schluss, dass der Süden auf 
globaler Ebene nicht gut organisiert 
sei und es ihm nicht gelungen sei, 
seine geballte Kompetenz, Erfahrung 
und Verhandlungsmacht wirksam 
zu mobilisieren. Der Bericht sprach 
praktische Empfehlungen dazu aus, 
was die zuständigen politischen 
Entscheidungsträger unternehmen 
sollten.
50 Mwase und Yang 2012
51 OECD 2010a
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Anleitung für den Leser
Die 14 statistischen Tabellen geben einen Überblick über die 
wichtigsten Aspekte der menschlichen Entwicklung. Die in 
den Tabellen enthaltenen zusammengesetzten Indizes beruhen 
auf Schätzungen des Büros für den Bericht über die menschli-
che Entwicklung (HDRO), die unter Heranziehung der zum 
15. Oktober 2012 zugänglichen Daten erstellt wurden. Alle 
Indikatoren, die technischen Erläuterungen zur Berechnung 
der zusammengesetzten Indikatoren sowie zusätzliche Infor-
mationsquellen stehen online unter http://hdr.undp.org/en/
statistics zur Verfügung. 
Die Länder und Gebiete werden nach dem für sie ermittelten 
HDI-Wert für 2012 eingestuft. Analysen der Belastbarkeit und 
Verlässlichkeit der Werte haben ergeben, dass für die meisten 
Länder die dritte Dezimalstelle des HDI-Werts nicht mehr 
statistisch signifikant ist (siehe Aguna und Kovacevic 2011 und 
Høyland, Moene und Willumsen 2011). Aus diesem Grund 
wird Ländern, deren HDI-Werte sich erst in der dritten Dezi-
malstelle unterscheiden, der gleiche Rang zugewiesen.  
Quellen und Definitionen 
Soweit nicht anders angegeben, verwendet das HDR-Büro 
Daten internationaler Datenorganisationen, die über das Man-
dat, die Ressourcen und das Fachwissen verfügen, um nationale 
Daten zu spezifischen Indikatoren sammeln. 
Die Definitionen der Indikatoren und die Quellen für die 
originalen Datenbestandteile werden am Ende jeder Tabelle 
aufgeführt. Die vollständigen Quellenangaben sind dem 
Abschnitt Statistische Referenzen zu entnehmen.
Zeitübergreifende Vergleiche und  
Vergleich zwischen verschiedenen 
Ausgaben des Berichts 
Da die nationalen und internationalen Datenorganisatio-
nen ihre Datenreihen laufend verbessern, sind die in diesem 
Bericht präsentierten Daten – einschließlich der Werte und 
Rangfolgen des HDI – nicht mit denjenigen vergleichbar, die 
in früheren Ausgaben des Berichts veröffentlicht wurden. Für 
den HDI werden in Tabelle 2 Trends präsentiert, die anhand 
konsistenter Daten für den Zeitraum 1980-2012 in Fünfjah-
res-Abständen berechnet werden. 
Diskrepanzen zwischen nationalen und 
internationalen Schätzungen 
Nationale und internationale Datenschätzungen können 
voneinander abweichen, weil internationale Organisationen 
nationale Daten harmonisieren, um sie länderübergreifend ver-
gleichbar zu machen, Schätzungen für fehlende Daten erstellen 
oder nicht die allerneuesten Daten berücksichtigen. Wenn das 
HDR-Büro Diskrepanzen feststellt, werden sie den nationalen 
und internationalen Datenbehörden zur Kenntnis gebracht. 
Länderklassifizierungen  
und zusammenfassende Werte
In den Tabellen werden verschiedene zusammenfassende, 
gewichtete Werte präsentiert. Im Allgemeinen wird nur dann 
ein zusammenfassender Wert angegeben, wenn Daten für min-
destens die Hälfte der Länder verfügbar sind und mindestens 
zwei Drittel der verfügbaren Bevölkerung in der betreffenden 
Kategorie repräsentieren. Die zusammenfassenden Werte für 
jede Kategorie repräsentieren nur die Länder, für die Daten 
verfügbar sind. 
Klassifizierung in Bezug  
auf die menschliche Entwicklung 
Die HDI-Klassifizierungen sind relative Einstufungen. Die 187 
Länder werden auf der Grundlage von Quartilen der HDI-Ver-
teilung in Gruppen mit sehr hohem, hohem und mittlerem 
HDI (jeweils 47 Länder) und mit niedrigem HDI (46 Länder) 
unterteilt. 
Regionalgruppen
Die Gruppierung der Länder in Regionen entspricht der 
regionalen Klassifizierung des Entwicklungsprogramms der 
Vereinten Nationen. Die Gruppen „Am wenigsten entwickelte 
Länder“ und „Kleine Inselentwicklungsländer“ entsprechen 
den UN-Klassifizierungen. Die Zusammensetzung der einzel-
nen Regionen findet sich im Abschnitt Regionen. 
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Hinweise zu den Ländern 
Sofern nicht anders angegeben, beinhalten die Daten für China 
nicht die Sonderverwaltungszone Hongkong der VR China, 
die Sonderverwaltungszone Macau der VR China oder Taiwan 
(Provinz von China). Die Daten für Sudan umfassen auch Süd-
sudan, sofern nicht anders angegeben.
Symbole
Ein Bindestrich zwischen zwei Jahren (zum Beispiel 2005-
2012) zeigt an, dass die vorgelegten Daten sich auf das jüngste 
verfügbare Jahr im angegebenen Zeitraum beziehen. Ein 
Schrägstrich zwischen Jahren (zum Beispiel 2005/2012) zeigt 
an, dass es sich um den Durchschnitt der genannten Jahre 
handelt. Bei Wachstumsraten handelt es sich in der Regel um 
durchschnittliche jährliche Wachstumsraten zwischen dem 
ersten und letzten Jahr des angegebenen Zeitraums. 
In den Tabellen werden folgende Symbole verwendet:
..  Keine Daten verfügbar
0 oder 0.0 Null oder vernachlässigbar
–   Nicht zutreffend
 
Danksagungen zur Statistik 
Die zusammengesetzten Indizes und sonstigen statistischen 
Ressourcen des Berichts stützen sich auf ein breites Spektrum 
der auf ihren Spezialgebieten am meisten anerkannten inter-
nationalen Datenlieferanten. Wir danken insbesondere dem 
Carbon Dioxide Information Analysis Center des Energiemi-
nisteriums der Vereinigten Staaten, dem Centre for Research 
on the Epidemiology of Disasters (Zentrum zur Erforschungen 
der Epidemiologie von Katastrophen), Eurostat, der Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen, Gallup, ICF Macro, der Internationalen Energie-Agentur, 
der Internationalen Arbeitsorganisation, dem Internationalen 
Währungsfonds, der Internationalen Fernmeldeunion, der 
Weltnaturschutzunion, der Interparlamentarischen Union, der 
Luxemburg Income Study, der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung, dem Internationalen Frie-
densforschungsinstitut Stockholm, dem Kinderhilfswerk der 
Vereinten Nationen, der Handels- und Entwicklungskonferenz 
der Vereinten Nationen, der UN-Hauptabteilung Wirtschaftli-
che und Soziale Angelegenheiten, der Wirtschaftskommission 
der Vereinten Nationen für Lateinamerika und die Karibik, 
dem Institut für Statistik der Organisation der Vereinten 
Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur, dem Büro 
der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämp-
fung, der Weltorganisation für Tourismus, der Weltbank, der 
Weltgesundheitsorganisation und der Weltorganisation für 
geistiges Eigentum. Eine weitere unverzichtbare Quelle für die 
Berechnung der Indizes des Berichts ist die von Robert Barro 
(Universität Harvard) und Yong-Wha Lee (Universität Korea) 
geführte Bildungsdatenbank. 
Statistische Tabellen
Die ersten fünf Tabellen enthalten die zusammengesetzten 
Indizes der menschlichen Entwicklung mit ihren Einzel-
komponenten. In weiteren neun Tabellen wird ein breiteres 
Feld von Indikatoren präsentiert, die mit der menschlichen 
Entwicklung zusammenhängen. Vier der zusammengesetz-
ten Indizes der menschlichen Entwicklung – der Index der 
menschlichen Entwicklung (HDI), der Ungleichheit einbe-
ziehende Index der menschlichen Entwicklung (IHDI), der 
Index der geschlechtsspezifischen Ungleichheit (GII) und der 
Index der mehrdimensionalen Armut (MPI) – werden seit dem 
Bericht über die menschliche Entwicklung 2010 vorgelegt. Der 
GII und der MPI sind nach wie vor experimentelle Indizes. 
In Tabelle 1 werden die HDI-Werte sowie die Werte von vier 
Einzelindikatoren in den Bereichen Lebenserwartung, Bildung 
und Einkommen präsentiert. Die Länder sind entsprechend 
ihrem HDI-Wert in einer Rangliste eingestuft. Der Unter-
schied zwischen dem Rang nach Bruttonationaleinkommen 
und dem HDI-Rang zeigt an, ob ein Land sein Einkommen 
in wirksamer Weise zur Förderung der beiden nicht einkom-
mensbezogenen HDI-Dimensionen einsetzt. Die Berechnung 
des nicht einkommensbezogenen HDI liefert ein zusätzliches 
Instrument, das länderübergreifende Vergleiche und die 
Einordnung der Länder nach ihren Leistungen in den nicht 
einkommensbezogenen Dimensionen ermöglicht. In Tabelle 
2 wird eine Zeitreihe der HDI-Werte auf der Grundlage der 
2012 verfügbaren Daten präsentiert, also unter Berücksichti-
gung der aktuellsten Revision historischer Daten und Metho-
den. Dies ist das einzige Instrument, um die HDI-Werte für 
2012 mit den Werten früherer Jahre zu vergleichen. Anhand 
der Veränderung des HDI-Rangs über die letzten fünf Jahre 
und zwischen 2011 und 2012 sowie der durchschnittlichen 
jährlichen Wachstumsrate des HDI über die vier Zeitperioden 
sind Richtung und Tempo der HDI-Veränderungen einfach zu 
beurteilen. 
Tabelle 3 präsentiert den IHDI, der neben den durchschnitt-
lichen Fortschritten eines Landes in den Dimensionen Gesund-
heit, Bildung und Einkommen auch die Verteilung dieser 
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Fortschritte innerhalb der Bevölkerung zeigt, indem er in den 
einzelnen Dimensionen Abzüge entsprechend dem Grad der 
Ungleichheit vornimmt. Der IHDI kann als das tatsächliche 
Niveau der menschlichen Entwicklung (unter Einbeziehung 
von Ungleichheit) interpretiert werden, während der HDI die 
potenzielle menschliche Entwicklung verkörpert, die erreicht 
werden könnte, wenn die erzielten Fortschritte gleichmäßig 
auf alle Einwohner verteilt würden. Der als prozentualer Anteil 
ausgedrückte Unterschied zwischen dem HDI und dem IHDI 
gibt die aufgrund von Ungleichheit entgangene potenzielle 
menschliche Entwicklung an. Ein Rangunterschied zwischen 
dem HDI und dem IHDI zeigt an, dass die Berücksichtigung 
der Ungleichheit den Rang eines Landes entweder verschlech-
tern (negativer Wert) oder verbessern würde (positiver Wert). 
Tabelle 4 präsentiert den Index der geschlechtsspezifischen 
Ungleichheit. Dieser experimentelle zusammengesetzte Index 
dient der Messung ungleicher Fortschritte von Frauen und 
Männern bei drei Dimensionen: reproduktiver Gesundheit, 
Teilhabe und Erwerbsbeteiligung. Mit der Erstellung des GII 
wird das Ziel verfolgt, empirische Grundlagen für Politikana-
lyse und Interessenvertretung zu liefern. Ein hoher Wert zeigt 
eine hohe Ungleichheit zwischen Frauen und Männern an.
Tabelle 5 präsentiert den Index der mehrdimensionalen 
Armut. Dieses experimentelle Maß soll die sich überlappenden 
Formen von Deprivation erfassen, denen die Menschen in den 
Bereichen Bildung, Gesundheit und Lebensstandard ausgesetzt 
sind. Der MPI zeigt sowohl die Verbreitung der nicht einkom-
mensbezogenen mehrdimensionalen Armut (Gesamtzahl der 
in mehrdimensionaler Armut lebenden Menschen) als auch 
ihre Intensität (relative Zahl der Formen von Deprivation, 
unter denen Menschen gleichzeitig leiden). Um ein umfas-
sendes Bild der in Armut lebenden Menschen zu vermitteln, 
wird auch dargestellt, in welchem Umfang die Formen von 
Deprivation in jeder Dimension zur Gesamtarmut beitragen. 
Die Länder werden alphabetisch in zwei Gruppen aufgeführt, 
entsprechend dem Erhebungsjahr, das zur Schätzung des MPI 
herangezogen wurde. 
Tabelle 6 kombiniert makroökonomische Indikatoren wie 
Bruttoinlandsprodukt, Bruttoanlageinvestitionen und Ver-
braucherpreisindex mit Indikatoren für öffentliche Ausgaben. 
In wirtschaftlich unsicheren Zeiten oder während einer Rezes-
sion gehen die Bruttoanlageinvestitionen in der Regel zurück. 
Der Verbraucherpreisindex wird als Maß für Inflation präsen-
tiert. Die Indikatoren für öffentliche Ausgaben werden für 
zwei Zeitpunkte angegeben, damit Ausgabenveränderungen 
analysiert werden können. Anhand dieser Indikatoren können 
Prioritäten und Muster der öffentlichen Ausgaben und auch ihr 
Einfluss auf die Verbesserung der menschlichen Entwicklung 
untersucht werden. 
In Tabelle 7 werden verschiedene Indikatoren für die 
Gesundheit von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen 
sowie zwei Indikatoren für die Qualität der Gesundheitsver-
sorgung präsentiert. Tabelle 8 enthält neben Indikatoren für 
Bildungsstandards auch Indikatoren für Bildungsqualität, 
darunter durchschnittliche Testergebnisse (einschließlich 
Abweichungen vom Durchschnitt) für Lesen, Mathematik und 
Naturwissenschaften. Die Indikatoren für Bildungsqualität 
basieren auf standardisierten Tests für 15-jährige Schüler im 
Rahmen des PISA-Programms (Programme for International 
Student Assessment) der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung, unter Heranziehung des 
Datensatzes von 2009 für 63 Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen. Diese testbezogenen Qualitätsindikatoren werden 
ergänzt durch zwei zusätzliche Indikatoren für Bildungsqua-
lität, nämlich den Anteil der ausgebildeten Grundschullehrer 
sowie einen wahrnehmungsbezogenen Indikator für Zufrie-
denheit mit der Bildungsqualität. 
Tabelle 9 behandelt die Integration in die Gesellschaft. Die 
vorgelegten Daten zeigen den Grad der Inklusion und Inte-
gration an. Insbesondere geben die Indikatoren Aufschluss 
über gleiche Rechte und Chancen bei der Beschäftigung und 
über allgemeine Ungleichheit, menschliche Sicherheit sowie 
Vertrauen und Zufriedenheit innerhalb der Gemeinwesen. 
Ergänzende objektive Indikatoren und wahrnehmungsbezo-
gene Indikatoren ermöglichen ein differenzierteres Bild der 
gesellschaftlichen Integration. Bei den Angaben zur Zufrieden-
heit mit Lebensführung, Entscheidungsfreiheit und Beruf geht 
es vorrangig um die individuelle Einschätzung der persönlichen 
Situation, während die Angaben über Vertrauen in Menschen 
und Regierungen und zur Zufriedenheit mit dem Gemeinwe-
sen Einsichten über die Zufriedenheit der Menschen mit der 
Gesellschaft im Allgemeinen liefern. 
Tabelle 10 macht deutlich, wie stark ein Land in die Welt-
wirtschaft integriert ist. Mit der Unterscheidung zwischen dem 
Handel mit Endprodukten und dem Handel mit Teilen und 
Komponenten soll das Phänomen der globalen Wertschöpfung 
und Produktionsteilung deutlich gemacht werden, das für das 
Wachstum des Welthandels und für die wirtschaftliche Ent-
wicklung in den Ländern des Südens von großer politischer 
Bedeutung ist. 
In Tabelle 11 werden Indikatoren zu zwei Aspekten der Glo-
balisierung präsentiert: Kapitalströme und Migration. Steigende 
Auslandsinvestitionen sind eine der Messgrößen für die zuneh- 
mende wirtschaftliche Globalisierung. Migration bietet Chancen 
für Arbeit und Rücküberweisungen in das Herkunftsland, wäh- 
rend sie gleichzeitig die Erwerbsbevölkerung in den Aufnahme-
ländern vergrößert. Menschliche Mobilität in allen ihren For-
men kann auch zur interkulturellen Verständigung beitragen. 
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Tabelle 12 illustriert die wichtige Rolle von Investitio-
nen in Forschung und Entwicklung, wenn es darum geht, 
die menschliche Entwicklung voranzubringen und in den 
einzelnen Ländern Kapazitäten zur wirksamen Übernahme 
und Nutzung von Technologien aufzubauen. Tabelle 13 
beleuchtet die ökologische Nachhaltigkeit. Sie zeigt den Anteil 
fossiler Brennstoffe und erneuerbarer Energiequellen an der 
Energieversorgung, präsentiert Daten zu Kohlendioxid- und 
Treibhausgasemissionen unter drei verschiedenen Aspekten 
und bietet wichtige Messgrößen für Ökosysteme und natür-
liche Ressourcen. Außerdem enthält die Tabelle Indikatoren, 
die Aufschluss darüber geben, wie sich Veränderungen der 
physischen Umwelt unmittelbar auf den Menschen auswirken. 
In Tabelle 14 werden wichtige Bevölkerungsindikato- 
ren präsentiert, die für das Verständnis der aktuellen 
Bevölkerungssituation und der Richtung künftiger Ver- 
änderungen unverzichtbar sind. Durch den Vergleich 
der Statistiken über Medianalter, Abhängigkeitsquotien- 
ten und zusammengefasste Geburtenziffern lassen sich die 
Belastungen der Erwerbsbevölkerung und die Selbsterhal-
tungsfähigkeit von Gesellschaften beurteilen. Abweichungen 
vom natürlichen Geschlechterverhältnis bei der Geburt haben 
Auswirkungen auf das Reproduktionsniveau der Bevölkerung 
und sind ein Hinweis auf geschlechtsspezifische Ungleichheit 
und mögliche soziale und wirtschaftliche Probleme in der 
Zukunft.
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wert (Jahre) (Jahre) (Jahre) (KKP $ 2005) wert
HDI-Rang 2012 2012 2010a 2011b 2012 2012 2012
SEHR HoHE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
1 norwegen 0,955 81,3 12,6 17,5 48.688 4 0,977
2 Australien 0,938 82,0 12,0 c 19,6 d 34.340 15 0,978
3 Vereinigte Staaten 0,937 78,7 13,3 16,8 43.480 6 0,958
4 niederlande 0,921 80,8 11,6 c 16,9 37.282 8 0,945
5 Deutschland 0,920 80,6 12,2 16,4 e 35.431 10 0,948
6 neuseeland 0,919 80,8 12,5 19,7 d 24.358 26 0,978
7 Irland 0,916 80,7 11,6 18,3 d 28.671 19 0,960
7 Schweden 0,916 81,6 11,7 c 16,0 36.143 6 0,940
9 Schweiz 0,913 82,5 11,0 c 15,7 40.527 2 0,926
10 Japan 0,912 83,6 11,6 c 15,3 32.545 11 0,942
11 Kanada 0,911 81,1 12,3 15,1 35.369 5 0,934
12 Korea, Republik 0,909 80,7 11,6 17,2 28.231 15 0,949
13 Hongkong, china (SAR) 0,906 83,0 10,0 15,5 45.598 –6 0,907
13 Island 0,906 81,9 10,4 18,3 d 29.176 12 0,943
15 Dänemark 0,901 79,0 11,4 c 16,8 33.518 4 0,924
16 Israel 0,900 81,9 11,9 15,7 26.224 13 0,942
17 Belgien 0,897 80,0 10,9 c 16,4 33.429 3 0,917
18 Österreich 0,895 81,0 10,8 15,3 36.438 –5 0,908
18 Singapur 0,895 81,2 10,1 c 14,4 f 52.613 –15 0,880
20 Frankreich 0,893 81,7 10,6 c 16,1 30.277 4 0,919
21 Finnland 0,892 80,1 10,3 16,9 32.510 2 0,912
21 Slowenien 0,892 79,5 11,7 16,9 23.999 12 0,936
23 Spanien 0,885 81,6 10,4 c 16,4 25.947 8 0,919
24 liechtenstein 0,883 79,8 10,3 g 11,9 84.880 h –22 0,832
25 Italien 0,881 82,0 10,1 c 16,2 26.158 5 0,911
26 luxemburg 0,875 80,1 10,1 13,5 48.285 –20 0,858
26 Vereinigtes Königreich 0,875 80,3 9,4 16,4 32.538 –5 0,886
28 Tschechische Republik 0,873 77,8 12,3 15,3 22.067 10 0,913
29 Griechenland 0,860 80,0 10,1 c 16,3 20.511 13 0,899
30 Brunei Darussalam 0,855 78,1 8,6 15,0 45.690 –23 0,832
31 Zypern 0,848 79,8 9,8 14,9 23.825 4 0,869
32 Malta 0,847 79,8 9,9 15,1 21.184 9 0,876
33 Andorra 0,846 81,1 10,4 i 11,7 33.918 j –15 0,839
33 Estland 0,846 75,0 12,0 15,8 17.402 13 0,892
35 Slowakei 0,840 75,6 11,6 14,7 19.696 9 0,872
36 Katar 0,834 78,5 7,3 12,2 87.478 k –35 0,761
37 Ungarn 0,831 74,6 11,7 15,3 16.088 13 0,874
38 Barbados 0,825 77,0 9,3 16,3 17.308 10 0,859
39 Polen 0,821 76,3 10,0 15,2 17.776 7 0,851
40 chile 0,819 79,3 9,7 14,7 14.987 13 0,863
41 litauen 0,818 72,5 10,9 15,7 16.858 7 0,850
41 Vereinigte Arabische Emirate 0,818 76,7 8,9 12,0 42.716 –31 0,783
43 Portugal 0,816 79,7 7,7 16,0 19.907 0 0,835
44 lettland 0,814 73,6 11,5 c 14,8 14.724 10 0,856
45 Argentinien 0,811 76,1 9,3 16,1 15.347 7 0,848
46 Seychellen 0,806 73,8 9,4 l 14,3 22.615 –9 0,808
47 Kroatien 0,805 76,8 9,8 c 14,1 15.419 4 0,837
HoHE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
48 Bahrain 0,796 75,2 9,4 13,4 e 19.154 –3 0,806
49 Bahamas 0,794 75,9 8,5 12,6 27.401 –21 0,777
50 Belarus 0,793 70,6 11,5 l 14,7 13.385 11 0,830
51 Uruguay 0,792 77,2 8,5 c 15,5 13.333 11 0,829
52 Montenegro 0,791 74,8 10,5 l 15,0 10.471 24 0,850
52 Palau 0,791 72,1 12,2 13,7 e 11.463 m 18 0,840
54 Kuwait 0,790 74,7 6,1 14,2 52.793 –51 0,730
55 Russische Föderation 0,788 69,1 11,7 14,3 14.461 0 0,816
56 Rumänien 0,786 74,2 10,4 14,5 11.011 16 0,836
57 Bulgarien 0,782 73,6 10,6 c 14,0 11.474 12 0,826
57 Saudi-Arabien 0,782 74,1 7,8 14,3 22.616 –21 0,774
59 Kuba 0,780 79,3 10,2 16,2 5.539 n 44 0,894
59 Panama 0,780 76,3 9,4 13,2 13.519 1 0,810
61 Mexiko 0,775 77,1 8,5 13,7 12.947 4 0,805






















wert (Jahre) (Jahre) (Jahre) (KKP $ 2005) wert
HDI-Rang 2012 2012 2010a 2011b 2012 2012 2012
62 costa Rica 0,773 79,4 8,4 13,7 10.863 12 0,816
63 Grenada 0,770 76,1 8,6 e 15,8 9.257 21 0,827
64 libyen 0,769 75,0 7,3 16,2 13.765 –8 0,791
64 Malaysia 0,769 74,5 9,5 12,6 13.676 –7 0,791
64 Serbien 0,769 74,7 10,2 c 13,6 9.533 16 0,823
67 Antigua und Barbuda 0,760 72,8 8,9 13,3 13.883 –12 0,776
67 Trinidad und Tobago 0,760 70,3 9,2 11,9 21.941 –28 0,743
69 Kasachstan 0,754 67,4 10,4 15,3 10.451 8 0,791
70 Albanien 0,749 77,1 10,4 11,4 7.822 21 0,807
71 Venezuela, Bolivarische Republik 0,748 74,6 7,6 c 14,4 11.475 –2 0,774
72 Dominica 0,745 77,6 7,7 l 12,7 10.977 –1 0,771
72 Georgien 0,745 73,9 12,1 o 13,2 5.005 37 0,845
72 libanon 0,745 72,8 7,9 l 13,9 12.364 –5 0,762
72 St. Kitts und nevis 0,745 73,3 8,4 e 12,9 12.460 –5 0,763
76 Iran, Islamische Republik 0,742 73,2 7,8 14,4 10.695 –1 0,769
77 Peru 0,741 74,2 8,7 13,2 9.306 6 0,780
78 Mazedonien, ehem. jugoslaw. Rep. 0,740 75,0 8,2 o 13,4 9.377 2 0,777
78 Ukraine 0,740 68,8 11,3 14,8 6.428 22 0,813
80 Mauritius 0,737 73,5 7,2 13,6 13.300 –17 0,745
81 Bosnien und Herzegowina 0,735 75,8 8,3 l 13,4 7.713 13 0,787
82 Aserbaidschan 0,734 70,9 11,2 l 11,7 8.153 5 0,780
83 St. Vincent und die Grenadinen 0,733 72,5 8,6 e 13,3 9.367 –1 0,767
84 Oman 0,731 73,2 5,5 l 13,5 24.092 –51 0,694
85 Brasilien 0,730 73,8 7,2 14,2 10.152 –8 0,755
85 Jamaika 0,730 73,3 9,6 13,1 6.701 14 0,792
87 Armenien 0,729 74,4 10,8 12,2 5.540 16 0,808
88 St. lucia 0,725 74,8 8,3 e 12,7 7.971 1 0,768
89 Ecuador 0,724 75,8 7,6 13,7 7.471 7 0,772
90 Türkei 0,722 74,2 6,5 12,9 13.710 –32 0,720
91 Kolumbien 0,719 73,9 7,3 13,6 8.711 –6 0,751
92 Sri lanka 0,715 75,1 9,3 c 12,7 5.170 18 0,792
93 Algerien 0,713 73,4 7,6 13,6 7.418 4 0,755
94 Tunesien 0,712 74,7 6,5 14,5 8.103 –6 0,746
mITTLERE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
95 Tonga 0,710 72,5 10,3 c 13,7 4.153 26 0,807
96 Belize 0,702 76,3 8,0 c 12,5 5.327 8 0,767
96 Dominikanische Republik 0,702 73,6 7,2 c 12,3 8.506 –11 0,726
96 Fidschi 0,702 69,4 10,7 c 13,9 4.087 24 0,794
96 Samoa 0,702 72,7 10,3 l 13,0 3.928 28 0,800
100 Jordanien 0,700 73,5 8,6 12,7 5.272 8 0,766
101 china 0,699 73,7 7,5 11,7 7.945 –11 0,728
102 Turkmenistan 0,698 65,2 9,9 p 12,6 e 7.782 –10 0,727
103 Thailand 0,690 74,3 6,6 12,3 7.722 –10 0,715
104 Malediven 0,688 77,1 5,8 c 12,5 7.478 –9 0,715
105 Suriname 0,684 70,8 7,2 o 12,4 7.327 –7 0,710
106 Gabun 0,683 63,1 7,5 13,0 12.521 –40 0,668
107 El Salvador 0,680 72,4 7,5 12,0 5.915 –5 0,723
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 0,675 66,9 9,2 13,5 4.444 7 0,740
108 Mongolei 0,675 68,8 8,3 14,3 4.245 10 0,746
110 Palästina, Staat 0,670 73,0 8,0 l 13,5 3.359 q 20 0,761
111 Paraguay 0,669 72,7 7,7 12,1 4.497 4 0,730
112 Ägypten 0,662 73,5 6,4 12,1 5.401 –6 0,702
113 Moldau, Republik 0,660 69,6 9,7 11,8 3.319 19 0,747
114 Philippinen 0,654 69,0 8,9 c 11,7 3.752 11 0,724
114 Usbekistan 0,654 68,6 10,0 o 11,6 3.201 19 0,740
116 Syrien, Arabische Rep. 0,648 76,0 5,7 c 11,7 e 4.674 r –2 0,692
117 Mikronesien, Föd. Staaten von 0,645 69,2 8,8 p 11,4 e 3.352 m 14 0,719
118 Guyana 0,636 70,2 8,5 10,3 3.387 11 0,703
119 Botsuana 0,634 53,0 8,9 11,8 13.102 –55 0,596
120 Honduras 0,632 73,4 6,5 11,4 3.426 8 0,695
121 Indonesien 0,629 69,8 5,8 12,9 4.154 –3 0,672
121 Kiribati 0,629 68,4 7,8 e 12,0 3.079 13 0,701
121 Südafrika 0,629 53,4 8,5 c 13,1 e 9.594 –42 0,608
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wert (Jahre) (Jahre) (Jahre) (KKP $ 2005) wert
HDI-Rang 2012 2012 2010a 2011b 2012 2012 2012
124 Vanuatu 0,626 71,3 6,7 e 10,6 3.960 –1 0,672
125 Kirgistan 0,622 68,0 9,3 12,6 2.009 24 0,738
125 Tadschikistan 0,622 67,8 9,8 11,5 2.119 19 0,731
127 Vietnam 0,617 75,4 5,5 11,9 2.970 9 0,686
128 namibia 0,608 62,6 6,2 11,3 5.973 –27 0,611
129 nicaragua 0,599 74,3 5,8 10,8 2.551 10 0,671
130 Marokko 0,591 72,4 4,4 10,4 4.384 –13 0,608
131 Irak 0,590 69,6 5,6 10,0 3.557 –4 0,623
132 Kap Verde 0,586 74,3 3,5 e 12,7 3.609 –6 0,617
133 Guatemala 0,581 71,4 4,1 10,7 4.235 –14 0,596
134 Timor-leste 0,576 62,9 4,4 s 11,7 5.446 –29 0,569
135 Ghana 0,558 64,6 7,0 11,4 1.684 22 0,646
136 Äquatorialguinea 0,554 51,4 5,4 o 7,9 21.715 –97 0,463
136 Indien 0,554 65,8 4,4 10,7 3.285 –3 0,575
138 Kambodscha 0,543 63,6 5,8 10,5 2.095 9 0,597
138 laos, Demokratische Volksrep. 0,543 67,8 4,6 10,1 2.435 2 0,584
140 Bhutan 0,538 67,6 2,3 s 12,4 5.246 –31 0,516
141 Swasiland 0,536 48,9 7,1 10,7 5.104 –30 0,515
NIEDRIGE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
142 Kongo 0,534 57,8 5,9 10,1 2.934 –5 0,553
143 Salomonen 0,530 68,2 4,5 p 9,3 2.172 1 0,572
144 São Tomé und Príncipe 0,525 64,9 4,7 s 10,8 1.864 7 0,579
145 Kenia 0,519 57,7 7,0 11,1 1.541 15 0,588
146 Bangladesch 0,515 69,2 4,8 8,1 1.785 9 0,567
146 Pakistan 0,515 65,7 4,9 7,3 2.566 –9 0,534
148 Angola 0,508 51,5 4,7 s 10,2 4.812 –35 0,479
149 Myanmar 0,498 65,7 3,9 9,4 1.817 5 0,537
150 Kamerun 0,495 52,1 5,9 10,9 2.114 –4 0,520
151 Madagaskar 0,483 66,9 5,2 p 10,4 828 28 0,601
152 Tansania, Vereinigte Rep. 0,476 58,9 5,1 9,1 1.383 10 0,527
153 nigeria 0,471 52,3 5,2 s 9,0 2.102 –6 0,482
154 Senegal 0,470 59,6 4,5 8,2 1.653 4 0,501
155 Mauretanien 0,467 58,9 3,7 8,1 2.174 –12 0,473
156 Papua-neuguinea 0,466 63,1 3,9 5,8 e 2.386 –15 0,464
157 nepal 0,463 69,1 3,2 8,9 1.137 11 0,526
158 lesotho 0,461 48,7 5,9 c 9,6 1.879 –8 0,476
159 Togo 0,459 57,5 5,3 10,6 928 16 0,542
160 Jemen 0,458 65,9 2,5 8,7 1.820 –7 0,474
161 Haiti 0,456 62,4 4,9 7,6 e 1.070 7 0,521
161 Uganda 0,456 54,5 4,7 11,1 1.168 5 0,511
163 Sambia 0,448 49,4 6,7 8,5 1.358 0 0,483
164 Dschibuti 0,445 58,3 3,8 o 5,7 2.350 –22 0,435
165 Gambia 0,439 58,8 2,8 8,7 1.731 –9 0,448
166 Benin 0,436 56,5 3,2 9,4 1.439 –5 0,459
167 Ruanda 0,434 55,7 3,3 10,9 1.147 0 0,476
168 côte d’Ivoire 0,432 56,0 4,2 6,5 1.593 –9 0,444
169 Komoren 0,429 61,5 2,8 p 10,2 986 4 0,484
170 Malawi 0,418 54,8 4,2 10,4 774 10 0,492
171 Sudan 0,414 61,8 3,1 4,5 1.848 –19 0,405
172 Simbabwe 0,397 52,7 7,2 10,1 424 t 14 0,542
173 Äthiopien 0,396 59,7 2,2 s 8,7 1.017 –2 0,425
174 liberia 0,388 57,3 3,9 10,5 e 480 11 0,502
175 Afghanistan 0,374 49,1 3,1 8,1 1.000 –3 0,393
176 Guinea-Bissau 0,364 48,6 2,3 o 9,5 1.042 –6 0,373
177 Sierra leone 0,359 48,1 3,3 7,3 e 881 0 0,380
178 Burundi 0,355 50,9 2,7 11,3 544 4 0,423
178 Guinea 0,355 54,5 1,6 s 8,8 941 –4 0,368
180 Zentralafrikanische Republik 0,352 49,1 3,5 6,8 722 1 0,386
181 Eritrea 0,351 62,0 3,4 e 4,6 531 3 0,418
182 Mali 0,344 51,9 2,0 c 7,5 853 –4 0,359
183 Burkina Faso 0,343 55,9 1,3 o 6,9 1.202 –18 0,332
184 Tschad 0,340 49,9 1,5 p 7,4 1.258 –20 0,324
185 Mosambik 0.327 50,7 1.2 9.2 906 –9 0.327


















wert (Jahre) (Jahre) (Jahre) (KKP $ 2005) wert
HDI-Rang 2012 2012 2010a 2011b 2012 2012 2012
186 Kongo, Demokratische Rep. 0.304 48,7 3.5 8,5 319 0 0.404
186 niger 0.304 55,1 1.4 4.9 701 –4 0.313
HINWEISE
a Die Daten beziehen sich auf 2010 oder das jüngste 
verfügbare Jahr.
b Die Daten beziehen sich auf 2011 oder das jüngste 
verfügbare Jahr.
c Aktualisiert durch das Büro für den Bericht über die 
menschliche Entwicklung (HDRO) auf der Grundlage 
von Daten des Instituts für Statistik der UnEScO 
(2012).
d Zur Berechnung des HDI gilt für diesen wert eine 
Obergrenze von 18 Jahren.
e Auf der Grundlage einer länderübergreifenden 
Regression.
f Berechnet durch das Bildungsministerium Singapurs.
g Unter Annahme der gleichen durchschnittlichen 
Schulbesuchsjahre Erwachsener wie für die Schweiz 
vor der neuesten Aktualisierung.
h Geschätzt anhand der Kaufkraftparität (KKP) und der 
hochgerechneten wachstumsrate der Schweiz.
i Unter Annahme der gleichen durchschnittlichen 
Schulbesuchsjahre Erwachsener wie für Spanien vor 
der neuesten Aktualisierung.
j Geschätzt anhand der Kaufkraftparität (KKP) und der 
hochgerechneten wachstumsrate Spaniens.
k Auf der Grundlage impliziter KKP-
Umrechnungsfaktoren (IMF 2012).
l Auf der Grundlage von Schätzungen der Verteilung 
von Bildungsabschlüssen des Statistischen Instituts 
der UnEScO (2012).
m Auf der Grundlage der von der Asiatischen 
Entwicklungsbank (2012) hochgerechneten 
wachstumsraten.
n KKP-Schätzung auf der Grundlage einer 
länderübergreifenden Regression; hochgerechnete 
wachstumsrate auf der Grundlage der von EclAc 
(2012) und UnDESA (2012c) hochgerechneten 
wachstumsraten.
o Auf der Grundlage von Daten aus den Multiple 
Indicator cluster Surveys von UnIcEF für 2002-2012.
p Auf der Grundlage von Daten über die 
Schulbesuchsjahre Erwachsener aus 
Haushaltserhebungen der weltbank (International 
Income Distribution Database).
q Auf der Grundlage einer unveröffentlichten 
weltbank-Schätzung der KKP-Umrechnungsrate 
und der von UnEScwA (2012) und UnDESA (2012c) 
hochgerechneten wachstumsraten.
r Auf der Grundlage der von UnDESA (2012c) 
hochgerechneten wachstumsraten
s Auf der Grundlage von Daten von IcF Macro (2012).
t Auf der Grundlage von KKP-Daten (IMF 2012).
DEFINITIoNEN
Index der menschlichen Entwicklung (HDI):  
Ein zusammengesetzter Index, der die 
durchschnittlich erzielten Fortschritte bei drei 
grundlegenden Dimensionen menschlicher 
Entwicklung misst: einem langen und gesunden 
leben, wissen und angemessenem lebensstandard. 
Detaillierte Informationen zur Berechnung des 
Indexes enthält die Technische Erläuterung 1 unter 
http://hdr.undp.org/en/media/HDR_2013_En_
Technotes.pd.
Lebenserwartung bei der Geburt: Zahl der 
Jahre, die ein neugeborenes leben würde, wenn 
die zur Zeit seiner Geburt vorherrschenden Muster 
altersspezifischer Sterblichkeit während seines 
gesamten lebens unverändert blieben.
Durchschnittliche Schulbesuchsdauer in 
Jahren: Durchschnittliche Schulbesuchsdauer 
in Jahren, die ab 25-Jährige in ihrem leben 
erhalten haben, umgewandelt aus den 
Bildungsstufenabschlüssen der Bevölkerung auf  
der Basis der offiziellen Dauer jeder Bildungsstufe.
Voraussichtliche Schulbesuchsdauer: Zahl 
der Jahre des Schulunterrichts, die ein Kind im 
Schuleintrittsalter zu erhalten erwarten kann, 
wenn die vorherrschenden altersspezifischen 
Einschulungsquoten während des gesamten  
lebens des Kindes konstant bleiben.
Bruttonationaleinkommen (BNE) pro Kopf: 
Gesamteinkommen einer Volkswirtschaft 
aus ihrer Produktion und ihrem Eigentum an 
Produktionsfaktoren, vermindert um Zahlungen für 
die nutzung von Produktionsfaktoren im Besitz der 
übrigen welt, umgewandelt in internationale Dollar 
unter Berücksichtigung der Kaufkraftparität (KKP), 
geteilt durch die Bevölkerung zur Jahresmitte.
Pro-Kopf-BNE-Rang minus HDI-Rang: 
Unterschied zwischen Einstufung nach BnE pro Kopf 
und nach dem HDI. Ein negativer wert bedeutet, 
dass der BnE-Rang des landes höher ist als der 
HDI-Rang.
Nicht einkommensbezogener HDI: 
Ausschließlich aus den Indikatoren für 
lebenserwartung und Bildung berechneter  
HDI-wert.
HAuPTDATENQuELLEN
Spalte 1: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage 
von Daten von UnDESA (2011), Barro und lee 
(2011), UnEScO Institute for Statistics (2012),  
world Bank (2012a) und IMF (2012).
Spalte 2: UnDESA (2011).
Spalte 3: Barro und lee (2011) und HDRO-
Aktualisierung auf der Grundlage von Daten 
des UnEScO Institute for Statistics (2012) über 
Bildungsabschlüsse und der Methodik von Barro  
und lee (2010).
Spalte 4: UnEScO Institute for Statistics (2012).
Spalte 5: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage 
von Daten von world Bank (2012a), IMF (2012) und 
UnSD (2012a).
Spalte 6: Berechnet auf der Grundlage von Daten in 
den Spalten 1 und 5.
Spalte 7: Berechnet auf der Grundlage von Daten in 
den Spalten 2, 3 und 4. 
ANDERE LäNDER oDER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. .. 69.0 .. .. .. .. ..
Marshallinseln .. 72.3 .. 11,7 .. .. ..
Monaco .. 82.3 .. .. .. .. ..
nauru .. 80,0 .. 9,3 .. .. ..
San Marino .. 81,9 .. 12,5 .. .. ..
Somalia .. 51,5 .. 2,4 .. .. ..
Südsudan .. .. .. .. .. .. ..
Tuvalu .. 67,5 .. 10,8 .. .. ..
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung 0,905 80,1 11,5 16,3 33.391 — 0,927
Hohe menschliche Entwicklung 0,758 73,4 8,8 13,9 11.501 — 0,781
Mittlere menschliche Entwicklung 0,640 69,9 6,3 11,4 5.428 — 0,661
niedrige menschliche Entwicklung 0,466 59,1 4,2 8,5 1.633 — 0,487
Regionen
Arabische Staaten 0,652 71,0 6,0 10,6 8.317 — 0,658
Ostasien und Pazifik 0,683 72,7 7,2 11,8 6.874 — 0,712
Europa und Zentralasien 0,771 71,5 10,4 13,7 12.243 — 0,801
lateinamerika und Karibik 0,741 74,7 7,8 13,7 10.300 — 0,770
Südasien 0,558 66,2 4,7 10,2 3.343 — 0,577
Afrika südlich der Sahara 0,475 54,9 4,7 9,3 2.010 — 0,479
Am wenigsten entwickelte Länder 0,449 59,5 3,7 8,5 1.385 — 0,475
Kleine Inselentwicklungsländer 0,648 69,8 7,3 10,7 5.397 — 0,673
Welt 0,694 70,1 7,5 11,6 10.184 — 0,690
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Index der menschlichen Entwicklung (HDI) HDI-Rang Durchschnittliches jährliches Wachstum
wert Veränderung (%)
HDI-Rang 1980 1990 2000 2005 2007 2010 2011 2012 2007–2012a 2011–2012a 1980/1990 1990/2000 2000/2010 2000/2012
SEHR HoHE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
1 norwegen 0,804 0,852 0,922 0,948 0,952 0,952 0,953 0,955 0 0 0,59 0,79 0,32 0,29
2 Australien 0,857 0,880 0,914 0,927 0,931 0,935 0,936 0,938 0 0 0,27 0,37 0,23 0,22
3 Vereinigte Staaten 0,843 0,878 0,907 0,923 0,929 0,934 0,936 0,937 0 –1 0,40 0,33 0,29 0,27
4 niederlande 0,799 0,842 0,891 0,899 0,911 0,919 0,921 0,921 2 0 0,52 0,56 0,31 0,28
5 Deutschland 0,738 0,803 0,870 0,901 0,907 0,916 0,919 0,920 5 0 0,85 0,81 0,53 0,47
6 neuseeland 0,807 0,835 0,887 0,908 0,912 0,917 0,918 0,919 –1 0 0,34 0,60 0,33 0,29
7 Irland 0,745 0,793 0,879 0,907 0,918 0,916 0,915 0,916 –3 0 0,62 1,04 0,42 0,35
7 Schweden 0,792 0,823 0,903 0,905 0,909 0,913 0,915 0,916 0 0 0,38 0,93 0,11 0,12
9 Schweiz 0,818 0,840 0,882 0,898 0,901 0,912 0,912 0,913 3 0 0,27 0,49 0,33 0,29
10 Japan 0,788 0,837 0,878 0,896 0,903 0,909 0,910 0,912 1 0 0,61 0,48 0,35 0,32
11 Kanada 0,825 0,865 0,887 0,906 0,909 0,909 0,910 0,911 –4 –1 0,48 0,25 0,24 0,22
12 Korea, Republik 0,640 0,749 0,839 0,875 0,890 0,905 0,907 0,909 4 0 1,58 1,14 0,76 0,67
13 Hongkong, china (SAR) 0,712 0,788 0,815 0,857 0,877 0,900 0,904 0,906 10 1 1,02 0,34 1,00 0,89
13 Island 0,769 0,815 0,871 0,901 0,908 0,901 0,905 0,906 –4 0 0,58 0,67 0,34 0,33
15 Dänemark 0,790 0,816 0,869 0,893 0,898 0,899 0,901 0,901 –2 0 0,33 0,63 0,34 0,30
16 Israel 0,773 0,809 0,865 0,885 0,892 0,896 0,899 0,900 –2 0 0,45 0,68 0,34 0,33
17 Belgien 0,764 0,817 0,884 0,884 0,891 0,896 0,897 0,897 –2 0 0,67 0,79 0,14 0,12
18 Österreich 0,747 0,797 0,848 0,867 0,879 0,892 0,894 0,895 2 0 0,66 0,62 0,51 0,46
18 Singapur .. 0,756 0,826 0,852 .. 0,892 0,894 0,895 7 0 .. 0,89 0,77 0,67
20 Frankreich 0,728 0,784 0,853 0,877 0,885 0,891 0,893 0,893 –1 0 0,75 0,85 0,44 0,38
21 Finnland 0,766 0,801 0,845 0,882 0,890 0,890 0,892 0,892 –5 0 0,45 0,54 0,52 0,45
21 Slowenien .. .. 0,842 0,876 0,888 0,892 0,892 0,892 –3 0 .. .. 0,58 0,48
23 Spanien 0,698 0,756 0,847 0,865 0,874 0,884 0,885 0,885 1 0 0,80 1,15 0,43 0,37
24 liechtenstein .. .. .. .. .. 0,882 0,883 0,883 .. 0 .. .. .. ..
25 Italien 0,723 0,771 0,833 0,869 0,878 0,881 0,881 0,881 –2 0 0,64 0,78 0,56 0,46
26 luxemburg 0,735 0,796 0,861 0,875 0,879 0,875 0,875 0,875 –5 0 0,81 0,78 0,16 0,14
26 Vereinigtes Königreich 0,748 0,784 0,841 0,865 0,867 0,874 0,875 0,875 2 0 0,47 0,70 0,39 0,33
28 Tschechische Republik .. .. 0,824 0,862 0,869 0,871 0,872 0,873 –1 0 .. .. 0,56 0,48
29 Griechenland 0,726 0,772 0,810 0,862 0,865 0,866 0,862 0,860 0 0 0,62 0,48 0,67 0,50
30 Brunei Darussalam 0,765 0,782 0,830 0,848 0,853 0,854 0,854 0,855 0 0 0,22 0,59 0,28 0,25
31 Zypern 0,715 0,779 0,808 0,817 0,827 0,849 0,849 0,848 4 0 0,86 0,36 0,50 0,41
32 Malta 0,713 0,757 0,801 0,827 0,829 0,844 0,846 0,847 2 1 0,59 0,57 0,52 0,46
33 Andorra .. .. .. .. .. 0,846 0,847 0,846 .. –1 .. .. .. ..
33 Estland .. 0,728 0,786 0,830 0,841 0,839 0,844 0,846 –2 1 .. 0,76 0,65 0,62
35 Slowakei .. 0,754 0,785 0,814 0,830 0,836 0,838 0,840 –1 0 .. 0,40 0,64 0,57
36 Katar 0,729 0,743 0,801 0,828 0,833 0,827 0,832 0,834 –3 0 0,18 0,76 0,32 0,33
37 Ungarn 0,709 0,714 0,790 0,820 0,826 0,829 0,830 0,831 1 0 0,07 1,02 0,48 0,42
38 Barbados 0,706 0,760 0,790 0,798 0,808 0,823 0,824 0,825 2 0 0,73 0,38 0,41 0,37
39 Polen .. .. 0,778 0,798 0,806 0,817 0,819 0,821 3 0 .. .. 0,49 0,46
40 chile 0,638 0,702 0,759 0,789 0,800 0,813 0,817 0,819 5 0 0,96 0,78 0,68 0,64
41 litauen .. 0,732 0,756 0,802 0,810 0,810 0,814 0,818 –2 2 .. 0,32 0,68 0,65
41 Vereinigte Arabische Emirate .. .. .. 0,831 0,827 0,816 0,817 0,818 –5 –1 .. .. .. ..
43 Portugal 0,644 0,714 0,783 0,796 0,806 0,817 0,817 0,816 –1 –3 1,04 0,93 0,43 0,35
44 lettland 0,675 0,699 0,738 0,792 0,808 0,805 0,809 0,814 –4 1 0,35 0,55 0,87 0,82
45 Argentinien 0,675 0,701 0,755 0,771 0,787 0,805 0,810 0,811 4 –1 0,38 0,74 0,64 0,60
46 Seychellen .. .. 0,774 0,781 0,792 0,799 0,804 0,806 1 0 .. .. 0,31 0,33
47 Kroatien .. 0,716 0,755 0,787 0,798 0,804 0,804 0,805 –1 –1 .. 0,52 0,63 0,54
HoHE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
48 Bahrain 0,644 0,713 0,781 0,802 0,802 0,794 0,795 0,796 –4 0 1,02 0,92 0,16 0,15
49 Bahamas .. .. .. .. .. 0,791 0,792 0,794 .. 0 .. .. .. ..
50 Belarus .. .. .. 0,730 0,756 0,785 0,789 0,793 12 1 .. .. .. ..
51 Uruguay 0,664 0,693 0,741 0,744 0,771 0,785 0,789 0,792 3 0 0,42 0,68 0,58 0,55
52 Montenegro .. .. .. 0,756 0,775 0,787 0,791 0,791 0 –2 .. .. .. ..
52 Palau .. .. 0,765 0,786 0,792 0,779 0,786 0,791 –4 2 .. .. 0,18 0,27
54 Kuwait 0,695 0,712 0,781 0,784 0,787 0,786 0,788 0,790 –4 –1 0,25 0,92 0,06 0,10
55 Russische Föderation .. 0,730 0,713 0,753 0,770 0,782 0,784 0,788 0 0 .. –0,23 0,93 0,84
56 Rumänien .. 0,706 0,709 0,756 0,772 0,783 0,784 0,786 –3 –1 .. 0,05 0,99 0,86
57 Bulgarien 0,673 0,704 0,721 0,756 0,766 0,778 0,780 0,782 0 0 0,45 0,24 0,77 0,67
57 Saudi-Arabien 0,575 0,653 0,717 0,748 0,756 0,777 0,780 0,782 5 0 1,29 0,93 0,81 0,74
59 Kuba 0,626 0,681 0,690 0,735 0,770 0,775 0,777 0,780 –4 0 0,83 0,14 1,17 1,02
59 Panama 0,634 0,666 0,724 0,746 0,758 0,770 0,776 0,780 1 1 0,49 0,85 0,62 0,62
61 Mexiko 0,598 0,654 0,723 0,745 0,758 0,770 0,773 0,775 –1 0 0,89 1,00 0,64 0,59
62 costa Rica 0,621 0,663 0,705 0,732 0,744 0,768 0,770 0,773 4 0 0,65 0,62 0,85 0,76
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Index der menschlichen Entwicklung (HDI) HDI-Rang Durchschnittliches jährliches Wachstum
wert Veränderung (%)
HDI-Rang 1980 1990 2000 2005 2007 2010 2011 2012 2007–2012a 2011–2012a 1980/1990 1990/2000 2000/2010 2000/2012
63 Grenada .. .. .. .. .. 0,768 0,770 0,770 .. –1 .. .. .. ..
64 libyen .. .. .. 0,746 0,760 0,773 0,725 0,769 –5 23 b .. .. .. ..
64 Malaysia 0,563 0,635 0,712 0,742 0,753 0,763 0,766 0,769 1 1 1,21 1,15 0,69 0,64
64 Serbien .. .. 0,726 0,751 0,760 0,767 0,769 0,769 –5 0 .. .. 0,56 0,49
67 Antigua und Barbuda .. .. .. .. .. 0,761 0,759 0,760 .. –1 .. .. .. ..
67 Trinidad und Tobago 0,680 0,685 0,707 0,741 0,752 0,758 0,759 0,760 –1 –1 0,08 0,32 0,70 0,60
69 Kasachstan .. .. 0,663 0,721 0,734 0,744 0,750 0,754 2 –1 .. .. 1,15 1,08
70 Albanien .. 0,661 0,698 0,729 0,737 0,746 0,748 0,749 0 –1 .. 0,54 0,66 0,59
71 Venezuela, Bolivarische Republik 0,629 0,635 0,662 0,694 0,712 0,744 0,746 0,748 9 –1 0,11 0,41 1,17 1,03
72 Dominica .. .. 0,722 0,732 0,739 0,743 0,744 0,745 –3 0 .. .. 0,28 0,26
72 Georgien .. .. .. 0,713 0,732 0,735 0,740 0,745 0 3 .. .. .. ..
72 libanon .. .. .. 0,714 0,728 0,743 0,744 0,745 3 0 .. .. .. ..
72 St. Kitts und nevis .. .. .. .. .. 0,745 0,745 0,745 .. –1 .. .. .. ..
76 Iran, Islamische Republik 0,443 0,540 0,654 0,685 0,706 0,740 0,742 0,742 7 –2 1,99 1,94 1,25 1,05
77 Peru 0,580 0,619 0,679 0,699 0,716 0,733 0,738 0,741 3 –1 0,65 0,93 0,78 0,73
78 Mazedonien, ehem. jugoslaw. Rep. .. .. .. 0,711 0,719 0,736 0,738 0,740 1 –2 .. .. .. ..
78 Ukraine .. 0,714 0,673 0,718 0,732 0,733 0,737 0,740 –5 0 .. –0,58 0,85 0,80
80 Mauritius 0,551 0,626 0,676 0,708 0,720 0,732 0,735 0,737 –2 –1 1,28 0,77 0,81 0,73
81 Bosnien und Herzegowina .. .. .. 0,724 0,729 0,733 0,734 0,735 –6 –1 .. .. .. ..
82 Aserbaidschan .. .. .. .. .. 0,734 0,732 0,734 .. –1 .. .. .. ..
83 St. Vincent und die Grenadinen .. .. .. .. .. 0,731 0,732 0,733 .. –2 .. .. .. ..
84 Oman .. .. .. .. .. 0,728 0,729 0,731 .. –1 .. .. .. ..
85 Brasilien 0,522 0,590 0,669 0,699 0,710 0,726 0,728 0,730 0 0 1,23 1,26 0,82 0,73
85 Jamaika 0,612 0,642 0,679 0,695 0,701 0,727 0,729 0,730 4 –2 0,47 0,57 0,69 0,61
87 Armenien .. 0,628 0,648 0,695 0,723 0,722 0,726 0,729 –7 –1 .. 0,33 1,08 0,98
88 St. lucia .. .. .. .. .. 0,723 0,724 0,725 .. 0 .. .. .. ..
89 Ecuador 0,596 0,635 0,659 0,682 0,688 0,719 0,722 0,724 10 0 0,63 0,37 0,89 0,79
90 Türkei 0,474 0,569 0,645 0,684 0,702 0,715 0,720 0,722 –1 0 1,85 1,26 1,04 0,95
91 Kolumbien 0,556 0,600 0,658 0,681 0,698 0,714 0,717 0,719 0 0 0,76 0,93 0,82 0,75
92 Sri lanka 0,557 0,608 0,653 0,683 0,693 0,705 0,711 0,715 5 0 0,88 0,72 0,78 0,76
93 Algerien 0,461 0,562 0,625 0,680 0,691 0,710 0,711 0,713 5 –1 2,01 1,07 1,28 1,10
94 Tunesien 0,459 0,553 0,642 0,679 0,694 0,710 0,710 0,712 2 0 1,87 1,51 1,01 0,86
mITTLERE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
95 Tonga .. 0,656 0,689 0,704 0,705 0,709 0,709 0,710 –7 0 .. 0,49 0,28 0,25
96 Belize 0,621 0,653 0,672 0,694 0,696 0,700 0,701 0,702 –4 0 0,51 0,29 0,40 0,35
96 Dominikanische Republik 0,525 0,584 0,641 0,669 0,683 0,697 0,700 0,702 4 2 1,07 0,93 0,85 0,76
96 Fidschi 0,572 0,614 0,670 0,693 0,695 0,699 0,700 0,702 –3 2 0,71 0,87 0,43 0,39
96 Samoa .. .. 0,663 0,689 0,695 0,699 0,701 0,702 –3 0 .. .. 0,52 0,48
100 Jordanien 0,545 0,592 0,650 0,684 0,695 0,699 0,699 0,700 –7 0 0,83 0,95 0,72 0,62
101 china 0,407 0,495 0,590 0,637 0,662 0,689 0,695 0,699 4 0 1,96 1,78 1,55 1,42
102 Turkmenistan .. .. .. .. .. 0,688 0,693 0,698 .. 0 .. .. .. ..
103 Thailand 0,490 0,569 0,625 0,662 0,676 0,686 0,686 0,690 –1 1 1,50 0,94 0,93 0,82
104 Malediven .. .. 0,592 0,639 0,663 0,683 0,687 0,688 1 –1 .. .. 1,43 1,26
105 Suriname .. .. .. 0,666 0,672 0,679 0,681 0,684 –2 0 .. .. .. ..
106 Gabun 0,526 0,610 0,627 0,653 0,662 0,676 0,679 0,683 0 0 1,49 0,27 0,75 0,72
107 El Salvador 0,471 0,528 0,620 0,655 0,671 0,678 0,679 0,680 –3 –1 1,14 1,62 0,90 0,78
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 0,489 0,557 0,620 0,647 0,652 0,668 0,671 0,675 0 0 1,31 1,08 0,75 0,71
108 Mongolei .. 0,559 0,564 0,622 0,638 0,657 0,668 0,675 4 2 .. 0,08 1,54 1,51
110 Palästina, Staat .. .. .. .. .. 0,662 0,666 0,670 .. 1 .. .. .. ..
111 Paraguay 0,549 0,578 0,617 0,641 0,650 0,668 0,670 0,669 –1 –2 0,52 0,66 0,79 0,67
112 Ägypten 0,407 0,502 0,593 0,625 0,640 0,661 0,661 0,662 0 0 2,12 1,68 1,08 0,92
113 Moldau, Republik .. 0,650 0,592 0,636 0,644 0,652 0,657 0,660 –2 0 .. –0,93 0,96 0,91
114 Philippinen 0,561 0,581 0,610 0,630 0,636 0,649 0,651 0,654 0 0 0,35 0,49 0,61 0,58
114 Usbekistan .. .. .. 0,617 0,630 0,644 0,649 0,654 1 1 .. .. .. ..
116 Syrien, Arabische Rep. 0,501 0,557 0,596 0,618 0,623 0,646 0,646 0,648 0 0 1,07 0,67 0,80 0,70
117 Mikronesien, Föd. Staaten von .. .. .. .. .. 0,639 0,640 0,645 .. 0 .. .. .. ..
118 Guyana 0,513 0,502 0,578 0,610 0,617 0,628 0,632 0,636 1 1 –0,21 1,41 0,83 0,79
119 Botsuana 0,449 0,586 0,587 0,604 0,619 0,633 0,634 0,634 –1 –1 2,71 0,00 0,77 0,66
120 Honduras 0,456 0,520 0,563 0,582 0,594 0,629 0,630 0,632 3 0 1,33 0,79 1,12 0,97
121 Indonesien 0,422 0,479 0,540 0,575 0,595 0,620 0,624 0,629 1 3 1,26 1,21 1,39 1,28
121 Kiribati .. .. .. .. .. 0,628 0,627 0,629 .. 0 .. .. .. ..
121 Südafrika 0,570 0,621 0,622 0,604 0,609 0,621 0,625 0,629 0 1 0,87 0,01 –0,01 0,11
124 Vanuatu .. .. .. .. .. 0,623 0,625 0,626 .. –2 .. .. .. ..
125 Kirgistan .. 0,609 0,582 0,601 0,612 0,615 0,621 0,622 –3 0 .. –0,45 0,54 0,56
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tabelle 2 trends des Indexes der menschlIchen entwIcklung, 1980–2012
Index der menschlichen Entwicklung (HDI) HDI-Rang Durchschnittliches jährliches Wachstum
wert Veränderung (%)
HDI-Rang 1980 1990 2000 2005 2007 2010 2011 2012 2007–2012a 2011–2012a 1980/1990 1990/2000 2000/2010 2000/2012
125 Tadschikistan .. 0,615 0,529 0,582 0,587 0,612 0,618 0,622 3 1 .. –1,50 1,47 1,36
127 Vietnam .. 0,439 0,534 0,573 0,590 0,611 0,614 0,617 0 0 .. 1,98 1,37 1,22
128 namibia .. 0,569 0,564 0,579 0,592 0,604 0,606 0,608 –2 0 .. –0,10 0,69 0,64
129 nicaragua 0,461 0,479 0,529 0,572 0,583 0,593 0,597 0,599 0 0 0,37 1,01 1,15 1,04
130 Marokko 0,371 0,440 0,512 0,558 0,571 0,586 0,589 0,591 0 0 1,71 1,54 1,35 1,20
131 Irak .. .. .. 0,564 0,567 0,578 0,583 0,590 1 1 .. .. .. ..
132 Kap Verde .. .. 0,532 .. .. 0,581 0,584 0,586 .. –1 .. .. 0,88 0,81
133 Guatemala 0,432 0,464 0,523 0,551 0,570 0,579 0,580 0,581 –1 0 0,72 1,20 1,02 0,89
134 Timor-leste .. .. 0,418 0,461 0,519 0,565 0,571 0,576 5 0 .. .. 3,06 2,71
135 Ghana 0,391 0,427 0,461 0,491 0,506 0,540 0,553 0,558 7 0 0,90 0,77 1,58 1,60
136 Äquatorialguinea .. .. 0,498 0,523 0,533 0,547 0,551 0,554 –2 0 .. .. 0,96 0,90
136 Indien 0,345 0,410 0,463 0,507 0,525 0,547 0,551 0,554 –1 0 1,75 1,23 1,67 1,50
138 Kambodscha .. .. 0,444 0,501 0,520 0,532 0,538 0,543 –1 0 .. .. 1,82 1,68
138 laos, Demokratische Volksrep. .. 0,379 0,453 0,494 0,510 0,534 0,538 0,543 3 0 .. 1,80 1,66 1,53
140 Bhutan .. .. .. .. .. 0,525 0,532 0,538 .. 1 .. .. .. ..
141 Swasiland .. 0,533 0,502 0,504 0,520 0,532 0,536 0,536 –3 –1 .. –0,59 0,58 0,55
NIEDRIGE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
142 Kongo 0,470 0,510 0,482 0,506 0,511 0,529 0,531 0,534 –1 0 0,82 –0,56 0,94 0,86
143 Salomonen .. .. 0,486 0,510 0,522 0,522 0,526 0,530 –6 0 .. .. 0,70 0,71
144 São Tomé und Príncipe .. .. .. 0,488 0,503 0,520 0,522 0,525 0 0 .. .. .. ..
145 Kenia 0,424 0,463 0,447 0,472 0,491 0,511 0,515 0,519 1 0 0,88 –0,33 1,34 1,24
146 Bangladesch 0,312 0,361 0,433 0,472 0,488 0,508 0,511 0,515 1 1 1,49 1,83 1,61 1,46
146 Pakistan 0,337 0,383 0,419 0,485 0,498 0,512 0,513 0,515 –1 0 1,29 0,89 2,03 1,74
148 Angola .. .. 0,375 0,406 0,472 0,502 0,504 0,508 1 0 .. .. 2,97 2,56
149 Myanmar 0,281 0,305 0,382 0,435 0,464 0,490 0,494 0,498 1 0 0,83 2,27 2,52 2,23
150 Kamerun 0,373 0,431 0,429 0,453 0,459 0,488 0,492 0,495 1 0 1,46 –0,05 1,29 1,20
151 Madagaskar .. .. 0,428 0,467 0,478 0,484 0,483 0,483 –3 0 .. .. 1,24 1,02
152 Tansania, Vereinigte Rep. .. 0,353 0,369 0,395 0,408 0,466 0,470 0,476 15 1 .. 0,43 2,36 2,15
153 nigeria .. .. .. 0,434 0,448 0,462 0,467 0,471 1 1 .. .. .. ..
154 Senegal 0,322 0,368 0,405 0,441 0,454 0,470 0,471 0,470 –2 –2 1,32 0,97 1,50 1,25
155 Mauretanien 0,340 0,357 0,418 0,441 0,454 0,464 0,464 0,467 –3 0 0,48 1,61 1,04 0,92
156 Papua-neuguinea 0,324 0,368 0,415 0,429 .. 0,458 0,462 0,466 1 0 1,29 1,22 0,99 0,96
157 nepal 0,234 0,341 0,401 0,429 0,440 0,458 0,460 0,463 2 0 3,85 1,62 1,35 1,21
158 lesotho 0,422 0,474 0,429 0,425 0,431 0,452 0,456 0,461 2 1 1,18 –0,99 0,53 0,61
159 Togo 0,357 0,382 0,426 0,436 0,442 0,452 0,455 0,459 –2 1 0,67 1,11 0,60 0,62
160 Jemen .. 0,286 0,376 0,428 0,444 0,466 0,459 0,458 –4 –2 .. 2,78 2,16 1,66
161 Haiti 0,335 0,399 0,422 0,437 .. 0,450 0,453 0,456 –6 1 1,77 0,56 0,64 0,65
161 Uganda .. 0,306 0,375 0,408 0,427 0,450 0,454 0,456 0 0 .. 2,06 1,84 1,65
163 Sambia 0,405 0,398 0,376 0,399 0,411 0,438 0,443 0,448 3 0 –0,18 –0,56 1,52 1,46
164 Dschibuti .. .. .. 0,405 0,419 0,431 0,442 0,445 0 0 .. .. .. ..
165 Gambia 0,279 0,323 0,360 0,375 0,383 0,437 0,440 0,439 5 0 1,47 1,09 1,95 1,65
166 Benin 0,253 0,314 0,380 0,414 0,420 0,432 0,434 0,436 –3 0 2,16 1,95 1,28 1,14
167 Ruanda 0,277 0,233 0,314 0,377 0,400 0,425 0,429 0,434 2 0 –1,74 3,05 3,07 2,73
168 côte d’Ivoire 0,348 0,360 0,392 0,405 0,412 0,427 0,426 0,432 –3 1 0,34 0,85 0,86 0,81
169 Komoren .. .. .. 0,425 0,425 0,426 0,428 0,429 –7 –1 .. .. .. ..
170 Malawi 0,272 0,295 0,352 0,363 0,381 0,413 0,415 0,418 1 1 0,83 1,78 1,61 1,44
171 Sudan 0,269 0,301 0,364 0,390 0,401 0,411 0,419 0,414 –3 –1 1,15 1,89 1,22 1,08
172 Simbabwe 0,367 0,427 0,376 0,352 0,355 0,374 0,387 0,397 0 1 1,53 –1,26 –0,04 0,46
173 Äthiopien .. .. 0,275 0,316 0,350 0,387 0,392 0,396 1 –1 .. .. 3,49 3,09
174 liberia 0,298 .. 0,304 0,301 0,334 0,367 0,381 0,388 3 0 .. .. 1,88 2,04
175 Afghanistan 0,209 0,246 0,236 0,322 0,346 0,368 0,371 0,374 0 0 1,63 –0,41 4,54 3,91
176 Guinea-Bissau .. .. .. 0,348 0,355 0,361 0,364 0,364 –4 0 .. .. .. ..
177 Sierra leone 0,255 0,247 0,244 0,315 0,331 0,346 0,348 0,359 1 2 –0,28 –0,15 3,58 3,29
178 Burundi 0,217 0,272 0,270 0,298 0,323 0,348 0,352 0,355 2 –1 2,26 –0,07 2,59 2,31
178 Guinea .. .. .. 0,331 0,342 0,349 0,352 0,355 –2 –1 .. .. .. ..
180 Zentralafrikanische Republik 0,285 0,312 0,294 0,308 0,316 0,344 0,348 0,352 2 –1 0,94 –0,59 1,59 1,50
181 Eritrea .. .. .. .. .. 0,342 0,346 0,351 .. 1 .. .. .. ..
182 Mali 0,176 0,204 0,270 0,312 0,328 0,344 0,347 0,344 –2 –1 1,50 2,86 2,45 2,04
183 Burkina Faso .. .. .. 0,301 0,314 0,334 0,340 0,343 1 0 .. .. .. ..
184 Tschad .. .. 0,290 0,317 0,319 0,336 0,336 0,340 –2 0 .. .. 1,47 1,32
185 Mosambik 0,217 0,202 0,247 0,287 0,301 0,318 0,322 0,327 0 0 –0,70 2,00 2,57 2,37
186 Kongo, Demokratische Rep. 0,286 0,297 0,234 0,258 0,280 0,295 0,299 0,304 0 0 0,37 –2,34 2,35 2,19
186 niger 0,179 0,198 0,234 0,269 0,278 0,298 0,297 0,304 1 1 0,98 1,72 2,42 2,20
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ANDERE LäNDER oDER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Marshallinseln .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Monaco .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
nauru .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
San Marino .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Somalia .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Südsudan .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Tuvalu .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
HINWEISE
a Ein positiver wert zeigt eine Rangverbesserung 
an. 
b Die erhebliche Rangveränderung ist auf eine 
aktualisierte Schätzung des Internationalen 
währungsfonds für das BIP-wachstum libyens im 
Jahr 2011 zurückzuführen. 
c Auf der Grundlage von weniger als der Hälfte der 
länder in der Gruppe oder Region. 
DEFINITIoNEN
Index der menschlichen Entwicklung (HDI): Ein 
zusammengesetzter Index, der die durchschnittlich 
erzielten Fortschritte bei drei grundlegenden 
Dimensionen menschlicher Entwicklung misst: 
einem langen und gesunden leben, wissen und 
einem angemessenen lebensstandard. Detaillierte 
Informationen zur Berechnung des Indexes enthält 
die Technische Erläuterung 1 unter http://hdr.undp.
org/en/media/HDR_2013_En_Technotes.pdf.
Durchschnittliches jährliches Wachstum: 
Geglättetes annualisiertes wachstum des HDI in 
einem bestimmten Zeitraum, berechnet als jährliche 
wachstumsrate.
HAuPTDATENQuELLEN
Spalten 1-8: HHDRO-Berechnungen auf der 
Grundlage von Daten von UnDESA (2011), Barro und 
lee (2011), UnEScO Institute for Statistics (2012), 
world Bank (2012a) und IMF (2012).
Spalten 9-14: Berechnet auf der Grundlage der 
HDI-werte in dem entsprechenden Jahr.
 
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung 0,773 0,817 0,867 0,889 0,896 0,902 0,904 0,905 — — 0,56 0,59 0,40 0,36
Hohe menschliche Entwicklung 0,605 c 0,656 c 0,695 0,725 0,738 0,753 0,755 0,758 — — 0,81 0,58 0,80 0,72
Mittlere menschliche Entwicklung 0,419 c 0,481 0,549 0,589 0,609 0,631 0,636 0,640 — — 1,38 1,32 1,41 1,29
niedrige menschliche Entwicklung 0,315 0,350 0,385 0,424 0,442 0,461 0,464 0,466 — — 1,05 0,95 1,82 1,62
Regionen
Arabische Staaten 0,443 0,517 0,583 0,622 0,633 0,648 0,650 0,652 — — 1,56 1,21 1,07 0,94
Ostasien und Pazifik 0,432 c 0,502 c 0,584 0,626 0,649 0,673 0,678 0,683 — — 1,51 1,51 1,43 1,31
Europa und Zentralasien 0,651 c 0,701 c 0,709 0,743 0,757 0,766 0,769 0,771 — — 0,74 0,12 0,77 0,70
lateinamerika und Karibik 0,574 0,623 0,683 0,708 0,722 0,736 0,739 0,741 — — 0,83 0,93 0,74 0,67
Südasien 0,357 0,418 0,470 0,514 0,531 0,552 0,555 0,558 — — 1,58 1,19 1,60 1,43
Afrika südlich der Sahara 0,366 0,387 0,405 0,432 0,449 0,468 0,472 0,475 — — 0,58 0,44 1,47 1,34
Am wenigsten entwickelte Länder 0,290 c 0,327 c 0,367 0,401 0,421 0,443 0,446 0,449 — — 1,22 1,15 1,91 1,70
Kleine Inselentwicklungsländer 0,530 c 0,571 c 0,600 c 0,623 0,658 0,645 0,647 0,648 — — 0,75 0,50 0,73 0,65
Welt 0,561 c 0,600 0,639 0,666 0,678 0,690 0,692 0,694 — — 0,68 0,64 0,77 0,68
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abzug (%) Rangveränderunga wert Abzug (%) wert Abzug (%) wert Abzug (%)
HDI-Rang 2012 2012 2012 2012 2012 2012 2012b 2012 2012b 2012 2000–2010c 2000–2010c
SEHR HoHE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
1 norwegen 0,955 0,894 6,4 0 0,928 3,7 0,968 2,2 0,797 12,8 3,9 25,8
2 Australien 0,938 0,864 7,9 0 0,930 4,7 0,965 1,7 0,719 16,6 .. ..
3 Vereinigte Staaten 0,937 0,821 12,4 –13 0,863 6,6 0,941 5,3 0,681 24,1 d 8,4 40,8
4 niederlande 0,921 0,857 6,9 0 0,916 4,3 0,897 3,9 0,766 12,3 .. ..
5 Deutschland 0,920 0,856 6,9 0 0,915 4,0 0,927 1,8 0,741 14,5 4,3 28,3
6 neuseeland 0,919 .. .. .. 0,907 5,2 .. .. .. .. .. ..
7 Irland 0,916 0,850 7,2 0 0,915 4,3 0,933 3,2 0,720 13,8 5,7 34,3
7 Schweden 0,916 0,859 6,2 3 0,937 3,3 0,878 3,8 0,772 11,2 4,0 25,0
9 Schweiz 0,913 0,849 7,0 1 0,942 4,1 0,856 2,0 0,760 14,3 5,5 33,7
10 Japan 0,912 .. .. .. 0,965 3,5 .. .. .. .. .. ..
11 Kanada 0,911 0,832 8,7 –4 0,913 5,0 0,879 3,2 0,718 17,1 5,5 32,6
12 Korea, Republik 0,909 0,758 16,5 –18 0,915 4,3 0,702 25,5 0,679 18,4 .. ..
13 Hongkong, china (SAR) 0,906 .. .. .. 0,962 2,9 .. .. .. .. .. ..
13 Island 0,906 0,848 6,4 3 0,945 3,0 0,889 2,5 0,727 13,2 .. ..
15 Dänemark 0,901 0,845 6,2 3 0,887 4,4 0,891 3,1 0,764 11,0 .. ..
16 Israel 0,900 0,790 12,3 –8 0,935 3,9 0,840 7,9 0,627 23,7 7,9 39,2
17 Belgien 0,897 0,825 8,0 –1 0,903 4,4 0,822 7,6 0,756 11,9 4,9 33,0
18 Österreich 0,895 0,837 6,6 3 0,919 4,2 0,838 2,5 0,760 12,7 4,4 29,2
18 Singapur 0,895 .. .. .. 0,935 2,9 .. .. .. .. .. ..
20 Frankreich 0,893 0,812 9,0 –2 0,930 4,2 0,788 9,4 0,732 13,3 .. ..
21 Finnland 0,892 0,839 6,0 6 0,909 3,9 0,859 2,4 0,757 11,3 3,8 26,9
21 Slowenien 0,892 0,840 5,8 7 0,898 4,1 0,905 3,3 0,729 9,9 4,8 31,2
23 Spanien 0,885 0,796 10,1 –1 0,930 4,1 0,823 5,5 0,659 19,7 6,0 34,7
24 liechtenstein 0,883 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
25 Italien 0,881 0,776 11,9 –4 0,937 3,9 0,740 13,1 0,673 18,1 6,5 36,0
26 luxemburg 0,875 0,813 7,2 4 0,913 3,5 0,729 6,3 0,807 11,6 4,6 30,8
26 Vereinigtes Königreich 0,875 0,802 8,3 2 0,903 4,8 0,806 2,6 0,709 16,9 .. ..
28 Tschechische Republik 0,873 0,826 5,4 9 0,874 3,9 0,904 1,3 0,712 10,7 .. ..
29 Griechenland 0,860 0,760 11,5 –3 0,899 4,8 0,759 11,3 0,644 18,1 6,2 34,3
30 Brunei Darussalam 0,855 .. .. .. 0,862 5,8 .. .. .. .. .. ..
31 Zypern 0,848 0,751 11,5 –4 0,901 4,1 0,672 16,3 0,698 13,6 .. ..
32 Malta 0,847 0,778 8,2 3 0,893 5,1 0,771 5,5 0,683 13,6 .. ..
33 Andorra 0,846 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
33 Estland 0,846 0,770 9,0 2 0,813 6,0 0,894 2,6 0,627 17,7 6,4 36,0
35 Slowakei 0,840 0,788 6,3 6 0,825 5,7 0,856 1,5 0,692 11,3 3,6 26,0
36 Katar 0,834 .. .. .. 0,854 7,2 .. .. .. .. 13,3 41,1
37 Ungarn 0,831 0,769 7,4 3 0,810 5,7 0,854 4,1 0,658 12,2 4,8 31,2
38 Barbados 0,825 .. .. .. 0,814 9,2 .. .. .. .. .. ..
39 Polen 0,821 0,740 9,9 0 0,834 5,8 0,767 6,3 0,634 17,1 5,5 34,1
40 chile 0,819 0,664 19,0 –10 0,871 6,6 0,689 13,7 0,488 34,1 13,5 52,1
41 litauen 0,818 0,727 11,0 –1 0,767 7,2 0,830 5,0 0,605 20,1 6,7 37,6
41 Vereinigte Arabische Emirate 0,818 .. .. .. 0,836 6,3 .. .. .. .. .. ..
43 Portugal 0,816 0,729 10,8 1 0,893 4,9 0,700 5,6 0,619 20,8 .. ..
44 lettland 0,814 0,726 10,9 –1 0,784 7,1 0,837 3,6 0,583 20,9 6,6 36,6
45 Argentinien 0,811 0,653 19,5 –8 0,796 9,7 0,716 12,1 0,487 34,4 11,3 44,5
46 Seychellen 0,806 .. .. .. .. .. .. .. .. .. 18,8 65,8
47 Kroatien 0,805 0,683 15,1 –3 0,845 5,5 0,703 10,4 0,537 27,8 5,2 33,7
HoHE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
48 Bahrain 0,796 .. .. .. 0,815 6,2 .. .. .. .. .. ..
49 Bahamas 0,794 .. .. .. 0,783 10,9 .. .. .. .. .. ..
50 Belarus 0,793 0,727 8,3 3 0,737 7,4 0,819 5,4 0,636 12,1 4,0 27,2
51 Uruguay 0,792 0,662 16,4 –4 0,815 9,3 0,682 10,8 0,521 27,9 10,3 45,3
52 Montenegro 0,791 0,733 7,4 8 0,803 6,8 0,817 2,5 0,600 12,6 4,6 30,0
52 Palau 0,791 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
54 Kuwait 0,790 .. .. .. 0,803 6,7 .. .. .. .. .. ..
55 Russische Föderation 0,788 .. .. .. 0,689 10,8 .. .. 0,647 11,9 7,3 40,1
56 Rumänien 0,786 0,687 12,6 2 0,770 9,6 0,779 5,0 0,540 22,2 4,6 30,0
57 Bulgarien 0,782 0,704 9,9 5 0,776 7,8 0,760 6,1 0,592 15,4 4,3 28,2
57 Saudi-Arabien 0,782 .. .. .. 0,754 11,5 .. .. .. .. .. ..
59 Kuba 0,780 .. .. .. 0,882 5,4 .. .. .. .. .. ..
59 Panama 0,780 0,588 24,6 –15 0,776 12,4 0,609 17,8 0,431 40,5 17,1 51,9
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abzug (%) Rangveränderunga wert Abzug (%) wert Abzug (%) wert Abzug (%)
HDI-Rang 2012 2012 2012 2012 2012 2012 2012b 2012 2012b 2012 2000–2010c 2000–2010c
61 Mexiko 0,775 0,593 23,4 –12 0,801 10,9 0,564 21,9 0,463 35,6 11,3 48,3
62 costa Rica 0,773 0,606 21,5 –10 0,862 7,8 0,601 15,7 0,430 37,9 14,5 50,7
63 Grenada 0,770 .. .. .. 0,798 9,6 .. .. .. .. .. ..
64 libyen 0,769 .. .. .. 0,782 9,7 .. .. .. .. .. ..
64 Malaysia 0,769 .. .. .. 0,799 6,7 .. .. .. .. 11,3 46,2
64 Serbien 0,769 0,696 9,5 8 0,788 8,3 0,709 9,9 0,603 10,3 4,2 27,8
67 Antigua und Barbuda 0,760 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
67 Trinidad und Tobago 0,760 0,644 15,3 –3 0,660 16,6 0,652 6,6 0,621 21,9 .. ..
69 Kasachstan 0,754 0,652 13,6 3 0,624 16,2 0,781 6,9 0,567 17,3 4,2 29,0
70 Albanien 0,749 0,645 13,9 0 0,797 11,2 0,640 11,9 0,526 18,3 5,3 34,5
71 Venezuela, Bolivarische Republik 0,748 0,549 26,6 –17 0,754 12,2 0,571 18,1 0,385 44,9 11,5 44,8
72 Dominica 0,745 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
72 Georgien 0,745 0,631 15,3 –2 0,720 15,1 0,814 3,3 0,428 25,9 8,9 41,3
72 libanon 0,745 0,575 22,8 –9 0,718 13,5 0,531 24,1 0,498 30,0 .. ..
72 St. Kitts und nevis 0,745 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
76 Iran, Islamische Republik 0,742 .. .. .. 0,703 16,1 .. .. .. .. 7,0 38,3
77 Peru 0,741 0,561 24,3 –10 0,727 14,8 0,538 24,6 0,452 32,5 13,5 48,1
78 Mazedonien, ehem. jugoslaw. Rep. 0,740 0,631 14,7 2 0,784 9,4 0,612 12,3 0,524 21,8 9,5 43,2
78 Ukraine 0,740 0,672 9,2 13 0,687 10,5 0,808 6,1 0,548 10,9 3,8 26,4
80 Mauritius 0,737 0,639 13,3 5 0,760 9,8 0,570 13,5 0,602 16,6 .. ..
81 Bosnien und Herzegowina 0,735 0,650 11,5 11 0,794 9,6 0,668 5,2 0,518 19,2 6,5 36,2
82 Aserbaidschan 0,734 0,650 11,4 11 0,636 20,6 0,697 8,3 0,620 4,5 5,3 33,7
83 St. Vincent und die Grenadinen 0,733 .. .. .. 0,710 14,0 .. .. .. .. .. ..
84 Oman 0,731 .. .. .. 0,777 7,2 .. .. .. .. .. ..
85 Brasilien 0,730 0,531 27,2 –12 0,725 14,4 0,503 25,3 0,411 39,7 20,6 54,7
85 Jamaika 0,730 0,591 19,1 2 0,710 15,3 0,669 10,6 0,434 30,1 9,6 45,5
87 Armenien 0,729 0,649 10,9 13 0,728 14,9 0,735 3,7 0,510 13,9 4,5 30,9
88 St. lucia 0,725 .. .. .. 0,773 10,4 .. .. .. .. .. ..
89 Ecuador 0,724 0,537 25,8 –8 0,754 14,1 0,529 22,1 0,390 38,8 12,5 49,3
90 Türkei 0,722 0,560 22,5 –1 0,743 12,8 0,442 27,4 0,534 26,5 7,9 39,0
91 Kolumbien 0,719 0,519 27,8 –11 0,732 13,7 0,523 21,5 0,366 44,5 20,1 55,9
92 Sri lanka 0,715 0,607 15,1 11 0,786 9,4 0,618 14,6 0,461 20,8 6,9 40,3
93 Algerien 0,713 .. .. .. 0,717 14,5 .. .. .. .. .. ..
94 Tunesien 0,712 .. .. .. 0,752 12,6 .. .. .. .. 8,1 41,4
mITTLERE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
95 Tonga 0,710 .. .. .. 0,712 13,8 .. .. .. .. .. ..
96 Belize 0,702 .. .. .. 0,777 12,2 .. .. .. .. .. ..
96 Dominikanische Republik 0,702 0,510 27,3 –15 0,708 16,0 0,458 26,8 0,410 37,6 11,3 47,2
96 Fidschi 0,702 .. .. .. 0,676 13,0 .. .. .. .. 8,0 42,8
96 Samoa 0,702 .. .. .. 0,718 13,4 .. .. .. .. .. ..
100 Jordanien 0,700 0,568 19,0 5 0,732 13,1 0,541 22,4 0,462 21,1 5,7 35,4
101 china 0,699 0,543 22,4 0 0,731 13,5 0,481 23,2 0,455 29,5 9,6 42,5
102 Turkmenistan 0,698 .. .. .. 0,521 26,7 .. .. .. .. .. ..
103 Thailand 0,690 0,543 21,3 0 0,768 10,1 0,491 18,0 0,424 34,0 7,1 40,0
104 Malediven 0,688 0,515 25,2 –8 0,834 7,3 0,335 41,2 0,489 23,2 6,8 37,4
105 Suriname 0,684 0,526 23,0 –2 0,680 15,0 0,504 20,1 0,426 32,8 .. ..
106 Gabun 0,683 0,550 19,5 6 0,489 27,8 0,611 7,3 0,556 22,1 7,8 41,5
107 El Salvador 0,680 0,499 26,6 –11 0,699 15,2 0,429 32,4 0,415 31,1 14,3 48,3
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 0,675 0,444 34,2 –12 0,553 25,1 0,537 27,6 0,294 47,4 27,8 56,3
108 Mongolei 0,675 0,568 15,9 13 0,623 18,8 0,661 8,9 0,444 19,7 6,2 36,5
110 Palästina, Staat 0,670 .. .. .. 0,725 13,1 .. .. .. .. 5,8 35,5
111 Paraguay 0,669 .. .. .. 0,681 17,8 .. .. 0,374 33,4 17,3 52,4
112 Ägypten 0,662 0,503 24,1 –7 0,724 13,9 0,347 40,9 0,505 14,2 4,4 30,8
113 Moldau, Republik 0,660 0,584 11,6 18 0,693 11,2 0,670 6,1 0,429 17,0 5,3 33,0
114 Philippinen 0,654 0,524 19,9 4 0,654 15,2 0,587 13,5 0,375 30,0 8,3 43,0
114 Usbekistan 0,654 0,551 15,8 13 0,578 24,3 0,706 1,4 0,409 20,1 6,2 36,7
116 Syrien, Arabische Rep. 0,648 0,515 20,4 3 0,793 10,0 0,372 31,5 0,464 18,3 5,7 35,8
117 Mikronesien, Föd. Staaten von 0,645 .. .. .. 0,625 19,2 .. .. .. .. 40,2 61,1
118 Guyana 0,636 0,514 19,1 2 0,618 21,7 0,559 10,5 0,393 24,4 .. ..
119 Botsuana 0,634 .. .. .. 0,394 24,3 .. .. .. .. .. ..
120 Honduras 0,632 0,458 27,5 –3 0,694 17,4 0,413 28,2 0,335 35,8 29,7 57,0
121 Indonesien 0,629 0,514 18,3 3 0,652 16,8 0,459 20,4 0,453 17,7 5,1 34,0
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abzug (%) Rangveränderunga wert Abzug (%) wert Abzug (%) wert Abzug (%)
HDI-Rang 2012 2012 2012 2012 2012 2012 2012b 2012 2012b 2012 2000–2010c 2000–2010c
121 Kiribati 0,629 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
121 Südafrika 0,629 .. .. .. 0,376 28,4 0,558 20,8 .. .. 25,3 63,1
124 Vanuatu 0,626 .. .. .. 0,681 15,6 .. .. .. .. .. ..
125 Kirgistan 0,622 0,516 17,1 8 0,606 19,8 0,674 6,5 0,336 24,1 6,4 36,2
125 Tadschikistan 0,622 0,507 18,4 2 0,548 27,2 0,623 12,2 0,383 15,0 4,7 30,8
127 Vietnam 0,617 0,531 14,0 14 0,755 13,4 0,447 17,1 0,444 11,4 5,9 35,6
128 namibia 0,608 0,344 43,5 –16 0,528 21,1 0,402 27,8 0,191 68,3 21,8 63,9
129 nicaragua 0,599 0,434 27,5 1 0,735 13,9 0,351 33,3 0,317 33,6 7,6 40,5
130 Marokko 0,591 0,415 29,7 0 0,686 16,7 0,243 45,8 0,430 23,0 7,3 40,9
131 Irak 0,590 .. .. .. 0,622 20,3 0,334 33,0 .. .. 4,6 30,9
132 Kap Verde 0,586 .. .. .. 0,746 12,7 .. .. .. .. 12,3 50,5
133 Guatemala 0,581 0,389 33,1 –3 0,659 18,6 0,280 36,1 0,318 42,5 19,6 55,9
134 Timor-leste 0,576 0,386 33,0 –3 0,471 30,2 0,251 47,6 0,485 17,8 4,6 31,9
135 Ghana 0,558 0,379 32,2 –3 0,508 27,5 0,352 40,9 0,303 27,2 9,3 42,8
136 Äquatorialguinea 0,554 .. .. .. 0,270 45,4 .. .. .. .. .. ..
136 Indien 0,554 0,392 29,3 1 0,525 27,1 0,264 42,4 0,434 15,8 4,9 33,4
138 Kambodscha 0,543 0,402 25,9 3 0,488 28,8 0,372 28,3 0,358 20,3 6,1 37,9
138 laos, Demokratische Volksrep. 0,543 0,409 24,7 4 0,589 21,7 0,311 31,2 0,374 20,6 5,9 36,7
140 Bhutan 0,538 0,430 20,0 8 0,568 24,1 0,312 12,2 0,450 23,1 6,8 38,1
141 Swasiland 0,536 0,346 35,4 –3 0,296 35,0 0,409 29,8 0,343 40,9 14,0 51,5
NIEDRIGE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
142 Kongo 0,534 0,368 31,1 1 0,374 37,0 0,384 25,4 0,348 30,3 10,7 47,3
143 Salomonen 0,530 .. .. .. 0,602 20,7 .. .. .. .. .. ..
144 São Tomé und Príncipe 0,525 0,358 31,7 1 0,503 28,8 0,379 20,0 0,241 44,2 10,8 50,8
145 Kenia 0,519 0,344 33,6 –2 0,390 34,1 0,405 30,7 0,259 36,0 11,0 47,7
146 Bangladesch 0,515 0,374 27,4 5 0,595 23,2 0,252 39,4 0,350 17,7 4,7 32,1
146 Pakistan 0,515 0,356 30,9 2 0,487 32,3 0,217 45,2 0,426 11,0 4,2 30,0
148 Angola 0,508 0,285 43,9 –12 0,267 46,1 0,303 34,6 0,286 50,0 30,9 58,6
149 Myanmar 0,498 .. .. .. 0,537 25,3 .. .. .. .. .. ..
150 Kamerun 0,495 0,330 33,4 –1 0,288 43,0 0,346 35,3 0,361 19,9 6,9 38,9
151 Madagaskar 0,483 0,335 30,7 1 0,549 25,6 0,342 30,1 0,199 36,1 9,3 44,1
152 Tansania, Vereinigte Rep. 0,476 0,346 27,3 5 0,414 32,4 0,326 28,3 0,307 20,9 6,6 37,6
153 nigeria 0,471 0,276 41,4 –13 0,286 43,8 0,250 45,2 0,295 34,5 12,2 48,8
154 Senegal 0,470 0,315 33,0 2 0,432 30,7 0,223 44,6 0,325 21,6 7,4 39,2
155 Mauretanien 0,467 0,306 34,4 1 0,391 36,2 0,212 42,1 0,346 23,8 7,8 40,5
156 Papua-neuguinea 0,466 .. .. .. 0,508 25,2 .. .. .. .. .. ..
157 nepal 0,463 0,304 34,2 0 0,622 19,5 0,202 43,6 0,225 37,4 5,0 32,8
158 lesotho 0,461 0,296 35,9 –1 0,297 34,3 0,379 24,3 0,229 47,0 19,0 52,5
159 Togo 0,459 0,305 33,5 3 0,371 37,2 0,291 41,5 0,263 20,0 5,6 34,4
160 Jemen 0,458 0,310 32,3 6 0,541 25,1 0,156 49,8 0,353 17,6 6,3 37,7
161 Haiti 0,456 0,273 40,2 –7 0,461 30,9 0,241 40,7 0,182 47,9 26,6 59,2
161 Uganda 0,456 0,303 33,6 3 0,331 39,1 0,327 32,2 0,257 29,1 8,7 44,3
163 Sambia 0,448 0,283 36,7 –2 0,269 41,9 0,383 23,8 0,221 42,6 e 16,6 54,6
164 Dschibuti 0,445 0,285 36,0 1 0,380 36,9 0,166 47,0 0,365 21,7 7,7 40,0
165 Gambia 0,439 .. .. .. 0,404 33,9 .. .. .. .. 11,0 47,3
166 Benin 0,436 0,280 35,8 –1 0,343 40,3 0,213 42,0 0,301 23,6 6,6 38,6
167 Ruanda 0,434 0,287 33,9 6 0,330 41,3 0,285 29,4 0,251 30,2 12,7 53,1
168 côte d’Ivoire 0,432 0,265 38,6 –3 0,352 37,8 0,197 43,2 0,268 34,4 8,5 41,5
169 Komoren 0,429 .. .. .. 0,440 32,6 0,189 47,4 .. .. 26,7 64,3
170 Malawi 0,418 0,287 31,4 7 0,329 39,9 0,309 30,2 0,232 23,1 6,6 39,0
171 Sudan 0,414 .. .. .. 0,440 33,0 .. .. .. .. 6,2 35,3
172 Simbabwe 0,397 0,284 28,5 5 0,357 30,6 0,469 17,8 0,137 35,8 .. ..
173 Äthiopien 0,396 0,269 31,9 1 0,404 35,4 0,179 38,3 0,271 20,8 4,3 29,8
174 liberia 0,388 0,251 35,3 0 0,367 37,6 0,230 46,4 0,188 19,0 7,0 38,2
175 Afghanistan 0,374 .. .. .. 0,225 50,9 0,205 39,3 .. .. 4,0 27,8
176 Guinea-Bissau 0,364 0,213 41,4 –3 0,224 50,1 0,185 40,3 0,234 32,5 5,9 35,5
177 Sierra leone 0,359 0,210 41,6 –3 0,242 45,3 0,171 47,4 0,222 31,0 8,1 42,5
178 Burundi 0,355 .. .. .. 0,264 45,6 .. .. .. .. 4,8 33,3
178 Guinea 0,355 0,217 38,8 0 0,311 42,7 0,145 42,0 0,228 31,1 7,3 39,4
180 Zentralafrikanische Republik 0,352 0,209 40,5 –2 0,247 46,0 0,176 45,9 0,210 28,1 18,0 56,3
181 Eritrea 0,351 .. .. .. 0,485 26,6 .. .. .. .. .. ..
182 Mali 0,344 .. .. .. 0,269 46,3 0,162 36,9 .. .. 5,2 33,0
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abzug (%) Rangveränderunga wert Abzug (%) wert Abzug (%) wert Abzug (%)
HDI-Rang 2012 2012 2012 2012 2012 2012 2012b 2012 2012b 2012 2000–2010c 2000–2010c
183 Burkina Faso 0,343 0,226 34,2 4 0,329 41,7 0,125 36,2 0,281 23,4 7,0 39,8
184 Tschad 0,340 0,203 40,1 –1 0,226 52,0 0,126 43,4 0,295 21,0 7,4 39,8
185 Mosambik 0,327 0,220 32,7 5 0,286 40,8 0,182 18,2 0,205 37,0 f 9,8 45,7
186 Kongo, Demokratische Rep. 0,304 0,183 39,9 –1 0,226 50,0 0,249 31,2 0,108 36,8 9,3 44,4
186 niger 0,304 0,200 34,2 0 0,317 42,6 0,107 39,5 0,236 17,9 5,3 34,6
HINWEISE
a Basiert auf den ländern, für die der Ungleichheit 
einbeziehende Index der menschlichen 
Entwicklung berechnet wird.
b Die liste der für die Schätzung von 
Ungleichheiten herangezogenen Erhebungen kann 
unter http://hdr.undp.org. abgerufen werden. 
c Die Daten beziehen sich auf das jüngste 
verfügbare Jahr im angegebenen Zeitraum.  
d Basiert auf dem 2010 current Population Survey 
(Datenbank der luxembourg Income Study). 
Im Bericht über die menschliche Entwicklung 
2011 wurde der 2005 American community 
Survey (world Bank, International Income 
Distribution Database) als Grundlage für die 
Einkommensungleichheit herangezogen. Die 
beiden Quellen scheinen nicht übereinzustimmen. 
e Basiert auf einer simulierten 
Einkommensverteilung des Demographic 
and Health Survey 2007. Im Bericht über die 
menschliche Entwicklung 2011 wurde die 
Ungleichheit im Konsum auf der Basis des 
living conditions Monitoring Survey 2002/2003 
ermittelt.
f Basiert auf einer simulierten 
Einkommensverteilung des Demographic 
and Health Survey 2007. Im Bericht über die 
menschliche Entwicklung 2011 wurde die 
Ungleichheit im Konsum auf der Basis des 
national Household Survey of living conditions 
2003 ermittelt.
DEFINITIoNEN
Index der menschlichen Entwicklung (HDI): Ein 
zusammengesetzter Index, der die durchschnittlich 
erzielten Fortschritte bei drei grundlegenden 
Dimensionen menschlicher Entwicklung misst: 
einem langen und gesunden leben, wissen und 
angemessenem lebensstandard. Detaillierte 
Informationen zur Berechnung des Indexes enthält 
die Technische Erläuterung 1. 
ungleichheit einbeziehender HDI (IHDI): 
HDI-wert, korrigiert um Ungleichheiten bei den 
drei grundlegenden Dimensionen menschlicher 
Entwicklung. Detaillierte Informationen zur 
Berechnung des IHDI enthält die Technische 
Erläuterung 2. 
Gesamtabzug: Aufgrund von Ungleichheit 
entgangene potenzielle menschliche Entwicklung, 
berechnet als prozentualer Unterschied zwischen 
HDI und IHDI. 
ungleichheit einbeziehender Index 
der Lebenserwartung: Der HDI-
lebenserwartungsindex, korrigiert um Ungleichheit 
bei der Verteilung der voraussichtlichen lebensdauer 
auf der Grundlage von Daten aus den in den 
Hauptdatenquellen genannten lebenstafeln. 
ungleichheit einbeziehender 
Bildungsindex: Der HDI-Bildungsindex, 
korrigiert um Ungleichheit bei der Verteilung der 
Schulbesuchsjahre auf der Grundlage von Daten 
aus den in den Hauptdatenquellen genannten 
Haushaltserhebungen. 
ungleichheit einbeziehender 
Einkommensindex: Der HDI-Einkommensindex, 
korrigiert um Ungleichheit bei der 
Einkommensverteilung auf der Grundlage von Daten 
aus den in den Hauptdatenquellen genannten 
Haushaltserhebungen. 
Verhältnis der Einkommensquintile: Verhältnis 
des Einkommensanteils der reichsten 20 Prozent der 
Bevölkerung zum Einkommensanteil der ärmsten 20 
Prozent der Bevölkerung. 
Gini-Koeffizient für Einkommen: Maß für die 
Abweichung der Verteilung des Einkommens (oder 
des Verbrauchs) auf Personen oder Haushalte 
innerhalb eines landes von einer vollkommen 
gleichen Verteilung. Ein wert von 0 bedeutet 
absolute Gleichheit, ein wert von 100 absolute 
Ungleichheit. 
HAuPTDATENQuELLEN
Spalte 1:  HDRO-Berechnungen auf der Grundlage 
von Daten von UnDESA (2011), Barro und lee 2011), 
UnEScO Institute for Statistics (2012), world Bank 
(2012a) und IMF (2012).
Spalte 2: Berechnet als geometrisches Mittel der 
werte in den Spalten 5, 7 und 9 unter Verwendung 
der Methode in der Technischen Erläuterung 2.  
Spalte 3: Berechnet auf der Grundlage von Daten in 
den Spalten 1 und 2. 
Spalte 4: Berechnet auf der Grundlage von Daten 
in Spalte 2 und der neu berechneten HDI-Ränge der 
länder, für die der IHDI berechnet wurde. 
Spalte 5: Berechnet auf der Grundlage der 
verkürzten lebenstafeln von UnDESA (2011).
Spalte 6: Berechnet auf der Grundlage von Daten 
in Spalte 5 und des lebenserwartungsindexes ohne 
Einbeziehung von Ungleichheit.
Spalten 7 und 9: Berechnet auf der Grundlage von 
Daten von lIS (2012), Eurostat (2012), world Bank 
(2012b), UnIcEF (2002-2012) und IcF Macro (2012) 
unter Verwendung der Methode in der Technischen 
Erläuterung 2. 
Spalte 8: Berechnet auf der Grundlage von Daten in 
Spalte 7 und des Bildungsindexes ohne Einbeziehung 
von Ungleichheit.
Spalte 10: Berechnet auf der Grundlage von Daten 
in Spalte 9 und des Einkommensindexes ohne 
Einbeziehung von Ungleichheit. 
Spalten 11 und 12: world Bank (2012a). 
ANDERE LäNDER oDER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Marshallinseln .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Monaco .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
nauru .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
San Marino .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Somalia .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Südsudan .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 45,5
Tuvalu .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung 0,905 0,807 10,8 — 0,897 5,2 0,851 6,8 0,688 19,8 — —
Hohe menschliche Entwicklung 0,758 0,602 20,6 — 0,736 12,4 0,592 19,9 0,500 28,6 — —
Mittlere menschliche Entwicklung 0,640 0,485 24,2 — 0,633 19,3 0,395 30,2 0,456 22,7 — —
niedrige menschliche Entwicklung 0,466 0,310 33,5 — 0,395 35,7 0,246 38,7 0,307 25,6 — —
Regionen
Arabische Staaten 0,652 0,486 25,4 — 0,669 16,7 0,320 39,6 0,538 17,5 — —
Ostasien und Pazifik 0,683 0,537 21,3 — 0,711 14,2 0,480 21,9 0,455 27,2 — —
Europa und Zentralasien 0,771 0,672 12,9 — 0,716 11,7 0,713 10,5 0,594 16,3 — —
lateinamerika und Karibik 0,741 0,550 25,7 — 0,744 13,4 0,532 23,0 0,421 38,5 — —
Südasien 0,558 0,395 29,1 — 0,531 27,0 0,267 42,0 0,436 15,9 — —
Afrika südlich der Sahara 0,475 0,309 35,0 — 0,335 39,0 0,285 35,3 0,308 30,4 — —
Am wenigsten entwickelte Länder 0,449 0,303 32,5 — 0,406 34,6 0,240 36,2 0,287 26,1 — —
Kleine Inselentwicklungsländer 0,648 0,459 29,2 — 0,633 19,2 0,412 30,1 0,370 37,2 — —
Welt 0,694 0,532 23,3 — 0,638 19,0 0,453 27,0 0,522 23,5 — —
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Geburten pro 1.000 Frauen, 
15-19 Jahre (% weiblich)
(% der über 25-jährigen) (% der über 15-jährigen
weiblich Männlich weiblich Männlich
HDI-Rang 2012 2012 2010 2012d 2012 2006–2010e 2006–2010e 2011 2011
SEHR HoHE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
1 norwegen 5 0,065 7 7,4 39,6 95,6 94,7 61,7 70,1
2 Australien 17 0,115 7 12,5 29,2 92,2 92,2 58,8 72,3
3 Vereinigte Staaten 42 0,256 21 27,4 17,0 f 94,7 94,3 57,5 70,1
4 niederlande 1 0,045 6 4,3 37,8 87,5 90,4 58,3 71,3
5 Deutschland 6 0,075 7 6,8 32,4 96,2 96,9 53,0 66,5
6 neuseeland 31 0,164 15 18,6 32,2 82,8 84,7 61,6 74,1
7 Irland 19 0,121 6 8,8 19,0 74,8 73,0 52,6 68,5
7 Schweden 2 0,055 4 6,5 44,7 84,4 85,5 59,4 68,1
9 Schweiz 3 0,057 8 3,9 26,8 95,1 96,6 60,6 75,0
10 Japan 21 0,131 5 6,0 13,4 80,0 g 82,3 g 49,4 71,7
11 Kanada 18 0,119 12 11,3 28,0 100,0 100,0 61,9 71,4
12 Korea, Republik 27 0,153 16 5,8 15,7 79,4 g 91,7 g 49,2 71,4
13 Hongkong, china (SAR) .. .. .. 4,2 .. 68,7 76,4 51,0 68,1
13 Island 10 0,089 5 11,6 39,7 91,0 91,6 70,8 78,4
15 Dänemark 3 0,057 12 5,1 39,1 99,3 99,4 59,8 69,1
16 Israel 25 0,144 7 14,0 20,0 82,7 85,5 52,5 62,4
17 Belgien 12 0,098 8 11,2 38,9 76,4 82,7 47,7 60,6
18 Österreich 14 0,102 4 9,7 28,7 100,0 100,0 53,9 67,6
18 Singapur 13 0,101 3 6,7 23,5 71,3 78,9 56,5 76,6
20 Frankreich 9 0,083 8 6,0 25,1 75,9 81,3 51,1 61,9
21 Finnland 6 0,075 5 9,3 42,5 100,0 100,0 55,9 64,2
21 Slowenien 8 0,080 12 4,5 23,1 94,2 97,1 53,1 65,1
23 Spanien 15 0,103 6 10,7 34,9 63,3 69,7 51,6 67,4
24 liechtenstein .. .. .. 6,0 24,0 .. .. .. ..
25 Italien 11 0,094 4 4,0 20,7 68,0 78,1 37,9 59,6
26 luxemburg 26 0,149 20 8,4 25,0 77,1 78,7 49,2 65,2
26 Vereinigtes Königreich 34 0,205 12 29,7 22,1 99,6 99,8 55,6 68,5
28 Tschechische Republik 20 0,122 5 9,2 21,0 99,8 99,8 49,6 68,2
29 Griechenland 23 0,136 3 9,6 21,0 57,7 66,6 44,8 65,0
30 Brunei Darussalam .. .. 24 22,7 .. 66,6 g 61,2 g 55,5 76,5
31 Zypern 22 0,134 10 5,5 10,7 71,0 78,1 57,2 71,5
32 Malta 39 0,236 8 11,8 8,7 58,0 67,3 35,2 67,4
33 Andorra .. .. .. 7,3 50,0 49,5 49,3 .. ..
33 Estland 29 0,158 2 17,2 19,8 94,4 g 94,6 g 56,7 68,2
35 Slowakei 32 0,171 6 16,7 17,3 98,6 99,1 51,2 68,1
36 Katar 117 0,546 7 15,5 0,1 h 70,1 62,1 51,8 95,2
37 Ungarn 42 0,256 21 13,6 8,8 93,2 g 96,7 g 43,8 58,4
38 Barbados 61 0,343 51 40,8 19,6 89,5 g 87,6 g 64,8 76,2
39 Polen 24 0,140 5 12,2 21,8 76,9 83,5 48,2 64,3
40 chile 66 0,360 25 56,0 13,9 72,1 75,9 47,1 74,2
41 litauen 28 0,157 8 16,1 19,1 87,9 93,1 54,1 63,9
41 Vereinigte Arabische Emirate 40 0,241 12 23,4 17,5 73,1 g 61,3 g 43,5 92,3
43 Portugal 16 0,114 8 12,5 28,7 40,9 40,2 56,5 68,0
44 lettland 36 0,216 34 12,8 23,0 98,6 98,2 55,2 67,2
45 Argentinien 71 0,380 77 54,2 37,7 57,0 g 54,9 g 47,3 74,9
46 Seychellen .. .. .. 47,6 43,8 66,9 66,6 .. ..
47 Kroatien 33 0,179 17 12,8 23,8 57,4 g 72,3 g 46,0 59,7
HoHE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
48 Bahrain 45 0,258 20 14,8 18,8 74,4 g 80,4 g 39,4 87,3
49 Bahamas 53 0,316 47 28,3 16,7 91,2 87,6 69,3 79,3
50 Belarus .. .. 4 20,5 29,7 .. .. 50,2 62,6
51 Uruguay 69 0,367 29 59,0 12,3 50,6 48,8 55,6 76,5
52 Montenegro .. .. 8 14,8 12,3 97,5 98,8 .. ..
52 Palau .. .. .. 12,7 6,9 .. .. .. ..
54 Kuwait 47 0,274 14 14,4 6,3 53,7 46,6 43,4 82,3
55 Russische Föderation 51 0,312 34 23,2 11,1 93,5 g 96,2 g 56,3 71,0
56 Rumänien 55 0,327 27 28,8 9,7 83,4 90,5 48,6 64,9
57 Bulgarien 38 0,219 11 36,2 20,8 90,9 94,4 48,6 60,3
57 Saudi-Arabien 145 0,682 24 22,1 0,1 h 50,3 g 57,9 g 17,7 74,1
59 Kuba 63 0,356 73 43,9 45,2 73,9 g 80,4 g 43,3 69,9
59 Panama 108 0,503 92 75,9 8,5 63,5 g 60,7 g 49,6 82,5


















Geburten pro 1.000 Frauen, 
15-19 Jahre (% weiblich)
(% der über 25-jährigen) (% der über 15-jährigen
weiblich Männlich weiblich Männlich
HDI-Rang 2012 2012 2010 2012d 2012 2006–2010e 2006–2010e 2011 2011
61 Mexiko 72 0,382 50 65,5 36,0 51,2 57,0 44,3 80,5
62 costa Rica 62 0,346 40 61,9 38,6 54,4 g 52,8 g 46,4 78,9
63 Grenada .. .. 24 35,4 17,9 .. .. .. ..
64 libyen 36 0,216 58 2,6 16,5 55,6 g 44,0 g 30,1 76,8
64 Malaysia 42 0,256 29 9,8 13,2 66,0 g 72,8 g 43,8 76,9
64 Serbien .. .. 12 19,2 32,4 80,1 90,7 .. ..
67 Antigua und Barbuda .. .. .. 49,1 19,4 .. .. .. ..
67 Trinidad und Tobago 50 0,311 46 31,6 27,4 59,4 59,2 54,9 78,3
69 Kasachstan 51 0,312 51 25,5 18,2 99,3 99,4 66,6 77,2
70 Albanien 41 0,251 27 14,9 15,7 78,8 85,0 49,6 71,3
71 Venezuela, Bolivarische Republik 93 0,466 92 87,3 17,0 55,1 49,8 52,1 80,2
72 Dominica .. .. .. 18,9 12,5 29,7 23,2 .. ..
72 Georgien 81 0,438 67 39,5 6,6 89,7 92,7 55,8 74,2
72 libanon 78 0,433 25 15,4 3,1 53,0 55,4 22,6 70,8
72 St. Kitts und nevis .. .. .. 33,2 6,7 .. .. .. ..
76 Iran, Islamische Republik 107 0,496 21 25,0 3,1 62,1 69,1 16,4 72,5
77 Peru 73 0,387 67 48,7 21,5 47,3 59,1 67,8 84,7
78 Mazedonien, ehem. jugoslaw. Rep. 30 0,162 10 17,8 30,9 72,0 85,3 42,9 68,9
78 Ukraine 57 0,338 32 26,1 8,0 91,5 g 96,1 g 53,3 66,6
80 Mauritius 70 0,377 60 31,8 18,8 45,2 g 52,9 g 44,1 75,5
81 Bosnien und Herzegowina .. .. 8 13,4 19,3 .. .. 35,2 58,6
82 Aserbaidschan 54 0,323 43 31,4 16,0 90,0 95,7 61,6 68,5
83 St. Vincent und die Grenadinen .. .. 48 54,1 17,4 .. .. 55,7 78,4
84 Oman 59 0,340 32 9,3 9,6 47,2 57,1 28,3 81,6
85 Brasilien 85 0,447 56 76,0 9,6 50,5 48,5 59,6 80,9
85 Jamaika 87 0,458 110 69,7 15,5 74,0 g 71,1 g 56,0 71,8
87 Armenien 59 0,340 30 33,2 10,7 94,1 g 94,8 g 49,4 70,2
88 St. lucia .. .. 35 55,9 17,2 .. .. 64,2 77,3
89 Ecuador 83 0,442 110 80,6 32,3 36,6 36,6 54,3 82,7
90 Türkei 68 0,366 20 30,5 14,2 26,7 42,4 28,1 71,4
91 Kolumbien 88 0,459 92 68,1 13,6 43,8 42,4 55,8 79,7
92 Sri lanka 75 0,402 35 22,1 5,8 72,6 75,5 34,7 76,3
93 Algerien 74 0,391 97 6,1 25,6 20,9 27,3 15,0 71,9
94 Tunesien 46 0,261 56 4,4 26,7 29,9 44,4 25,5 70,0
mITTLERE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
95 Tonga 90 0,462 110 18,0 3,6 i 71,6 g 76,7 g 53,6 75,0
96 Belize 79 0,435 53 70,8 13,3 35,2 g 32,8 g 48,3 81,8
96 Dominikanische Republik 109 0,508 150 103,6 19,1 43,3 41,7 51,0 78,6
96 Fidschi .. .. 26 42,8 .. 57,5 58,1 39,3 79,5
96 Samoa .. .. .. 25,5 4,1 64,3 60,0 42,8 77,8
100 Jordanien 99 0,482 63 23,7 11,1 68,9 77,7 15,6 65,9
101 china 35 0,213 37 9,1 21,3 54,8 g 70,4 g 67,7 80,1
102 Turkmenistan .. .. 67 16,9 16,8 .. .. 46,4 76,0
103 Thailand 66 0,360 48 37,0 15,7 29,0 35,6 63,8 80,0
104 Malediven 64 0,357 60 10,2 6,5 20,7 30,1 55,7 76,8
105 Suriname 94 0,467 130 34,9 11,8 40,5 47,1 40,5 68,7
106 Gabun 105 0,492 230 81,0 16,7 53,8 g 34,7 g 56,3 65,0
107 El Salvador 82 0,441 81 76,2 26,2 34,8 40,8 47,4 78,6
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 97 0,474 190 74,7 30,1 39,8 49,7 64,1 80,9
108 Mongolei 56 0,328 63 18,7 12,7 83,0 g 81,8 g 54,3 65,5
110 Palästina, Staat .. .. 64 48,3 .. 48,0 56,2 15,1 66,3
111 Paraguay 95 0,472 99 66,7 13,6 35,0 39,0 57,9 86,3
112 Ägypten 126 0,590 66 40,6 2,2 43,4 g 59,3 g 23,7 74,3
113 Moldau, Republik 49 0,303 41 29,1 19,8 91,6 95,3 38,4 45,1
114 Philippinen 77 0,418 99 46,5 22,1 65,9 g 63,7 g 49,7 79,4
114 Usbekistan .. .. 28 12,8 19,2 .. .. 47,7 74,7
116 Syrien, Arabische Rep. 118 0,551 70 36,5 12,0 27,4 38,2 13,1 71,6
117 Mikronesien, Föd. Staaten von .. .. 100 18,5 0,1 .. .. .. ..
118 Guyana 104 0,490 280 53,9 31,3 61,5 g 48,8 g 41,8 79,1
119 Botsuana 102 0,485 160 43,8 7,9 73,6 g 77,5 g 71,7 81,6
120 Honduras 100 0,483 100 85,9 19,5 20,7 18,8 42,3 82,8
121 Indonesien 106 0,494 220 42,3 18,2 36,2 46,8 51,2 84,2
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Geburten pro 1.000 Frauen, 
15-19 Jahre (% weiblich)
(% der über 25-jährigen) (% der über 15-jährigen
weiblich Männlich weiblich Männlich
HDI-Rang 2012 2012 2010 2012d 2012 2006–2010e 2006–2010e 2011 2011
121 Kiribati .. .. .. 16,4 8,7 .. .. .. ..
121 Südafrika 90 0,462 300 50,4 41,1 j 68,9 72,2 44,0 60,8
124 Vanuatu .. .. 110 50,6 1,9 .. .. 61,3 79,7
125 Kirgistan 64 0,357 71 33,0 23,3 81,0 g 81,2 g 55,5 78,6
125 Tadschikistan 57 0,338 65 25,7 17,5 93,2 g 85,8 g 57,4 75,1
127 Vietnam 48 0,299 59 22,7 24,4 24,7 g 28,0 g 73,2 81,2
128 namibia 86 0,455 200 54,4 25,0 33,0 g 34,0 g 58,6 69,9
129 nicaragua 89 0,461 95 104,9 40,2 30,8 g 44,7 g 46,7 80,0
130 Marokko 84 0,444 100 10,8 11,0 20,1 g 36,3 g 26,2 74,7
131 Irak 120 0,557 63 85,9 25,2 22,0 g 42,7 g 14,5 69,3
132 Kap Verde .. .. 79 69,2 20,8 .. .. 50,8 83,3
133 Guatemala 114 0,539 120 102,4 13,3 12,6 17,4 49,0 88,3
134 Timor-leste .. .. 300 52,3 38,5 .. .. 38,4 74,1
135 Ghana 121 0,565 350 62,4 8,3 45,7 g 61,8 g 66,9 71,8
136 Äquatorialguinea .. .. 240 114,6 10,0 .. .. 80,6 92,3
136 Indien 132 0,610 200 74,7 10,9 26,6 g 50,4 g 29,0 80,7
138 Kambodscha 96 0,473 250 32,9 18,1 11,6 20,6 79,2 86,7
138 laos, Demokratische Volksrep. 100 0,483 470 30,1 25,0 22,9 g 36,8 g 76,5 79,5
140 Bhutan 92 0,464 180 44,9 13,9 34,0 34,5 65,8 76,5
141 Swasiland 112 0,525 320 67,9 21,9 49,9 g 46,1 g 43,6 70,8
NIEDRIGE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
142 Kongo 132 0,610 560 112,6 9,6 43,8 g 48,7 g 68,4 72,9
143 Salomonen .. .. 93 64,6 .. .. .. 53,2 79,9
144 São Tomé und Príncipe .. .. 70 55,4 18,2 .. .. 43,7 76,6
145 Kenia 130 0,608 360 98,1 9,8 25,3 52,3 61,5 71,8
146 Bangladesch 111 0,518 240 68,2 19,7 30,8 g 39,3 g 57,2 84,3
146 Pakistan 123 0,567 260 28,1 21,1 18,3 43,1 22,7 83,3
148 Angola .. .. 450 148,1 38,2 k .. .. 62,9 77,1
149 Myanmar 80 0,437 200 12,0 4,6 18,0 g 17,6 g 75,0 82,1
150 Kamerun 137 0,628 690 115,1 13,9 21,1 g 34,9 g 64,2 77,4
151 Madagaskar .. .. 240 122,7 15,9 .. .. 83,4 88,7
152 Tansania, Vereinigte Rep. 119 0,556 460 128,7 36,0 5,6 g 9,2 g 88,2 90,3
153 nigeria .. .. 630 111,3 6,7 .. .. 47,9 63,3
154 Senegal 115 0,540 370 89,7 41,6 4,6 11,0 66,1 88,4
155 Mauretanien 139 0,643 510 71,3 19,2 8,0 g 20,8 g 28,7 79,2
156 Papua-neuguinea 134 0,617 230 62,0 2,7 6,8 g 14,1 g 70,6 74,1
157 nepal 102 0,485 170 86,2 33,2 17,9 g 39,9 g 80,4 87,6
158 lesotho 113 0,534 620 60,8 26,1 21,9 19,8 58,9 73,4
159 Togo 122 0,566 300 54,3 11,1 15,3 g 45,1 g 80,4 81,4
160 Jemen 148 0,747 200 66,1 0,7 7,6 g 24,4 g 25,2 72,0
161 Haiti 127 0,592 350 41,3 4,0 22,5 g 36,3 g 60,1 70,6
161 Uganda 110 0,517 310 126,4 35,0 23,0 23,9 76,0 79,5
163 Sambia 136 0,623 440 138,5 11,5 25,7 44,2 73,2 85,6
164 Dschibuti .. .. 200 19,5 13,8 .. .. 36,0 67,2
165 Gambia 128 0,594 360 66,9 7,5 16,9 g 31,4 g 72,4 83,1
166 Benin 135 0,618 350 97,0 8,4 11,2 g 25,6 g 67,4 78,2
167 Ruanda 76 0,414 340 35,5 51,9 7,4 g 8,0 g 86,4 85,4
168 côte d’Ivoire 138 0,632 400 105,7 11,0 13,7 g 29,9 g 51,8 81,2
169 Komoren .. .. 280 51,1 3,0 .. .. 35,1 80,4
170 Malawi 124 0,573 460 105,6 22,3 10,4 g 20,4 g 84,8 81,3
171 Sudan 129 0,604 730 53,0 24,1 12,8 g 18,2 g 30,9 76,5
172 Simbabwe 116 0,544 570 53,4 17,9 48,8 g 62,0 g 83,0 89,5
173 Äthiopien .. .. 350 48,3 25,5 .. .. 78,4 89,8
174 liberia 143 0,658 770 123,0 11,7 15,7 g 39,2 g 57,9 64,4
175 Afghanistan 147 0,712 460 99,6 27,6 5,8 g 34,0 g 15,7 80,3
176 Guinea-Bissau .. .. 790 96,2 10,0 .. .. 68,0 78,2
177 Sierra leone 139 0,643 890 104,2 12,9 9,5 g 20,4 g 66,3 69,1
178 Burundi 98 0,476 800 20,9 34,9 5,2 g 9,2 g 83,7 82,1
178 Guinea .. .. 610 133,7 .. l .. .. 65,4 78,3
180 Zentralafrikanische Republik 142 0,654 890 98,6 12,5 10,3 g 26,2 g 72,5 85,1
181 Eritrea .. .. 240 53,7 22,0 .. .. 79,8 90,0
182 Mali 141 0,649 540 168,9 10,2 11,3 9,2 36,8 70,0
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HINWEISE
a Ziel der Berechnungen war die Vergleichbarkeit 
zwischen den ländern, daher sind die Daten 
nicht zwangsläufig identisch mit den offiziellen 
länderstatistiken, die auf anderen strikten 
Methoden basieren können. Die Daten wurden 
nach folgendem Schema gerundet: weniger als 
100, keine Aufrundung; 100-999, Aufrundung auf 
die nächste 10er-Stelle; über 1.000, Aufrundung 
auf die nächste 100er-Stelle.  
b Hochrechnungen auf der Grundlage der mittleren 
Fertilitätsvariante. 
c Für länder mit Zweikammer-legislative wird der 
Anteil der Sitze im nationalen Parlament auf der 
Grundlage beider Kammern berechnet 
d Die Daten stellen den jährlichen Durchschnitt der 
für 2010-2015 hochgerechneten werte dar. 
e Die Daten beziehen sich auf das jüngste 
verfügbare Jahr im angegebenen Zeitraum.
f Der nenner der Berechnung erfasst nur 
die stimmberechtigten Mitglieder des 
Repräsentantenhauses. 
g Schätzung von Barro und lee (2011) für 2010. 
h Zum Zweck der Berechnung des Indexes der 
geschlechtsspezifischen Ungleichheit wurde ein 
wert von 0,1 Prozent verwendet.  
i 2010 wurden keine Frauen gewählt, es wurde 
jedoch eine Frau in das Kabinett ernannt.
j In den Zahlen sind die 36 turnusmäßig 
wechselnden Sonderdelegierten nicht enthalten. 
k Die Schätzungen wurden noch vor den wahlen 
vom 31. August erstellt.
l Das Parlament wurde nach dem Putsch vom 
Dezember 2008 aufgelöst.
DEFINITIoNEN
Index der geschlechtsspezifischen 
ungleichheit: Ein zusammengesetzter Index zur 
Messung ungleicher Fortschritte von Frauen und 
Männern bei drei Dimensionen: reproduktiver 
Gesundheit, Teilhabe und Erwerbsbeteiligung. 
nähere Informationen zur Berechnung des Indexes 
der geschlechtsspezifischen Ungleichheit enthält die 
Technische Erläuterung 3.  
müttersterblichkeit: Verhältnis der Zahl der 
Müttersterbefälle zur Zahl der lebendgeburten in 
einem bestimmten Jahr, ausgedrückt pro 100.000 
lebendgeburten. 
Geburtenhäufigkeit im Jugendalter: Zahl der 
Geburten von Frauen zwischen 15 und 19 Jahren, 
ausgedrückt pro 1.000 Frauen desselben Alters. 
Parlamentssitze: Anteil der Sitze von Frauen in 
einer unteren Kammer beziehungsweise der Kammer 
in einem Ein-Kammer-System oder einer oberen 
Kammer beziehungsweise einem Senat, ausgedrückt 
als prozentualer Anteil an der Gesamtzahl der Sitze. 
Bevölkerung mit mindestens Sekundar-
stufenabschluss: Anteil der Bevölkerung über  
25 J. , die zumindest die Sekundarstufe erfolgreich 
absolviert hat. 
Erwerbsbeteiligung: Anteil der Bevölkerung 
eines landes im erwerbsfähigen Alter, die sich am 
Arbeitsmarkt beteiligt, entweder durch Ausübung 
einer Arbeit oder durch aktive Arbeitssuche, 
ausgedrückt als prozentualer Anteil an der 
Erwerbsbevölkerung.
HAuPTDATENQuELLEN
Spalten 1 und 2: HDRO-Berechnungen auf der 
Grundlage von Un Maternal Mortality Estimation 
Group (MMEIG) (wHO), UnIcEF, UnFPA und world 
Bank (2012), UnDESA (2011), IPU (2012), Barro und 
lee (2010), UnEScO Institute for Statistics (2012) 
und IlO (2012).
Spalte 3: wHO und andere (2012).
Spalte 4: UnDESA (2011).
Spalte 5: IPU (2012).
Spalten 6 und 7: UnEScO Institute for Statistics 
(2012) 
Spalten 8 und 9: IlO (2012). 
183 Burkina Faso 131 0,609 300 117,4 15,3 0,9 3,2 77,5 90,4
184 Tschad .. .. 1.100 138,1 12,8 .. .. 64,4 80,2
185 Mosambik 125 0,582 490 124,4 39,2 1,5 g 6,0 g 86,0 82,9
186 Kongo, Demokratische Rep. 144 0,681 540 170,6 8,2 10,7 g 36,2 g 70,2 72,5
186 niger 146 0,707 590 193,6 13,3 2,5 g 7,6 g 39,9 89,9
ANDERE LäNDER oDER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. .. .. 81 0,6 15,6 .. .. 71,6 83,7
Marshallinseln .. .. .. 37,7 3,0 .. .. .. ..
Monaco .. .. .. 1,5 19,0 .. .. .. ..
nauru .. .. .. 23,0 0,1 .. .. .. ..
San Marino .. .. .. 2,5 18,3 .. .. .. ..
Somalia .. .. 1,000 68,0 13,8 .. .. 37,7 76,8
Südsudan .. .. .. .. 24,3 .. .. .. ..
Tuvalu .. .. .. 21,5 6,7 .. .. .. ..
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung .. 0,193 15 18,7 25,0 84,7 87,1 52,7 68,7
Hohe menschliche Entwicklung .. 0,376 47 45,9 18,5 62,9 65,2 46,8 75,3
Mittlere menschliche Entwicklung .. 0,457 121 44,7 18,2 42,1 58,8 50,5 79,9
niedrige menschliche Entwicklung .. 0,578 405 86,0 19,2 18,0 32,0 56,4 79,9
Regionen
Arabische Staaten .. 0,555 176 39,2 13,0 31,8 44,7 22,8 74,1
Ostasien und Pazifik .. 0,333 73 18,5 17,7 49,6 63,0 65,2 80,6
Europa und Zentralasien .. 0,280 28 23,1 16,7 81,4 85,8 49,6 69,0
lateinamerika und Karibik .. 0,419 74 70,6 24,4 49,8 51,1 53,7 79,9
Südasien .. 0,568 203 66,9 18,5 28,3 49,7 31,3 81,0
Afrika südlich der Sahara .. 0,577 475 105,2 20,9 23,7 35,1 64,7 76,2
Am wenigsten entwickelte Länder .. 0,566 394 90,9 20,3 16,9 27,1 64,8 82,4
Kleine Inselentwicklungsländer .. 0,481 193 61,1 22,0 48,0 53,0 53,0 73,9
Welt .. 0,463 145 51,2 20,3 52,3 62,9 51,3 77,2
bericht über die menschliche entwicklung 2013
Der Aufstieg des Südens: menschlicher Fortschritt in einer ungleichen welt
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Jahrb werta (%) (Tausend) (%) (%) (%) Bildung Gesundheit
lebens- 
standard 2002–2011c 2002–2012c
ScHäTZuNGEN AuF DER GRuNDLAGE VoN ERHEBuNGEN FüR 2007-2011
 Albanien 2008/2009 (D) 0,005 1,4 45 37,7 7,4 0,1 32,0 44,9 23,0 0,6 12,4
Armenien 2010 (D) 0,001 0,3 6 35,2 3,0 0,0 25,8 64,8 9,4 1,3 35,8
 Bangladesch 2007 (D) 0,292 57,8 83.207 50,4 21,2 26,2 18,7 34,5 46,8 43,3 31,5
 Bhutan 2010 (M) 0,119 27,2 198 43,9 17,2 8,5 40,4 21,2 38,4 10,2 23,2
 Bolivien, Plurinationaler Staat 2008 (D) 0,089 20,5 1.972 43,7 18,7 5,8 19,8 27,5 52,6 15,6 60,1
Burkina Faso 2010 (D) 0,535 84,0 13.834 63,7 7,1 65,7 36,2 27,9 35,9 44,6
 Kambodscha 2010 (D) 0,212 45,9 6.415 46,1 21,4 17,0 22,1 32,7 45,1 22,8 30,1
 Kolumbien 2010 (D) 0,022 5,4 2.500 40,9 6,4 1,1 31,8 33,5 34,7 8,2 37,2
 Kongo 2009 (D) 0,208 40,6 1.600 51,2 17,7 22,9 10,4 45,6 44,0 54,1 50,1
 Kongo, Demokratische Rep. 2010 (M) 0,392 74,0 48.815 53,0 15,1 45,9 18,0 25,1 56,9 87,7 71,3
 Dominikanische Republik 2007 (D) 0,018 4,6 439 39,4 8,6 0,7 39,1 22,6 38,2 2,2 34,4
Ägypten 2008 (D) 0,024 6,0 4.699 40,7 7,2 1,0 48,1 37,3 14,5 1,7 22,0
 Äthiopien 2011 (D) 0,564 87,3 72.415 64,6 6,8 71,1 25,9 27,6 46,5 39,0 38,9
Ghana 2008 (D) 0,144 31,2 7.258 46,2 21,6 11,4 32,1 19,5 48,4 28,6 28,5
 Guyana 2009 (D) 0,030 7,7 58 39,2 12,3 1,0 17,4 50,4 32,2 .. ..
 Indonesien 2007 (D) 0,095 20,8 48.352 45,9 12,2 7,6 15,7 50,6 33,8 18,1 12,5
 Jordanien 2009 (D) 0,008 2,4 145 34,4 1,3 0,1 49,6 47,4 3,1 0,1 13,3
 Kenia 2008/2009 (D) 0,229 47,8 18.863 48,0 27,4 19,8 12,7 30,1 57,2 43,4 45,9
lesotho 2009 (D) 0,156 35,3 759 44,1 26,7 11,1 21,9 18,9 59,2 43,4 56,6
 liberia 2007 (D) 0,485 83,9 3.218 57,7 9,7 57,5 29,7 25,0 45,3 83,8 63,8
Madagaskar 2008/2009 (D) 0,357 66,9 13.463 53,3 17,9 35,4 34,3 16,7 49,1 81,3 68,7
 Malawi 2010 (D) 0,334 66,7 9.633 50,1 23,4 31,4 19,5 27,1 53,3 73,9 52,4
Malediven 2009 (D) 0,018 5,2 16 35,6 4,8 0,3 13,6 81,1 5,3 .. ..
 Mauretanien 2007 (M) 0,352 d 61,7 d 1.982 d 57,1 d 15,1 d 40,7 d 32,0 21,6 46,5 23,4 42,0
 Marokko 2007 (n) 0,048 d 10,6 d 3.287 d 45,3 d 12,3 d 3,3 d 35,5 27,5 37,0 2,5 9,0
 Mosambik 2009 (D) 0,512 79,3 18.127 64,6 9,5 60,7 23,9 36,2 39,9 59,6 54,7
namibia 2006/2007 (D) 0,187 39,6 855 47,2 23,6 14,7 15,1 31,0 53,9 31,9 38,0
nepal 2011 (D) 0,217 44,2 13.242 49,0 17,4 20,8 21,8 33,7 44,4 24,8 25,2
 nigeria 2008 (D) 0,310 54,1 83.578 57,3 17,8 33,9 27,0 32,2 40,8 68,0 54,7
Pakistan 2006/2007 (D) 0,264 d 49,4 d 81.236 d 53,4 d 11,0 d 27,4 d 30,8 37,9 31,2 21,0 22,3
 Palästina, Staat 2006/2007 (n) 0,005 1,4 52 37,3 8,8 0,1 33,9 55,3 10,8 0,0 21,9
 Peru 2008 (D) 0,066 15,7 4.422 42,2 14,9 3,9 18,6 20,8 60,6 4,9 31,3
Philippinen 2008 (D) 0,064 13,4 12.083 47,4 9,1 5,7 15,8 56,5 27,7 18,4 26,5
 Ruanda 2010 (D) 0,350 69,0 6.900 50,8 19,4 34,7 19,5 30,9 49,6 63,2 44,9
São Tomé und Príncipe 2008/2009 (D) 0,154 34,5 56 44,7 24,3 10,7 28,8 27,5 43,6 .. 66,2
 Senegal 2010/2011 (D) 0,439 74,4 7.642 58,9 11,7 50,6 31,8 40,6 27,6 33,5 50,8
 Sierra leone 2008 (D) 0,439 77,0 4.321 57,0 13,1 53,2 31,5 19,3 49,2 53,4 66,4
 Südafrika 2008 (n) 0,057 13,4 6.609 42,3 22,2 2,4 7,5 50,5 42,0 13,8 23,0
Swasiland 2010 (M) 0,086 20,4 242 41,9 23,1 3,3 16,7 29,9 53,4 40,6 69,2
 Tansania, Vereinigte Rep. 2010 (D) 0,332 65,6 28.552 50,7 21,0 33,4 18,3 26,4 55,3 67,9 33,4
 Timor-leste 2009/2010 (D) 0,360 68,1 749 52,9 18,2 38,7 21,3 31,0 47,7 37,4 49,9
 Ukraine 2007 (D) 0,008 2,2 1.018 35,5 1,0 0,2 4,7 91,1 4,2 0,1 2,9
Uganda 2011 (D) 0,367 69,9 24.122 52,5 19,0 31,2 15,6 34,1 50,4 51,5 31,1
Vanuatu 2007 (M) 0,129 30,1 67 42,7 33,5 6,5 29,7 17,3 53,0 .. ..
Vietnam 2010/2011 (M) 0,017 4,2 3.690 39,5 7,9 0,7 32,8 25,1 42,1 40,1 28,9
 Sambia 2007 (D) 0,328 64,2 7.740 51,2 17,2 34,8 17,5 27,9 54,7 68,5 59,3
Simbabwe 2010/2011 (D) 0,172 39,1 4.877 44,0 25,1 11,5 10,2 33,6 56,3 .. 72,0
ScHäTZuNGEN AuF DER GRuNDLAGE VoN ERHEBuNGEN FüR 2002-2006
Argentinien 2005 (n) 0,011 f 2,9 f 1.160 f 37,6 f 5,8 f 0,2 f 41,9 12,9 45,2 0,9 ..
Aserbaidschan 2006 (D) 0,021 5,3 461 39,4 12,5 0,6 24,4 49,4 26,2 0,4 15,8
Belarus 2005 (M) 0,000 0,0 0 35,1 0,8 0,0 16,6 61,8 21,7 0,1 5,4
Belize 2006 (M) 0,024 5,6 16 42,6 7,6 1,1 22,8 35,8 41,4 .. 33,5
Benin 2006 (D) 0,412 71,8 5.652 57,4 13,2 47,2 33,6 25,1 41,3 47,3 39,0
Bosnien und Herzegowina 2006 (M) 0,003 0,8 30 37,2 7,0 0,1 29,2 51,8 19,0 0,0 14,0
Brasilien 2006 (n) 0,011 2,7 5.075 39,3 7,0 0,2 39,0 40,2 20,7 6,1 21,4
Burundi 2005 (M) 0,530 84,5 6.128 62,7 12,2 61,9 31,5 22,4 46,1 81,3 66,9
Kamerun 2004 (D) 0,287 53,3 9.149 53,9 19,3 30,4 25,7 24,5 49,8 9,6 39,9
Tschad 2003 (w) 0,344 62,9 115.758 54,7 28,2 44,1 40,9 4,6 54,5 61,9 55,0
china 2002 (w) 0,056 12,5 161.675 44,9 6,3 4,5 64,8 9,9 25,2 13,1 2,8
Kroatien 2003 (w) 0,016 4,4 196 36,3 0,1 0,3 45,0 46,7 8,3 0,1 11,1
Tschechische Republik 2002/2003 (w) 0,010 3,1 316 33,4 0,0 0,0 0,0 99,9 0,1 .. ..
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HINWEISE
a nicht alle Indikatoren standen für alle länder zur 
Verfügung, daher ist bei länderübergreifenden 
Vergleichen Vorsicht geboten. Bei fehlenden 
Daten wurde die Gewichtung der Indikatoren auf 
insgesamt 100 Prozent bereinigt. Zu Einzelheiten 
bezüglich fehlender länderdaten siehe Alkire 
und andere (2011) und Alkire, conconi und Roche 
(2012).
b Angaben zu Datenquellen: D: Demographic and 
Health Surveys, M: Multiple Indicator cluster 
Surveys, w: world Health Surveys, n: nationale 
Erhebungen. 
c Die Daten beziehen sich auf das jüngste 
verfügbare Jahr im angegebenen Zeitraum.
d Geschätzte untere Grenze. 
e Geschätzte obere Grenze.  
f Bezieht sich nur auf einen Teil des landes.
DEFINITIoNEN
Index der mehrdimensionalen Armut: Anteil 
der Bevölkerung, die von mehrdimensionaler 
Armut betroffen ist, korrigiert um die 
Deprivationsintensität. nähere Informationen zur 
Berechnung des Indexes der mehrdimensionalen 
Armut enthält die Technische Erläuterung 4.
Anteil der von mehrdimensionaler Armut 
Betroffenen: Anteil der Bevölkerung mit einem 
gewichteten Deprivationswert von mindestens  
33 Prozent. 
Deprivationsintensität der mehrdimensionalen 
Armut: Durchschnittliche prozentuale Deprivation 
der von mehrdimensionaler Armut Betroffenen. 
Armutsgefährdete Bevölkerung: Anteil der 
Bevölkerung, die dem Risiko ausgesetzt ist, 
Mehrfachformen von Deprivation zu erleiden 
(Deprivationswert von 20 bis 33 Prozent). 
Bevölkerung in starker Armut: Anteil der 
Bevölkerung, die in starker mehrdimensionaler 
Armut lebt (Deprivationswert ab 50 Prozent). 
Beitrag der Deprivation zur Gesamtarmut: 
Prozentualer Anteil des Indexes der 
mehrdimensionalen Armut, der der Deprivation in 
dem jeweiligen Bereich zuzuordnen ist. 
Bevölkerung unterhalb der Grenze von  
$ 1,25 KKP pro Tag: Anteil der Bevölkerung, der 
unterhalb der internationalen Armutsgrenze von  
1,25 US-Dollar (in Kaufkraftparitäten) pro Tag lebt. 
Bevölkerung unterhalb der nationalen 
Armutsgrenze: Anteil der Bevölkerung, der 
unterhalb der nationalen Armutsgrenze lebt, d.h. 
der Armutsgrenze, die von den Behörden eines 
landes für dieses als angemessen erachtet wird. 
nationale Schätzungen basieren auf Schätzungen 
der nach Bevölkerung gewichteten Untergruppen 
aus Haushaltserhebungen.
HAuPTDATENQuELLEN
Spalten 1 und 2: Berechnet aus verschiedenen 
Haushaltserhebungen, namentlich Demographic 
and Health Surveys von IcF Macro, Multiple 
Indicator clusterSurveys des Kinderhilfswerks der 
Vereinten nationen und world Health Surveys der 
weltgesundheitsorganisation, die zwischen 2000 
und 2010 durchgeführt wurden.  
Spalten 3-10: Berechnet auf der Grundlage von 
Daten über Deprivation von Haushalten in Bezug 
auf Bildung, Gesundheit und lebensstandard 
aus den verschiedenen in Spalte 1 genannten 
Haushaltserhebungen.
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Yearb Valuea (%) (thousands) (%) (%) (%) Education Health
living 
standards 2002–2011c 2002–2012c
côte d’Ivoire 2005 (D) 0,353 61,5 11.083 57,4 15,3 39,3 32,0 38,7 29,3 23,8 42,7
Dschibuti 2006 (M) 0,139 29,3 241 47,3 16,1 12,5 38,3 24,6 37,1 18,8 ..
Ecuador 2003 (w) 0,009 2,2 286 41,6 2,1 0,6 78,6 3,3 18,1 4,6 32,8
Estland 2003 (w) 0,026 7,2 97 36,5 1,3 0,2 91,2 1,2 7,6 0,5 ..
Gambia 2005/2006 (M) 0,324 60,4 935 53,6 17,6 35,5 33,5 30,7 35,8 33,6 48,4
Georgien 2005 (M) 0,003 0,8 36 35,2 5,3 0,0 23,2 33,8 43,0 15,3 24,7
Guatemala 2003 (w) 0,127 d 25,9 d 3.134 d 49,1 d 9,8 d 14,5 d 57,2 10,0 32,8 13,5 51,0
Guinea 2005 (D) 0,506 82,5 7.459 61,3 9,3 62,3 35,5 23,0 41,5 43,3 53,0
Haiti 2005/2006 (D) 0,299 56,4 5.346 53,0 18,8 32,3 27,0 21,5 51,5 .. ..
Honduras 2005/2006 (D) 0,159 32,5 2.281 48,9 22,0 11,3 38,0 18,5 43,6 17,9 60,0
Ungarn 2003 (w) 0,016 4,6 466 34,3 0,0 0,0 1,8 95,6 2,7 0,2 ..
Indien 2005/2006 (D) 0,283 53,7 612.203 52,7 16,4 28,6 21,8 35,7 42,5 32,7 29,8
Irak 2006 (M) 0,059 14,2 3.996 41,3 14,3 3,1 47,5 32,1 20,4 2,8 22,9
Kasachstan 2006 (M) 0,002 0,6 92 36,9 5,0 0,0 14,6 56,8 28,7 0,1 8,2
Kirgistan 2005/2006 (M) 0,019 4,9 249 38,8 9,2 0,9 36,6 36,9 26,4 6,2 33,7
laos, Demokratische Volksrep. 2006 (M) 0,267 47,2 2.757 56,5 14,1 28,1 33,1 27,9 39,0 33,9 27,6
lettland 2003 (w) 0,006 d 1,6 d 37 d 37,9 d 0,0 d 0,0 d 0,0 88,0 12,0 0,1 5,9
Mali 2006 (D) 0,558 86,6 11.771 64,4 7,6 68,4 34,5 26,2 39,3 50,4 47,4
Mexiko 2006 (n) 0,015 4,0 4.313 38,9 5,8 0,5 38,6 23,9 37,5 1,2 51,3
Moldau, Republik 2005 (D) 0,007 1,9 72 36,7 6,4 0,1 24,7 34,3 41,1 0,4 21,9
Mongolei 2005 (M) 0,065 15,8 403 41,0 20,6 3,2 15,4 27,9 56,6 .. 35,2
Montenegro 2005/2006 (M) 0,006 1,5 9 41,6 1,9 0,3 37,5 47,6 14,9 0,1 6,6
nicaragua 2006/2007 (D) 0,128 28,0 1.538 45,7 17,4 11,2 27,9 13,6 58,5 11,9 46,2
niger 2006 (D) 0,642 92,4 12.437 69,4 4,0 81,8 35,4 21,5 43,2 43,6 59,5
Paraguay 2002/2003 (w) 0,064 13,3 755 48,5 15,0 6,1 35,1 19,0 45,9 7,2 34,7
Russische Föderation 2003 (w) 0,005 d 1,3 d 1.883 d 38,9 d 0,8 d 0,2 d 84,2 2,5 13,3 0,0 11,1
Serbien 2005/2006 (M) 0,003 0,8 79 40,0 3,6 0,1 30,5 40,1 29,4 0,3 9,2
Slowakei 2003 (w) 0,000 e 0,0 e 0 e 0,0 e 0,0 e 0,0 e 0,0 0,0 0,0 0,1 ..
Slowenien 2003 (w) 0,000 e 0,0 e 0 e 0,0 e 0,4 e 0,0 e 0,0 0,0 0,0 0,1 ..
Somalia 2006 (M) 0,514 81,2 6.941 63,3 9,5 65,6 34,2 18,6 47,2 .. ..
Sri lanka 2003 (w) 0,021 d 5,3 d 1.027 d 38,7 d 14,4 d 0,6 d 6,3 35,4 58,3 7,0 8,9
Suriname 2006 (M) 0,039 8,2 41 47,2 6,7 3,3 36,1 18,8 45,1 .. ..
Syrien, Arabische Rep. 2006 (M) 0,021 e 5,5 e 1.041 e 37,5 e 7,1 e 0,5 e 45,4 42,7 11,8 1,7 ..
Tadschikistan 2005 (M) 0,068 17,1 1.104 40,0 23,0 3,1 18,7 45,0 36,3 6,6 46,7
Thailand 2005/2006 (M) 0,006 1,6 1.067 38,5 9,9 0,2 40,7 31,2 28,1 0,4 8,1
Mazedonien, ehem. jugoslaw. Rep. 2005 (M) 0,008 1,9 39 40,9 6,7 0,3 59,9 12,8 27,3 0,0 19,0
Togo 2006 (M) 0,284 54,3 3.003 52,4 21,6 28,7 28,3 25,4 46,3 38,7 61,7
Trinidad und Tobago 2006 (M) 0,020 5,6 74 35,1 0,4 0,3 1,3 94,3 4,4 .. ..
Tunesien 2003 (w) 0,010 d 2,8 d 272 d 37,1 d 4,9 d 0,2 d 25,0 47,3 27,6 1,4 3,8
Türkei 2003 (D) 0,028 6,6 4.378 42,0 7,3 1,3 42,3 38,4 19,2 0,0 18,1
Vereinigte Arabische Emirate 2003 (w) 0,002 0,6 20 35,3 2,0 0,0 94,4 0,4 5,2 .. ..
Uruguay 2002/2003 (w) 0,006 1,7 57 34,7 0,1 0,0 96,0 0,6 3,4 0,2 18,6
Usbekistan 2006 (M) 0,008 2,3 603 36,2 8,1 0,1 23,2 55,7 21,1 .. ..
Jemen 2006 (M) 0,283 52,5 11.176 53,9 13,0 31,9 27,0 40,5 32,4 17,5 34,8
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$ 2005) (% des BIP) (2005 = 100) (% des BIP) (% des BIP) (% des BIP) (% des BIP) (% des BIP)
HDI-Rang 2011 2011 2011 2010 2000 2011 2010 2010 2000 2005–2010b 2000 2010 2000 2009
SEHR HoHE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
1 norwegen 232,7 46.982 20,2 112 19,3 21,5 6,4 8,0 6,6 7,3 1,7 1,5 .. ..
2 Australien 781,5 34.548 27,1 116 17,6 18,0 5,4 5,9 4,7 5,1 1,8 1,9 .. ..
3 Vereinigte Staaten 13.238.3 42.486 14,7 c 112 14,3 17,5 c 5,8 9,5 .. 5,4 3,0 4,8 .. ..
4 niederlande 621,9 37.251 18,6 108 22,0 28,1 5,0 9,4 5,0 5,9 1,5 1,4 .. ..
5 Deutschland 2.814.4 34.437 18,2 108 19,0 19,5 8,2 9,0 .. 4,6 1,5 1,4 .. ..
6 neuseeland 108,4 c 24.818 c 18,9 c 115 17,3 20,3 c 6,0 8,4 .. 7,2 1,2 1,2 .. ..
7 Irland 159,9 35.640 11,5 c 107 14,2 18,9 c 4,6 6,4 4,2 5,7 0,7 0,6 .. ..
7 Schweden 331,3 35.048 18,4 108 25,8 26,6 7,0 7,8 7,2 7,3 2,0 1,3 .. ..
9 Schweiz 300,3 37.979 20,9 c 104 11,1 11,5 c 5,6 6,8 5,2 5,4 1,1 0,8 .. ..
10 Japan 3.918.9 30.660 20,1 c 100 16,9 19,8 6,2 7,8 3,7 3,8 1,0 1,0 .. ..
11 Kanada 1.231.6 35.716 22,1 c 109 18,6 21,8 c 6,2 8,0 5,6 4,8 1,1 1,5 .. ..
12 Korea, Republik 1.371.0 27.541 28,6 c 116 12,0 15,3 c 2,2 4,1 .. 5,0 2,6 2,7 .. ..
13 Hongkong, china (SAR) 310,0 43.844 21,5 c 112 9,1 8,4 c .. .. .. 3,6 .. .. .. ..
13 Island 10,7 33.618 14,1 149 23,4 25,2 7,7 7,6 6,7 7,8 0,0 0,1 d .. ..
15 Dänemark 180,6 32.399 17,2 111 25,1 28,6 6,8 9,7 8,3 8,7 1,5 1,5 .. ..
16 Israel 207,5 26.720 18,7 114 25,8 23,9 4,7 4,6 6,5 5,8 8,0 6,5 .. ..
17 Belgien 364,7 33.127 20,9 111 21,3 24,1 6,1 8,0 .. 6,4 1,4 1,1 .. ..
18 Österreich 306,1 36.353 21,1 109 19,0 19,3 7,6 8,5 5,7 5,5 1,0 0,9 .. ..
18 Singapur 277,8 53.591 23,4 114 10,9 10,3 1,3 1,4 3,4 3,3 4,6 3,7 .. ..
20 Frankreich 1.951,2 29.819 20,1 108 22,9 24,5 8,0 9,3 5,7 5,9 2,5 2,3 .. ..
21 Finnland 173,8 32.254 19,2 110 20,6 23,9 5,1 6,7 5,9 6,8 1,3 1,4 .. ..
21 Slowenien 51,2 24.967 19,5 115 18,7 20,6 6,1 6,9 .. 5,7 1,1 1,6 .. ..
23 Spanien 1.251,3 27.063 21,7 112 17,1 20,3 5,2 6,9 4,3 5,0 1,2 1,0 .. ..
24 liechtenstein .. .. .. .. .. .. .. .. .. 2,1 .. .. .. ..
25 Italien 1.645,0 27.069 19,5 110 18,3 20,5 5,8 7,4 4,4 4,7 2,0 1,7 .. ..
26 luxemburg 35,4 68.459 19,0 111 15,1 16,5 5,2 6,6 .. .. 0,6 0,6 .. ..
26 Vereinigtes Königreich 2.034,2 32.474 14,3 114 18,6 22,5 5,6 8,1 4,5 5,6 2,4 2,6 .. ..
28 Tschechische Republik 252,8 23.967 23,9 115 20,3 20,9 5,9 6,6 4,0 4,5 2,0 1,3 .. ..
29 Griechenland 255,0 22.558 14,0 117 18,9 17,5 4,7 6,1 3,4 4,1 3,6 2,3 .. ..
30 Brunei Darussalam 18,2 c 45.507 c 15,9 c 105 25,8 22,4 c 2,6 2,4 3,7 2,0 5,7 3,2 .. ..
31 Zypern 21,0 26.045 18,4 c 113 16,0 19,7 c 2,4 2,5 5,3 7,9 3,0 2,1 .. ..
32 Malta 9,6 23.007 15,0 112 18,2 21,1 4,9 5,7 .. 5,8 0,7 0,7 .. ..
33 Andorra .. .. .. .. .. .. 4,9 5,3 .. 2,9 .. .. .. ..
33 Estland 24,0 17.885 21,5 126 19,8 19,5 4,1 4,7 5,4 5,7 1,4 1,7 .. ..
35 Slowakei 112,9 20.757 22,4 115 20,1 18,1 5,6 5,8 3,9 4,1 1,7 1,3 .. ..
36 Katar 145,8 77.987 39,6 d 136 19,7 24,8 d 1,6 1,4 .. 2,4 .. 2,3 e .. ..
37 Ungarn 172,5 17.295 16,7 130 21,5 10,0 5,0 5,1 5,0 5,1 1,7 1,0 .. ..
38 Barbados 4,8 d 17.564 d 14,6 c 132 21,2 20,3 c 4,1 5,2 5,6 6,7 .. .. .. ..
39 Polen 691,2 18.087 19,9 c 115 17,4 18,9 c 3,9 5,4 5,0 5,1 1,8 1,9 .. ..
40 chile 263,7 15.272 23,2 101 12,5 11,8 3,4 3,8 3,9 4,5 3,8 3,2 8,2 6,2
41 litauen 54,1 16.877 17,6 129 22,8 18,9 4,5 5,2 .. 5,7 1,7 1,1 9,7 24,3
41 Vereinigte Arabische Emirate 333,7 42.293 23,8 c 115 .. 8,2 c 2,5 2,7 1,3 1,0 9,4 6,9 .. ..
43 Portugal 226,8 21.317 18,1 109 19,0 20,1 6,4 7,5 5,2 5,8 1,9 2,1 .. ..
44 lettland 30,6 13.773 22,4 139 20,8 15,6 3,2 4,1 5,4 5,6 0,9 1,1 7,7 43,9
45 Argentinien 631,9 15.501 22,6 154 13,8 15,1 5,0 4,4 4,6 6,0 1,1 0,9 9,4 3,8
46 Seychellen 2,0 23.172 22,0 d 185 24,2 11,1 d 4,0 3,1 .. 5,0 1,7 1,3 3,4 5,0
47 Kroatien 71,2 16.162 21,9 117 23,8 21,2 6,7 6,6 .. 4,3 3,1 1,7 .. ..
HoHE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
48 Bahrain 26,9 c 21.345 c 26,6 d 114 17,6 15,5 d 2,7 3,6 .. 2,9 4,0 3,4 .. ..
49 Bahamas 9,8 28.239 26,0 113 10,8 15,0 2,8 3,6 2,8 .. .. .. .. ..
50 Belarus 125,0 13.191 37,6 162 19,5 13,5 4,9 4,4 6,2 4,5 1,3 1,4 2,9 2,6
51 Uruguay 44,9 13.315 19,0 142 12,4 13,0 6,1 5,6 2,4 2,9 2,8 2,0 5,3 3,5
52 Montenegro 6,6 10.402 22,1 122 21,9 18,2 5,4 6,1 .. .. .. 1,9 .. 2,4
52 Palau 0,3 13.176 .. .. .. .. 8,5 7,9 9,8 .. .. .. .. ..
54 Kuwait 135,1 47.935 17,8 d 130 21,5 13,5 1,9 2,1 .. 3,8 7,2 3,6 .. ..
55 Russische Föderation 2.101,8 14.808 23,1 163 15,1 16,9 3,2 3,2 2,9 4,1 3,7 3,9 4,6 4,2
56 Rumänien 233,3 10.905 32,2 135 7,2 15,8 3,5 4,4 2,9 4,3 2,5 1,3 6,7 11,5
57 Bulgarien 88,2 11.799 23,3 138 19,0 15,4 3,6 3,7 .. 4,4 2,7 1,9 10,0 8,4
57 Saudi-Arabien 601,8 21.430 19,0 129 26,0 19,8 3,1 2,7 5,9 5,6 10,6 10,1 .. ..
59 Kuba .. .. 9,9 c .. 29,6 37,9 c 6,1 9,7 7,7 12,9 .. .. .. ..
















$ 2005) (% des BIP) (2005 = 100) (% des BIP) (% des BIP) (% des BIP) (% des BIP) (% des BIP)
HDI-Rang 2011 2011 2011 2010 2000 2011 2010 2010 2000 2005–2010b 2000 2010 2000 2009
59 Panama 49,2 13.766 27,5 c 123 13,2 11,2 c 5,3 6,1 5,0 3,8 0,0 0,0 7,6 4,0
61 Mexiko 1.466,6 12.776 20,4 124 11,1 12,0 2,4 3,1 4,9 5,3 0,6 0,5 10,1 3,0
62 costa Rica 50,7 10.732 19,8 158 13,3 17,6 c 5,0 7,4 4,4 6,3 0,0 0,0 4,1 3,0
63 Grenada 1,0 9.806 23,1 d 121 11,7 15,6 d 4,2 2,6 .. .. .. .. 2,8 3,3
64 libyen 96,2 d 15.361 d .. 125 20,8 .. 1,9 2,7 .. .. 3,1 1,2 e .. ..
64 Malaysia 394,6 13.672 20,3 c 114 10,2 12,7 c 1,7 2,4 6,0 5,8 1,6 1,6 6,9 5,6
64 Serbien 71,2 9.809 25,3 153 19,6 18,2 5,2 6,4 .. 5,0 5,5 2,2 2,0 11,2
67 Antigua und Barbuda 1,3 14.139 18,3 d 112 19,0 17,6 d 3,3 4,3 .. 2,5 .. .. .. ..
67 Trinidad und Tobago 30,6 22.761 .. 155 9,3 .. 1,7 3,4 3,8 .. .. .. .. ..
69 Kasachstan 191,5 11.568 23,9 162 12,1 9,8 2,1 2,5 3,3 3,1 0,8 1,1 18,4 32,3
70 Albanien 25,3 7.861 24,9 115 8,9 9,3 2,3 2,6 .. .. 1,2 1,6 0,8 3,9
71 Venezuela, Bolivarische Republik 329,6 11.258 17,0 163 12,4 10,4 2,4 1,7 .. 3,7 1,5 0,9 5,4 1,5
72 Dominica 0,8 11.120 22,3 c 116 18,5 17,2 c 4,1 5,2 .. 3,6 .. .. 3,3 3,3
72 Georgien 21,6 4.826 17,2 143 8,5 9,4 1,2 2,4 2,2 3,2 0,6 3,9 3,9 7,0
72 libanon 54,9 12.900 30,0 105 17,3 12,3 3,2 2,8 1,9 1,8 5,4 4,2 8,6 10,9
72 St. Kitts und nevis 0,7 13.291 30,3 d 122 17,6 16,0 d 3,3 4,0 5,2 4,5 .. .. 5,1 6,7
76 Iran, Islamische Republik 765,2 d 10.462 d .. 206 13,9 .. 1,9 2,2 4,4 4,7 3,7 1,8 e 2,9 ..
77 Peru 266,0 9.049 23,8 115 10,6 9,8 2,8 2,7 .. 2,7 1,8 1,3 4,8 4,4
78 Mazedonien, ehem. jugoslaw. Rep. 19,5 9.451 21,5 115 18,2 18,0 4,9 4,5 .. .. 1,9 1,4 3,9 7,3
78 Ukraine 290,6 6.359 19,3 195 20,9 18,8 2,9 4,4 4,2 5,3 3,6 2,7 11,7 22,1
80 Mauritius 16,4 12.737 24,4 137 14,1 14,0 2,0 2,5 3,8 3,1 0,2 0,1 9,9 1,3
81 Bosnien und Herzegowina 28,5 7.607 20,7 118 .. 22,1 4,1 6,8 .. .. .. 1,2 5,8 8,2
82 Aserbaidschan 81,5 8.890 17,2 164 9,5 11,8 0,9 1,2 3,9 3,2 2,3 2,9 2,5 0,8
83 St. Vincent und die Grenadinen 1,0 9.482 23,5 d 124 16,4 19,5 d 3,6 3,9 7,9 4,9 .. .. 3,3 4,7
84 Oman 72,1 c 25.330 d .. 131 20,7 19,9 d 2,5 2,2 3,1 4,3 10,8 8,5 .. ..
85 Brasilien 2.021,3 10.278 19,3 126 19,2 20,7 2,9 4,2 4,0 5,7 1,8 1,6 10,1 2,1
85 Jamaika 19,2 7.074 22,9 179 14,3 17,7 2,9 2,6 5,0 6,1 0,5 0,8 7,8 8,5
87 Armenien 15,8 5.112 30,9 131 11,8 11,8 1,1 1,8 2,8 3,2 3,6 4,2 2,4 10,3
88 St. lucia 1,4 8.231 33,5 c 115 18,2 16,0 c 3,2 5,3 7,1 4,4 .. .. 4,2 3,6
89 Ecuador 109,2 7.443 24,2 124 9,8 15,8 1,3 3,0 1,3 .. 1,6 3,6 11,8 3,2
90 Türkei 991,7 13.466 20,0 153 11,7 8,1 3,1 5,1 2,6 2,9 3,7 2,4 7,8 8,0
91 Kolumbien 415,8 8.861 21,9 126 16,7 10,6 5,5 5,5 3,5 4,8 3,0 3,6 5,1 3,4
92 Sri lanka 102,9 4.929 34,6 172 10,5 7,5 1,8 1,3 .. 2,1 5,0 3,0 4,8 2,9
93 Algerien 275,0 7.643 38,3 d 122 13,6 14,2 d 2,6 3,2 .. 4,3 3,4 3,6 8,2 0,4
94 Tunesien 88,1 8.258 24,0 123 16,7 13,4 3,3 3,4 6,2 6,3 1,8 1,4 8,9 5,3
mITTLERE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
95 Tonga 0,4 4.092 24,3 c 131 18,2 18,9 c 4,0 4,1 4,9 .. .. .. 2,4 1,4
96 Belize 2,1 5.896 .. 113 12,9 .. 2,2 3,3 5,0 6,1 0,9 1,1 9,2 7,2
96 Dominikanische Republik 87,0 8.651 16,7 136 7,8 5,2 2,2 2,7 1,9 2,2 1,0 0,7 2,2 2,6
96 Fidschi 3,6 4.199 .. 127 17,2 .. 3,2 3,4 5,9 4,5 1,9 1,6 1,5 0,7
96 Samoa 0,7 4.008 .. 131 .. .. 4,0 5,7 4,0 5,3 .. .. 2,2 1,8
100 Jordanien 32,6 5.269 21,3 134 23,7 18,9 4,7 5,4 .. .. 6,3 5,0 8,7 2,5
101 china 9.970,6 7.418 45,5 115 15,8 13,1 1,8 2,7 .. .. 1,9 2,1 2,2 1,0
102 Turkmenistan 41,1 8.055 60,0 .. 14,2 11,1 3,2 1,5 .. .. .. .. 16,1 0,8
103 Thailand 530,6 7.633 25,8 116 11,3 13,3 1,9 2,9 5,4 3,8 1,5 1,5 11,4 3,5
104 Malediven 2,5 7.834 .. 138 22,9 .. 4,1 3,8 .. 8,7 .. .. 3,2 9,8
105 Suriname 3,7 c 7.110 c .. 145 37,5 .. 3,9 3,4 .. .. .. .. .. ..
106 Gabun 21,5 13.998 25,1 113 9,6 8,8 1,0 1,8 3,8 .. 1,8 0,9 6,9 3,4
107 El Salvador 37,6 6.032 14,2 119 10,2 11,1 3,6 4,3 2,5 3,2 1,3 1,1 2,8 5,0
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 45,4 4.499 16,6 c 137 14,5 13,2 3,7 3,0 5,5 6,3 2,1 1,7 7,6 3,3
108 Mongolei 11,7 4.178 48,6 168 15,3 14,0 3,9 3,0 5,6 5,4 2,1 1,1 3,4 2,8
110 Palästina, Staat .. .. .. .. 27,0 .. .. .. .. .. .. .. .. ..
111 Paraguay 31.2 4.752 21,3 140 12,7 10,4 3,7 2,1 5,3 4,0 1,1 0,9 5,0 2,5
112 Ägypten 457.8 5.547 19,4 173 11,2 11,3 2,2 1,7 .. 3,8 3,2 2,0 1,8 1,4
113 Moldau, Republik 10.6 2.975 23,9 153 10,3 22,7 3,2 5,4 4,5 9,1 0,4 0,3 11,6 6,7
114 Philippinen 344.4 3.631 15,8 127 11,4 10,2 1,6 1,3 3,3 2,7 1,6 1,2 8,7 6,5
114 Usbekistan 85.2 2.903 23,5 .. 18,7 16,6 2,5 2,8 .. .. 1,2 .. 6,4 1,5
116 Syrien, Arabische Rep. 96.9 c 4.741 c 18,8 c 142 12,4 10,1 c 2,0 1,6 .. 4,9 5,5 4,1 2,5 1,1
117 Mikronesien, Föd. Staaten von 0.3 3.017 .. .. .. .. 7,7 12,9 6,7 .. .. .. .. ..
118 Guyana 2.3 c 3.104 c 26,3 c 136 24,7 15,1 c 4,6 5,1 8,5 3,7 1,5 2,1 9,7 1,4
119 Botsuana 26.3 12.939 27,9 156 25,4 19,9 2,9 6,0 .. 7,8 3,3 2,4 1,2 0,5
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$ 2005) (% des BIP) (2005 = 100) (% des BIP) (% des BIP) (% des BIP) (% des BIP) (% des BIP)
HDI-Rang 2011 2011 2011 2010 2000 2011 2010 2010 2000 2005–2010b 2000 2010 2000 2009
120 Honduras 27,7 3.566 22,2 139 13,4 17,1 3,0 4,4 .. .. 0,7 1,1 5,5 3,4
121 Indonesien 992,1 4.094 32,4 146 6,5 4,5 0,7 1,3 .. 3,0 .. 0,7 10,1 4,1
121 Kiribati 0,2 2.220 .. .. .. .. 7,5 9,3 11,0 .. .. .. .. ..
121 Südafrika 489,6 9.678 18,9 140 18,1 21,5 3,4 3,9 5,6 6,0 1,5 1,3 2,9 1,4
124 Vanuatu 1,0 4.062 .. 119 20,8 .. 2,7 4,8 7,0 5,2 .. .. 0,7 0,9
125 Kirgistan 11,7 2.126 24,8 167 20,0 19,1 2,1 3,5 3,5 6,2 2,9 4,4 12,6 11,6
125 Tadschikistan 14,3 2.052 18,7 170 8,3 28,9 0,9 1,6 2,3 4,0 1,2 .. 7,3 12,1
127 Vietnam 264,6 3.013 31,9 167 6,4 5,7 1,6 2,6 .. 5,3 .. 2,5 4,2 1,3
128 namibia 13,9 5.986 26,5 141 23,5 21,6 4,2 4,0 7,9 8,1 2,7 3,9 .. ..
129 nicaragua 15,1 2.579 29,7 159 12,2 10,1 3,7 4,9 3,9 .. 0,8 0,7 7,3 7,9
130 Marokko 143,5 4.373 30,6 111 18,4 15,4 1,2 2,0 5,8 5,4 2,3 3,5 7,3 3,6
131 Irak 112,5 3.412 .. 171 .. .. 0,4 6,8 .. .. .. 2,4 .. ..
132 Kap Verde 1,8 3.616 36,5 121 30,7 20,7 3,4 3,1 .. 5,6 1,3 0,5 3,0 2,2
133 Guatemala 64,2 4.351 14,6 134 7,0 10,5 2,2 2,5 .. 3,2 0,8 0,4 2,0 3,8
134 Timor-leste 1,6 1.393 .. 134 35,2 .. 6,3 5,1 .. 14,0 .. 4,9 .. ..
135 Ghana 41,3 1.652 21,8 189 10,2 8,5 3,0 3,1 .. 5,5 0,7 0,4 7,8 1,0
136 Äquatorialguinea 23,1 32.026 60,1 d 129 4,6 3,9 d 1,0 3,4 0,7 .. .. .. .. ..
136 Indien 3.976,5 3.203 29,5 152 12,6 11,7 1,3 1,2 4,4 3,1 3,1 2,7 2,3 1,2
138 Kambodscha 29,8 2.080 16,2 c 148 5,2 6,3 c 1,3 2,1 1,7 2,6 2,2 1,6 0,9 0,6
138 laos, Demokratische Volksrep. 15,5 2.464 27,4 127 6,7 9,8 1,0 1,5 1,5 3,3 0,8 0,3 2,3 4,3
140 Bhutan 3,8 5.096 41,3 d 134 20,4 21,4 d 5,3 4,5 5,8 4,0 .. .. 1,6 5,6
141 Swasiland 5,7 5.349 10,4 144 18,2 19,4 3,3 4,2 5,5 7,4 1,5 3,0 2,0 1,1
NIEDRIGE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
142 Kongo 16,1 3.885 23,4 130 11,6 9,7 1,2 1,1 .. 6,2 .. 1,1 1,4 1,6
143 Salomonen 1,4 2.581 .. 152 25,2 .. 4,8 8,0 .. 6,1 .. .. 2,1 3,0
144 São Tomé und Príncipe 0,3 1.805 .. 260 .. .. 3,6 2,7 .. .. .. .. .. 0,8
145 Kenia 62,7 1.507 24,3 180 15,1 13,3 1,9 2,1 5,2 6,7 1,3 1,9 4,7 1,2
146 Bangladesch 236,0 1.568 24,7 145 4,6 5,5 1,1 1,2 2,4 2,2 1,3 1,1 1,6 1,0
146 Pakistan 428,4 2.424 11,8 181 8,6 8,2 0,6 0,8 1,8 2,4 3,7 2,8 3,9 2,5
148 Angola 102,0 5.201 10,7 186 .. 17,7 1,9 2,4 2,6 3,4 6,4 4,2 18,7 2,8
149 Myanmar .. .. .. 225 .. .. 0,3 0,2 0,6 .. 2,3 .. .. ..
150 Kamerun 41,9 2.090 .. 117 9,5 .. 1,0 1,5 1,9 3,5 1,3 1,6 5,5 0,9
151 Madagaskar 18,2 853 33,0 d 159 9,0 11,6 d 2,5 2,3 2,9 3,2 1,2 0,7 3,0 0,6
152 Tansania, Vereinigte Rep. 59,8 1.334 28,1 151 11,7 18,2 1,6 4,0 .. 6,2 1,5 1,2 1,6 0,9
153 nigeria 360,8 2.221 .. 161 .. .. 1,5 1,9 .. .. 0,8 1,0 4,0 0,2
154 Senegal 22,2 1.737 30,7 115 12,8 8,8 1,6 3,1 3,2 5,6 1,3 1,6 4,8 2,3
155 Mauretanien 8,0 2.255 25,9 133 20,2 12,3 3,1 2,3 .. 4,3 3,5 3,8 6,4 3,0
156 Papua-neuguinea 16,6 2.363 14,8 130 16,6 8,4 3,3 2,6 .. .. 0,9 0,4 8,6 8,6
157 nepal 33,6 1.102 21,2 155 8,9 9,6 1,3 1,8 3,0 4,7 0,8 1,4 1,9 1,2
158 lesotho 3,3 1.504 34,9 141 41,7 32,6 3,4 8,5 11,8 13,0 4,0 3,1 8,2 1,6
159 Togo 5,6 914 19,4 116 10,5 .. 1,4 3,4 4,4 4,5 .. 1,7 2,3 1,1
160 Jemen 51,1 2.060 11,7 c 167 13,6 11,8 c 2,4 1,3 9,7 5,2 4,4 3,9 e 2,5 0,8
161 Haiti 10,5 1.034 .. 150 7,8 .. 1,7 1,5 .. .. 0,0 0,0 .. 2,0
161 Uganda 41,0 1.188 24,4 150 14,5 11,3 1,8 2,0 2,5 3,2 2,5 1,6 1,2 0,4
163 Sambia 19,2 1.423 21,3 167 9,5 11,6 2,9 3,6 2,0 1,3 .. 1,7 5,7 0,9
164 Dschibuti .. 2.087 d .. 129 29,7 .. 3,9 4,7 9,7 8,4 5,1 3,7 e 2,4 ..
165 Gambia 3,3 1.873 17,5 123 11,2 9,9 1,9 2,9 2,7 5,0 1,0 0,6 2,7 1,9
166 Benin 13,0 1.428 27,4 119 11,6 .. 1,9 2,0 3,3 4,5 0,6 1,0 e 3,3 0,6
167 Ruanda 12,0 1.097 21,0 c 155 11,0 15,5 c 1,7 5,2 4,1 4,7 3,5 1,3 2,1 0,3
168 côte d’Ivoire 31,9 1.581 16,4 114 7,2 9,1 1,3 1,1 3,8 4,6 .. 1,6 9,8 1,7
169 Komoren 0,7 980 12,4 d 118 11,7 15,3 d 1,5 3,0 .. 7,6 .. .. 1,6 0,8
170 Malawi 12,4 805 20,8 156 14,6 15,7 2,8 4,0 5,2 5,7 0,7 1,1 3,6 0,4
171 Sudan 83,8 1.878 24,7 166 7,6 17,7 0,9 1,9 .. .. 4,5 3,4 2,0 0,7
172 Simbabwe .. .. 6,5 .. 24,3 18,3 0,0 .. .. 2,5 4,7 1,3 6,3 1,5
173 Äthiopien 83,0 979 19,0 223 17,9 9,0 2,3 2,6 3,9 4,7 7,5 0,9 1,7 0,6
174 liberia 2,1 506 33,3 162 7,5 20,2 1,3 3,9 .. 2,8 .. 0,9 0,1 0,6
175 Afghanistan 37,2 c 1.083 c 16,3 c 141 .. 10,7 c 2,3 0,9 .. .. .. 3,8 .. 0,1
176 Guinea-Bissau 1,7 1.097 .. 119 14,0 .. 1,0 0,9 .. .. 4,4 .. 2,4 2,1
177 Sierra leone 4,6 769 14,9 163 14,3 11,1 1,1 1,5 4,9 4,3 3,7 1,2 7,3 0,6
178 Burundi 4,6 533 18,4 163 15,5 26,3 2,1 4,4 3,2 9,2 6,0 3,8 e 2,6 0,2
178 Guinea 10,1 990 20,0 c 237 6,8 7,5 c 0,7 0,6 2,5 2,4 1,5 .. 5,0 1,8
















$ 2005) (% des BIP) (2005 = 100) (% des BIP) (% des BIP) (% des BIP) (% des BIP) (% des BIP)
HDI-Rang 2011 2011 2011 2010 2000 2011 2010 2010 2000 2005–2010b 2000 2010 2000 2009
180 Zentralafrikanische Republik 3,2 716 10,8 d 124 14,0 4,5 d 1,6 1,4 1,5 1,2 .. 2,6 1,5 0,1
181 Eritrea 2,8 516 .. .. 63,8 .. 2,5 1,3 3,2 2,1 32,7 .. 0,5 1,1
182 Mali 15,3 964 .. 116 8,6 .. 2,1 2,3 3,6 4,5 2,2 1,9 3,8 0,6
183 Burkina Faso 19,5 1.149 .. 115 20,8 .. 2,0 3,4 .. 4,0 1,2 1,3 1,8 0,6
184 Tschad 15,5 1.343 31,8 c 117 7,7 13,2 c 2,7 1,1 2,6 2,8 1,9 2,7 1,8 0,9
185 Mosambik 20,6 861 24,3 157 9,0 12,3 4,2 3,7 .. 5,0 1,3 0,9 d 2,3 1,0
186 Kongo, Demokratische Rep. 22,3 329 28,7 d .. 7,5 7,6 d 0,1 3,4 .. 2,5 1,0 1,3 0,6 2,0
186 niger 10,3 642 .. 117 13,0 .. 1,8 2,6 3,2 3,8 1,2 0,9 1,4 0,5
HINWEISE
a Zu den länderspezifischen Fußnoten siehe 
Stockholm International Peace Research Institute, 
Military Expenditure Database, unter www.sipri.
org/research/armaments/milex/milex_database.
b Die Daten beziehen sich auf das jüngste 
verfügbare Jahr im angegebenen Zeitraum.
c Bezieht sich auf 2010.
d Bezieht sich auf 2009.
e Bezieht sich auf 2008.
DEFINITIoNEN
BIP (Bruttoinlandsprodukt):  Bruttowertschöpfung 
aller gebietsansässigen Produktionseinheiten in 
der Volkswirtschaft zuzüglich Gütersteuern und 
abzüglich der nicht im Güterwert inbegriffenen 
Subventionen, ausgedrückt in internationalen 
Dollar von 2005 unter Berücksichtigung der 
Kaufkraftparität. 
BIP pro Kopf: Bruttowertschöpfung aller 
gebietsansässigen Produktionseinheiten in der 












abzüglich der nicht im Güterwert inbegriffenen 
Subventionen, ausgedrückt in internationalen 
Dollar unter Berücksichtigung der Kaufkraftparität 
und geteilt durch die Gesamtbevölkerung im 
betreffenden Zeitraum. 
Bruttoanlageinvestitionen: wert der 
Anschaffungen neuer oder bestehender Anlagegüter 
durch wirtschaft, Regierungen und Haushalte 
(ausgenommen Unternehmen ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit), abzüglich der Veräußerungen 
von Anlagegütern, ausgedrückt als prozentualer 
Anteil am BIP. Abschreibungen auf Anlagevermögen 
werden nicht berücksichtigt. 
Verbraucherpreisindex: Ein Index, der die 
Veränderung der Kosten widerspiegelt, die 
dem Durchschnittsverbraucher beim Kauf eines 
festgelegten bzw. in bestimmten Intervallen, 
zum Beispiel jährlich, veränderten waren- und 
Dienstleistungskorbs entstehen. 
Staatliche Konsumausgaben: Alle laufenden 
Ausgaben des Staates für den Kauf von Gütern und 
Dienstleistungen (einschließlich der geleisteten 












für landesverteidigung und nationale Sicherheit, 
aber ausschließlich der unter die staatlichen 
Anlageinvestitionen fallenden Militärausgaben), 
ausgedrückt als prozentualer Anteil am BIP.
Öffentliche Ausgaben für Gesundheit: laufende 
und Kapitalausgaben aus staatlichen Haushalten 
(Zentralregierung und Gebietskörperschaften), 
externen Darlehen und Zuschüssen (einschließlich 
Spenden internationaler Einrichtungen und 
nichtstaatlicher Organisationen) und Mitteln der 
Sozialversicherungen, ausgedrückt als prozentualer 
Anteil am BIP. 
Öffentliche Ausgaben für Bildung: Gesamtheit 
der laufenden und der Kapitalausgaben der 
öffentlichen Hand für Bildung, ausgedrückt als 
prozentualer Anteil am BIP. 
Öffentliche Ausgaben für militär: Alle Ausgaben 
des Verteidigungsministeriums und anderer 
Ministerien für die Rekrutierung und Ausbildung von 
Militärpersonal sowie für den Bau und den Ankauf 
militärischer Güter und Ausrüstungen, ausgedrückt 
als prozentualer Anteil am BIP. 
Gesamtschuldendienst: Summe der Tilgungen 
und der für langfristige Schulden tatsächlich 
gezahlten Zinsen in Form von Devisen, Gütern 
oder Dienstleistungen, der für kurzfristige 
Schulden gezahlten Zinsen und der gegenüber 
dem Internationalen währungsfonds geleisteten 
Tilgungen (Rückkäufe und Gebühren), ausgedrückt 
als prozentualer Anteil am BIP.
HAuPTDATENQuELLEN
Spalten 1-10: world Bank (2012a).
Spalten 11 und 12: Stockholm International Peace 
Research Institute (2012).
Spalten 13 und 14: HDRO-Berechnungen auf 
der Grundlage von Daten der weltbank (2012a) 
betreffend den Gesamtschuldendienst als 
prozentualer Anteil am BnE. 
ANDERE LäNDER oDER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Marshallinseln .. .. .. .. .. .. 19,8 15,0 14,6 .. .. .. .. ..
Monaco .. .. .. .. .. .. 2,8 3,8 1,3 1,2 .. .. .. ..
nauru .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
San Marino .. .. .. 114 .. .. 6,5 6,1 .. .. .. .. .. ..
Somalia .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Südsudan .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Tuvalu .. .. .. .. .. .. 12,3 14,2 .. .. .. .. .. ..
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung 37.231,3 32.931 18,4 — 16,7 19,4 6,0 8,2 4,5 5,1 2,2 2,7 .. ..
Hohe menschliche Entwicklung 11.740,8 11.572 21,4 — 15,5 15,8 2,9 3,6 .. 4,7 2,8 2,7 8,1 4,7
Mittlere menschliche Entwicklung 18.095,7 5.203 38,4 — 13,9 12,4 1,8 2,4 .. 3,6 2,2 2,0 3,7 1,6
niedrige menschliche Entwicklung 1.948,5 1.623 18,4 — 10,1 11,1 1,4 1,8 .. 3,5 2,5 2,0 3,9 1,3
Regionen
Arabische Staaten 2.808,0 8.104 24,3 — 19,2 15,4 2,4 2,6 .. 3,9 6,8 5,5 .. ..
Ostasien und Pazifik 12.580,2 6.616 .. — .. .. 1,7 2,5 .. .. .. .. .. ..
Europa und Zentralasien 5.946,1 12.458 22,5 — 15,7 15,4 3,7 4,3 .. 4,1 2,8 2,7 6,8 8,3
lateinamerika und Karibik 6.046,4 10.429 20,1 — 14,7 16,1 3,2 3,8 4,3 5,3 1,4 1,4 8,9 2,8
Südasien 5.586,1 3.241 27,6 — 11,8 10,9 1,3 1,2 4,0 3,2 3,2 2,5 2,6 1,3
Afrika südlich der Sahara 1.691,4 2.094 20,8 — 15,9 16,9 2,5 3,0 .. 5,2 1,9 1,5 4,1 1,2
Am wenigsten entwickelte Länder 1.065,9 1.346 .. — 9,7 .. 1,7 2,2 .. 3,7 .. 2,2 3,1 1,3
Kleine Inselentwicklungsländer 223,2 5.340 .. — 17,3 .. 3,6 3,0 .. .. .. .. .. ..
Welt 69.016,4 10.103 22,3 — 16,3 17,5 5,3 6,5 .. 4,9 2,3 2,6 .. ..
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HDI-Rang 2010 2010 2006–2010b 2009 2009 2010 2010 2009 2009 2008 2005–2010b 2008 2005–2010b 2007–2009b
SEHR HoHE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
1 norwegen 99 93 .. 0,1 0,1 3 3 50 83 0,0 0 124 4,1 68
2 Australien 97 94 .. 0,1 0,1 4 5 45 79 0,0 0 112 3,0 60
3 Vereinigte Staaten 99 92 .. 0,2 0,3 7 8 78 134 0,0 0 156 2,7 56
4 niederlande 99 96 .. 0,1 0,1 4 4 56 75 0,0 0 122 3,9 77
5 Deutschland 97 96 .. 0,1 0,1 3 4 53 99 0,0 0 170 3,5 47
6 neuseeland 95 91 .. 0,1 0,1 5 6 57 86 0,0 0 138 2,4 64
7 Irland 98 90 .. 0,1 0,1 3 4 57 97 0,0 .. 141 3,2 47
7 Schweden 99 96 .. 0,1 0,1 2 3 47 74 0,0 0 141 3,6 81
9 Schweiz 98 90 .. 0,1 0,2 4 5 43 74 0,0 0 114 4,1 81
10 Japan 99 94 .. 0,1 0,1 2 3 42 86 0,0 0 91 2,1 54
11 Kanada 92 93 .. 0,1 0,1 5 6 53 87 0,0 0 121 1,9 73
12 Korea, Republik 96 98 .. 0,1 0,1 4 5 46 109 0,0 0 141 2,0 60
13 Hongkong, china (SAR) .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 67
13 Island 98 93 .. 0,1 0,1 2 2 43 65 0,0 .. 121 3,9 87
15 Dänemark 93 85 .. 0,1 0,1 3 4 65 107 0,0 0 143 3,4 82
16 Israel 96 98 .. 0,1 0,1 4 5 45 78 0,0 .. 116 3,6 70
17 Belgien 99 94 .. 0,1 0,1 4 4 59 105 0,0 0 131 3,0 88
18 Österreich 93 76 .. 0,2 0,3 4 4 50 102 0,0 0 155 4,7 89
18 Singapur 98 95 .. 0,1 0,1 2 3 42 76 0,0 .. 140 1,8 86
20 Frankreich 99 90 .. 0,1 0,2 3 4 54 117 0,0 0 98 3,5 84
21 Finnland 99 98 .. 0,1 0,1 2 3 56 124 0,0 0 157 2,7 85
21 Slowenien 98 95 .. 0,1 0,1 2 3 54 131 0,0 0 168 2,5 68
23 Spanien 99 95 .. 0,1 0,2 4 5 43 94 0,0 0 113 3,7 84
24 liechtenstein .. .. .. .. .. 2 2 .. .. .. .. .. .. ..
25 Italien 98 90 .. 0,1 0,1 3 4 41 77 0,0 0 128 4,2 59
26 luxemburg 99 96 .. 0,1 0,1 2 3 57 95 0,0 .. 150 2,9 90
26 Vereinigtes Königreich 98 93 .. 0,1 0,2 5 5 58 95 0,0 0 133 2,7 81
28 Tschechische Republik 99 98 .. 0,1 0,1 3 4 63 138 0,0 .. 258 3,6 63
29 Griechenland 99 99 .. 0,1 0,1 3 4 44 106 0,0 .. 186 6,0 45
30 Brunei Darussalam 98 94 .. .. .. 6 7 82 105 0,0 .. 284 1,4 ..
31 Zypern 99 87 .. .. .. 3 4 41 81 0,0 .. 188 2,3 60
32 Malta 97 73 .. 0,1 0,1 5 6 44 76 0,0 .. 175 3,1 81
33 Andorra 99 99 .. .. .. 3 4 44 94 0,0 .. .. 3,7 ..
33 Estland 96 95 .. 0,2 0,3 4 5 77 234 0,0 .. 342 3,4 47
35 Slowakei 99 98 .. 0,1 0,1 7 8 74 184 0,0 .. 343 3,0 ..
36 Katar 98 99 .. 0,1 0,1 7 8 48 69 0,0 0 195 2,8 ..
37 Ungarn 99 99 .. 0,1 0,1 5 6 99 229 0,0 .. 324 3,1 50
38 Barbados 95 85 .. 1,1 0,9 17 20 80 136 0,1 .. 233 1,8 ..
39 Polen 99 98 .. 0,1 0,1 5 6 76 197 0,0 0 283 2,1 45
40 chile 93 93 .. 0,1 0,2 8 9 59 116 0,0 .. 156 1,1 45
41 litauen 98 96 .. 0,1 0,1 5 7 95 274 0,0 .. 375 3,7 29
41 Vereinigte Arabische Emirate 94 94 .. .. .. 6 7 66 84 0,0 .. 277 1,9 ..
43 Portugal 99 96 .. 0,2 0,3 3 4 54 123 0,0 .. 154 3,8 69
44 lettland 97 93 .. 0,1 0,2 8 10 105 284 0,0 .. 420 3,0 42
45 Argentinien 98 99 2,3 c 0,2 0,3 12 14 88 160 0,0 .. 207 3,2 66
46 Seychellen 99 99 .. .. .. 12 14 108 227 0,0 0 .. 1,5 ..
47 Kroatien 98 95 .. 0,1 0,1 5 6 60 153 0,0 .. 294 2,6 ..
HoHE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
48 Bahrain 99 99 .. .. .. 9 10 87 127 0,1 .. 339 1,4 ..
49 Bahamas 99 94 .. 3,1 1,4 14 16 126 202 0,0 .. 239 .. ..
50 Belarus 99 99 1,3 0,1 0,1 4 6 117 324 0,0 .. 525 4,9 45
51 Uruguay 98 95 5,4 0,2 0,3 9 11 84 156 0,0 .. 211 3,7 77
52 Montenegro 97 90 1,7 .. .. 7 8 85 161 0,0 .. 419 .. ..
52 Palau 99 75 .. .. .. 15 19 110 229 0,0 .. .. 1,3 ..
54 Kuwait 98 98 .. .. .. 10 11 50 66 0,0 .. 274 1,8 ..
55 Russische Föderation 99 98 .. 0,3 0,2 9 12 144 391 0,0 0 580 4,3 35
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HDI-Rang 2010 2010 2006–2010b 2009 2009 2010 2010 2009 2009 2008 2005–2010b 2008 2005–2010b 2007–2009b
57 Bulgarien 96 97 .. 0,1 0,1 11 13 86 205 0,0 .. 464 3,6 ..
57 Saudi-Arabien 98 98 .. .. .. 15 18 102 186 0,0 .. 456 0,9 69
59 Kuba 98 99 .. 0,1 0,1 5 6 78 120 0,0 .. 215 6,4 ..
59 Panama 98 95 3,9 0,3 0,4 17 20 82 145 0,0 .. 174 .. 54
61 Mexiko 96 95 3,4 0,1 0,2 14 17 88 157 0,0 0 237 2,9 69
62 costa Rica 96 83 1,1 0,1 0,2 9 10 69 115 0,0 .. 159 .. 75
63 Grenada 99 95 .. .. .. 9 11 143 248 0,0 .. 299 .. ..
64 libyen 98 98 .. .. .. 13 17 101 175 0,0 .. 396 1,9 ..
64 Malaysia 98 96 12,9 0,1 0,1 5 6 95 175 0,1 2 278 0,9 89
64 Serbien 97 95 1,4 0,1 0,1 6 7 90 184 0,0 .. 422 2,0 ..
67 Antigua und Barbuda 99 98 .. .. .. 7 8 158 197 0,0 .. .. .. ..
67 Trinidad und Tobago 96 92 .. 0,7 1,0 24 27 120 225 0,0 .. 427 1,2 32
69 Kasachstan 99 99 3,9 0,2 0,1 29 33 185 432 0,0 0 696 3,9 49
70 Albanien 99 99 5,2 .. .. 16 18 88 126 0,0 .. 443 1,1 ..
71 Venezuela, Bolivarische Republik 90 79 3,7 .. .. 16 18 92 196 0,1 .. 237 .. 75
72 Dominica 99 99 .. .. .. 11 12 103 192 0,0 .. .. .. ..
72 Georgien 99 94 1,1 0,1 0,1 20 22 97 235 0,0 .. 505 4,5 61
72 libanon 83 53 .. 0,1 0,1 19 22 85 166 0,0 0 332 3,5 50
72 St. Kitts und nevis 98 99 .. .. .. 7 8 90 185 0,0 .. .. .. ..
76 Iran, Islamische Republik 99 99 .. 0,1 0,1 22 26 90 144 0,0 11 385 0,9 73
77 Peru 97 94 4,2 0,1 0,2 15 19 96 123 0,1 .. 135 0,9 48
78 Mazedonien, ehem. jugoslaw. Rep. 98 98 1,5 .. .. 10 12 79 144 0,0 .. 465 2,5 ..
78 Ukraine 96 94 .. 0,3 0,2 11 13 148 395 0,0 0 593 3,1 23
80 Mauritius 99 99 .. 0,2 0,3 13 15 99 219 0,0 0 444 1,1 ..
81 Bosnien und Herzegowina 95 93 1,4 .. .. 8 8 67 145 0,0 .. 398 1,4 ..
82 Aserbaidschan 80 67 7,7 0,1 0,1 39 46 134 221 0,0 .. 619 3,8 53
83 St. Vincent und die Grenadinen 99 99 .. .. .. 19 21 110 204 0,0 .. 340 .. ..
84 Oman 99 97 8,6 0,1 0,1 8 9 85 157 0,0 .. 455 1,9 ..
85 Brasilien 99 99 1,7 .. .. 17 19 102 205 0,1 0 264 1,7 44
85 Jamaika 99 88 2,0 0,7 1,0 20 24 131 224 0,0 .. 248 0,9 ..
87 Armenien 98 97 4,7 0,1 0,1 18 20 103 246 0,0 .. 537 3,7 61
88 St. lucia 98 95 .. .. .. 14 16 90 188 0,0 .. 278 0,5 ..
89 Ecuador 99 98 6,2 0,2 0,2 18 20 96 173 0,0 .. 167 .. 64
90 Türkei 97 97 1,7 0,1 0,1 14 18 73 134 0,0 .. 362 1,5 67
91 Kolumbien 96 88 3,4 0,1 0,2 17 19 80 166 0,3 .. 186 1,4 63
92 Sri lanka 99 99 21,1 0,1 0,1 14 17 82 275 0,0 .. 312 0,5 83
93 Algerien 99 95 3,2 0,1 0,1 31 36 105 135 0,0 0 277 1,2 52
94 Tunesien 98 97 3,3 0,1 0,1 14 16 70 129 0,1 .. 257 1,2 80
mITTLERE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
95 Tonga 99 99 .. .. .. 13 16 233 135 0,8 .. 396 0,3 ..
96 Belize 99 98 4,3 1,8 0,7 14 17 129 202 0,0 .. 256 0,8 50
96 Dominikanische Republik 96 79 7,1 0,7 0,3 22 27 149 172 0,1 0 320 .. 58
96 Fidschi 99 94 .. 0,1 0,1 15 17 157 263 0,0 .. 457 0,5 ..
96 Samoa 97 61 .. .. .. 17 20 167 198 0,9 .. 427 0,3 ..
100 Jordanien 98 98 1,9 .. .. 18 22 111 195 0,0 .. 468 2,5 66
101 china 99 99 3,8 c .. .. 16 18 87 142 0,0 4 287 1,4 ..
102 Turkmenistan 99 99 8,2 .. .. 47 56 212 380 0,0 .. 773 2,4 ..
103 Thailand 99 98 7,0 .. .. 11 13 139 270 0,4 0 311 0,3 85
104 Malediven 97 97 17,3 0,1 0,1 14 15 70 97 0,9 .. 351 1,6 ..
105 Suriname 99 89 7,2 0,4 0,6 27 31 124 217 2,5 .. 351 .. ..
106 Gabun 69 55 .. 3,5 1,4 54 74 262 321 31,0 0 370 0,3 ..
107 El Salvador 97 92 5,5 0,3 0,4 14 16 128 281 0,0 .. 203 1,6 59
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 87 79 4,3 0,1 0,1 42 54 132 203 0,0 .. 290 .. 59
108 Mongolei 98 97 5,0 0,1 0,1 26 32 141 305 0,0 0 379 2,8 52
110 Palästina, Staat .. .. .. .. .. 20 22 .. .. .. .. .. .. 50
111 Paraguay 96 94 3,4 0,1 0,2 21 25 98 168 0,0 0 249 1,1 66
112 Ägypten 97 96 6,0 0,1 0,1 19 22 130 215 0,2 .. 406 2,8 53
113 Moldau, Republik 93 97 3,2 0,1 0,1 16 19 134 309 0,0 .. 525 2,7 41
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HDI-Rang 2010 2010 2006–2010b 2009 2009 2010 2010 2009 2009 2008 2005–2010b 2008 2005–2010b 2007–2009b
114 Philippinen 89 88 21,6 c 0,1 0,1 23 29 130 240 0,2 2 345 1,2 81
114 Usbekistan 99 98 4,0 0,1 0,1 44 52 139 220 0,0 .. 641 2,6 ..
116 Syrien, Arabische Rep. 89 82 10,1 .. .. 14 16 95 159 0,0 .. 400 1,5 56
117 Mikronesien, Föd. Staaten von 90 80 .. .. .. 34 42 161 183 0,3 0 412 0,6 ..
118 Guyana 99 95 10,5 0,8 0,6 25 30 224 286 5,0 .. 452 .. 63
119 Botsuana 98 94 11,2 11,8 5,2 36 48 324 372 1,0 0 346 0,3 72
120 Honduras 99 99 8,1 0,2 0,3 20 24 134 237 0,1 .. 376 .. 68
121 Indonesien 94 89 18,4 0,1 0,1 27 35 143 234 3,2 19 350 0,3 79
121 Kiribati 97 89 .. .. .. 39 49 173 325 2,6 .. .. 0,3 ..
121 Südafrika 73 65 8,7 c 13,6 4,5 41 57 479 521 0,2 28 321 0,8 63
124 Vanuatu 78 52 .. .. .. 12 14 159 200 8,5 .. 399 0,1 ..
125 Kirgistan 99 99 2,2 0,1 0,1 33 38 162 327 0,0 .. 605 2,3 57
125 Tadschikistan 95 94 15,0 0,1 0,1 52 63 160 183 0,0 .. 523 2,0 64
127 Vietnam 93 98 20,2 0,1 0,1 19 23 107 173 0,1 0 339 1,2 74
128 namibia 87 75 16,6 5,8 2,3 29 40 357 540 29,0 0 495 0,4 68
129 nicaragua 99 99 5,5 0,1 0,1 23 27 122 210 0,0 .. 234 0,4 66
130 Marokko 99 98 8,6 0,1 0,1 30 36 87 126 0,0 .. 355 0,6 ..
131 Irak 81 73 6,4 .. .. 31 39 145 292 0,0 24 424 0,7 44
132 Kap Verde 99 96 .. .. .. 29 36 111 272 0,2 0 300 0,6 ..
133 Guatemala 96 93 13,0 c 0,3 0,5 25 32 151 280 0,1 .. 190 .. 60
134 Timor-leste 75 66 44,7 .. .. 46 55 154 233 83,0 .. 318 0,1 ..
135 Ghana 96 93 13,9 1,3 0,5 50 74 253 402 48,0 51 386 0,1 74
136 Äquatorialguinea 65 51 .. 5,0 1,9 81 121 355 373 98,0 33 484 0,3 ..
136 Indien 83 74 42,5 0,1 0,1 48 63 169 250 1,9 6 336 0,6 67
138 Kambodscha 93 93 28,3 0,1 0,1 43 51 190 350 3,7 0 408 0,2 75
138 laos, Demokratische Volksrep. 81 64 31,1 0,2 0,1 42 54 251 289 2,9 3 430 0,3 69
140 Bhutan 94 95 12,7 0,1 0,1 44 56 194 256 0,2 .. 425 0,0 ..
141 Swasiland 95 94 5,8 15,6 6,5 55 78 560 674 0,3 0 499 0,2 ..
NIEDRIGE mENScHLIcHE ENTWIcKLuNG
142 Kongo 90 76 11,4 2,6 1,2 61 93 320 409 121,0 0 463 0,1 34
143 Salomonen 85 68 11,8 .. .. 23 27 119 170 30,0 .. 367 0,2 ..
144 São Tomé und Príncipe 98 92 13,1 .. .. 53 80 104 161 9,2 33 308 0,5 ..
145 Kenia 93 86 16,1 4,1 1,8 55 85 282 358 12,0 21 363 0,1 62
146 Bangladesch 98 94 41,0 0,1 0,1 38 48 222 246 1,8 .. 418 0,3 69
146 Pakistan 90 86 31,3 0,1 0,1 70 87 189 225 0,6 0 422 0,8 41
148 Angola 97 93 15,6 c 1,6 0,6 98 161 353 377 89,0 0 483 0,1 62
149 Myanmar 93 88 22,6 0,3 0,3 50 66 188 275 34,0 1 369 0,5 ..
150 Kamerun 92 79 16,0 3,9 1,6 84 136 409 420 121,0 110 498 0,2 54
151 Madagaskar 78 67 .. 0,1 0,1 43 62 198 273 8,5 0 376 0,2 82
152 Tansania, Vereinigte Rep. 98 92 15,8 3,9 1,7 50 76 311 456 87,0 94 427 0,0 30
153 nigeria 77 71 23,1 2,9 1,2 88 143 365 377 146,0 174 456 0,4 55
154 Senegal 80 60 13,7 0,7 0,3 50 75 218 266 76,0 458 373 0,1 57
155 Mauretanien 82 67 14,7 c 0,3 0,4 75 111 262 315 36,0 70 422 0,1 31
156 Papua-neuguinea 80 55 18,4 0,8 0,3 47 61 221 274 45,0 0 428 0,1 ..
157 nepal 85 86 38,6 0,1 0,2 41 50 159 234 0,0 0 350 0,2 80
158 lesotho 93 85 13,2 14,2 5,4 65 85 573 676 0,1 0 452 0,1 ..
159 Togo 97 84 16,6 2,2 0,9 66 103 278 338 65,0 15 403 0,1 22
160 Jemen 94 73 43,1 .. .. 57 77 180 237 4,9 3 494 0,3 ..
161 Haiti 83 59 17,7 1,3 0,6 70 165 227 278 5,7 3.990 411 .. 35
161 Uganda 83 55 15,9 4,8 2,3 63 99 348 539 103,0 98 473 0,1 48
163 Sambia 99 91 14,6 8,9 4,2 69 111 477 580 104,0 7 518 0,1 53
164 Dschibuti 90 85 22,9 1,9 0,8 73 91 271 326 1,2 27 490 0,2 56
165 Gambia 99 97 18,1 2,4 0,9 57 98 246 296 93,0 13 417 0,0 ..
166 Benin 94 69 18,4 0,7 0,3 73 115 246 385 105,0 11 454 0,1 52
167 Ruanda 92 82 11,4 1,9 1,3 59 91 258 304 15,0 0 408 0,0 78
168 côte d’Ivoire 95 70 15,9 1,5 0,7 86 123 456 528 116,0 6 536 0,1 ..
169 Komoren 81 72 .. 0,1 0,1 63 86 229 284 58,0 0 450 0,2 ..
170 Malawi 97 93 12,8 6,8 3,1 58 92 496 691 87,0 11 587 0,0 66
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HDI-Rang 2010 2010 2006–2010b 2009 2009 2010 2010 2009 2009 2008 2005–2010b 2008 2005–2010b 2007–2009b
171 Sudan 99 90 27,0 1,3 0,5 66 103 275 291 23,0 1,011 548 0,3 48
172 Simbabwe 94 84 9,7 6,9 3,3 51 80 574 672 40,0 26 324 0,2 27
173 Äthiopien 90 81 33,2 .. .. 68 106 379 445 10,0 0 508 0,0 19
174 liberia 75 64 14,9 c 0,7 0,3 74 103 337 389 98,0 18 437 0,0 38
175 Afghanistan 86 62 32,9 .. .. 103 149 352 440 0,3 0 675 0,2 46
176 Guinea-Bissau 92 61 18,1 2,0 0,8 92 150 369 431 203,0 399 513 0,0 ..
177 Sierra leone 96 82 21,1 1,5 0,6 114 174 363 414 239,0 0 440 0,0 46
178 Burundi 99 92 28,8 2,1 1,0 88 142 407 424 39,0 18 464 0,0 47
178 Guinea 75 51 20,8 0,9 0,4 81 130 337 474 165,0 107 520 0,1 31
180 Zentralafrikanische Republik 64 62 24,4 2,2 1,0 106 159 470 461 192,0 0 498 0,1 ..
181 Eritrea 99 99 34,5 0,4 0,2 42 61 179 249 0,7 0 383 0,1 ..
182 Mali 90 63 26,7 0,5 0,2 99 178 218 357 131,0 76 406 0,0 44
183 Burkina Faso 98 94 25,7 0,8 0,5 93 176 262 443 221,0 16 463 0,1 50
184 Tschad 71 46 30,3 2,5 1,0 99 173 384 412 235,0 14 500 0,0 42
185 Mosambik 77 70 18,3 8,6 3,1 92 135 434 557 171,0 24 512 0,0 69
186 Kongo, Demokratische Rep. 67 68 24,2 .. .. 112 170 331 442 193,0 244 477 0,1 ..
186 niger 80 71 40,2 c 0,5 0,2 73 143 224 229 184,0 55 381 0,0 46
HINWEISE
a Die Schätzungen sind altersstandardisiert 
und basieren auf einer Kombination von 
Sterbetafeln der länder, Modellrechnungen 
von Todesursachen, regionalen Mustern 
von Todesursachen sowie auf Schätzungen 
der weltgesundheitsorganisation und des 
Gemeinsamen HIV/Aids-Programms der 
Vereinten nationen zu einigen der wichtigsten 
Todesursachen (ohne chronische Erkrankungen).
b Die Daten beziehen sich auf das jüngste 
verfügbare Jahr im angegebenen Zeitraum.
c Die Daten weichen von der Standarddefinition ab 
oder beziehen sich nur auf einen Teil des landes.
DEFINITIoNEN
Impfschutz gegen Diphterie, Tetanus und 
Pertussis (Keuchhusten): Prozentualer Anteil der 
einjährigen Kinder, die drei Dosen des kombinierten 
DTP-Impfstoffs erhalten haben. 
Impfschutz gegen masern: Anteil der 
einjährigen Kinder, die mindestens eine Dosis eines 
Masernimpfstoffes erhalten haben. 
untergewichtige Kinder: Anteil der Kinder 
unter fünf Jahren, bei denen das Verhältnis 
zwischen Körpergewicht und Alter um zwei 
Standardabweichungen oder mehr unter dem 
Mittelwert der Referenzbevölkerung liegt. 
HIV-Prävalenz: Anteil der 15-24-Jährigen, die mit 
HIV infiziert sind. 
Säuglingssterblichkeit: wahrscheinlichkeit, 
zwischen der Geburt und dem Alter von genau 
einem Jahr zu sterben, ausgedrückt pro 1.000 
lebendgeburten. 
Sterblichkeit der unter 5-jährigen: 
wahrscheinlichkeit, zwischen der Geburt und dem 
Alter von genau fünf Jahren zu sterben, ausgedrückt 
pro 1.000 lebendgeburten. 
Sterblichkeit der Erwachsenen: 
wahrscheinlichkeit, dass eine 15-jährige Person vor 
Erreichen des 60. lebensjahrs stirbt, ausgedrückt pro 
1.000 Erwachsenen.
Spezifische ursachen: Sterbefälle, die 
auf bestimmte Erkrankungen oder Ursachen 
zurückzuführen sind. 
ärzte: Gesamtzahl der Allgemeinmediziner und 
Fachärzte, ausgedrückt pro 1.000 Personen.  
Zufriedenheit mit der Qualität der 
Gesundheitsversorgung: Anteil der Befragten, 
die im Rahmen des Gallup world Poll die Frage 
„Haben Sie in diesem land Vertrauen in die 
Gesundheitsversorgungs- oder medizinischen 
Systeme?“ mit Ja beantworteten.
HAuPTDATENQuELLEN
Spalten 1, 2, 8 und 9:  wHO (2012a).
Spalten 3-5: UnIcEF (2012).
Spalten 6, 10, 11 und 13: wHO (2012b).
Spalte 7: Inter-agency Group for child Mortality 
Estimation (2012). 
Spalte 12: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage 
von Daten der wHO (2012b) über weibliche und 
männliche Sterbefälle aufgrund von Herz-Kreislauf-
Erkrankungen und Diabetes und sowie auf der 
Grundlage von Bevölkerungsdaten von UnDESA 
(2011).
Spalte 14: Gallup (2012).
ANDERE LäNDER oDER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. 94 99 18,8 .. .. 26 33 126 207 0,0 .. 303 3,3 ..
Marshallinseln 99 97 .. .. .. 22 26 386 429 1,1 .. .. 0,6 ..
Monaco 99 99 .. .. .. 3 4 51 112 0,0 .. .. .. ..
nauru 99 99 4,8 .. .. 32 40 303 448 0,0 .. .. 0,7 ..
San Marino 95 93 .. .. .. 2 2 48 57 0,0 .. .. .. ..
Somalia 55 46 31,6 0,6 0,4 108 180 350 382 28,0 1,182 572 0,0 ..
Südsudan .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Tuvalu 99 85 1,6 .. .. 27 33 280 255 0,0 .. .. 0,6 ..
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung 98 94 .. .. .. 5 6 60 114 0,0 .. 150 2,9 62
Hohe menschliche Entwicklung 97 95 .. .. .. 16 18 105 221 0,0 .. 357 2,3 ..
Mittlere menschliche Entwicklung 90 85 22,7 .. .. 33 42 132 204 1,3 .. 324 1,0 ..
niedrige menschliche Entwicklung 87 78 26,1 .. .. 73 110 287 346 65,4 138 450 0,3 50
Regionen
Arabische Staaten 93 87 .. .. .. 36 48 139 198 3,5 .. 409 1,4 ..
Ostasien und Pazifik 97 95 9,7 .. .. 20 24 103 168 1,5 .. 305 1,2 ..
Europa und Zentralasien 98 96 .. .. .. 17 21 118 281 0,0 .. 492 3,1 45
lateinamerika und Karibik 96 93 4,0 .. .. 18 23 99 181 0,2 .. 236 .. 57
Südasien 86 78 40,2 .. .. 50 65 173 245 1,6 .. 360 0,6 65
Afrika südlich der Sahara 84 75 21,2 .. .. 76 120 355 430 98,1 86 447 0,2 ..
Am wenigsten entwickelte Länder 88 78 27,3 .. .. 71 108 282 357 62,1 190 459 0,2 ..
Kleine Inselentwicklungsländer 89 72 .. .. .. 41 70 155 207 15,6 .. 342 2,6 ..
Welt 91 85 .. .. .. 40 55 137 211 12,2 .. 323 1,4 ..
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HDI-Rang 2005–2010d 2010 2002–2011d 2002–2011d 2002–2011d 2005–2011d 2009 2009 2009 2009 2009 2009 2011 2002–2011d
SEHR HOHE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
1 Norwegen .. 95,2 99,0 110,0 73,8 .. 503 498 500 91 85 90 .. 0,5
2 Australien .. 92,2 104,0 129,0 75,9 .. 515 514 527 99 94 101 67,3 ..
3 Vereinigte Staaten .. 94,5 102,0 96,0 94,8 .. 500 487 502 97 91 98 62,8 6,9
4 Niederlande .. 88,9 108,0 120,0 62,7 .. 508 526 522 89 89 96 60,3 ..
5 Deutschland .. 96,5 102,0 103,0 .. .. 497 513 520 95 98 101 65,6 e 4,4
6 Neuseeland .. 83,7 101,0 119,0 82,6 .. 521 519 532 103 96 107 69,9 ..
7 Irland .. 73,9 108,0 117,0 61,0 .. 496 487 508 95 86 97 83,6 ..
7 Schweden .. 85,0 100,0 100,0 70,8 .. 497 494 495 99 94 100 61,6 1,0
9 Schweiz .. 95,8 102,0 95,0 51,5 .. 501 534 517 93 99 96 .. ..
10 Japan .. 81,1 f 103,0 102,0 59,0 .. 520 529 539 100 94 100 54,6 0,0
11 Kanada .. 100,0 99,0 101,0 60,0 .. 524 527 529 90 88 90 75,4 ..
12 Korea, Republik .. 85,4 f 104,0 97,0 103,9 .. 542 546 538 79 89 82 50,5 1,2
13 Hongkong, China (SAR) .. 72,3 102,0 83,0 59,7 95,6 533 555 549 84 95 87 49,6 0,5
13 Island .. 91,3 99,0 107,0 74,1 .. 500 507 496 96 91 95 .. 2,5
15 Dänemark .. 99,4 99,0 117,0 74,4 .. 495 503 499 84 87 92 64,5 0,5
16 Israel .. 84,1 113,0 91,0 62,5 .. 474 447 455 112 104 107 64,0 1,1
17 Belgien .. 79,4 105,0 111,0 67,5 .. 506 515 507 102 104 105 62,1 6,6
18 Österreich .. 100,0 100,0 100,0 60,2 .. 470 496 494 100 96 102 63,7 2,3
18 Singapur 96,1 g 75,0 101,8 106,9 71,0 94,3 526 562 542 97 104 104 91,8 0,9
20 Frankreich .. 78,4 111,0 113,0 54,5 .. 496 497 498 106 101 103 58,5 ..
21 Finnland .. 100,0 99,0 108,0 91,6 .. 536 541 554 86 82 89 81,9 0,5
21 Slowenien 99,7 h 95,6 98,0 97,0 86,9 .. 483 501 512 91 95 94 72,6 0,5
23 Spanien 97,7 66,4 107,0 119,0 73,2 .. 481 483 488 88 91 87 59,0 0,5
24 Liechtenstein .. .. 106,0 70,0 34,4 .. 499 536 520 83 88 87 .. 18,2
25 Italien 98,9 h 72,8 103,0 99,0 66,0 .. 486 483 489 96 93 97 46,7 0,3
26 Luxemburg .. 77,9 100,0 98,0 10,5 .. 472 489 484 104 98 104 64,8 ..
26 Vereinigtes Königreich .. 99,7 106,0 102,0 58,5 .. 494 492 514 95 87 99 76,9 e ..
28 Tschechische Republik .. 99,8 106,0 90,0 60,7 .. 478 493 500 92 93 97 71,4 0,4
29 Griechenland 97,2 h 62,0 100,0 101,0 89,4 .. 483 466 470 95 89 92 47,9 2,6
30 Brunei Darussalam 95,2 h 63,8 f 108,0 110,0 17,2 87,1 .. .. .. .. .. .. .. 3,9
31 Zypern 98,3 h 74,5 105,0 98,0 52,0 .. .. .. .. .. .. .. 65,6 4,7
32 Malta 92,4 62,5 95,0 105,0 33,4 .. .. .. .. .. .. .. 58,5 20,3
33 Andorra .. 49,4 84,0 87,0 11,2 100,0 .. .. .. .. .. .. .. ..
33 Estland 99,8 h 94,5 f 99,0 104,0 62,7 .. 501 512 528 83 81 84 49,5 1,6
35 Slowakei .. 98,8 102,0 89,0 54,2 .. 477 497 490 90 96 95 58,4 2,3
36 Katar 96,3 63,4 103,0 94,0 10,0 42,9 372 368 379 115 98 104 69,9 6,4
37 Ungarn 99,0 i 94,8 f 102,0 98,0 61,7 .. 494 490 503 90 92 86 56,4 2,3
38 Barbados .. 88,6 f 120,0 101,0 65,9 58,5 .. .. .. .. .. .. .. 4,2
39 Polen 99,5 i 80,0 97,0 97,0 70,5 .. 500 495 508 89 88 87 60,8 2,4
40 Chile 98,6 74,0 106,0 88,0 59,2 .. 449 421 447 83 80 81 44,0 2,6
41 Litauen 99,7 h 90,2 97,0 98,0 77,4 .. 468 477 491 86 88 85 51,1 1,6
41 Vereinigte Arabische Emirate 90,0 64,3 f 104,0 92,0 22,5 100,0 459 j 453 j 466 j 107 j 99 j 106 j 80,6 e 3,3
43 Portugal 95,2 i 40,4 114,0 107,0 62,2 .. 489 487 493 87 91 83 64,9 ..
44 Lettland 99,8 h 98,4 101,0 95,0 60,1 .. 484 482 494 80 79 78 51,0 5,4
45 Argentinien 97,8 h 56,0 f 118,0 89,0 71,2 .. 398 388 401 108 93 102 62,6 6,2
46 Seychellen 91,8 66,8 117,0 119,0 .. 99,4 .. .. .. .. .. .. .. 15,1
47 Kroatien 98,8 h 64,4 f 93,0 95,0 49,2 .. 476 460 486 88 88 85 63,7 1,0
HOHE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
48 Bahrain 91,9 h 78,0 f 107,0 103,0 .. .. .. .. .. .. .. .. 80,5 e 1,8
49 Bahamas .. 89,6 114,0 96,0 .. 91,5 .. .. .. .. .. .. .. 10,5
50 Belarus 99,6 .. 100,0 96,0 83,0 99,8 .. .. .. .. .. .. 55,4 0,3
51 Uruguay 98,1 49,8 113,0 90,0 63,3 .. 426 427 427 99 91 97 55,8 4,8
52 Montenegro 98,4 h 98,2 107,0 104,0 47,6 .. 408 403 401 93 85 87 62,1 ..
52 Palau .. .. 101,0 96,0 37,9 .. .. .. .. .. .. .. .. ..
54 Kuwait 93,9 48,9 106,0 101,0 21,9 100,0 .. .. .. .. .. .. 61,2 e 4,0
55 Russische Föderation 99,6 h 94,7 f 99,0 89,0 75,9 .. 459 468 478 90 85 90 38,0 3,9
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HDI-Rang 2005–2010d 2010 2002–2011d 2002–2011d 2002–2011d 2005–2011d 2009 2009 2009 2009 2009 2009 2011 2002–2011d
57 Bulgarien 98,4 92,6 103,0 88,0 53,0 .. 429 428 439 113 99 106 35,4 6,2
57 Saudi-Arabien 86,6 h 54,6 f 106,0 101,0 36,8 91,5 .. .. .. .. .. .. 61,8 e 6,7
59 Kuba 99,8 h 77,1 f 103,0 89,0 95,2 100,0 .. .. .. .. .. .. .. 3,8
59 Panama 94,1 62,1 f 108,0 74,0 44,6 91,6 371 360 376 99 81 90 73,2 6,2
61 Mexiko 93,1 53,9 115,0 87,0 27,0 95,6 425 419 416 85 79 77 64,5 6,0
62 Costa Rica 96,2 h 53,6 f 110,0 100,0 25,6 89,5 .. .. .. .. .. .. 80,0 11,2
63 Grenada .. .. 103,0 108,0 52,8 65,3 .. .. .. .. .. .. .. ..
64 Libyen 89,2 i 49,6 f 114,0 110,0 54,4 .. .. .. .. .. .. .. .. ..
64 Malaysia 93,1 69,4 f 96,0 68,0 40,2 .. .. .. .. .. .. .. 91,4 2,3
64 Serbien 99,3 h 85,1 96,0 91,0 49,1 94,2 442 442 443 84 91 84 58,0 1,4
67 Antigua und Barbuda 99,0 .. 102,0 105,0 16,4 54,8 .. .. .. .. .. .. .. ..
67 Trinidad und Tobago 98,8 h 59,3 105,0 90,0 11,5 88,0 416 414 410 113 99 108 83,3 10,6
69 Kasachstan 99,7 h 99,3 111,0 100,0 40,8 .. 390 405 400 91 83 87 49,9 0,2
70 Albanien 95,9 81,7 87,0 89,0 18,4 .. 385 377 391 100 91 89 54,7 4,8
71 Venezuela, Bolivarische Republik 95,5 52,4 103,0 83,0 78,1 88,4 .. .. .. .. .. .. 81,2 7,9
72 Dominica .. 26,5 112,0 98,0 3,6 60,8 .. .. .. .. .. .. .. 11,9
72 Georgien 99,7 h 91,0 109,0 86,0 28,2 94,6 .. .. .. .. .. .. 65,7 3,8
72 Libanon 89,6 54,2 105,0 81,0 54,0 .. .. .. .. .. .. .. 67,6 e 8,2
72 St, Kitts und Nevis .. .. 93,0 97,0 18,2 61,6 .. .. .. .. .. .. .. 26,5
76 Iran, Islamische Republik 85,0 66,0 108,0 84,0 42,8 98,4 .. .. .. .. .. .. 67,9 5,7
77 Peru 89,6 52,9 109,0 92,0 35,0 .. 370 365 369 98 90 89 49,1 ..
78 Mazedonien, ehem, jugoslaw, Rep, 97,3 h 78,6 89,0 83,0 40,4 .. .. .. .. .. .. .. 61,6 2,5
78 Ukraine 99,7 h 93,5 f 99,0 96,0 79,5 99,9 .. .. .. .. .. .. 50,1 2,3
80 Mauritius 88,5 h 49,0 f 99,0 89,0 24,9 100,0 .. .. .. .. .. .. 83,5 2,2
81 Bosnien und Herzegowina 97,9 h .. 88,0 90,0 35,9 .. .. .. .. .. .. .. 67,9 26,8
82 Aserbaidschan 99,8 92,7 94,0 85,0 19,3 100,0 362 431 373 76 64 74 53,0 3,6
83 St, Vincent und die Grenadinen .. .. 105,0 107,0 .. 84,1 .. .. .. .. .. .. .. ..
84 Oman 86,6 53,9 105,0 100,0 24,5 100,0 .. .. .. .. .. .. 70,0 e 2,7
85 Brasilien 90,3 49,5 127,0 101,0 36,1 .. 412 386 405 94 81 84 53,7 24,3
85 Jamaika 86,6 i 72,6 f 89,0 93,0 29,0 .. .. .. .. .. .. .. 73,7 4,8
87 Armenien 99,6 h 94,4 f 103,0 92,0 51,5 77,5 .. .. .. .. .. .. 45,7 2,3
88 St, Lucia .. .. 94,0 96,0 11,3 86,8 .. .. .. .. .. .. .. 7,9
89 Ecuador 91,9 36,6 114,0 80,0 39,8 82,6 .. .. .. .. .. .. 74,5 19,4
90 Türkei 90,8 34,5 102,0 78,0 45,8 .. 464 445 454 82 93 81 54,3 8,2
91 Kolumbien 93,4 43,1 115,0 96,0 39,1 100,0 413 381 402 87 75 81 71,7 15,5
92 Sri Lanka 91,2 73,9 99,0 87,0 15,5 .. .. .. .. .. .. .. 77,9 1,4
93 Algerien 72,6 24,1 110,0 95,0 30,8 99,3 .. .. .. .. .. .. 67,1 e 5,0
94 Tunesien 77,6 37,0 109,0 90,0 34,4 .. 404 371 401 85 78 81 54,8 e 5,3
MITTLERE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
95 Tonga 99,0 74,0 f 110,0 101,0 6,5 .. .. .. .. .. .. .. .. 9,6
96 Belize .. 34,0 f 121,0 75,0 21,5 45,2 .. .. .. .. .. .. .. 9,7
96 Dominikanische Republik 89,5 42,5 108,0 76,0 34,0 84,9 .. .. .. .. .. .. 68,9 ..
96 Fidschi .. 57,8 105,0 86,0 16,1 97,8 .. .. .. .. .. .. .. 9,1
96 Samoa 98,8 h 62,1 108,0 85,0 7,5 .. .. .. .. .. .. .. .. ..
100 Jordanien 92,6 73,3 97,0 91,0 41,8 .. 405 387 415 91 83 89 63,3 e 6,6
101 China 94,3 h 62,7 f 111,0 81,0 25,9 .. 556 k 600 k 575 k 80 k 103 k 82 k 62,6 ..
102 Turkmenistan 99,6 h .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 74,3 ..
103 Thailand 93,5 32,2 91,0 79,0 47,7 .. 421 419 425 72 79 80 88,7 ..
104 Malediven 98,4 25,4 109,0 71,0 .. 77,0 .. .. .. .. .. .. .. ..
105 Suriname 94,7 43,7 113,0 75,0 12,1 100,0 .. .. .. .. .. .. .. 9,7
106 Gabun 88,4 i 44,4 f 182,0 53,0 .. .. .. .. .. .. .. .. 46,5 ..
107 El Salvador 84,5 37,5 114,0 65,0 23,4 92,7 .. .. .. .. .. .. 72,7 13,5
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 91,2 44,5 105,0 80,0 38,6 .. .. .. .. .. .. .. 68,2 16,3
108 Mongolei 97,4 h 82,4 f 100,0 93,0 53,3 97,6 .. .. .. .. .. .. 57,9 5,9
110 Palästina, Staat 94,9 52,1 91,0 86,0 50,2 100,0 .. .. .. .. .. .. 63,5 e 1,5
111 Paraguay 93,9 36,9 100,0 67,0 36,6 .. .. .. .. .. .. .. 66,9 21,9
112 Ägypten 72,0 51,2 f 106,0 85,0 30,4 .. .. .. .. .. .. .. 42,6 e ..
113 Moldau, Republik 98,5 h 93,3 94,0 88,0 38,1 .. .. .. .. .. .. .. 53,7 4,8
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HDI-Rang 2005–2010d 2010 2002–2011d 2002–2011d 2002–2011d 2005–2011d 2009 2009 2009 2009 2009 2009 2011 2002–2011d
114 Philippinen 95,4 64,8 f 106,0 85,0 28,9 .. .. .. .. .. .. .. 79,2 24,2
114 Usbekistan 99,4 h .. 95,0 106,0 8,9 100,0 .. .. .. .. .. .. 85,0 1,9
116 Syrien, Arabische Rep, 83,4 h 32,8 118,0 72,0 .. .. .. .. .. .. .. .. 59,1 e 5,4
117 Mikronesien, Föd, Staaten von .. .. 110,0 83,0 14,2 .. .. .. .. .. .. .. .. ..
118 Guyana .. 55,6 f 85,0 91,0 11,9 66,1 .. .. .. .. .. .. .. 16,5
119 Botsuana 84,5 75,5 f 108,0 80,0 7,4 97,4 .. .. .. .. .. .. 66,4 13,2
120 Honduras 84,8 19,8 116,0 73,0 18,8 36,4 .. .. .. .. .. .. 63,6 23,8
121 Indonesien 92,6 41,4 118,0 77,0 23,1 .. 402 371 383 66 70 69 80,1 20,0
121 Kiribati .. .. 113,0 86,0 .. 85,4 .. .. .. .. .. .. .. 21,1
121 Südafrika 88,7 70,4 102,0 94,0 .. 87,4 .. .. .. .. .. .. 69,3 23,0
124 Vanuatu 82,6 .. 117,0 55,0 4,7 100,0 .. .. .. .. .. .. .. 28,5
125 Kirgistan 99,2 81,1 f 100,0 84,0 48,8 68,4 314 331 330 99 81 91 47,7 2,4
125 Tadschikistan 99,7 h 89,7 f 102,0 87,0 19,7 92,9 .. .. .. .. .. .. 76,4 1,1
127 Vietnam 93,2 26,3 f 106,0 77,0 22,3 98,3 .. .. .. .. .. .. 80,4 7,9
128 Namibia 88,8 h 33,5 f 107,0 64,0 9,0 95,6 .. .. .. .. .. .. .. 17,4
129 Nicaragua 78,0 37,6 f 118,0 69,0 18,0 74,9 .. .. .. .. .. .. 81,0 51,6
130 Marokko 56,1 28,0 f 114,0 56,0 13,2 100,0 .. .. .. .. .. .. 41,6 e 9,5
131 Irak 78,2 h 32,4 f 105,0 53,0 16,4 .. .. .. .. .. .. .. 38,0 33,3
132 Kap Verde 84,3 h .. 110,0 88,0 17,8 90,0 .. .. .. .. .. .. .. 14,3
133 Guatemala 75,2 h 14,8 116,0 59,0 17,8 .. .. .. .. .. .. .. 71,8 35,2
134 Timor-Leste 58,3 .. 117,0 56,0 16,7 .. .. .. .. .. .. .. .. 33,4
135 Ghana 67,3 h 53,8 f 107,0 58,0 8,8 50,6 .. .. .. .. .. .. 57,2 27,8
136 Äquatorialguinea 93,9 h .. 87,0 27,0 3,3 45,3 .. .. .. .. .. .. .. 38,1
136 Indien 62,8 38,7 f 118,0 60,0 16,2 .. .. .. .. .. .. .. 74,8 34,2
138 Kambodscha 77,6 15,7 f 127,0 46,0 7,8 99,1 .. .. .. .. .. .. 94,1 45,5
138 Laos, Demokratische Volksrep, 72,7 29,7 f 121,0 45,0 13,4 96,9 .. .. .. .. .. .. 78,9 33,0
140 Bhutan 52,8 34,4 111,0 70,0 8,8 91,5 .. .. .. .. .. .. .. 9,0
141 Swasiland 87,4 h 48,1 f 116,0 58,0 4,4 73,1 .. .. .. .. .. .. 77,8 16,1
NIEDRIGE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
142 Kongo .. 46,2 f 115,0 45,0 5,5 86,8 .. .. .. .. .. .. 46,6 29,7
143 Salomonen .. .. 109,0 36,0 .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
144 São Tomé und Príncipe 89,2 h .. 134,0 59,0 4,5 40,5 .. .. .. .. .. .. .. 32,0
145 Kenia 87,4 h 41,9 113,0 60,0 4,0 96,8 .. .. .. .. .. .. 59,6 27,2
146 Bangladesch 56,8 h 35,1 f .. .. 10,6 58,4 .. .. .. .. .. .. 81,6 33,8
146 Pakistan 54,9 31,2 95,0 34,0 5,4 84,2 .. .. .. .. .. .. 60,5 38,5
148 Angola 70,1 h .. 124,0 31,0 3,7 .. .. .. .. .. .. .. 42,0 68,1
149 Myanmar 92,3 h 17,8 f 126,0 54,0 11,0 99,9 .. .. .. .. .. .. .. 25,2
150 Kamerun 70,7 27,9 f 120,0 42,0 11,5 57,1 .. .. .. .. .. .. 62,1 33,8
151 Madagaskar 64,5 .. 149,0 31,0 3,7 90,4 .. .. .. .. .. .. 45,8 65,4
152 Tansania, Vereinigte Rep, 73,2 h 7,4 f 102,0 .. 2,1 94,5 .. .. .. .. .. .. 44,8 18,6
153 Nigeria 61,3 h .. 83,0 44,0 10,3 66,1 .. .. .. .. .. .. 47,4 20,1
154 Senegal 49,7 7,5 f 87,0 37,0 7,9 47,9 .. .. .. .. .. .. 38,0 40,4
155 Mauretanien 58,0 h 14,2 f 102,0 24,0 4,4 100,0 .. .. .. .. .. .. 39,2 e 29,3
156 Papua-Neuguinea 60,6 h 10,5 f 60,0 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
157 Nepal 60,3 h 28,3 f 115,0 44,0 5,6 80,7 .. .. .. .. .. .. 73,0 38,3
158 Lesotho 89,6 h 20,9 103,0 46,0 3,5 63,4 .. .. .. .. .. .. 43,2 30,7
159 Togo 57,1 29,8 f 140,0 46,0 5,9 76,7 .. .. .. .. .. .. 45,4 40,6
160 Jemen 63,9 16,0 f 87,0 44,0 10,2 .. .. .. .. .. .. .. 37,2 e 40,5
161 Haiti 48,7 29,1 f .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 39,9 ..
161 Uganda 73,2 23,4 121,0 28,0 4,2 89,4 .. .. .. .. .. .. 48,8 68,2
163 Sambia 71,2 35,0 f 115,0 .. 2,4 .. .. .. .. .. .. .. 68,0 46,9
164 Dschibuti .. .. 59,0 36,0 4,9 100,0 .. .. .. .. .. .. 66,6 35,7
165 Gambia 50,0 h 24,0 f 83,0 54,0 4,1 .. .. .. .. .. .. .. .. 38,9
166 Benin 42,4 h 18,4 f 126,0 37,0 6,0 42,6 .. .. .. .. .. .. 60,7 35,7
167 Ruanda 71,1 h 7,7 f 143,0 32,0 5,5 91,5 .. .. .. .. .. .. 83,9 63,0
168 Côte d’Ivoire 56,2 h 22,1 f 88,0 27,0 8,9 100,0 .. .. .. .. .. .. .. 39,2
169 Komoren 74,9 h .. 104,0 46,0 7,9 57,4 .. .. .. .. .. .. 46,0 e 25,9
170 Malawi 74,8 h 15,3 f 135,0 32,0 0,7 95,9 .. .. .. .. .. .. 65,2 47,2
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HDI-Rang 2005–2010d 2010 2002–2011d 2002–2011d 2002–2011d 2005–2011d 2009 2009 2009 2009 2009 2009 2011 2002–2011d
171 Sudan 71,1 h 15,5 f 73,0 39,0 6,1 59,7 .. .. .. .. .. .. 43,0 9,1
172 Simbabwe 92,2 h 55,4 f .. .. 6,2 .. .. .. .. .. .. .. 66,4 ..
173 Äthiopien 39,0 .. 102,0 36,0 5,5 39,4 .. .. .. .. .. .. .. 52,5
174 Liberia 60,8 i 27,3 f 96,0 .. 19,1 40,2 .. .. .. .. .. .. 49,6 54,4
175 Afghanistan .. 20,3 f 97,0 46,0 3,3 .. .. .. .. .. .. .. 58,5 ..
176 Guinea-Bissau 54,2 h .. 123,0 36,0 2,7 38,9 .. .. .. .. .. .. .. ..
177 Sierra Leone 42,1 14,8 125,0 .. 2,1 48,0 .. .. .. .. .. .. 35,3 ..
178 Burundi 67,2 h 7,1 f 156,0 25,0 3,2 91,2 .. .. .. .. .. .. 70,9 43,8
178 Guinea 41,0 h .. 94,0 38,0 9,5 65,2 .. .. .. .. .. .. 39,0 34,3
180 Zentralafrikanische Republik 56,0 h 17,9 f 93,0 13,0 2,6 .. .. .. .. .. .. .. 40,7 53,1
181 Eritrea 67,8 h .. 45,0 32,0 2,0 93,8 .. .. .. .. .. .. .. 31,0
182 Mali 31,1 10,3 82,0 39,0 5,8 50,0 .. .. .. .. .. .. 34,6 24,5
183 Burkina Faso 28,7 2,0 79,0 23,0 3,3 85,7 .. .. .. .. .. .. 53,0 36,4
184 Tschad 34,5 h .. 90,0 26,0 2,2 45,3 .. .. .. .. .. .. 60,1 76,7
185 Mosambik 56,1 h 3,6 f 115,0 25,0 1,5 75,9 .. .. .. .. .. .. 63,2 64,6
186 Kongo, Demokratische Rep, 66,8 h 23,2 f 94,0 38,0 6,2 91,7 .. .. .. .. .. .. 39,3 45,2
186 Niger 28,7 5,1 f 71,0 13,0 1,5 96,4 .. .. .. .. .. .. 55,3 30,7
HINwEISE
a Durchschnittliche Punktzahl für Lesekompetenz in 
den OECD-Ländern: 493.
b Durchschnittliche Punktzahl für Mathematik in 
den OECD-Ländern: 495. 
c Durchschnittliche Punktzahl für 
Naturwissenschaften in den OECD-Ländern: 501. 
d Die Daten beziehen sich auf das jüngste 
verfügbare Jahr im angegebenen Zeitraum. 
e Durchschnitt von zwei oder mehr Erhebungen 
während des betreffenden Zeitraums.
f Schätzungen von Barro und Lee (2011) für 2010.
g Bezieht sich auf 2011.
h Schätzung des Instituts für Statistik der 
Organisation der Vereinten Nationen für 
Erziehung, wissenschaft und Kultur (UIS), 
abgeleitet aus seinem Global Age-specific 
Literacy Projections Model (globales 
Projektionsmodell für altersspezifische 
Alphabetisierung), das auf nationalen Daten seit 
2000 basiert. 
i UIS-Schätzung, abgeleitet aus dem Global 
Age-specific Literacy Projections Model, das auf 
nationalen Daten aus der Zeit vor 2000 basiert. 
j Bezieht sich nur auf Dubai. 
k Bezieht sich nur auf Shanghai.
DEFINITIONEN
Alphabetisierungsgrad der Erwachsenen: Anteil 
der ab 15-Jährigen, die eine kurze, einfache Aussage 
über ihren Alltag sowohl lesen und verstehen als 
auch verständlich schreiben können. 
Bevölkerung mit mindestens 
Sekundarstufenabschluss: Anteil der ab 
25-Jährigen, die zumindest die Sekundarstufe 
erfolgreich absolviert haben. 
Bruttoeinschulungsquote: Altersunabhängige 
Gesamteinschulung auf einer Bildungsstufe (Primar-, 
Sekundar- oder Tertiärstufe), ausgedrückt als 
prozentualer Anteil der Bevölkerung im offiziellen 
Schulalter für dieselbe Bildungsstufe. 
Ausgebildete Lehrer: Anteil der Grundschullehrer, 
die vor der Einstellung oder im Dienst den für 
den Grundschulunterricht vorgeschriebenen 
Mindestumfang an organisierter Lehrerausbildung 
erhalten haben.
Leistungen in Lesen, Mathematik und 
Naturwissenschaften: Erreichte Punktzahl bei 
Tests der Kompetenzen und Kenntnisse 15-jähriger 
Schüler in diesen Fächern, die für die Teilhabe an der 
Gesellschaft unverzichtbar sind. 
Abweichung vom Mittelwert: über- oder 
unterdurchschnittliche Punktzahl in Lesen, 
Mathematik und Naturwissenschaften.
Zufriedenheit mit der Bildungsqualität: Anteil 
der im Rahmen des Gallup world Poll Befragten, 
die die Frage „Sind Sie mit dem Bildungssystem 
zufrieden oder unzufrieden“ mit „zufrieden“ 
beantworteten. 
Abbrecherquote Grundschule: Anteil der Schüler 
in einer bestimmten Kohorte, die in die Grundschule 
eingeschult wurden, sie jedoch vor Abschluss der 
letzten Grundschulklasse verlassen. Der Anteil wird 
berechnet als 100 minus Verbleibsquote bis Ende 
der letzten Grundschulklasse, unter der Annahme, 
dass die beobachteten Abgangquoten während des 
Bestehens der Kohorte unverändert bleiben und dass 
die Schulabbrecher den Schulbesuch nicht wieder 
aufnehmen.
HAUPTDATENQUELLEN
Spalten 1, 2-6 und 14: UNESCO Institute for 
Statistics (2012). 
Spalten 7-12: OECD (2010). 
Spalte 13: Gallup (2012).
ANDERE LÄNDER ODER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. 100,0 .. .. .. .. .. 539 .. .. .. .. .. .. ..
Marshallinseln .. .. 102,0 99,0 16,2 .. .. .. .. .. .. .. .. 16,5
Monaco .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Nauru .. .. 93,0 63,0 .. 74,2 .. .. .. .. .. .. .. ..
San Marino .. .. 94,0 97,0 .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Somalia .. .. 32,0 8,0 .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Südsudan .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Tuvalu .. .. 100,0 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung .. 85,9 104,2 100,4 75,8 .. — — — — — — 61,3 3,8
Hohe menschliche Entwicklung 92,7 64,2 110,5 91,0 48,7 .. — — — — — — 58,0 7,3
Mittlere menschliche Entwicklung 82,3 50,5 113,4 70,7 22,1 .. — — — — — — 69,2 18,8
Niedrige menschliche Entwicklung 60,8 25,2 98,2 37,4 6,8 73,8 — — — — — — 56,5 41,7
Regionen
Arabische Staaten 74,5 38,4 97,7 71,1 24,1 .. — — — — — — 50,0 9,9
Ostasien und Pazifik 93,8 .. 111,0 78,8 26,1 .. — — — — — — .. ..
Europa und Zentralasien 98,1 83,5 99,9 91,2 57,5 .. — — — — — — 51,8 4,2
Lateinamerika und Karibik 91,3 50,4 115,9 90,9 42,5 92,3 — — — — — — .. 14,3
Südasien 62,8 39,2 113,6 57,6 15,7 77,2 — — — — — — 73,3 21,4
Afrika südlich der Sahara 63,0 29,7 100,3 40,3 6,2 73,9 — — — — — — 52,0 37,8
Am wenigsten entwickelte Länder 60,7 .. 101,8 36,0 6,6 71,9 — — — — — — 58,2 40,9
kleine Inselentwicklungsländer .. .. 97,0 77,0 45,2 89,4 — — — — — — .. ..
welt 81,3 57,7 107,9 71,2 28,7 .. — — — — — — 64,2 18,0
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SEHR HOHE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
1 Norwegen 65,9 9,3 .. 6,4 7,6 93,0 .. .. 92,8 54,0 81,0 0,6 6,5 17,3
2 Australien 62,4 11,9 .. 7,9 7,4 94,0 87,4 .. 91,9 53,0 64,0 1,0 3,6 12,8
3 Vereinigte Staaten 61,2 18,7 .. 12,4 7,1 85,0 87,4 37,0 83,8 38,0 75,0 4,2 4,5 17,7
4 Niederlande 61,5 7,8 .. 6,9 7,6 91,0 94,5 46,0 94,5 60,0 79,0 1,1 5,5 13,1
5 Deutschland 57,2 9,1 .. 6,9 6,7 89,0 89,0 31,0 93,9 43,0 78,0 0,8 6,0 17,9
6 Neuseeland 66,2 18,2 .. .. 7,2 93,0 89,0 .. 88,1 64,0 67,0 0,9 5,5 18,1
7 Irland 55,8 35,3 .. 7,2 7,0 95,0 89,1 30,0 93,6 53,0 70,0 1,2 4,7 19,0
7 Schweden 62,5 23,8 .. 6,2 7,5 93,0 91,8 55,0 92,5 64,0 78,0 1,0 6,8 18,7
9 Schweiz 65,5 7,9 .. 7,0 7,5 88,0 .. 44,0 93,5 58,0 76,0 0,7 11,4 24,8
10 Japan 59,7 8,9 .. .. 6,1 78,0 76,2 33,0 84,6 23,0 69,0 0,4 13,2 36,2
11 Kanada 62,7 15,9 .. 8,7 7,4 94,0 91,5 42,0 91,7 55,0 79,0 1,6 5,4 17,3
12 Korea, Republik 64,8 12,1 .. 16,5 6,9 66,0 71,1 26,0 78,5 28,0 54,0 2,6 22,1 39,9
13 Hongkong, China (SAR) 61,2 11,0 .. .. 5,5 89,0 84,4 29,0 84,1 58,0 88,0 0,2 10,7 19,0
13 Island 71,9 18,4 .. 6,4 6,9 86,0 .. .. 81,8 24,0 77,0 0,3 7,0 16,5
15 Dänemark 59,8 15,7 .. 6,2 7,8 93,0 94,0 60,0 93,4 47,0 79,0 0,9 6,4 17,5
16 Israel 60,9 11,8 .. 12,3 7,4 52,0 84,0 26,0 82,3 45,0 59,0 2,1 1,5 7,0
17 Belgien 54,0 18,7 .. 8,0 6,9 86,0 90,3 30,0 91,2 29,0 64,0 1,7 10,3 28,8
18 Österreich 58,6 8,8 .. 6,6 7,5 92,0 94,1 29,0 94,4 41,0 82,0 0,6 7,1 23,8
18 Singapur 69,2 6,7 .. .. 6,5 82,0 86,5 33,0 92,9 83,0 89,0 0,3 7,7 12,9
20 Frankreich 54,4 23,2 .. 9,0 7,0 90,0 87,4 20,0 89,4 38,0 63,0 1,1 8,5 24,7
21 Finnland 57,8 19,3 .. 6,0 7,4 93,0 87,7 58,0 91,2 57,0 78,0 2,2 10,0 29,0
21 Slowenien 57,2 16,8 .. 5,8 6,0 90,0 85,0 15,0 90,6 18,0 84,0 0,7 9,4 34,6
23 Spanien 49,5 48,2 .. 10,1 6,5 80,0 85,7 22,0 87,8 31,0 68,0 0,8 3,4 11,9
24 Liechtenstein .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 2,8 .. ..
25 Italien 47,5 32,0 .. 11,9 6,1 55,0 81,0 20,0 75,7 26,0 52,0 0,9 2,8 10,0
26 Luxemburg 59,9 20,8 .. 7,2 7,1 95,0 93,5 26,0 94,7 77,0 77,0 2,5 3,2 16,1
26 Vereinigtes Königreich 58,8 22,0 .. 8,3 6,9 90,0 88,3 35,0 86,6 49,0 70,0 1,2 3,0 10,9
28 Tschechische Republik 59,7 18,1 .. 5,4 6,3 73,0 79,9 24,0 88,1 21,0 59,0 1,7 4,4 23,9
29 Griechenland 49,1 51,5 .. 11,5 5,4 52,0 70,3 16,0 74,2 18,0 53,0 1,5 1,0 6,0
30 Brunei Darussalam 69,3 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 0,5 .. ..
31 Zypern 66,2 23,1 .. 11,5 6,7 73,0 87,1 11,0 88,7 40,0 70,0 1,7 1,7 7,4
32 Malta 48,3 14,0 .. 8,2 6,2 86,0 86,0 16,0 84,1 49,0 64,0 1,0 1,0 5,9
33 Andorra .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 1,3 .. ..
33 Estland 58,4 23,8 .. 9,0 5,5 69,0 81,1 33,0 86,3 42,0 56,0 5,2 7,3 30,6
35 Slowakei 57,5 33,6 .. 6,3 5,9 68,0 78,6 21,0 86,6 28,0 59,0 1,5 3,4 22,3
36 Katar 89,9 8,9 .. .. 6,6 90,0 86,0 23,0 90,4 89,0 87,0 0,9 .. ..
37 Ungarn 49,6 27,2 .. 7,4 4,9 61,0 80,5 13,0 74,2 36,0 57,0 1,3 10,6 40,0
38 Barbados 66,9 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 11,3 0,0 7,3
39 Polen 55,1 28,9 .. 9,9 5,6 80,0 77,0 25,0 88,2 27,0 59,0 1,1 4,1 26,4
40 Chile 62,9 21,1 3,0 19,0 6,6 77,0 78,2 15,0 78,4 48,0 46,0 3,2 4,2 18,2
41 Litauen 55,6 34,6 .. 11,0 5,4 52,0 78,2 25,0 84,2 18,0 39,0 6,6 10,4 61,3
41 Vereinigte Arabische Emirate 83,4 21,8 .. .. 7,2 87,0 88,7 18,0 93,8 .. 90,0 0,8 .. ..
43 Portugal 58,0 31,7 3,0 10,8 5,2 79,0 88,7 27,0 90,1 21,0 63,0 1,2 4,0 15,6
44 Lettland 55,1 29,6 .. 10,9 5,0 54,0 80,6 13,0 84,8 11,0 48,0 3,1 8,2 40,0
45 Argentinien 62,6 22,2 7,0 19,5 6,4 79,0 80,7 23,0 89,0 61,0 50,0 3,4 3,0 12,6
46 Seychellen .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 8,3 0,0 8,9
47 Kroatien 49,1 36,8 .. 15,1 5,6 46,0 .. 16,0 66,0 .. 64,0 1,4 7,5 28,9
HOHE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
48 Bahrain 72,2 .. 5,0 .. 4,5 73,0 79,3 11,0 88,2 .. 60,0 0,6 3,5 4,0
49 Bahamas 71,9 21,7 .. .. .. .. .. .. .. .. .. 27,4 0,6 1,9
50 Belarus 54,4 .. 5,0 8,3 5,2 57,0 65,7 34,0 76,6 59,0 60,0 4,9 8,8 48,7
51 Uruguay 65,9 21,7 8,0 16,4 6,1 78,0 78,0 27,0 83,8 73,0 48,0 5,9 6,3 26,0
52 Montenegro .. 40,0 10,0 7,4 5,5 50,0 .. 21,0 68,3 .. 78,0 3,5 .. ..
52 Palau .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 0,0 .. ..
54 Kuwait 75,5 11,8 .. .. 6,6 75,0 84,9 11,0 81,5 .. .. 2,2 1,7 1,9
55 Russische Föderation 62,8 15,7 .. .. 5,4 54,0 67,9 24,0 69,4 48,0 40,0 10,2 9,5 53,9
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56 Rumänien 57,3 23,8 1,0 12,6 5,0 60,0 69,5 15,0 78,1 12,0 55,0 2,0 3,5 21,0
57 Bulgarien 52,0 27,6 .. 9,9 3,9 60,0 73,3 20,0 74,0 27,0 52,0 2,0 6,2 18,8
57 Saudi-Arabien 59,7 45,8 .. .. 6,7 57,0 81,8 36,0 85,9 .. 77,0 1,0 .. ..
59 Kuba 58,7 3,5 .. .. .. .. .. .. .. .. .. 5,0 5,5 19,0
59 Panama 68,3 14,6 7,0 24,6 7,3 80,0 88,5 21,0 86,6 46,0 47,0 21,6 1,9 9,0
61 Mexiko 63,9 10,4 5,0 23,4 6,8 80,0 74,4 29,0 73,7 38,0 42,0 22,7 1,5 7,0
62 Costa Rica 65,6 21,6 5,0 21,5 7,3 92,0 87,4 14,0 82,5 32,0 41,0 11,3 1,9 10,2
63 Grenada .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 11,5 0,0 0,0
64 Libyen 53,6 .. .. .. 4,9 41,0 64,3 .. 68,7 .. 91,0 2,9 .. ..
64 Malaysia 66,6 11,3 .. .. 5,8 79,0 85,6 14,0 87,3 79,0 46,0 2,3 .. ..
64 Serbien .. 46,1 4,0 9,5 4,5 41,0 .. 17,0 60,0 .. 68,0 1,2 10,0 28,1
67 Antigua und Barbuda .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 6,8 .. ..
67 Trinidad und Tobago 66,6 12,9 1,0 15,3 6,7 81,0 89,9 .. 87,3 29,0 42,0 35,2 3,8 17,9
69 Kasachstan 75,0 5,0 2,0 13,6 5,5 76,0 77,9 33,0 79,7 72,0 56,0 8,8 9,4 43,0
70 Albanien 56,5 28,3 12,0 13,9 5,3 46,0 .. 7,0 67,7 .. 67,0 4,0 3,3 4,7
71 Venezuela, Bolivarische Republik 68,1 22,0 8,0 26,6 7,5 75,0 85,1 13,0 79,0 59,0 31,0 45,1 1,2 5,3
72 Dominica .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 22,1 .. ..
72 Georgien 62,8 35,6 18,0 15,3 4,2 58,0 55,0 16,0 78,3 66,0 91,0 4,3 1,7 7,1
72 Libanon 47,6 22,3 7,0 22,8 5,2 65,0 70,8 7,0 74,1 37,0 69,0 2,2 .. ..
72 St. Kitts und Nevis .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 38,2 .. ..
76 Iran, Islamische Republik 46,1 33,9 .. .. 4,8 57,0 65,0 .. 76,3 56,0 55,0 3,0 .. ..
77 Peru 77,4 16,2 34,0 24,3 5,6 72,0 74,1 12,0 75,3 19,0 46,0 10,3 1,0 1,9
78 Mazedonien, ehem. jugoslaw. Rep. 43,4 55,7 6,0 14,7 4,2 56,0 .. 11,0 66,7 .. 63,0 1,9 4,0 9,5
78 Ukraine 58,3 18,7 7,0 9,2 5,1 53,0 61,4 29,0 71,4 24,0 48,0 5,2 7,0 37,8
80 Mauritius 60,8 28,0 .. 13,3 5,5 83,0 84,6 .. 90,5 67,0 55,0 2,5 1,9 11,8
81 Bosnien und Herzegowina 37,2 60,0 5,0 11,5 4,7 33,0 .. 18,0 61,7 .. 67,0 1,5 .. ..
82 Aserbaidschan 70,8 15,2 7,0 11,4 4,7 49,0 57,8 27,0 73,4 74,0 74,0 2,2 0,3 1,0
83 St. Vincent und die Grenadinen .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 22,9 1,9 5,4
84 Oman 65,7 .. .. .. 6,9 91,0 85,3 .. 89,9 .. .. 0,7 .. ..
85 Brasilien 68,2 23,1 3,0 27,2 6,8 80,0 81,3 15,0 78,5 51,0 40,0 21,0 2,0 7,7
85 Jamaika 65,9 37,9 6,0 19,1 .. .. 68,3 .. 72,2 .. .. 52,2 .. ..
87 Armenien 47,3 54,7 4,0 10,9 4,4 41,0 45,4 15,0 52,7 34,0 75,0 1,4 1,1 2,8
88 St. Lucia .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 25,2 0,0 4,9
89 Ecuador 71,5 18,1 8,0 25,8 5,8 78,0 79,8 9,0 86,0 59,0 49,0 18,2 3,6 10,5
90 Türkei 48,8 20,7 3,0 22,5 5,3 44,0 71,2 8,0 78,9 60,0 51,0 3,3 .. ..
91 Kolumbien 68,3 29,9 9,0 27,8 6,4 81,0 81,5 14,0 82,9 55,0 43,0 33,4 2,0 7,9
92 Sri Lanka 58,2 24,7 .. 15,1 4,2 81,0 84,7 17,0 89,7 86,0 77,0 3,6 .. ..
93 Algerien 43,9 37,5 5,0 .. 5,2 53,0 58,7 16,0 73,9 53,0 49,0 1,5 .. ..
94 Tunesien 46,3 31,4 .. .. 4,7 58,0 59,4 15,0 66,0 47,0 47,0 1,1 .. ..
MITTLERE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
95 Tonga .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 1,0 .. ..
96 Belize 66,3 28,8 40,0 .. 6,5 62,0 .. .. 67,1 26,0 43,0 41,4 0,7 6,6
96 Dominikanische Republik 62,4 44,5 10,0 27,3 4,7 82,0 76,3 15,0 79,2 45,0 38,0 25,0 0,7 3,9
96 Fidschi 62,7 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 2,8 .. ..
96 Samoa .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 1,1 .. ..
100 Jordanien 44,9 46,8 .. 19,0 5,7 72,0 74,9 9,0 75,6 77,0 81,0 1,8 0,0 0,2
101 China 74,6 .. .. 22,4 5,0 77,0 69,9 57,0 77,1 .. 80,0 1,1 .. ..
102 Turkmenistan 62,6 .. .. .. 5,8 .. 93,6 27,0 97,5 .. 83,0 4,2 .. ..
103 Thailand 76,9 3,0 8,0 21,3 6,7 92,0 96,3 27,0 95,2 54,0 74,0 4,8 3,8 12,0
104 Malediven 64,7 30,5 .. 25,2 .. .. .. .. .. .. .. 1,6 0,0 0,7
105 Suriname 56,4 .. 6,0 23,0 .. .. .. .. .. .. .. 4,6 4,8 23,9
106 Gabun 68,2 .. .. 19,5 .. 77,0 53,7 .. 54,8 53,0 39,0 13,8 .. ..
107 El Salvador 64,5 13,0 5,0 26,6 6,7 74,0 77,3 18,0 81,9 49,0 42,0 69,2 3,6 12,9
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 77,4 .. 26,0 34,2 5,8 67,0 83,9 10,0 84,8 38,0 44,0 8,9 .. ..
108 Mongolei 67,9 .. 18,0 15,9 5,0 64,0 82,1 14,0 80,6 29,0 47,0 8,7 .. ..
110 Palästina, Staat 41,2 49,6 .. .. 4,8 51,0 70,8 9,0 71,5 49,0 59,0 4,1 .. ..
111 Paraguay 73,4 17,8 15,0 .. 5,8 71,0 85,6 12,0 85,5 48,0 38,0 11,5 2,0 5,1
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112 Ägypten 51,3 54,1 7,0 24,1 4,1 57,0 64,7 22,0 61,0 63,0 58,0 1,2 0,0 0,1
113 Moldau, Republik 43,9 15,8 16,0 11,6 5,8 58,0 66,1 12,0 70,6 24,0 50,0 7,5 5,6 30,1
114 Philippinen 68,8 19,3 .. 19,9 5,0 88,0 81,1 14,0 85,6 72,0 62,0 5,4 .. ..
114 Usbekistan 62,8 .. .. 15,8 5,1 90,0 87,3 26,0 93,8 .. 80,0 3,1 2,3 7,0
116 Syrien, Arabische Rep. 45,8 40,2 4,0 20,4 4,1 47,0 55,5 9,0 44,8 .. 65,0 2,3 .. ..
117 Mikronesien, Föd. Staaten von .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 0,9 .. ..
118 Guyana 61,0 50,0 16,0 19,1 6,0 66,0 .. .. 74,8 46,0 47,0 18,6 13,4 39,0
119 Botsuana 73,8 .. 9,0 .. 3,6 82,0 45,9 9,0 56,5 74,0 31,0 14,5 .. ..
120 Honduras 67,3 11,2 16,0 27,5 5,9 77,0 79,4 13,0 82,8 29,0 45,0 91,6 .. ..
121 Indonesien 70,1 23,0 7,0 18,3 5,2 86,0 74,1 21,0 92,3 74,0 88,0 8,1 .. ..
121 Kiribati .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 7,3 .. ..
121 Südafrika 49,6 55,0 .. .. 4,7 84,0 56,5 17,0 62,0 63,0 38,0 31,8 0,4 1,4
124 Vanuatu .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 0,9 .. ..
125 Kirgistan 70,4 16,2 4,0 17,1 4,9 71,0 75,2 34,0 84,8 44,0 62,0 20,1 3,6 14,1
125 Tadschikistan 70,3 .. 10,0 18,4 4,3 70,0 82,7 31,0 89,9 89,0 85,0 2,1 2,3 2,9
127 Vietnam 81,3 .. 16,0 14,0 5,8 61,0 71,8 26,0 70,1 77,0 67,0 1,6 .. ..
128 Namibia 57,4 63,8 .. 43,5 4,9 76,0 .. .. 76,5 82,0 33,0 17,2 .. ..
129 Nicaragua 66,3 9,7 15,0 27,5 5,7 75,0 79,8 11,0 86,0 54,0 51,0 13,6 2,6 9,0
130 Marokko 50,9 18,1 8,0 29,7 5,1 54,0 65,4 58,0 69,4 60,0 67,0 1,4 .. ..
131 Irak 41,9 .. 11,0 .. 5,0 30,0 64,2 15,0 66,7 37,0 41,0 2,0 .. ..
132 Kap Verde 66,7 .. 3,0 .. .. .. .. .. .. .. .. 11,6 .. ..
133 Guatemala 69,7 7,1 21,0 33,1 6,3 74,0 79,8 15,0 85,7 36,0 41,0 38,5 1,7 5,6
134 Timor-Leste 62,8 .. 4,0 33,0 .. .. .. .. .. .. .. 6,9 .. ..
135 Ghana 81,3 .. 34,0 32,2 5,6 85,0 63,8 19,0 68,9 68,0 78,0 15,7 .. ..
136 Äquatorialguinea 86,5 .. 28,0 .. .. .. .. .. .. .. .. 20,7 .. ..
136 Indien 61,0 11,5 12,0 29,3 4,6 80,0 71,2 20,0 82,6 58,0 70,0 3,4 7,8 13,0
138 Kambodscha 86,7 3,5 39,0 25,9 4,2 92,0 77,6 9,0 90,2 90,0 68,0 3,4 .. ..
138 Laos, Demokratische Volksrep. 85,1 .. 11,0 24,7 5,0 87,0 87,9 .. 94,3 98,0 84,0 4,6 .. ..
140 Bhutan 80,3 10,9 18,0 20,0 .. .. .. .. .. .. .. 1,0 .. ..
141 Swasiland 55,9 .. 9,0 35,4 .. .. 55,1 .. 62,3 .. .. 12,9 .. ..
NIEDRIGE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
142 Kongo 78,8 .. 25,0 31,1 4,5 76,0 56,4 .. 67,1 48,0 58,0 30,8 .. ..
143 Salomonen 73,8 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 3,7 .. ..
144 São Tomé und Príncipe .. .. 8,0 31,7 .. .. .. .. .. .. .. 1,9 .. ..
145 Kenia 75,9 .. 26,0 33,6 4,4 71,0 50,0 10,0 69,3 46,0 50,0 20,1 .. ..
146 Bangladesch 74,0 13,6 13,0 27,4 5,0 78,0 76,4 15,0 91,3 79,0 80,0 2,7 .. ..
146 Pakistan 55,4 10,5 .. 30,9 5,3 34,0 73,2 20,0 83,6 28,0 46,0 7,8 .. ..
148 Angola 75,8 .. 24,0 43,9 4,2 69,0 65,2 .. 49,8 61,0 53,0 19,0 .. ..
149 Myanmar 83,4 .. .. .. .. .. .. .. 80,4 .. .. 10,2 .. ..
150 Kamerun 80,3 .. 31,0 33,4 4,4 82,0 62,2 13,0 69,4 65,0 56,0 19,7 .. ..
151 Madagaskar 90,5 2,8 28,0 30,7 4,4 54,0 38,0 .. 72,0 65,0 53,0 8,1 .. ..
152 Tansania, Vereinigte Rep. 84,2 10,1 21,0 27,3 4,1 74,0 63,0 26,0 67,4 56,0 61,0 24,5 .. ..
153 Nigeria 61,7 .. 29,0 41,4 4,8 77,0 58,6 13,0 67,4 55,0 69,0 12,2 .. ..
154 Senegal 76,3 20,1 22,0 33,0 3,8 64,0 42,2 28,0 52,1 30,0 55,0 8,7 .. ..
155 Mauretanien 44,7 .. 16,0 34,4 5,0 56,0 55,3 30,0 62,2 43,0 62,0 14,7 .. ..
156 Papua-Neuguinea 78,0 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 13,0 .. ..
157 Nepal 86,4 .. 34,0 34,2 3,8 43,0 87,3 17,0 86,7 33,0 61,0 2,8 .. ..
158 Lesotho 59,7 41,9 23,0 35,9 .. .. 46,9 .. 52,4 .. .. 35,2 .. ..
159 Togo 84,1 .. 47,0 33,5 2,8 56,0 42,4 .. 57,7 51,0 52,0 10,9 .. ..
160 Jemen 50,9 .. 23,0 32,3 3,7 59,0 54,3 27,0 51,9 39,0 67,0 4,2 .. ..
161 Haiti 74,6 .. 21,0 40,2 3,8 37,0 43,4 30,0 57,9 46,0 42,0 6,9 0,0 0,0
161 Uganda 86,9 5,4 25,0 33,6 4,2 73,0 50,1 17,0 69,7 52,0 42,0 36,3 .. ..
163 Sambia 76,6 23,4 41,0 36,7 5,0 65,0 47,3 31,0 62,6 40,0 54,0 38,0 .. ..
164 Dschibuti .. .. 8,0 36,0 4,4 74,0 70,0 55,0 75,3 68,0 72,0 3,4 .. ..
165 Gambia 81,1 .. 25,0 .. .. .. .. .. .. .. .. 10,8 .. ..
166 Benin 80,6 .. 46,0 35,8 3,7 76,0 46,7 .. 66,8 78,0 58,0 15,1 .. ..
167 Ruanda 92,3 .. 35,0 33,9 4,0 82,0 58,6 30,0 74,3 95,0 92,0 17,1 .. ..
168 Côte d’Ivoire 72,8 .. 35,0 38,6 4,2 76,0 .. 13,0 40,6 42,0 47,0 56,9 .. ..
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169 Komoren 62,7 .. 27,0 .. 3,9 50,0 49,8 35,0 77,2 44,0 78,0 12,2 .. ..
170 Malawi 92,0 .. 26,0 31,4 5,1 88,0 50,9 33,0 80,8 83,0 55,0 36,0 .. ..
171 Sudan 89,0 .. .. .. 4,4 56,0 48,8 31,0 72,7 54,0 75,0 24,2 .. ..
172 Simbabwe 89,0 .. .. 28,5 4,8 63,0 58,6 15,0 68,4 43,0 39,0 14,3 .. ..
173 Äthiopien 84,0 29,4 53,0 31,9 4,4 39,0 .. .. 52,1 32,0 49,0 25,5 .. ..
174 Liberia 72,1 6,6 21,0 35,3 4,2 82,0 63,0 12,0 63,4 54,0 38,0 10,1 .. ..
175 Afghanistan 53,8 .. 13,0 .. 3,8 47,0 82,0 25,0 71,7 31,0 29,0 2,4 .. ..
176 Guinea-Bissau 78,1 .. 57,0 41,4 .. .. .. .. .. .. .. 20,2 .. ..
177 Sierra Leone 77,4 .. 48,0 41,6 4,1 77,0 61,3 16,0 52,3 58,0 50,0 14,9 .. ..
178 Burundi 88,5 .. 19,0 .. 3,8 49,0 64,7 38,0 76,0 85,0 65,0 21,7 .. ..
178 Guinea 79,1 .. 25,0 38,8 4,0 79,0 58,9 .. 75,3 77,0 62,0 22,5 .. ..
180 Zentralafrikanische Republik 82,8 .. 47,0 40,5 3,6 68,0 66,5 37,0 75,8 75,0 62,0 29,3 .. ..
181 Eritrea 84,1 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 17,8 .. ..
182 Mali 56,0 .. 36,0 .. 3,8 75,0 54,9 45,0 63,9 71,0 80,0 8,0 .. ..
183 Burkina Faso 86,0 4,6 38,0 34,2 4,0 58,0 60,1 26,0 78,2 55,0 62,0 18,0 .. ..
184 Tschad 77,0 .. 48,0 40,1 3,7 54,0 72,0 21,0 70,1 39,0 30,0 15,8 .. ..
185 Mosambik 90,1 .. 22,0 32,7 5,0 64,0 63,1 .. 83,1 63,0 42,0 8,8 .. ..
186 Kongo, Demokratische Rep. 82,8 .. 42,0 39,9 4,0 62,0 45,6 39,0 60,2 35,0 38,0 21,7 .. ..
186 Niger 66,2 .. 43,0 34,2 4,1 82,0 69,7 40,0 85,2 78,0 81,0 3,8 .. ..
HINwEISE
a Basierend auf der bei der Gallup-Erhebung gestellten Frage 
nach der Gesamtzufriedenheit mit der jeweiligen Stadt. 
b Die Daten beziehen sich auf das jüngste verfügbare Jahr im 
angegebenen Zeitraum.
DEFINITIONEN
Beschäftigungsquote: Prozentualer Anteil der abhängig 
beschäftigten Bevölkerung ab 25 Jahre. 
Jugendarbeitslosigkeit: Anteil der Erwerbsbevölkerung 
zwischen 15 und 24 Jahren, die weder einer bezahlten 
Beschäftigung nachgeht noch selbständig erwerbstätig ist, 
aber arbeitswillig ist und Schritte unternommen hat, um eine 
bezahlte Beschäftigung oder eine selbständige Erwerbstätigkeit 
zu finden. 
kinderarbeit: Anteil der 5-11-jährigen Kinder, die in 
einer Referenzwoche mindestens eine Stunde eine 
wirtschaftliche Tätigkeit ausübten oder mindestens 28 Stunden 
Haushaltsarbeit verrichteten, oder Anteil der 12-14-jährigen 
Kinder, die in der Referenzwoche mindestens 14 Stunden eine 
wirtschaftliche Tätigkeit ausübten oder mindestens 28 Stunden 
Haushaltsarbeit verrichteten. 
HDI-Gesamtabzug aufgrund von Ungleichheit: Aufgrund 
von Ungleichheit entgangene potenzielle menschliche 
Entwicklung, berechnet als prozentualer Unterschied zwischen 
dem HDI und dem Ungleichheit einbeziehenden HDI (IHDI). 
Detaillierte Informationen zur Berechnung des IHDI enthält die 
Technische Erläuterung 2. 
Lebenszufriedenheit insgesamt: Durchschnittliche Antwort 
auf die Frage im Rahmen des Gallup world Poll: Stellen Sie sich 
bitte eine Skala von Null bis Zehn vor, auf der die oberste Stufe 
dem bestmöglichen Leben für Sie entspricht, die unterste dem 
schlechtestmöglichen. Angenommen, Ihr Lebensgefühl ist um 
so besser, je höher die Stufe, und umso schlechter, je niedriger 
die Stufe, wo würden Sie sich Ihrem persönlichen Gefühl nach 
zum jetzigen Zeitpunkt einordnen? welche Stufe der Skala 
kommt Ihrem Gefühl am nächsten?
Zufriedenheit mit wahlfreiheit: Anteil der Befragten, 
die die Frage im Rahmen des Gallup world Poll „Sind Sie in 
diesem Land zufrieden oder unzufrieden mit Ihrer Freiheit, sich 
die Art ihrer Lebensführung auszusuchen?“ mit „Zufrieden“ 
beantworteten. 
Zufriedenheit mit der beruflichen Tätigkeit: Anteil der 
Befragten, die die Frage im Rahmen des Gallup world Poll „Sind 
Sie mit ihrer beruflichen Tätigkeit zufrieden oder unzufrieden?“ 
mit „Zufrieden“ beantworteten. 
Vertrauen in Menschen: Anteil der Befragten, die die Frage 
im Rahmen des Gallup world Poll „würden Sie ganz allgemein 
sagen, dass man den meisten Menschen vertrauen kann oder 
dass man beim Umgang mit Menschen vorsichtig sein muss?“ 
mit „Man kann ihnen vertrauen“ beantworteten. 
Zufriedenheit mit dem Gemeinwesen: Anteil der Befragten, 
die die Frage im Rahmen des Gallup world Poll „Meinen 
Sie, dass sich zum jetzigen Zeitpunkt die wirtschaftlichen 
Bedingungen in der Stadt bzw. dem Gebiet, in dem Sie 
leben, insgesamt verbessern oder verschlechtern?“ mit „Sie 
verbessern sich“ beantworteten. 
Vertrauen in die Regierung: Anteil der Befragten, die die 
Frage im Rahmen des Gallup world Poll „Haben Sie in diesem 
Land Vertrauen in die Regierung?“ mit „Ja“ beantworteten. 
wahrnehmung von Sicherheit: Anteil der Befragten, die die 
Frage im Rahmen des Gallup world Poll „Fühlen Sie sich sicher, 
wenn Sie in der Stadt bzw. dem Gebiet, in dem Sie leben, 
nachts zu Fuß unterwegs sind?“, mit „Ja“ beantworteten. 
Mordfälle: Anzahl der vorsätzlichen Tötungsdelikte, 
ausgedrückt pro 100.000 Menschen. Ein vorsätzliches 
Tötungsdelikt ist eine rechtswidrige Tötung, die vorsätzlich von 
einer Person an einer anderen Person begangen wird. 
Selbstmorde: Geschätzte Gesamtzahl der Todesfälle aufgrund 
vorsätzlicher Selbstverletzungen in der Gesamtbevölkerung 
bzw. einer bestimmten Geschlechts- oder Altersgruppe, geteilt 
durch die Gesamtzahl der Referenzbevölkerung, ausgedrückt 
pro 100.000 Personen.
HAUPTDATENQUELLEN
Spalten 1 und 2: ILO (2012)
Spalte 3: UNICEF (2012).
Spalte 4: Berechnet auf der Grundlage der HDI- und IHDI-werte 
aus den Tabelle 1 und 3.
Spalten 5-11: Gallup (2012).
Spalte 12: UNODC (2012).
Spalten 13 und 14: wHO (2012c).
5 .4
ANDERE LÄNDER ODER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. 78,7 .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 15,2 .. ..
Marshallinseln .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Monaco .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 0,0 .. ..
Nauru .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 9,8 .. ..
San Marino .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Somalia 59,9 .. 49,0 .. .. .. .. .. .. .. .. 1,5 .. ..
Südsudan .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Tuvalu .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung 58,8 19,5 .. 10,8 6,7 81,5 84,3 30,9 85,9 38,1 68,4 2,1 6,6 20,6
Hohe menschliche Entwicklung 61,2 22,4 .. 20,6 5,9 66,3 73,4 19,3 76,4 .. 47,6 13,0 .. ..
Mittlere menschliche Entwicklung 68,4 .. .. 24,2 4,9 77,8 71,4 .. 79,9 .. 73,4 3,9 .. ..
Niedrige menschliche Entwicklung 72,2 .. 29,7 33,5 4,5 61,8 63,4 .. 72,2 50,8 57,7 14,6 .. ..
Regionen
Arabische Staaten 52,6 .. .. 25,4 4,8 54,6 63,9 24,9 67,6 .. 62,9 4,5 .. ..
Ostasien und Pazifik 74,5 .. .. 21,3 .. .. .. .. .. .. .. 2,8 .. ..
Europa und Zentralasien 58,4 20,9 .. 12,9 5,3 58,5 71,0 21,5 76,5 43,9 53,5 5,5 6,9 35,4
Lateinamerika und Karibik 67,2 19,6 8,5 25,7 6,5 77,9 .. .. 79,0 47,1 42,0 22,2 2,1 8,1
Südasien 61,2 12,9 .. 29,1 4,7 72,9 72,1 19,5 83,2 56,1 66,9 3,7 .. ..
Afrika südlich der Sahara 74,5 .. 33,5 35,0 4,4 69,1 56,2 .. 65,2 53,6 55,3 20,4 .. ..
Am wenigsten entwickelte Länder 77,4 .. 30,2 32,5 4,3 64,2 63,2 .. 72,3 56,4 59,5 14,6 .. ..
kleine Inselentwicklungsländer 65,9 .. .. 29,2 .. .. .. .. .. .. .. 14,6 .. ..
welt 65,8 .. .. 23,3 5,3 73,9 73,1 29,8 79,0 52,0 66,0 6,9 .. ..
bericht über die menschliche entwicklung 2013
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HDI-Rang 2010 2010 2010 2010 2010 2010 2010 2010 2010 2010 2010 2010 2010 2010
SEHR HOHE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
1 Norwegen 130,7 33,0 77,3 19,5 39,7 10,0 42,8 10,8 7,8 18,6 9,4 75,1 37,0 21,5
2 Australien 206,7 20,1 187,9 18,3 48,5 4,7 51,5 5,0 13,1 12,8 5,9 72,4 24,2 21,6
3 Vereinigte Staaten 1.121,8 7,9 1.966,5 13,9 544,4 3,9 402,0 2,8 12,3 65,2 5,9 68,8 30,3 28,8
4 Niederlande 492,6 62,9 440,0 56,2 95,4 12,2 85,2 10,9 16,2 56,5 11,4 56,5 26,0 28,9
5 Deutschland 1.271,1 38,8 1.066,8 32,5 237,6 7,2 263,2 8,0 6,0 81,8 8,6 67,4 28,1 32,0
6 Neuseeland 29,7 22,9 30,2 23,3 8,7 6,7 9,1 7,1 65,6 20,3 11,2 70,0 16,0 18,6
7 Irland 118,3 55,3 60,5 28,3 97,1 45,4 108,4 50,7 9,7 84,2 13,0 66,4 13,5 22,6
7 Schweden 158,4 36,5 148,8 34,3 64,4 14,8 48,5 11,2 8,8 74,5 10,2 69,2 28,6 31,1
9 Schweiz 195,6 38,3 176,3 34,5 83,6 16,4 39,6 7,8 4,1 87,6 6,8 79,6 15,9 16,9
10 Japan 769,8 14,6 692,6 13,2 141,5 2,7 157,6 3,0 1,3 88,3 11,2 50,0 36,0 31,8
11 Kanada 362,1 24,8 388,3 26,6 69,2 4,7 91,3 6,3 14,2 46,7 8,2 74,7 22,7 29,5
12 Korea, Republik 466,4 50,6 425,2 46,1 .. .. .. .. 2,0 88,3 6,3 56,4 36,8 35,3
13 Hongkong, China (SAR) 14,8 6,8 441,4 203,9 .. .. .. .. 5,7 46,3 4,7 84,7 18,1 56,9
13 Island 4,6 37,3 3,9 31,9 2,5 20,0 2,2 17,7 41,9 14,6 12,2 58,8 8,9 29,0
15 Dänemark 96,5 31,0 84,5 27,1 59,9 19,2 50,7 16,3 21,3 60,4 16,0 72,7 22,1 22,8
16 Israel 58,4 28,4 59,2 28,7 24,7 12,0 18,1 8,8 4,0 65,4 8,5 57,4 28,7 24,1
17 Belgien 411,1 87,5 389,5 82,9 83,3 17,7 78,5 16,7 10,3 70,7 9,8 66,9 13,5 17,6
18 Österreich 144,9 38,2 150,6 39,7 54,5 14,4 36,9 9,7 8,7 79,5 9,5 72,5 30,2 27,0
18 Singapur 351,9 180,9 310,8 159,8 112,3 57,7 96,5 49,6 2,2 72,1 3,5 64,7 64,5 61,4
20 Frankreich 511,7 19,8 592,1 22,9 143,7 5,6 129,8 5,0 12,9 78,2 9,9 73,1 26,5 25,8
21 Finnland 70,1 29,5 68,8 28,9 24,6 10,3 21,7 9,1 8,5 76,5 9,6 60,5 23,1 26,2
21 Slowenien 24,4 50,9 26,5 55,2 5,8 12,0 4,4 9,1 6,0 84,8 11,2 69,1 25,6 26,4
23 Spanien 246,3 17,3 315,5 22,2 124,1 8,7 87,1 6,1 16,2 71,9 11,8 65,3 21,3 26,7
24 Liechtenstein .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
25 Italien 446,8 21,5 487,0 23,5 98,3 4,7 110,1 5,3 8,6 81,7 11,3 63,0 24,2 23,0
26 Luxemburg 13,8 26,4 20,3 38,8 67,5 128,6 37,3 71,2 11,3 79,3 12,3 63,3 19,0 17,7
26 Vereinigtes Königreich 405,9 18,4 559,3 25,3 237,9 10,8 168,8 7,6 7,0 68,2 10,9 67,1 26,0 26,1
28 Tschechische Republik 132,1 67,1 125,7 63,8 21,7 11,0 18,2 9,2 5,3 86,4 6,7 76,9 40,6 43,2
29 Griechenland 21,7 7,0 63,9 20,6 37,5 12,1 20,2 6,5 27,5 49,1 13,4 59,2 14,7 12,5
30 Brunei Darussalam .. .. .. .. 1,1 d 7,9 1,4 d 12,4 .. .. .. .. .. ..
31 Zypern 0,8 3,2 8,6 37,0 11,5 49,5 4,2 17,9 36,1 50,2 15,6 61,6 34,2 14,6
32 Malta 3,7 45,7 5,7 70,5 4,0 49,0 2,6 31,6 5,3 67,6 11,3 62,6 60,4 37,1
33 Andorra .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
33 Estland 12,8 67,3 13,2 69,4 4,5 23,7 2,8 14,6 15,2 62,2 13,6 63,8 24,9 27,1
35 Slowakei 64,0 73,4 64,0 73,5 .. .. .. .. 5,6 86,3 7,7 75,5 26,6 43,9
36 Katar 48,3 43,0 .. .. 2,3 2,0 6,2 5,5 0,1 6,8 .. .. 0,9 ..
37 Ungarn 94,7 74,0 87,4 68,3 19,1 14,9 15,9 12,4 8,1 81,7 5,8 71,8 50,1 51,6
38 Barbados 0,2 6,1 1,2 31,1 1,5 38,1 0,8 19,6 33,5 63,9 26,7 70,0 15,7 16,7
39 Polen 157,1 34,9 174,1 38,7 32,5 7,2 29,0 6,4 12,0 79,1 9,4 74,2 30,6 29,2
40 Chile 70,9 36,5 59,4 30,5 10,8 5,6 11,8 6,1 22,2 12,0 7,7 68,7 9,7 19,3
41 Litauen 20,8 56,9 23,4 63,9 4,1 11,3 2,8 7,7 19,7 54,0 14,2 49,9 13,4 16,4
41 Vereinigte Arabische Emirate .. .. .. .. 11,7 4,1 41,7 14,7 .. .. .. .. .. ..
43 Portugal 48,7 21,2 75,6 32,8 23,3 10,1 14,4 6,2 13,9 73,1 15,1 66,7 24,8 22,1
44 Lettland 8,9 35,5 11,1 44,7 3,7 14,7 2,2 8,8 30,0 57,6 16,3 59,1 13,7 16,0
45 Argentinien 68,2 20,2 56,8 16,8 13,2 3,9 14,1 4,2 50,8 32,2 3,7 84,4 13,1 29,1
46 Seychellen .. .. .. .. 0,4 47,7 0,3 36,8 .. .. .. .. .. ..
47 Kroatien 11,8 19,0 20,1 32,3 11,0 17,7 3,5 5,6 15,0 68,0 11,5 67,2 24,6 17,2
HOHE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
48 Bahrain 15,5 73,3 16,0 75,7 4,0 19,2 1,9 9,0 1,9 5,6 8,1 38,8 1,4 25,1
49 Bahamas 0,3 3,9 2,9 37,0 .. .. .. .. 25,6 63,4 19,3 52,9 0,0 14,1
50 Belarus 25,2 48,3 34,9 66,7 4,5 8,6 2,9 5,5 14,7 52,9 9,4 47,5 10,7 20,2
51 Uruguay 5,4 d 15,4 6,9 d 19,8 2,5 7,1 1,4 4,1 73,5 23,7 12,2 62,5 10,5 15,6
52 Montenegro .. .. .. .. 1,0 24,0 0,4 9,7 .. .. .. .. .. ..
52 Palau .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
54 Kuwait 50,3 43,8 .. .. 7,7 6,7 13,6 11,8 0,4 6,2 .. .. 3,4 ..
55 Russische Föderation 400,1 29,5 248,7 18,4 44,3 3,3 73,5 5,4 4,1 14,1 14,0 68,6 9,7 21,7
56 Rumänien 49,4 30,6 62,0 38,4 8,6 5,3 9,4 5,8 10,1 78,5 9,1 75,3 37,0 32,6
57 Bulgarien 20,6 42,8 25,4 52,7 7,0 14,5 4,5 9,3 17,5 49,3 10,6 54,9 22,1 20,4
57 Saudi-Arabien 245,9 59,4 106,9 25,8 10,7 2,6 76,8 18,5 1,2 11,0 16,5 76,1 2,7 23,0
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HDI-Rang 2010 2010 2010 2010 2010 2010 2010 2010 2010 2010 2010 2010 2010 2010
59 Kuba .. .. .. .. 8,0 d .. 1,4 d .. .. .. .. .. .. ..
59 Panama 0,7 2,8 16,7 65,8 6,1 24,0 2,8 10,9 67,6 11,9 8,2 89,7 0,1 11,8
61 Mexiko 298,3 31,0 301,5 31,4 15,4 1,6 25,6 2,7 6,3 74,5 7,8 79,5 40,3 46,2
62 Costa Rica 9,0 27,6 13,9 42,4 4,2 12,7 1,8 5,4 37,3 60,7 10,1 73,0 43,9 31,8
63 Grenada .. .. 0,3 d 36,2 0,1 17,7 0,1 13,0 .. .. 25,8 58,8 .. 14,1
64 Libyen .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
64 Malaysia 198,8 92,3 164,5 76,3 34,0 15,8 33,7 15,6 14,5 67,0 9,8 73,2 54,5 54,5
64 Serbien .. .. .. .. 3,5 9,0 3,5 9,0 .. .. .. .. .. ..
67 Antigua und Barbuda 0,0 0,2 0,5 42,3 0,5 43,2 0,2 18,8 50,7 47,6 22,5 48,3 0,0 23,1
67 Trinidad und Tobago 10,0 49,1 6,5 31,9 0,9 4,2 0,4 2,1 2,6 31,0 11,9 49,9 1,0 20,0
69 Kasachstan .. .. .. .. 4,2 3,2 11,3 8,6 .. .. .. .. .. ..
70 Albanien 1,5 12,9 4,6 38,4 2,2 18,7 2,0 16,8 6,9 62,0 19,0 63,6 5,7 12,5
71 Venezuela, Bolivarische Republik 67,0 18,5 32,3 9,0 .. .. .. .. 0,2 4,0 16,7 80,8 7,2 25,0
72 Dominica 0,0 5,9 0,2 47,1 0,1 24,7 0,1 13,2 27,1 66,0 25,1 57,1 0,9 16,2
72 Georgien 1,3 11,5 5,1 45,5 1,6 14,3 1,1 9,7 21,5 46,3 18,9 60,2 6,0 13,3
72 Libanon 4,3 11,5 18,0 48,6 15,3 41,3 13,0 35,2 12,6 54,6 16,7 54,8 18,4 11,7
72 St. Kitts und Nevis 0,0 3,9 0,3 39,6 .. .. .. .. 12,7 87,2 21,6 73,7 87,8 17,5
76 Iran, Islamische Republik 83,8 25,3 54,7 16,5 .. .. .. .. 6,5 15,6 17,6 70,0 4,3 21,3
77 Peru 35,2 25,1 30,0 21,4 4,0 2,8 6,0 4,3 16,9 10,9 12,0 72,5 4,5 17,9
78 Mazedonien, ehem. jugoslaw. Rep. 2,7 d 29,2 5,0 d 54,7 .. .. .. .. 25,4 69,0 17,4 74,8 7,0 11,8
78 Ukraine 51,4 40,7 60,7 48,0 17,1 13,5 12,2 9,7 20,4 63,7 10,3 52,9 13,9 16,9
80 Mauritius 1,5 16,1 4,4 47,5 2,7 29,1 2,0 21,4 39,5 56,3 23,1 54,6 1,6 15,6
81 Bosnien und Herzegowina 4,8 28,5 9,2 54,7 1,3 7,6 0,6 3,5 13,2 54,7 19,7 57,8 27,6 15,6
82 Aserbaidschan 21,3 43,8 6,6 13,6 2,1 4,3 3,8 7,8 2,8 2,5 20,2 76,3 6,0 23,1
83 St. Vincent und die Grenadinen 0,0 5,2 0,4 56,3 .. .. .. .. 82,4 15,7 24,0 53,3 0,2 15,1
84 Oman 31,6 60,4 19,8 37,8 1,8 3,4 6,5 12,5 2,6 10,5 12,7 73,3 8,6 21,9
85 Brasilien 197,4 10,5 179,7 9,6 31,8 1,7 62,6 3,3 34,8 35,8 6,0 73,9 22,8 30,7
85 Jamaika 1,2 9,5 5,2 39,7 2,6 20,0 1,8 13,9 24,8 7,9 18,7 48,7 1,5 14,5
87 Armenien 0,9 9,6 3,7 41,5 0,8 8,5 1,0 11,1 17,3 21,2 18,6 52,5 10,4 17,1
88 St. Lucia .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
89 Ecuador 17,5 31,8 20,6 37,4 1,4 2,5 3,0 5,4 34,1 9,6 9,4 67,8 12,9 17,4
90 Türkei 114,0 16,9 185,5 27,6 34,4 5,1 19,7 2,9 10,9 77,7 6,9 62,5 14,8 21,3
91 Kolumbien 39,5 15,0 40,5 15,4 4,4 1,7 8,0 3,0 14,6 21,0 11,1 80,9 8,4 17,3
92 Sri Lanka 8,3 18,1 12,4 27,0 2,5 5,4 3,1 6,8 30,8 61,2 16,7 61,8 5,5 13,7
93 Algerien 57,1 38,0 41,0 27,3 3,6 2,4 11,9 7,9 0,6 0,8 17,9 78,4 2,9 20,5
94 Tunesien 16,4 37,4 22,2 50,6 5,8 13,2 3,3 7,6 8,2 76,0 11,5 72,3 28,9 26,8
MITTLERE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
95 Tonga 0,0 2,4 0,2 47,0 0,0 12,2 0,0 13,5 90,6 7,6 31,3 44,8 0,2 16,3
96 Belize 0,3 20,5 0,7 50,9 0,4 25,7 0,2 11,8 62,3 1,3 17,4 60,9 0,3 12,3
96 Dominikanische Republik 4,8 9,7 15,1 30,8 5,1 10,3 2,1 4,4 28,5 67,6 14,6 59,4 10,4 18,7
96 Fidschi 0,6 18,6 1,8 60,2 0,7 d 23,3 0,5 d 14,9 62,2 22,1 18,7 48,1 5,7 19,1
96 Samoa 0,1 10,6 0,3 55,3 0,2 28,3 0,1 15,5 21,5 78,2 26,9 54,0 97,8 17,4
100 Jordanien 5,9 23,6 15,3 60,8 5,2 20,5 4,3 17,0 16,5 72,0 17,6 56,3 5,4 18,4
101 China 1.577,8 28,9 1,289,1 23,6 171,2 3,1 193,3 3,5 3,3 93,4 8,4 60,9 28,7 44,8
102 Turkmenistan .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
103 Thailand 195,3 67,0 180,1 61,8 34,0 11,7 45,9 15,7 18,0 71,6 6,6 66,2 38,1 40,9
104 Malediven 0,1 3,7 1,1 54,5 0,8 38,3 0,3 15,3 96,2 0,1 24,6 50,2 0,0 21,1
105 Suriname 2,0 49,2 1,4 33,9 0,2 5,9 0,3 6,3 2,9 1,9 15,3 63,7 27,8 18,3
106 Gabun 5,4 d 44,4 2,5 d 20,7 0,4 3,3 1,9 15,9 9,6 4,2 17,6 74,1 30,3 26,1
107 El Salvador 4,5 21,4 8,5 40,3 1,0 4,6 1,1 5,1 21,9 71,5 18,5 63,8 7,8 14,1
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 7,0 37,7 5,6 30,3 .. .. .. .. 16,1 6,3 8,4 78,1 2,6 12,3
108 Mongolei .. .. .. .. 0,5 9,0 0,8 14,5 .. .. .. .. .. ..
110 Palästina, Staat 0,4 d .. 4,0 d .. .. .. .. .. 17,2 66,9 22,9 43,8 1,5 10,1
111 Paraguay 4,5 27,8 10,0 61,6 1,5 9,2 0,7 4,4 88,5 10,7 8,1 79,4 7,4 20,1
112 Ägypten 26,3 12,9 53,0 26,0 .. .. .. .. 19,5 41,7 22,4 59,9 8,4 18,1
113 Moldau, Republik 0,9 16,6 3,9 68,5 .. .. .. .. 73,0 22,6 16,2 62,4 8,2 15,6
114 Philippinen 51,5 28,0 58,5 31,8 13,2 7,2 11,3 6,1 8,0 85,1 11,7 66,8 72,8 58,4
114 Usbekistan .. .. .. .. 1,1 3,1 0,6 1,7 .. .. .. .. .. ..
116 Syrien, Arabische Rep. 11,4 20,1 17,6 31,1 5,2 8,5 .. .. 22,7 24,7 23,4 54,1 6,6 16,0
117 Mikronesien, Föd. Staaten von .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
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118 Guyana 0,9 43,2 1,4 67,6 0,3 12,7 0,3 16,3 49,0 3,8 15,3 54,8 2,1 15,5
119 Botsuana 4,7 35,5 5,7 42,8 0,8 6,1 1,2 9,3 5,2 10,5 13,2 57,2 16,3 21,8
120 Honduras 2,6 d 17,8 6,0 d 40,4 1,0 6,9 1,3 9,0 53,1 33,8 20,1 59,9 18,3 15,0
121 Indonesien 157,8 25,3 135,5 21,7 16,8 2,7 26,1 4,2 22,8 37,0 11,5 63,4 18,8 32,9
121 Kiribati 0,0 2,8 0,1 52,4 .. .. .. .. 68,3 27,6 41,7 32,0 0,1 18,3
121 Südafrika 71,5 22,1 79,9 24,7 14,0 4,3 18,5 5,7 11,0 43,2 6,8 64,1 15,0 27,3
124 Vanuatu .. .. .. .. 0,2 d 38,2 0,1 d 16,8 .. .. .. .. .. ..
125 Kirgistan 1,3 27,4 3,2 68,0 .. .. .. .. 17,1 18,6 18,1 53,9 14,6 12,8
125 Tadschikistan .. .. .. .. 0,2 3,9 0,4 7,4 .. .. .. .. .. ..
127 Vietnam 72,2 d 71,1 84,8 d 83,5 .. .. .. .. 23,3 64,0 12,1 71,9 19,0 23,6
128 Namibia 5,8 58,3 6,0 59,6 0,9 8,5 0,7 7,0 25,5 23,3 15,5 69,6 6,7 16,4
129 Nicaragua 1,8 28,9 4,2 65,5 0,5 7,4 0,7 10,8 78,7 6,3 17,1 60,8 5,7 14,5
130 Marokko 17,8 19,6 35,4 38,9 12,5 13,8 7,4 8,2 20,6 63,4 13,6 59,9 28,2 21,5
131 Irak .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
132 Kap Verde 0,0 2,9 0,7 44,8 0,5 31,3 0,4 23,2 81,6 17,5 29,1 57,8 0,0 18,2
133 Guatemala 8,5 21,4 13,8 35,0 2,2 5,6 2,4 6,0 46,3 42,6 14,6 66,0 3,0 15,7
134 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
135 Ghana 5,2 18,0 8,1 27,7 1,5 5,1 3,0 10,3 24,2 7,3 16,4 81,3 8,9 19,0
136 Äquatorialguinea .. .. .. .. 0,1 0,5 2,2 16,7 .. .. .. .. .. ..
136 Indien 220,4 14,5 350,0 23,0 123,8 8,1 116,8 7,7 10,5 52,4 5,1 36,9 14,5 29,8
138 Kambodscha 5,6 51,7 4,9 45,3 1,8 17,0 1,2 10,8 3,7 96,1 8,6 79,4 0,2 7,3
138 Laos, Demokratische Volksrep. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
140 Bhutan 0,4 29,7 0,9 61,4 0,1 d 4,2 0,1 d 5,3 7,4 69,5 13,7 60,8 0,0 19,1
141 Swasiland .. .. .. .. 0,2 7,2 0,6 17,6 .. .. .. .. .. ..
NIEDRIGE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
142 Kongo 6,9 64,1 4,4 40,5 .. .. .. .. 2,1 30,2 7,4 86,7 2,5 9,1
143 Salomonen 0,2 32,9 0,4 65,6 0,1 14,7 0,2 28,8 29,2 0,1 18,7 20,1 14,5 21,6
144 São Tomé und Príncipe 0,0 3,2 0,1 56,4 0,0 d 5,3 d 0,0 d 9,6 d 95,3 4,7 30,6 52,0 20,1 13,5
145 Kenia 5,2 16,5 12,1 38,5 3,7 11,7 2,0 6,4 57,6 33,9 13,6 62,8 6,3 16,1
146 Bangladesch .. .. .. .. 2,4 2,6 4,4 4,6 .. .. .. .. .. ..
146 Pakistan 21,0 12,4 37,5 22,1 6,4 3,8 7,1 4,2 18,8 74,0 18,0 48,4 0,6 17,1
148 Angola .. .. .. .. 0,6 0,8 17,3 22,0 .. .. .. .. .. ..
149 Myanmar 7,6 .. 4,2 .. 0,3 .. 0,7 .. 30,2 5,5 8,7 67,9 2,3 14,3
150 Kamerun 3,9 17,4 5,1 22,9 1,2 5,2 1,7 7,8 39,2 6,9 19,3 51,3 18,6 17,5
151 Madagaskar 0,9 11,0 2,5 29,6 1,0 d 9,9 1,2 d 14,2 29,9 46,7 14,6 69,6 1,5 22,5
152 Tansania, Vereinigte Rep. 3,9 17,7 8,0 36,2 .. .. .. .. 29,6 17,2 10,8 60,5 8,0 15,0
153 Nigeria 86,6 47,3 44,2 24,2 3,1 1,7 22,3 12,2 5,0 6,7 11,0 86,5 8,0 24,0
154 Senegal 2,2 16,9 4,8 37,3 1,1 8,9 1,1 8,9 27,2 36,4 23,9 44,4 3,2 15,9
155 Mauretanien 0,7 21,9 1,7 52,0 0,2 4,8 0,8 23,2 38,4 0,0 19,9 52,8 0,0 30,7
156 Papua-Neuguinea .. .. .. .. 0,2 2,4 2,8 32,7 .. .. .. .. .. ..
157 Nepal 0,8 5,8 5,1 35,5 0,7 4,7 0,9 6,0 23,0 72,3 13,4 56,5 3,0 15,5
158 Lesotho 0,6 32,3 1,4 69,7 0,0 2,5 0,5 26,5 12,9 84,7 30,4 57,8 8,4 16,2
159 Togo 0,4 13,9 1,0 31,3 0,3 8,6 0,3 11,0 18,8 70,2 17,0 67,2 0,3 12,1
160 Jemen 6,2 d 22,1 9,3 d 33,0 .. .. .. .. 6,8 1,1 31,6 46,7 5,3 13,7
161 Haiti .. .. .. .. 0,4 5,8 0,9 13,6 .. .. .. .. .. ..
161 Uganda 1,2 7,0 4,7 28,3 1,3 7,9 1,8 11,1 74,0 22,8 13,5 65,3 2,7 18,0
163 Sambia 7,2 49,7 5,3 36,7 0,3 2,2 0,9 6,5 6,8 8,7 5,3 61,7 14,0 18,5
164 Dschibuti 0,2 d 15,0 0,6 d 61,7 0,3 d 30,7 0,1 d 12,2 0,5 92,7 30,1 62,7 47,0 19,0
165 Gambia 0,0 3,4 0,3 28,0 .. .. .. .. 79,0 10,5 35,9 42,9 5,7 22,2
166 Benin 0,4 6,6 1,5 22,7 0,3 5,3 0,4 6,6 84,4 14,7 35,5 43,1 4,8 8,0
167 Ruanda 0,2 d 4,4 1,1 d 20,5 0,4 6,9 0,6 11,0 52,9 20,8 14,9 75,8 3,0 17,5
168 Côte d’Ivoire 10,3 44,8 7,8 34,2 .. .. .. .. 58,1 16,1 20,1 54,9 5,8 11,7
169 Komoren .. .. .. .. 0,1 11,3 0,1 17,9 .. .. .. .. .. ..
170 Malawi 1,1 21,8 2,2 44,4 0,1 1,7 0,4 7,7 79,8 9,0 14,8 74,1 11,6 10,1
171 Sudan 9,0 d 14,9 8,6 d 14,1 0,3 0,4 2,9 4,8 6,2 0,4 16,1 78,9 4,4 16,8
172 Simbabwe 3,2 48,1 9,1 136,0 0,2 3,6 0,4 6,6 24,7 29,5 20,7 49,2 1,9 11,3
173 Äthiopien 2,3 7,4 8,6 27,9 2,4 7,6 2,5 8,2 82,7 8,2 11,5 68,8 17,7 18,8
174 Liberia .. .. .. .. 0,2 16,9 1,1 115,7 .. .. .. .. .. ..
175 Afghanistan 0,4 2,5 5,2 32,8 .. .. .. .. 50,8 19,6 13,7 19,1 0,0 27,1
176 Guinea-Bissau .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
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177 Sierra Leone .. .. .. .. 0,1 3,2 0,1 7,6 .. .. .. .. .. ..
178 Burundi 0,1 6,2 0,4 21,0 0,1 4,1 0,2 8,8 76,8 5,3 15,1 81,7 16,1 13,9
178 Guinea .. .. .. .. 0,1 1,4 0,4 8,9 .. .. .. .. .. ..
180 Zentralafrikanische Republik 0,1 d 4,5 0,2 d 10,6 0,1 3,3 0,2 8,7 37,4 3,1 30,2 67,2 13,2 18,4
181 Eritrea .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
182 Mali 1,9 21,0 4,7 51,2 0,4 3,8 0,9 9,8 14,2 3,7 12,1 61,3 11,0 21,3
183 Burkina Faso 1,3 15,0 2,0 23,9 0,1 1,4 0,6 7,1 28,0 2,9 15,9 61,3 13,3 15,7
184 Tschad .. .. .. .. 0,2 2,0 2,4 30,4 .. .. .. .. .. ..
185 Mosambik 2,2 23,3 3,6 37,7 0,6 6,9 1,1 12,1 20,1 2,0 12,6 49,6 20,9 17,4
186 Kongo, Demokratische Rep. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
186 Niger 0,5 9,1 2,3 43,0 0,1 2,5 1,1 19,8 20,7 11,9 17,3 69,3 2,6 18,3
HINwEISE
a Alle Daten über den warenhandel wurden auf 
der sechsstelligen Ebene aus der Nomenklatur 
des Harmonisierten Systems zur Bezeichnung 
und Codierung von waren (HS) von 1996 
entnommen. Zu Definitionszwecken wurden sie 
mit dem Internationalen warenverzeichnis für 
den Außenhandel (SITC) in übereinstimmung 
gebracht, unter Heranziehung der HS-SITC-
Konkordanz der Vereinten Nationen.    
b Das BIP (in laufenden US-Dollars) ist ein 
Durchschnittswert für 2009 und 2010. 
c Zur Methodik der Klassifizierung von Teilen und 
Komponenten siehe Athukorala (2012) und die 
darin zitierte Version eines Diskussionspapiers.
d Bezieht sich auf 2009.
DEFINITIONEN
Ausfuhren von Handelswaren: waren, die den 
Gesamtbestand der materiellen Ressourcen eines 
Landes verringern, indem sie sein wirtschaftsgebiet 
verlassen. 
Einfuhren von Handelswaren: waren, die den 
Gesamtbestand der materiellen Ressourcen eines 
Landes erhöhen, indem sie in sein wirtschaftsgebiet 
verbracht werden. 
Ausfuhren von Dienstleistungen: Ausfuhren 
eines breiten Spektrums immaterieller Produkte 
und Tätigkeiten, die die Gegebenheiten der 
Verbrauchseinheiten verändern oder den Austausch 
von Produkten oder finanziellen Vermögenswerten 
erleichtern. 
Einfuhren von Dienstleistungen: Einfuhren 
eines breiten Spektrums immaterieller Produkte 
und Tätigkeiten, die die Gegebenheiten der 
Verbrauchseinheiten verändern oder den Austausch 
von Produkten oder finanziellen Vermögenswerten 
erleichtern.
Anteil der landwirtschaftlichen Güter 
bzw. der Fertigwaren an den Ausfuhren 
von Handelswaren: Ausfuhren von 
landwirtschaftlichen Gütern bzw. Fertigwaren, 
ausgedrückt als prozentualer Anteil an der 
Gesamtheit der warenausfuhren. 
Anteil der landwirtschaftlichen Güter bzw. 
der Fertigwaren an den Einfuhren von 
Handelswaren: Einfuhren von landwirtschaftlichen 
Gütern bzw. Fertigwaren, ausgedrückt als 
prozentualer Anteil an der Gesamtheit der 
wareneinfuhren. 
Teile und komponenten: Zwischenprodukte, 
die als Produktionsfaktoren bei der Herstellung 
von Fertigwaren für den Endverbrauch eingesetzt 
werden, ausgedrückt als prozentualer Anteil an der 
Gesamtheit der Aus- und Einfuhren von Fertigwaren.
HAUPTDATENQUELLEN
Spalten 1, 3 und 9-14: UNSD (2012b).
Spalten 2 und 4: HDRO-Berechnungen auf der 
Grundlage von UNSD (2012b) und world Bank 
(2012a). 
Spalten 5 und 7: UNCTAD (2012).
Spalten 6 und 8: HDRO-Berechnungen auf der 
Grundlage von UNSD (2012b) und world Bank 
(2012a). 
ANDERE LÄNDER ODER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Marshallinseln .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Monaco .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Nauru .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
San Marino .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Somalia .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Südsudan .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Tuvalu .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung 8.889,2 21,6 9.960,0 24,2 2.682,8 6,6 2.333,0 5,8 9,4 70,1 8,5 67,4 29,5 30,6
Hohe menschliche Entwicklung 2.088,2 26,8 1.769,7 23,2 302,6 4,0 426,9 5,9 10,5 37,4 11,3 71,6 30,0 30,4
Mittlere menschliche Entwicklung 2.475,3 27,0 2.409,2 26,2 418,1 4,7 446,8 5,1 7,9 79,9 8,7 59,0 28,5 38,8
Niedrige menschliche Entwicklung 188,8 24,9 210,0 27,9 29,1 3,3 82,6 9,8 18,0 19,4 14,1 66,9 3,8 18,9
Regionen
Arabische Staaten 546,6 38,9 367,5 .. 86,4 5,8 .. .. 4,4 17,8 16,7 70,5 12,5 21,0
Ostasien und Pazifik .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Europa und Zentralasien 1.226,6 33,5 1.218,4 33,1 251,7 6,6 232,3 6,2 8,5 54,9 10,3 68,3 28,7 29,1
Lateinamerika und Karibik 857,8 18,9 842,6 18,5 120,0 2,7 151,8 3,6 21,0 42,0 8,5 76,3 31,5 32,3
Südasien 335,2 14,2 466,8 23,3 136,6 7,4 132,7 7,2 10,6 44,8 8,7 44,2 11,8 26,1
Afrika südlich der Sahara 237,5 28,3 246,3 29,1 39,6 4,3 93,5 10,3 15,7 21,5 11,4 69,1 12,4 22,2
Am wenigsten entwickelte Länder .. .. .. .. 16,8 3,5 49,9 11,0 .. .. .. .. .. ..
kleine Inselentwicklungsländer .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
welt 13.641,6 23,2 14.348,9 24,5 3.432,6 5,9 3.289,3 5,7 9,4 66,5 9,0 66,6 29,2 31,6
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HDI-Rang 2007–2011c 2010 2007–2011c 2010 2010 2007–2011c 2010 2010 2005/2010d 2010 2005–2010c 2005–2010c
SEHR HOHE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
1 Norwegen 2,8 –1,1 –4,9 0,16 0,97 10,2 3,8 10,0 7,2 4.767 .. 241,9
2 Australien 2,7 –0,3 6,5 0,43 0,33 3,1 2,1 25,7 10,5 5.885 .. ..
3 Vereinigte Staaten 1,5 –0,2 –0,2 0,04 0,36 0,9 0,8 13,5 3,3 59.791 82,5 237,1
4 Niederlande 1,9 –0,8 1,1 0,50 1,67 2,4 6,0 10,5 0,6 10.883 .. 96,5
5 Deutschland 1,1 –0,4 1,2 0,35 0,49 1,9 4,3 13,1 1,3 26.875 .. 182,5
6 Neuseeland 0,5 –0,3 1,7 0,59 e 0,82 e 11,7 14,5 22,4 3,1 2.492 .. 173,3
7 Irland 6,4 –0,5 25,3 0,29 0,85 0,6 16,1 19,6 4,6 7.189 .. 441,8
7 Schweden 2,3 –1,0 2,2 0,15 0,15 8,2 3,4 14,1 5,8 4.951 .. 160,5
9 Schweiz 0,4 –0,4 –9,0 0,49 4,09 44,0 5,4 23,2 4,8 8.628 .. 409,3
10 Japan 0,0 –0,2 0,7 0,03 0,08 21,4 0,6 1,7 0,4 8.611 13,8 ..
11 Kanada 2,4 –0,3 4,1 .. .. 3,8 3,5 21,3 6,6 16.097 .. ..
12 Korea, Republik 0,4 –0,1 –0,5 0,86 1,12 27,3 4,3 1,1 –0,1 8.798 22,2 47,7
13 Hongkong, China (SAR) 34,1 .. –0,8 0,15 0,19 117,1 10,2 38,8 5,1 20.085 524,3 1,446,9
13 Island 7,2 –0,3 –55,2 0,20 0,10 60,1 13,0 11,3 6,8 1.213 233,1 148,0
15 Dänemark 4,6 –0,9 –1,6 0,20 1,02 24,6 4,7 8,8 3,3 8.744 183,9 190,6
16 Israel 4,7 .. –0,2 0,65 1,72 30,8 14,0 40,4 7,8 2.803 .. ..
17 Belgien 18,0 –0,6 –0,2 2,18 0,87 3,5 4,2 13,7 3,8 7.186 .. 255,0
18 Österreich 3,3 –0,3 0,6 0,86 0,92 2,6 7,1 15,6 3,8 22.004 .. 171,6
18 Singapur 18,1 .. –1,4 .. .. 99,1 6,1 40,7 30,9 9.161 447,5 1,525,2
20 Frankreich 1,5 –0,5 10,8 0,61 0,21 1,8 2,8 10,7 1,6 77.148 182,1 192,1
21 Finnland 0,0 –0,6 2,9 0,35 0,18 3,0 6,2 4,2 2,7 3.670 .. ..
21 Slowenien 2,2 .. 6,8 0,66 0,34 1,7 6,5 8,1 2,2 1.869 f 88,2 112,0
23 Spanien 1,7 .. –3,2 0,76 0,88 2,2 3,0 15,2 10,1 52.677 .. 118,9
24 Liechtenstein .. .. .. .. .. .. 17,1 34,6 .. 52 .. ..
25 Italien 1,5 –0,2 –3,4 0,33 0,60 2,2 5,8 7,4 6,7 43.626 .. 152,0
26 Luxemburg 542,9 –1,1 214,8 2,99 19,69 1,5 11,8 35,2 17,6 849 810,6 822,5
26 Vereinigtes Königreich 2,2 –0,6 –4,9 0,33 0,16 3,3 7,5 11,2 3,3 28.295 .. 147,5
28 Tschechische Republik 2,5 .. 2,1 0,57 0,92 18,4 3,6 4,4 4,6 8.185 120,1 50,5
29 Griechenland 0,6 .. –7,8 0,50 0,65 0,4 10,8 10,1 2,7 15.007 g 96,1 201,3
30 Brunei Darussalam 4,0 .. 4,3 .. 3,60 12,6 6,0 36,4 1,8 157 f .. ..
31 Zypern 1,0 .. 35,1 0,63 1,75 2,0 17,0 17,5 8,3 2.173 314,7 555,4
32 Malta 12,2 .. –42,2 0,58 0,56 5,6 26,2 3,8 2,4 1.332 .. 144,0
33 Andorra .. .. .. .. .. .. 10,7 64,4 .. 1.830 638,6 708,3
33 Estland 0,8 .. 15,0 1,71 0,50 0,9 12,6 13,6 0,0 2,120 102,9 80,8
35 Slowakei 0,6 .. 1,4 1,83 0,08 0,9 9,6 2,4 1,3 1.298 h 137,2 140,6
36 Katar 4,3 .. .. .. .. 9,4 0,7 86,5 132,9 1.866 422,7 484,8
37 Ungarn 17,1 .. 6,5 1,76 0,98 34,8 4,6 3,7 1,5 9.510 116,2 48,2
38 Barbados 16,3 0,3 e 10,4 2,99 0,97 22,1 41,0 10,9 0,0 532 .. ..
39 Polen 2,8 .. 4,9 1,62 0,34 18,0 8,3 2,2 0,3 12.470 .. 24,9
40 Chile 7,0 0,1 –0,3 0,00 0,00 16,9 3,7 1,9 0,4 2.766 26,2 12,2
41 Litauen 2,9 .. 6,1 4,34 1,48 18,5 13,2 4,0 –2,1 1.507 75,1 34,4
41 Vereinigte Arabische Emirate 1,3 .. .. .. .. 10,3 1,2 70,0 106,3 7.126 .. 643,1
43 Portugal 4,3 –0,3 –3,8 1,56 0,62 0,8 20,8 8,6 2,8 6.756 f 173,9 111,2
44 Lettland 5,5 .. 2,9 2,56 0,18 21,2 12,3 15,0 –0,9 1.373 .. 94,1
45 Argentinien 1,6 0,0 0,9 0,17 0,27 9,7 2,4 3,6 –1,0 5.325 .. 18,4
46 Seychellen 17,4 6,3 19,3 1,13 2,72 25,1 14,6 12,8 .. 175 64,7 111,3
47 Kroatien 2,3 0,3 3,8 2,16 0,27 22,7 17,1 15,9 0,5 9.111 224,1 90,9
HOHE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
48 Bahrain 0,7 .. 19,9 .. 7,16 e 22,2 3,7 39,1 90,2 4.935 .. ..
49 Bahamas 7,6 .. 7,1 .. 1,18 13,7 12,8 9,7 3,9 1.370 .. ..
50 Belarus 7,2 0,3 8,7 0,68 0,19 10,9 18,4 11,4 –1,0 119 69,6 52,2
51 Uruguay 4,1 0,1 9,0 0,26 0,02 22,0 10,5 2,4 –3,0 2.353 76,2 46,3
52 Montenegro 18,5 2,0 .. 7,32 0,67 8,6 0,0 6,8 –0,8 1.088 .. ..
52 Palau 1,4 19,5 .. .. .. .. 38,8 28,1 .. 84 179,9 205,1
54 Kuwait 0,1 .. –7,8 .. 9,47 e 14,6 8,5 68,8 22,2 207 .. ..
55 Russische Föderation 2,8 .. –1,7 0,35 1,26 24,4 7,9 8,7 1,6 22.281 .. ..
56 Rumänien 1,5 .. 3,0 2,40 0,22 23,9 13,1 0,6 –0,9 7.575 105,4 ..
57 Bulgarien 3,4 .. 2,2 2,91 0,05 28,5 16,0 1,4 –1,3 6.047 107,1 47,4
57 Saudi-Arabien 2,8 .. –0,5 0,05 6,00 93,7 0,7 27,8 8,2 10.850 .. ..

















































HDI-Rang 2007–2011c 2010 2007–2011c 2010 2010 2007–2011c 2010 2010 2005/2010d 2010 2005–2010c 2005–2010c
59 Kuba 0,0 0,2 .. .. .. 8,1 10,9 0,1 –3,4 2.507 32,7 2,5
59 Panama 8,8 0,5 7,5 0,86 0,93 7,5 4,0 3,4 0,7 1.324 54,4 75,5
61 Mexiko 1,7 0,0 4,5 2,13 .. 12,5 10,7 0,7 –3,3 22.260 .. ..
62 Costa Rica 5,1 0,3 5,8 1,52 0,75 11,6 2,7 10,5 3,4 2.100 85,7 43,1
63 Grenada 7,7 4,6 6,0 6,96 0,47 14,8 65,5 12,1 –9,7 114 488,1 315,8
64 Libyen 2,2 0,1 e –5,0 0,03 e .. .. 1,7 10,4 –0,7 34 h .. ..
64 Malaysia 3,9 0,0 –1,4 0,55 2,75 47,3 5,3 8,4 0,6 24.577 e .. ..
64 Serbien 6,0 1,8 10,6 8,72 0,18 33,0 2,0 5,3 0,0 683 104,4 32,1
67 Antigua und Barbuda 8,4 1,7 5,2 2,15 0,19 13,1 47,6 23,6 .. 230 487,3 247,8
67 Trinidad und Tobago 2,6 0,0 2,6 0,57 .. 46,3 26,7 2,6 –3,0 413 243,7 200,6
69 Kasachstan 6,9 0,2 –2,7 0,20 2,04 13,5 23,6 19,5 0,1 3.393 40,1 38,9
70 Albanien 9,4 2,9 6,7 9,75 0,20 18,5 45,4 2,8 –3,0 2.417 224,3 23,6
71 Venezuela, Bolivarische Republik 1,7 0,0 2,4 0,04 0,20 3,1 1,8 3,5 0,3 615 .. 20,1
72 Dominica 5,2 7,0 6,6 5,56 0,04 16,8 104,8 8,3 .. 77 140,8 172,6
72 Georgien 6,8 5,5 6,7 6,93 0,43 19,6 25,1 4,0 –6,8 2.033 125,6 36,4
72 Libanon 11,0 1,2 2,1 19,38 9,58 80,0 15,6 17,8 –0,6 2.168 318,4 87,3
72 St. Kitts und Nevis 17,9 1,8 14,4 6,52 0,85 34,5 61,1 9,6 .. 92 820,6 629,7
76 Iran, Islamische Republik 0,9 0,0 .. 0,32 e .. 16,3 1,7 2,8 –0,5 2.034 3,5 10,9
77 Peru 4,8 –0,2 7,8 1,65 0,08 26,7 3,7 0,1 –5,1 2.299 92,7 19,6
78 Mazedonien, ehem. jugoslaw. Rep. 4,0 2,1 3,4 4,25 0,25 22,9 21,9 6,3 0,2 262 .. 23,3
78 Ukraine 4,4 0,5 5,2 4,11 0,02 18,4 14,4 11,6 –0,2 21.203 .. ..
80 Mauritius 4,4 1,3 19,9 2,33 0,14 22,8 10,9 3,3 0,0 935 140,8 108,5
81 Bosnien und Herzegowina 2,4 3,0 2,4 11,44 0,33 22,9 38,9 0,7 –0,5 365 213,8 49,6
82 Aserbaidschan 2,3 0,3 1,0 2,71 1,82 16,2 16,0 3,0 1,2 1.280 74,8 17,5
83 St. Vincent und die Grenadinen 15,3 2,6 15,5 4,54 1,05 13,0 37,7 7,9 –9,2 72 .. ..
84 Oman 1,1 –0,1 –0,8 0,07 e 9,86 e 20,0 0,5 28,4 11,7 1.048 e 223,1 206,9
85 Brasilien 2,7 0,0 4,1 0,19 0,06 14,1 0,7 0,4 –0,5 5.161 .. 2,3
85 Jamaika 1,6 1,1 –1,5 14,50 2,26 15,1 36,1 1,1 –7,4 1.922 252,4 828,6
87 Armenien 6,5 3,5 4,3 10,63 1,67 18,9 28,2 10,5 –4,9 575 174,9 243,8
88 St. Lucia 9,2 3,6 9,7 2,62 0,37 17,3 23,3 5,9 –1,2 306 292,7 203,6
89 Ecuador 0,3 0,3 0,9 4,43 0,14 2,5 8,3 2,9 –1,7 1.047 62,7 11,7
90 Türkei 2,1 0,1 4,6 0,12 0,02 10,1 5,6 1,9 –0,1 27.000 57,8 43,4
91 Kolumbien 4,0 0,3 3,7 1,41 0,04 9,5 4,6 0,2 –0,5 2.147 .. ..
92 Sri Lanka 1,0 1,2 3,3 8,38 1,10 10,6 9,1 1,7 –2,5 654 28,6 ..
93 Algerien 1,4 0,1 1,1 1,26 0,03 96,9 3,4 0,7 –0,8 1.912 36,5 17,1
94 Tunesien 3,2 1,3 3,0 4,45 0,03 21,4 6,3 0,3 –0,4 6.903 58,0 16,1
MITTLERE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
95 Tonga 4,5 19,5 0,0 23,65 2,60 32,9 45,4 0,8 –16,0 45 .. ..
96 Belize 6,2 2,0 5,2 5,68 1,65 16,1 16,1 15,0 –0,7 239 135,8 178,5
96 Dominikanische Republik 3,2 0,4 5,6 6,53 0,06 7,4 10,1 4,2 –2,9 4.125 309,4 52,2
96 Fidschi 6,2 2,5 6,0 5,78 0,69 21,8 21,3 2,2 –6,8 632 .. ..
96 Samoa 0,1 25,5 1,8 24,11 1,21 25,7 67,3 5,0 –17,3 130 .. ..
100 Jordanien 6,4 3,6 6,0 13,78 1,87 39,8 11,3 45,9 7,0 4.557 95,8 6,8
101 China 3,1 0,0 2,6 0,89 0,03 43,8 0,6 0,1 –0,3 55.664 9,2 2,9
102 Turkmenistan 10,4 0,2 .. .. .. .. 5,0 4,0 –2,2 8 .. ..
103 Thailand 3,0 0,0 4,2 0,55 .. 48,4 1,2 1,7 1,5 15.936 20,5 ..
104 Malediven 7,9 5,6 7,9 0,20 5,31 17,0 0,6 1,0 0,0 792 .. 428,6
105 Suriname –5,9 2,4 –6,2 0,10 e 0,03 e 13,8 39,0 7,5 –2,0 205 .. ..
106 Gabun 1,3 0,9 .. .. .. 12,7 1,7 18,9 0,7 358 .. ..
107 El Salvador 1,5 1,4 2,1 16,10 0,11 9,3 20,5 0,7 –9,5 1.150 223,3 175,7
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 3,2 3,6 4,2 5,54 0,53 40,6 6,8 1,5 –3,5 807 85,6 11,4
108 Mongolei 23,5 5,4 54,9 4,46 2,73 26,6 1,2 0,4 –1,1 457 35,2 17,2
110 Palästina, Staat .. .. .. .. .. .. 68,4 43,6 –4,7 522 .. ..
111 Paraguay 2,1 0,6 2,0 3,67 .. 20,7 7,9 2,5 –1,3 465 37,6 19,4
112 Ägypten 2,9 0,3 7,2 3,53 0,12 6,5 4,4 0,3 –0,9 14.051 55,4 7,8
113 Moldau, Republik 3,9 7,5 3,7 23,57 2,01 28,1 21,5 11,4 –9,4 8 198,1 59,8
114 Philippinen 0,6 0,3 3,0 10,73 0,03 29,9 4,6 0,5 –2,8 3.520 .. ..
114 Usbekistan 2,1 0,6 .. .. .. .. 7,0 4,2 –3,9 975 .. ..
116 Syrien, Arabische Rep. 2,5 0,2 2,2 2,78 0,36 32,9 4,2 9,8 –0,6 8.546 .. 23,4
117 Mikronesien, Föd. Staaten von 3,4 40,2 .. .. .. 23,6 19,7 2,4 –16,3 26 .. ..
bericht über die menschliche entwicklung 2013
Der Aufstieg des Südens: menschlicher Fortschritt in einer ungleichen welt
TABELLE 11 Internationale Kapitalströme und Migration    |    215












































HDI-Rang 2007–2011c 2010 2007–2011c 2010 2010 2007–2011c 2010 2010 2005/2010d 2010 2005–2010c 2005–2010c
118 Guyana 11,9 6,7 11,8 13,65 3,41 34,6 56,9 1,5 –10,7 150 103,4 26,8
119 Botsuana 1,8 1,1 4,6 0,67 0,68 45,8 3,2 5,8 1,9 2.145 .. 26,3
120 Honduras 5,9 3,9 5,8 17,27 0,08 15,9 7,5 0,3 –2,8 896 96,0 139,9
121 Indonesien 2,1 0,2 1,7 0,98 0,40 12,6 1,1 0,1 –1,1 7.003 .. ..
121 Kiribati 2,4 10,5 .. .. .. .. 6,5 2,0 .. 5 f .. ..
121 Südafrika 1,4 0,3 1,6 0,31 0,38 10,4 1,7 3,7 2,9 8.074 .. ..
124 Vanuatu 5,6 16,2 7,1 0,93 0,38 21,2 1,6 0,3 0,0 97 .. ..
125 Kirgistan 6,6 8,5 3,9 26,60 6,19 28,8 11,2 4,0 –5,1 1.316 23,6 50,0
125 Tadschikistan 0,3 7,8 0,4 39,96 15,17 4,4 11,2 4,0 –8,9 325 .. ..
127 Vietnam 7,5 2,9 6,4 7,76 .. 10,9 2,5 0,1 –1,0 3.747 .. ..
128 Namibia 7,1 2,4 4,5 0,13 0,14 14,5 0,7 6,3 –0,1 984 .. ..
129 Nicaragua 13,3 9,8 13,3 12,48 .. 25,9 12,5 0,7 –7,1 1.011 .. ..
130 Marokko 2,5 1,1 2,0 7,07 0,07 19,5 9,3 0,2 –4,3 9.288 114,1 14,5
131 Irak 1,8 2,8 –1,1 0,09 0,04 52,6 4,9 0,3 –1,0 1.518 .. ..
132 Kap Verde 6,7 20,7 4,8 8,36 0,71 17,8 37,6 2,4 –7,1 382 110,4 28,5
133 Guatemala 2,2 1,0 1,5 10,23 0,05 12,4 6,1 0,4 –3,0 1.876 119,6 50,0
134 Timor-Leste 32,0 9,2 .. .. .. 43,8 1,4 1,2 –9,4 40 6,9 11,4
135 Ghana 7,9 5,3 9,8 0,42 .. 14,0 3,4 7,6 –0,4 803 45,3 24,5
136 Äquatorialguinea 4,8 0,9 .. .. .. 15,4 14,9 1,1 6,1 .. .. ..
136 Indien 1,4 0,2 3,0 3,21 0,23 14,7 0,9 0,4 –0,5 5.776 20,1 7,5
138 Kambodscha 7,0 6,9 6,5 3,29 1,91 26,8 2,3 2,2 –3,7 2.399 .. ..
138 Laos, Demokratische Volksrep. 3,9 6,2 4,6 0,57 0,11 9,8 5,7 0,3 –2,5 1.670 .. ..
140 Bhutan 1,3 9,2 .. 0,32 5,41 46,8 6,3 5,7 4,9 27 .. ..
141 Swasiland 3,7 2,6 5,0 2,95 0,30 15,1 13,4 3,4 –1,0 868 38,2 3,7
NIEDRIGE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
142 Kongo 23,5 14,5 .. 0,12 0,85 38,3 5,6 3,8 2,6 85 .. ..
143 Salomonen 35,1 61,4 34,3 0,43 0,65 49,2 1,0 1,3 0,0 21 .. ..
144 São Tomé und Príncipe 12,3 24,2 12,2 0,99 0,27 20,7 21,9 3,2 –8,2 8 40,7 14,6
145 Kenia 0,6 5,1 0,8 5,52 0,19 12,7 1,1 2,0 –1,0 1.469 16,5 7,6
146 Bangladesch 0,7 1,3 0,8 10,81 0,01 7,7 3,3 0,7 –4,0 267 .. ..
146 Pakistan 1,1 1,6 0,6 5,48 0,01 6,9 2,5 2,3 –2,4 855 24,8 13,1
148 Angola –3,9 0,3 –5,9 0,10 h 0,87 28,5 2,8 0,3 0,9 425 .. ..
149 Myanmar .. .. .. .. .. .. 1,0 0,2 –2,1 311 2,9 0,2
150 Kamerun 0,0 2,4 0,5 0,87 0,24 12,6 1,4 1,0 –0,2 298 23,2 5,4
151 Madagaskar 9,9 5,4 .. .. .. 12,9 0,4 0,2 –0,1 196 5,5 2,1
152 Tansania, Vereinigte Rep. 1,9 13,0 4,6 0,11 0,55 15,7 0,7 1,5 –1,4 783 3,8 3,2
153 Nigeria 3,1 1,2 4,9 5,10 0,02 14,9 0,6 0,7 –0,4 1.414 18,7 11,8
154 Senegal 1,8 7,3 3,1 10,47 1,12 13,6 5,0 1,6 –2,3 875 86,5 26,9
155 Mauretanien 0,4 10,6 .. .. .. 11,9 3,5 2,9 0,6 .. 39,9 15,8
156 Papua-Neuguinea 0,3 5,5 –0,8 0,16 3,41 32,9 0,9 0,4 0,0 114 h .. ..
157 Nepal 0,5 5,1 0,5 21,66 0,20 19,2 3,3 3,2 –0,7 603 12,9 ..
158 Lesotho 5,4 9,5 5,5 34,23 0,88 .. 20,5 0,3 –1,9 414 .. ..
159 Togo 1,3 13,3 –0,6 10,49 2,27 21,5 5,4 2,7 –0,2 150 34,9 10,2
160 Jemen 0,2 2,3 –1,8 3,99 1,09 13,2 4,7 2,1 –1,2 536 76,6 4,6
161 Haiti 2,3 45,5 2,3 22,59 2,03 16,3 9,9 0,3 –5,0 423 .. ..
161 Uganda 4,7 10,2 6,3 5,32 3,50 15,6 2,2 1,9 –0,9 946 .. 4,9
163 Sambia 10,3 6,4 4,6 0,27 0,42 12,1 1,4 1,8 –1,4 815 .. ..
164 Dschibuti 9,2 14,9 e 9,2 3,09 e .. .. 1,5 13,0 0,0 53 41,1 209,2
165 Gambia 3,2 11,9 3,2 11,02 5,53 20,1 3,7 16,6 –1,7 91 h .. ..
166 Benin 1,7 10,5 1,1 3,78 1,34 12,2 5,8 2,5 1,2 199 h 40,8 23,9
167 Ruanda 0,8 18,5 1,1 1,63 1,27 16,5 2,6 4,5 0,3 666 9,2 3,0
168 Côte d’Ivoire 1,8 3,9 1,4 0,78 3,29 17,9 5,4 11,2 –3,8 .. .. ..
169 Komoren 1,7 12,5 .. .. .. 25,4 5,6 2,0 –2,9 15 .. ..
170 Malawi 2,8 20,8 1,4 .. .. 3,5 1,4 1,8 –0,3 746 .. 0,9
171 Sudan 3,1 3,4 3,1 2,95 0,00 0,3 2,2 1,7 0,7 420 10,4 16,0
172 Simbabwe 1,4 10,1 .. .. .. .. 9,9 2,9 –14,3 2.239 16,0 21,8
173 Äthiopien 1,0 11,9 2,0 0,76 0,09 .. 0,7 0,6 –0,8 330 5,7 0,4
174 Liberia 45,8 175,5 45,8 2,71 0,10 .. 10,5 2,3 16,7 .. 24,5 28,0
175 Afghanistan 0,4 42,4 .. .. .. 25,9 8,1 0,3 –2,6 .. 4,9 2,5
176 Guinea-Bissau 1,1 16,7 1,4 5,76 2,03 22,6 6,8 1,2 –1,4 30 .. ..












































HDI-Rang 2007–2011c 2010 2007–2011c 2010 2010 2007–2011c 2010 2010 2005/2010d 2010 2005–2010c 2005–2010c
177 Sierra Leone 4,5 24,4 36,9 3,01 0,31 19,6 4,6 1,8 2,2 39 .. ..
178 Burundi 0,0 31,0 0,1 1,39 0,06 12,6 4,2 0,7 9,5 201 .. ..
178 Guinea 2,1 5,1 22,7 1,28 0,92 .. 5,2 3,8 –6,3 30 i .. ..
180 Zentralafrikanische Republik 3,6 13,2 .. .. .. 7,1 2,9 1,8 0,2 52 5,5 6,6
181 Eritrea 2,6 7,7 .. .. .. 4,4 18,0 0,3 2,3 84 22,9 1,7
182 Mali 1,6 12,1 –0,6 4,63 1,77 13,0 7,6 1,2 –1,4 169 8,8 14,1
183 Burkina Faso 0,4 12,0 0,4 1,08 1,13 9,4 9,7 6,4 –1,6 274 .. ..
184 Tschad 9,1 6,2 .. .. .. 10,0 2,1 3,4 –1,4 31 .. ..
185 Mosambik 8,6 21,4 16,1 1,43 0,87 19,3 5,0 1,9 –0,2 2.224 5,9 2,6
186 Kongo, Demokratische Rep. 22,4 29,0 .. .. .. 8,1 1,3 0,7 –0,1 53 3,9 3,1
186 Niger 17,5 13,8 13,4 1,63 0,41 11,2 2,4 1,3 –0,4 66 .. ..
HINwEISE
a Negative werte beziehen sich auf die von Geberländern 
ausgezahlte öffentliche Entwicklungshilfe (netto)
b Manche werte können über 100% liegen (siehe 
Definitionen).
c Die Daten beziehen sich auf das jüngste verfügbare 
Jahr im angegebenen Zeitraum. 
d Die Daten sind durchschnittliche jährliche Schätzungen 
für 2005-2010. 
e Bezieht sich auf 2009.
f bezieht sich auf 2007.
g Bezieht sich auf 2006. 
h Bezieht sich auf 2008.
DEFINITIONEN
Ausländische Direktinvestitionen, Nettozuflüsse: 
Summe aus Aktienkapital, Reinvestition von 
Gewinnen sowie anderem lang- und kurzfristigem 
Kapital, ausgedrückt als prozentualer Anteil am 
Bruttoinlandsprodukt (BIP). 
Erhaltene öffentliche Entwicklungshilfe, netto: 
Auszahlungen von Darlehen zu Vorzugsbedingungen 
(abzüglich Darlehensrückzahlungen) und Zuschüsse 
offizieller Stellen zur Förderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung und des wohlergehens in Ländern 
und Gebieten, die in Teil I der Empfängerliste 
des Entwicklungshilfeausschusses aufgeführt 
sind, ausgedrückt als prozentualer Anteil am 
Bruttonationaleinkommen (BNE) des Empfängerlands. 
Private kapitalströme: Ausländische Direktinvestitionen 
und Portfolioinvestitionen, ausgedrückt als prozentualer 
Anteil am BIP.
Rücküberweisungen, Zuflüsse: Einkünfte und 
materielle Ressourcen, die von internationalen Migranten 
oder Flüchtlingen an Empfänger in ihrem Herkunftsland 
oder früheren wohnland transferiert werden. 
Rücküberweisungen, Abflüsse: Von Arbeitsmigranten 
vorgenommene laufende Geldüberweisungen sowie 
Transfers der Löhne und Gehälter nicht gebietsansässiger 
Arbeitnehmer. Rücküberweisungen werden klassifiziert als 
laufende private Geldtransfers, die von Arbeitsmigranten, 
die länger als ein Jahr in einem Gastland ansässig sind, 
ungeachtet ihres Immigrationsstatus, an Empfänger in 
ihrem Herkunftsland überwiesen werden. Geldtransfers 
von Migranten werden definiert als der Nettobetrag, 
den Migranten, die voraussichtlich länger als ein Jahr 
in dem Gastland bleiben werden, zum Zeitpunkt der 
Migration von einem Land in ein anderes transferieren. 
Als Arbeitsentgelt wird das Einkommen von Migranten 
bezeichnet, die seit weniger als einem Jahr in dem 
Gastland leben. Die Daten werden ausgedrückt als 
prozentualer Anteil am BIP.     
Gesamtreserven abzüglich Gold: Summe der 
Sonderziehungsrechte der vom Internationalen 
währungsfonds (IwF) gehaltenen Reserven seiner 
Mitglieder sowie der von den währungsbehörden 
gehaltenen Devisenbestände, mit Ausnahme von 
Goldreserven, ausgedrückt als prozentualer Anteil am BIP. 
Anteil der Emigranten: Verhältnis der Emigranten 
aus einem Land zur Bevölkerung (nicht zur Summe 
von Bevölkerung und Emigranten), ausgedrückt als 
prozentualer Anteil an der Bevölkerung des Landes. 
Die Definition von Emigranten ist von Land zu Land 
unterschiedlich, bezieht sich aber in der Regel auf 
Gebietsansässige, die das Land in der Absicht verlassen 
haben, länger als ein Jahr im Ausland zu bleiben. 
Anteil der Immigranten: Verhältnis der Zu- und 
Einwanderer in einem Land zur Bevölkerung, ausgedrückt 
als prozentualer Anteil. Die Definition von Immigranten 
ist von Land zu Land unterschiedlich, bezieht sich aber in 
der Regel auf die im Ausland geborenen Personen oder 
Personen mit ausländischer Staatsbürgerschaft bzw. eine 
Kombination aus beiden. 
Nettomigrationsrate: Verhältnis des Saldos der Zu- und 
Fortzüge von Migranten in einem Land während eines 
bestimmten Zeitraums zur Durchschnittsbevölkerung 
während desselben Zeitraums, ausgedrückt pro 1.000 
Personen. 
Grenzüberschreitender Einreiseverkehr: Einreisen 
nicht gebietsansässiger Besucher (übernachtungsgäste, 
Touristen, Tagesbesucher, Ausflügler) an 
Grenzübergangsstellen. 
Internationaler Telefonverkehr, eingehende Anrufe: 
Zustandegekommene Telefongespräche (Festnetz und 
Mobil), die von einem Anschluss außerhalb eines 
bestimmten Landes mit einem Anschluss innerhalb dieses 
Landes geführt werden, ausgedrückt in Gesprächsminuten 
pro Person. 
Internationaler Telefonverkehr, ausgehende Anrufe: 
Zustandegekommene Telefongespräche (Festnetz 
und Mobil), die von einem Anschluss innerhalb eines 
bestimmten Landes mit einem Anschluss außerhalb des 
Landes geführt werden, ausgedrückt in Gesprächsminuten 
pro Person.
HAUPTDATENQUELLEN
Spalte 1, 3-6: world Bank (2012a).
Spalte 2: world Bank (2012a) und OECD-DAC (2012).
Spalte 7: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage von 
Daten der weltbank (2011) und von UNDESA (2011). 
Spalte 8: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage von 
Daten der weltbank (2011) und von Bevölkerungsdaten der 
weltbank (2012a).
Spalten 9: UNDESA (2011).
Spalte 10: UN wTO (2012).
Spalten 11 und 12: HDRO-Berechnungen auf der 
Grundlage von Daten der ITU (2012) über den gesamten 
eingehenden und ausgehenden internationalen 
Telefonverkehr. 
ANDERE LÄNDER ODER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. .. .. .. .. .. .. 1,3 0,2 0,0 .. .. ..
Marshallinseln 5,3 45,9 .. .. .. .. 16,6 2,7 .. 5 .. ..
Monaco .. .. .. .. .. .. 56,3 71,6 .. 279 .. ..
Nauru .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
San Marino .. .. .. .. .. 1,2 9,9 37,0 .. 120 .. ..
Somalia .. .. .. .. .. 20,7 8,7 0,2 –6,8 .. .. ..
Südsudan .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Tuvalu 4,8 26,2 .. .. .. .. .. .. .. 2 .. ..
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung 2,7 .. 0,9 0,31 0,50 7,8 3,6 11,3 4,0 534.968 .. 189,8
Hohe menschliche Entwicklung 2,7 0,2 2,2 0,99 1,25 23,2 6,7 4,5 –0,3 199.071 62,5 24,9
Mittlere menschliche Entwicklung 2,8 0,2 2,8 1,81 0,13 33,8 1,6 0,7 –0,6 163.618 .. ..
Niedrige menschliche Entwicklung 2,3 5,5 1,9 4,91 0,46 13,6 2,8 1,6 –1,5 19.020 .. ..
Regionen
Arabische Staaten 2,4 .. 0,5 2,29 3,76 43,7 5,4 8,0 3,3 76.540 .. ..
Ostasien und Pazifik 3,1 0,1 .. .. .. 40,3 1,1 0,3 –0,5 116.484 .. ..
Europa und Zentralasien 3,4 .. 1,8 1,22 0,81 19,4 10,3 6,5 –0,1 149.901 90,3 49,2
Lateinamerika und Karibik 2,7 0,2 3,7 1,15 0,12 13,1 5,3 1,1 –1,8 66.379 101,7 23,9
Südasien 1,3 0,7 2,6 3,60 0,23 14,0 1,6 0,8 –1,1 11.008 19,5 ..
Afrika südlich der Sahara 2,7 3,8 2,8 1,99 0,52 15,0 2,5 2,1 –0,5 30.141 .. ..
Am wenigsten entwickelte Länder 2,4 8,3 1,5 5,09 .. 14,8 3,3 1,4 –1,4 16.915 .. ..
kleine Inselentwicklungsländer 2,7 3,4 5,0 6,13 1,05 16,7 12,5 1,8 –3,5 15.782 .. ..
welt 2,7 0,0 1,4 0,76 0,53 14,7 2,9 3,1 0,0 917.082 .. ..
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Personen) ($ pro Kopf)
(% der 
Bevölkerung) (pro 100 Personen)
HDI-Rang 2005–2010b 2002–2010b 2002–2011b 2005–2010b 2005–2011b 2009 2002–2009b 2010 2010 2010
SEHR HOHE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
1 Norwegen 1,8 5.503,7 15,3 334,0 101,9 99,7 c 62,9 93,3 35,3 149,3
2 Australien 2,3 4.258,5 18,1 653,7 32,7 99,7 c 60,3 75,9 24,2 139,7
3 Vereinigte Staaten 2,8 4.673,2 15,5 707,6 387,1 99,7 c 80,6 74,2 27,6 139,0
4 Niederlande 1,8 2.817,6 14,0 117,6 320,8 99,7 c 91,2 90,7 38,1 158,9
5 Deutschland 2,8 3.780,1 28,6 166,2 174,9 99,7 c 65,6 82,5 31,7 183,7
6 Neuseeland 1,2 4.323,7 20,5 995,2 53,5 99,7 c 52,6 83,0 24,9 157,7
7 Irland 1,8 3.372,5 21,6 54,4 574,2 99,7 c 58,2 69,8 21,1 151,5
7 Schweden 3,6 5.017,6 25,0 147,1 619,4 99,7 c 88,1 90,0 31,8 168,6
9 Schweiz 3,0 3.319,8 21,6 96,7 .. 99,7 c 96,2 82,2 37,9 177,7
10 Japan 3,4 5.189,3 20,6 1,759,9 226,8 99,7 c 40,7 77,6 26,9 126,4
11 Kanada 2,0 4.334,7 21,1 562,1 114,4 99,7 c 94,5 81,3 29,8 120,3
12 Korea, Republik 3,4 4.946,9 31,5 1,428,8 86,8 99,7 c 57,6 82,5 35,7 162,3
13 Hongkong, China (SAR) 0,8 2.759,5 34,7 758,9 56,6 99,7 c 69,3 71,8 29,9 256,9
13 Island 2,6 7.428,1 14,5 434,2 0,1 99,7 c 52,7 95,6 34,1 168,1
15 Dänemark 3,0 6.390,3 19,6 27,9 .. 99,7 c 54,9 88,8 37,7 172,2
16 Israel 4,3 .. .. 502,0 137,3 99,7 24,2 65,4 25,1 172,5
17 Belgien 2,0 3.490,7 16,3 49,7 232,1 99,7 c 37,7 73,7 31,5 154,1
18 Österreich 2,7 4.122,1 28,8 134,6 92,6 99,7 c 60,7 72,7 23,9 184,6
18 Singapur 2,7 5.834,0 .. 873,3 367,7 100,0 74,3 71,1 24,9 184,8
20 Frankreich 2,2 3.689,8 26,2 157,7 240,0 99,7 c 63,1 77,5 34,0 151,8
21 Finnland 3,8 7.647,4 29,4 172,1 556,5 99,7 c 50,0 86,9 28,6 179,7
21 Slowenien 1,9 3.678,8 18,2 123,2 42,7 99,7 c 42,5 69,3 24,2 148,0
23 Spanien 1,4 2.931,8 25,3 60,2 23,0 99,7 c 39,3 65,8 22,9 155,9
24 Liechtenstein .. .. 19,8 .. .. 99,7 c .. 80,0 63,8 152,9
25 Italien 1,3 1.690,0 20,5 303,4 59,8 99,7 c 36,7 53,7 21,9 185,3
26 Luxemburg 1,7 4.824,8 32,5 171,4 890,0 99,7 c 67,3 90,1 33,2 197,1
26 Vereinigtes Königreich 1,8 3.794,2 21,7 90,2 226,3 99,7 c 80,2 84,7 31,6 184,0
28 Tschechische Republik 1,5 2.754,8 23,8 86,8 10,2 99,7 c 27,4 68,6 14,5 159,7
29 Griechenland 0,6 1.849,5 24,9 42,2 6,1 99,7 c 9,4 44,6 19,9 154,6
30 Brunei Darussalam .. 286,3 21,9 107,2 .. 99,7 c 9,1 50,0 5,4 129,1
31 Zypern 0,5 752,0 13,7 17,2 2,1 99,7 c 30,9 53,0 17,6 131,2
32 Malta 0,6 1.168,1 15,0 9,6 81,0 .. .. 63,1 28,0 169,2
33 Andorra .. .. .. .. .. 99,7 c .. 81,0 28,9 122,2
33 Estland 1,4 3.210,3 19,4 89,5 16,9 99,7 c 25,5 74,2 25,1 159,3
35 Slowakei 0,5 2.437,7 20,6 68,8 0,7 99,7 c 58,1 79,9 12,7 129,4
36 Katar .. .. 24,0 .. .. 98,7 16,0 81,6 8,2 149,4
37 Ungarn 1,1 2.005,9 15,1 6,5 102,8 99,7 c 25,6 65,2 19,6 149,9
38 Barbados .. .. 8,7 .. 12,6 99,7 c 14,8 70,0 20,6 177,9
39 Polen 0,7 1.597,5 15,7 78,5 7,1 99,7 c 16,9 62,5 13,0 143,0
40 Chile 0,4 354,8 20,4 59,6 3,7 98,5 14,1 45,0 10,5 136,2
41 Litauen 0,8 2.541,1 21,0 25,3 0,2 99,7 c 24,2 62,8 20,6 171,1
41 Vereinigte Arabische Emirate .. .. 27,3 .. .. 100,0 30,0 78,0 10,5 165,1
43 Portugal 1,7 4.307,8 33,8 13,1 5,7 99,7 c 18,2 51,3 19,2 185,0
44 Lettland 0,5 1.601,2 14,3 81,7 4,5 99,7 c 32,7 71,5 19,3 126,8
45 Argentinien 0,5 1.045,5 14,3 30,6 4,7 97,2 9,0 36,0 9,6 166,5
46 Seychellen 0,3 155,7 .. .. 21,6 99,7 c 21,2 40,8 7,3 160,5
47 Kroatien 0,8 1.571,3 24,4 18,6 5,3 99,7 c 18,0 60,1 18,3 186,2
HOHE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
48 Bahrain .. .. .. .. .. 99,4 55,0 55,0 5,4 142,2
49 Bahamas .. .. .. .. .. .. 12,5 43,0 7,2 162,6
50 Belarus 0,6 .. 26,6 127,4 2,1 .. .. 32,1 17,4 152,5
51 Uruguay 0,7 346,1 13,6 8,6 0,1 98,3 13,6 47,9 10,9 160,8
52 Montenegro 1,1 .. .. 418,1 .. .. .. 52,0 8,3 211,9
52 Palau .. .. .. .. .. .. .. .. 1,2 105,0
54 Kuwait 0,1 151,9 .. .. .. 100,0 26,5 38,3 1,7 181,5
55 Russische Föderation 1,3 3.091,4 28,1 212,1 6,1 .. 13,3 43,4 11,0 199,4
56 Rumänien 0,5 894,8 21,7 20,8 13,7 .. 19,2 40,0 13,9 135,9
57 Bulgarien 0,5 1.586,7 18,8 33,5 2,5 .. 11,0 46,0 14,5 164,9
57 Saudi-Arabien 0,1 .. 35,8 7,1 .. 99,0 65,7 41,0 5,5 203,0
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Personen) ($ pro Kopf)
(% der 
Bevölkerung) (pro 100 Personen)
HDI-Rang 2005–2010b 2002–2010b 2002–2011b 2005–2010b 2005–2011b 2009 2002–2009b 2010 2010 2010
59 Kuba 0,5 .. 3,3 12,4 .. 97,0 5,6 15,9 0,0 19,2
59 Panama 0,2 111,3 19,2 107,5 .. 88,1 6,3 42,7 7,8 200,4
61 Mexiko 0,4 347,3 25,6 82,9 .. .. 13,9 31,1 10,0 98,1
62 Costa Rica 0,4 257,4 11,9 9,7 0,9 99,3 23,2 36,5 6,2 96,9
63 Grenada .. .. .. .. 0,7 .. 15,6 33,6 13,8 144,5
64 Libyen .. .. .. .. .. 99,8 2,3 14,0 1,1 190,8
64 Malaysia 0,6 364,6 37,7 76,7 9,5 99,4 22,7 56,3 7,3 135,3
64 Serbien 0,9 1.060,1 23,7 43,3 7,8 .. 17,6 43,1 11,2 178,7
67 Antigua und Barbuda .. .. .. 104,7 .. .. 20,6 80,6 8,0 232,2
67 Trinidad und Tobago 0,0 .. 30,4 67,6 .. 99,0 13,2 48,5 10,8 163,1
69 Kasachstan 0,2 .. .. 10,9 0,0 .. .. 33,4 8,9 143,7
70 Albanien 0,2 146,8 6,1 108,9 4,1 .. 4,6 45,0 3,3 152,3
71 Venezuela, Bolivarische Republik .. 182,6 .. .. .. 99,0 9,3 35,9 5,4 121,3
72 Dominica .. .. .. .. 0,2 .. 18,8 47,3 13,9 178,0
72 Georgien 0,2 .. 8,2 59,3 1,0 .. 5,4 26,3 5,8 114,2
72 Libanon .. .. 25,0 .. 1,7 99,9 10,3 31,0 4,7 89,0
72 St. Kitts und Nevis .. .. .. .. .. .. 22,7 76,6 27,9 191,9
76 Iran, Islamische Republik 0,8 750,7 44,4 63,9 .. 98,4 10,5 13,0 0,7 127,5
77 Peru .. .. .. 12,6 0,1 85,7 10,2 34,3 3,1 111,0
78 Mazedonien, ehem. jugoslaw. Rep. 0,2 471,6 21,4 163,7 4,7 .. 36,6 51,9 12,5 124,6
78 Ukraine 0,9 1.353,1 26,3 85,2 2,3 .. 4,5 44,6 6,5 145,8
80 Mauritius 0,4 .. .. 6,2 1,7 99,4 17,6 28,7 6,1 123,2
81 Bosnien und Herzegowina 0,0 197,2 .. 46,0 3,4 .. 6,4 52,0 8,2 109,3
82 Aserbaidschan 0,3 .. 16,6 22,9 0,0 .. 8,0 46,7 5,0 117,1
83 St. Vincent und die Grenadinen .. .. .. .. .. .. 15,2 .. 11,4 140,8
84 Oman .. .. 38,9 .. .. 98,0 18,0 62,0 1,6 175,6
85 Brasilien 1,1 695,7 12,2 16,7 3,0 98,3 16,1 40,7 6,8 125,7
85 Jamaika .. .. .. 15,9 1,8 92,0 6,8 26,5 4,3 127,5
87 Armenien 0,3 .. 15,9 40,1 .. .. 9,7 44,0 2,8 144,2
88 St. Lucia .. .. .. 203,6 .. .. 16,0 40,1 11,6 135,9
89 Ecuador 0,3 106,1 12,8 1,9 .. 92,2 12,5 29,0 1,4 116,6
90 Türkei 0,8 803,9 20,9 9,0 .. .. 6,4 39,8 9,7 107,2
91 Kolumbien 0,2 157,2 23,2 13,8 1,3 93,6 11,2 36,5 5,6 111,6
92 Sri Lanka 0,1 96,3 .. 24,2 .. 76,6 3,7 12,0 1,1 100,4
93 Algerien 0,1 170,1 28,0 6,3 0,1 99,3 1,1 12,5 2,5 100,7
94 Tunesien 1,1 1.862,5 .. .. 2,4 99,5 9,7 36,6 4,6 117,6
MITTLERE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
95 Tonga .. .. .. .. .. .. 5,9 12,0 1,0 82,0
96 Belize .. .. .. 24,4 7,0 .. 14,4 12,6 2,9 65,1
96 Dominikanische Republik .. .. .. .. .. 95,9 2,2 39,5 3,6 99,8
96 Fidschi .. .. .. .. 0,6 .. 6,1 14,8 2,7 96,3
96 Samoa .. .. .. 60,7 .. .. 2,3 7,0 0,1 110,2
100 Jordanien 0,4 .. 25,1 10,3 .. 99,9 7,6 38,9 3,2 117,5
101 China 1,5 1.198,9 .. 100,7 0,6 99,4 5,7 34,4 9,4 86,2
102 Turkmenistan .. .. .. .. .. .. 7,3 2,2 0,0 73,7
103 Thailand 0,2 315,5 .. 11,2 2,2 99,3 6,6 21,2 4,6 113,6
104 Malediven .. .. .. .. 26,5 .. 20,0 28,3 4,8 171,6
105 Suriname .. .. .. .. 1,3 .. 4,0 31,6 3,0 185,7
106 Gabun 0,6 .. .. .. .. 36,7 3,4 7,2 0,3 109,0
107 El Salvador 0,1 .. 26,4 .. 0,0 86,4 5,8 15,9 2,8 140,5
108 Bolivien, Plurinationaler Staat .. 120,3 .. .. 0,7 77,5 2,4 20,0 1,0 80,8
108 Mongolei 0,2 .. 17,1 34,8 0,8 67,0 25,8 12,9 2,6 98,1
110 Palästina, Staat .. 144,3 16,5 .. 1,4 .. 5,5 36,4 .. ..
111 Paraguay 0,1 74,8 .. .. 45,2 96,7 7,8 19,8 0,4 97,3
112 Ägypten 0,2 420,4 .. 4,0 1,6 99,6 4,1 26,7 1,8 99,0
113 Moldau, Republik 0,5 794,1 .. 36,9 1,5 .. 11,8 40,1 7,5 121,5
114 Philippinen 0,1 78,5 23,8 3,8 0,1 89,7 7,2 25,0 1,8 92,9
114 Usbekistan .. .. 21,1 7,0 .. .. 3,1 19,4 0,3 80,8
116 Syrien, Arabische Rep. .. .. .. 2,4 0,1 92,7 9,4 20,7 0,3 77,6
117 Mikronesien, Föd. Staaten von .. .. .. .. .. .. 5,5 20,0 0,9 32,4
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(% der 
Bevölkerung) (pro 100 Personen)
HDI-Rang 2005–2010b 2002–2010b 2002–2011b 2005–2010b 2005–2011b 2009 2002–2009b 2010 2010 2010
118 Guyana .. .. 14,4 .. 62,2 .. 3,6 29,9 1,5 93,4
119 Botsuana 0,5 .. 13,0 .. 0,1 45,4 6,1 6,0 0,6 124,6
120 Honduras .. .. 6,8 .. .. 70,3 2,5 11,1 1,0 133,9
121 Indonesien 0,1 89,6 22,8 .. 0,3 64,5 2,0 9,9 0,8 107,5
121 Kiribati .. .. .. .. .. .. 1,1 9,0 0,9 14,1
121 Südafrika 0,9 395,6 .. 106,3 1,3 75,0 8,4 12,3 1,5 109,2
124 Vanuatu .. .. .. .. 0,7 .. 1,4 8,0 0,2 121,0
125 Kirgistan 0,2 .. 15,2 20,4 0,3 .. 1,9 19,6 0,3 105,8
125 Tadschikistan 0,1 .. 26,0 0,4 0,1 .. 1,3 11,5 0,1 91,7
127 Vietnam .. 115,9 .. 9,4 .. 97,6 9,7 27,9 4,1 196,0
128 Namibia .. .. 2,6 .. 0,0 34,0 23,2 6,5 0,4 73,9
129 Nicaragua .. .. .. .. .. 72,1 4,1 10,0 0,8 69,6
130 Marokko 0,6 661,0 34,9 25,3 0,2 97,0 5,7 49,0 1,6 111,8
131 Irak .. 49,5 29,4 .. 43,5 86,0 0,8 2,5 0,0 79,9
132 Kap Verde .. 132,5 .. .. 0,0 .. 14,3 30,0 3,2 89,5
133 Guatemala 0,1 39,4 16,8 7,2 1,0 80,5 2,1 10,5 1,8 136,0
134 Timor-Leste .. .. .. .. .. 22,0 .. 0,2 0,0 53,7
135 Ghana 0,2 17,3 16,7 .. .. 60,5 1,1 9,5 0,2 72,6
136 Äquatorialguinea .. .. .. .. .. .. 1,5 6,0 0,2 59,0
136 Indien 0,8 135,8 .. 5,1 0,1 75,0 3,2 7,5 0,9 64,3
138 Kambodscha .. 17,4 12,5 .. 0,0 24,0 0,4 1,3 0,3 60,2
138 Laos, Demokratische Volksrep. .. 15,8 12,8 .. .. 55,0 1,7 7,0 0,2 66,2
140 Bhutan .. .. .. .. .. .. 1,9 13,6 1,2 57,9
141 Swasiland .. .. 2,7 .. 0,2 .. 4,1 9,0 0,1 73,6
NIEDRIGE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
142 Kongo .. .. .. .. .. 37,1 0,5 5,0 0,0 94,2
143 Salomonen .. .. .. .. 0,0 .. 4,7 5,0 0,4 7,1
144 São Tomé und Príncipe .. .. .. .. .. .. 3,9 18,8 0,4 66,8
145 Kenia 0,4 56,2 .. 0,5 1,3 16,1 1,4 25,9 0,0 62,6
146 Bangladesch .. .. 10,6 0,6 0,0 41,0 2,5 3,7 0,0 46,8
146 Pakistan 0,5 161,9 .. 1,0 0,0 62,4 0,5 16,8 0,3 59,1
148 Angola .. .. 11,9 .. 0,7 26,2 0,7 10,0 0,1 48,3
149 Myanmar .. 18,4 .. .. .. 13,0 1,0 .. 0,0 2,5
150 Kamerun .. .. 21,0 .. 0,0 48,7 1,1 4,0 0,0 46,8
151 Madagaskar 0,1 46,2 18,2 2,7 0,1 19,0 0,6 1,7 0,0 37,9
152 Tansania, Vereinigte Rep. 0,4 .. 21,1 .. 0,0 13,9 0,9 11,0 0,0 47,2
153 Nigeria 0,2 38,6 .. .. .. 50,6 0,9 28,4 0,1 55,8
154 Senegal 0,4 384,1 .. .. 0,1 42,0 2,3 16,0 0,6 69,9
155 Mauretanien .. .. .. .. .. .. 4,4 3,0 0,2 81,4
156 Papua-Neuguinea .. .. .. 0,2 .. .. 6,4 1,3 0,1 29,6
157 Nepal .. 58,7 23,2 0,0 .. 43,6 0,5 7,9 0,2 33,5
158 Lesotho 0,0 21,3 .. .. .. 16,0 0,2 3,9 0,0 47,3
159 Togo .. 38,2 .. .. 0,0 20,0 3,4 5,4 0,1 44,2
160 Jemen .. .. .. .. 1,4 39,6 2,8 12,3 0,3 50,4
161 Haiti .. .. .. .. .. 38,5 5,2 8,4 .. 40,5
161 Uganda 0,4 .. 9,5 .. 0,8 9,0 1,7 12,5 0,2 39,4
163 Sambia 0,3 43,3 .. .. .. 18,8 1,1 10,1 0,1 42,8
164 Dschibuti .. .. 46,5 .. .. .. 4,2 6,5 0,9 20,7
165 Gambia 0,0 .. .. 4,4 .. .. 3,6 9,2 0,0 88,3
166 Benin .. .. .. .. 0,0 24,8 0,7 3,1 0,0 81,5
167 Ruanda .. 11,9 .. 2,1 0,0 .. 0,3 13,0 0,0 33,8
168 Côte d’Ivoire .. 70,4 .. .. 0,0 47,3 1,8 2,6 0,0 77,6
169 Komoren .. .. 12,0 .. .. .. 0,8 5,1 0,0 25,3
170 Malawi .. 29,9 .. .. .. 9,0 0,2 2,3 0,0 21,5
171 Sudan 0,3 .. .. 4,4 0,1 35,9 10,8 .. 0,4 41,4
172 Simbabwe .. .. 24,8 .. .. 41,5 7,6 11,5 0,3 64,3
173 Äthiopien 0,2 20,8 20,9 0,2 0,0 17,0 0,7 0,7 0,0 9,4
174 Liberia .. .. .. .. .. .. .. 7,0 0,0 39,5
175 Afghanistan .. .. .. .. .. 15,5 0,3 3,7 0,0 38,2
176 Guinea-Bissau .. .. .. .. .. .. 0,2 2,5 .. 39,5
177 Sierra Leone .. .. .. .. 0,2 .. .. .. .. 34,3
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178 Burundi .. .. 9,6 .. 0,0 .. 0,9 2,1 0,0 14,1
178 Guinea .. .. .. .. 0,0 .. 0,5 1,0 0,0 40,3
180 Zentralafrikanische Republik .. .. .. .. .. .. 0,3 2,3 .. 22,4
181 Eritrea .. .. 7,9 .. .. 32,0 1,0 5,4 0,0 4,6
182 Mali 0,2 37,7 .. .. 0,0 .. 0,7 2,7 0,0 49,2
183 Burkina Faso 0,2 45,1 23,3 .. 0,0 14,6 0,6 1,4 0,1 35,5
184 Tschad .. .. .. .. .. .. 0,2 1,7 0,0 24,3
185 Mosambik 0,2 15,8 12,1 1,8 0,0 11,7 1,4 4,2 0,1 31,3
186 Kongo, Demokratische Rep. 0,5 .. .. .. .. 11,1 0,0 0,7 0,0 18,0
186 Niger .. 7,8 .. .. 0,0 .. 0,1 0,8 0,0 25,1
HINwEISE
a Umfasst auch Absolventen der Fachgebiete 
Fertigungstechnik und Bauwesen. 
b Die Daten beziehen sich auf das jüngste 
verfügbare Jahr im angegebenen Zeitraum. 
c Da keine Daten über die Elektrifizierungsrate 
verfügbar sind, werden 99,7% angenommen.
DEFINITIONEN
Ausgaben für Forschung und Entwicklung: 
Laufende und Kapitalausgaben (öffentlicher und 
privater Stellen) für kreative Tätigkeiten, die 
systematisch unternommen werden, um wissen 
zu erweitern und für neue Anwendungsbereiche 
einzusetzen. Umfasst Grundlagenforschung, 
angewandte Forschung und experimentelle 
Entwicklung. 
wissenschaftler im Bereich Forschung und 
Entwicklung: Akademiker, die mit der Entwicklung 
oder Schaffung neuer Kenntnisse, Produkte, 
Prozesse, Methoden oder Systeme sowie mit dem 
Management der entsprechenden Projekte befasst 







tätige Doktoranden (Niveau 6 der Internationalen 
Standardklassifikation im Bildungswesen (ISCED 
97)). 
Absolventen Natur- und 
Ingenieurwissenschaften: Personen, die einen 
Bildungsgang in Natur- und Ingenieurwissenschaften 
(untere oder obere Stufe) erfolgreich abgeschlossen 
haben. 
An Ansässige und nicht Ansässige erteilte 
Patente: Zahl der erteilten Exklusivrechte für 
eine Erfindung, die als Produkt oder Verfahren 
eine neuartige Vorgehensweise oder eine neue 
technische Problemlösung ermöglicht, ausgedrückt 
pro 1 Million Personen.  
Eingenommene Patent- und Lizenzgebühren: 
Zahlungen und Einnahmen zwischen Ansässigen 
und nicht Ansässigen im Zusammenhang mit 
der autorisierten Nutzung von immateriellen 
nichtproduzierten Vermögensgütern und 
Eigentumsrechten (wie Patenten, Urheberrechten, 
Handelsmarken, industriellen Verfahren und 
Gebrauchsmustern) und der Verwendung von 
produzierten Originalen oder Prototypen (wie 
Filmen und Manuskripten) im Rahmen von 
Lizenzvereinbarungen.
Elektrifizierungsrate: Zahl der Personen mit 
Zugang zu elektrischem Strom, ausgedrückt als 
prozentualer Anteil an der Gesamtbevölkerung. 
Umfasst gewerblich verkauften Strom (netzgekoppelt 
oder netzunabhängig) und selbsterzeugten Strom, 
aber keine ungenehmigten Anschlüsse.
Personalcomputer: Zahl der selbständigen 
Computer, die zur Nutzung durch eine Einzelperson 
bestimmt sind, ausgedrückt pro 100 Personen. 
Internetnutzer: Personen mit Zugang zum world 
wide Net, ausgedrückt pro 100 Personen. 
Verträge für feste Breitband-
Internetverbindungen: Breitband-
Hochgeschwindigkeitszugang zum 
öffentlichen Internet (TCP/IP-Verbindung) mit 
übertragungsgeschwindigkeiten von mindestens 
256 Kilobits pro Sekunde, in eine oder in beide 
Richtungen, ausgedrückt pro 100 Personen. 
Festnetz- und Mobiltelefonverträge: Summe 
der Festnetz- und Mobilfunkvertragsinhaber pro 100 
Personen.
HAUPTDATENQUELLEN
Spalten 1 und 2: wworld Bank (2012a).
Spalte 3: UNESCO Institute for Statistics (2012).
Spalte 4: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage 
von Daten der wIPO (2012) und Bevölkerungsdaten 
von UNDESA (2011). 
Spalte 5: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage 
von Daten der weltbank (2012b) über Einnahmen 
aus Patent- und Lizenzgebühren.
Spalte 6: IEA (2012).
Spalte 7: world Bank (2012c).
Spalten 8 und 9: ITU (2012).
Spalte 10: HDRO-Berechnungen auf der 
Grundlage von Daten der ITU (2012) über 
Mobiltelefonverträge und Festnetzanschlüsse sowie 
von Bevölkerungsdaten von UNDESA (2011). 
ANDERE LÄNDER ODER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. .. .. .. 258,4 .. 26,0 .. .. .. 6,6
Marshallinseln .. .. .. .. .. .. 9,6 .. .. 15,2
Monaco 0,0 308,1 .. 141,2 .. .. .. .. .. ..
Nauru .. .. .. .. .. .. .. .. 3,9 ..
San Marino .. .. .. .. .. .. 78,9 .. 32,0 144,9
Somalia .. .. .. .. .. .. 0,9 .. .. 8,0
Südsudan .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Tuvalu .. .. .. .. .. .. 8,7 25,0 3,3 41,9
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung 2,5 3,854,0 20,3 566,2 210,9 99,6 58,3 72,8 26,5 153,2
Hohe menschliche Entwicklung 0,8 .. .. 63,4 .. .. 13,6 35,8 7,1 133,5
Mittlere menschliche Entwicklung .. .. .. .. .. .. 4,6 20,8 4,4 84,5
Niedrige menschliche Entwicklung .. .. .. .. .. .. 1,5 10,7 0,1 42,7
Regionen
Arabische Staaten .. .. .. .. .. 86,7 10,8 27,2 2,0 99,6
Ostasien und Pazifik .. .. .. .. .. .. 5,6 29,8 7,2 92,2
Europa und Zentralasien 1,0 1,948,2 23,9 93,8 8,2 .. 12,3 43,4 10,0 150,0
Lateinamerika und Karibik .. .. .. .. .. 93,4 12,2 34,1 6,6 116,7
Südasien .. .. .. 7,0 .. 70,1 3,0 8,4 0,7 64,4
Afrika südlich der Sahara .. .. .. .. .. .. 1,6 11,3 0,2 47,1
Am wenigsten entwickelte Länder .. .. .. .. .. .. 1,7 4,8 0,1 34,5
kleine Inselentwicklungsländer .. .. .. .. .. .. 5,6 18,7 2,2 62,7
welt .. .. .. .. .. .. 14,1 30,0 7,7 95,2
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HDI-Rang 2009 2009 2008 2008 1970/2008 2005 2010 2010 1990/2010 2003–2012a 2011 2009 2005/2011 2010
SEHR HOHE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
1 Norwegen 58,8 43,3 50 10,5 1,0 5,8 10,2 33,1 10,2 0,8 6,9 3,3 0 ..
2 Australien 94,4 5,6 399 18,6 1,2 9,6 6,5 19,4 –3,4 4,6 18,5 53,2 3 9,0
3 Vereinigte Staaten 84,1 5,4 5,461 18,0 –0,4 3,7 0,9 33,2 2,6 15,6 19,9 44,1 1 1,0
4 Niederlande 93,1 4,0 174 10,6 –0,1 2,4 0,8 10,8 5,8 11,7 5,4 56,8 12 5,0
5 Deutschland 79,5 8,7 787 9,6 .. 1,9 0,1 31,8 3,1 21,0 10,5 48,4 12 8,0
6 Neuseeland 63,7 36,1 33 7,8 1,1 10,0 .. 30,9 7,1 1,5 20,4 43,6 0 5,0
7 Irland 95,0 4,5 44 9,9 1,1 5,8 0,2 10,7 58,9 1,5 7,3 60,8 0 ..
7 Schweden 32,7 34,8 49 5,3 –2,0 2,1 0,4 68,7 3,4 1,5 4,9 7,5 0 ..
9 Schweiz 53,3 17,7 40 5,3 –0,6 1,2 0,0 31,0 7,7 4,9 6,6 38,1 14 ..
10 Japan 81,0 3,3 1,208 9,5 0,7 1,0 0,0 68,5 0,1 20,9 13,7 12,6 1 ..
11 Kanada 74,9 16,9 544 16,3 0,1 4,7 2,3 34,1 0,0 1,6 7,2 7,4 0 3,0
12 Korea, Republik .. .. 509 10,5 4,9 1,2 0,0 63,0 –2,3 36,5 9,5 19,1 1 3,0
13 Hongkong, China (SAR) 95,1 0,4 39 5,5 2,6 0,5 0,0 .. .. .. 8,3 .. 0 ..
13 Island 15,7 84,2 2 7,0 0,1 3,3 0,0 0,3 243,7 0,1 8,4 22,8 .. ..
15 Dänemark 80,4 17,4 46 8,4 –1,1 2,9 1,7 12,8 22,3 10,8 6,3 62,1 0 9,0
16 Israel 96,5 5,0 38 5,2 –0,2 1,1 0,2 7,1 16,7 101,9 11,2 24,1 1 13,0
17 Belgien 73,6 3,9 105 9,8 –0,7 1,8 0,0 22,4 0,1 34,0 5,5 45,0 20 10,0
18 Österreich 70,2 27,8 68 8,1 0,5 1,9 0,2 47,1 2,9 4,7 11,6 38,4 4 3,0
18 Singapur 99,8 0,1 32 6,7 –0,7 1,4 0,0 3,3 0,0 31,7 13,7 1,0 .. ..
20 Frankreich 51,0 7,7 377 5,9 –1,0 2,3 0,0 29,0 9,8 15,0 12,8 53,4 33 4,0
21 Finnland 54,0 23,8 57 10,6 0,5 3,4 0,1 72,9 1,2 1,5 4,4 7,6 0 ..
21 Slowenien 69,3 12,7 17 8,5 .. 2,6 0,3 62,2 5,5 3,0 11,8 23,2 15 8,0
23 Spanien 79,9 9,6 329 7,2 2,0 1,7 0,0 36,4 31,5 29,0 17,7 55,5 33 1,0
24 Liechtenstein .. .. .. .. .. .. .. 43,1 6,2 .. 1,1 40,6 .. ..
25 Italien 87,5 9,7 445 7,4 0,8 1,4 0,1 31,1 20,5 23,7 13,5 47,3 33 2,0
26 Luxemburg 88,8 3,1 11 21,5 –1,7 3,5 0,0 33,5 1,1 1,9 2,8 50,6 33 ..
26 Vereinigtes Königreich 87,3 3,2 523 8,5 –0,8 1,8 1,3 11,9 10,3 8,8 10,1 71,6 1 3,0
28 Tschechische Republik 79,6 5,8 117 11,2 .. 2,1 0,5 34,4 1,1 14,8 5,0 54,9 5 4,0
29 Griechenland 92,4 6,4 98 8,7 3,1 1,4 0,3 30,3 18,3 12,7 16,3 63,6 1 1,0
30 Brunei Darussalam 100,0 0,0 11 27,5 –2,3 17,9 .. 72,1 –8,0 1,1 8,4 2,2 .. ..
31 Zypern 95,7 3,9 9 7,9 2,8 1,3 0,0 18,7 7,5 19,3 7,7 13,5 0 11,0
32 Malta 99,9 0,1 3 6,2 2,8 0,9 .. 1,1 0,0 71,3 6,8 29,1 .. ..
33 Andorra .. .. 1 6,5 .. .. .. 35,6 0,0 .. 3,7 38,3 .. ..
33 Estland 84,8 15,1 18 13,6 .. 2,3 1,6 52,3 6,1 14,0 3,5 22,0 0 5,0
35 Slowakei 69,5 7,3 38 6,9 .. 1,4 0,4 40,2 0,6 1,4 5,2 40,1 2 9,0
36 Katar 100,0 0,0 68 49,1 –0,9 18,0 .. 0,0 0,0 455,2 7,3 5,6 .. ..
37 Ungarn 74,2 7,4 55 5,4 –0,6 1,6 0,5 22,6 12,7 5,4 8,0 63,9 7 17,0
38 Barbados .. .. 1 5,0 2,7 .. .. 19,4 0,0 76,1 8,7 44,2 0 ..
39 Polen 92,8 6,7 316 8,3 –0,3 2,7 1,4 30,5 5,1 19,4 5,7 53,0 3 13,0
40 Chile 74,5 25,1 73 4,4 1,4 1,6 12,4 21,7 6,3 1,2 9,9 21,2 1 1,0
41 Litauen 55,8 10,4 15 4,5 .. 2,5 0,6 34,5 11,1 9,6 4,1 42,9 1 5,0
41 Vereinigte Arabische Emirate 100,0 0,0 155 25,0 –2,5 6,2 .. 3,8 29,5 2.032,0 7,7 6,8 .. 2,0
43 Portugal 78,0 19,7 56 5,3 2,9 1,8 0,1 38,1 3,9 12,3 17,0 40,3 26 2,0
44 Lettland 59,5 37,1 8 3,3 .. 2,3 0,5 53,8 5,7 1,2 4,6 29,5 4 2,0
45 Argentinien 89,4 7,0 192 4,8 0,9 3,9 4,9 10,7 –15,5 4,0 9,0 51,3 0 2,0
46 Seychellen .. .. 1 7,8 7,3 .. 0,0 88,5 0,0 .. 16,1 6,5 0 ..
47 Kroatien 83,4 10,9 23 5,3 .. 1,5 0,9 34,3 3,8 0,6 14,3 23,2 18 18,0
HOHE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
48 Bahrain 99,9 0,0 22 21,4 1,5 4,3 .. 0,7 143,5 219,8 7,2 10,3 .. ..
49 Bahamas .. .. 2 6,5 –2,2 .. .. 51,5 0,0 .. 10,0 1,4 3 ..
50 Belarus 92,5 5,0 63 6,5 .. 2,4 1,0 41,6 10,9 7,5 4,2 44,0 0 5,0
51 Uruguay 60,3 37,1 8 2,5 0,5 8,1 0,6 10,0 89,6 2,6 10,8 84,6 1 6,0
52 Montenegro .. .. 2 3,1 .. .. .. 40,4 0,0 .. 10,5 38,2 0 8,0
52 Palau .. .. 0 10,5 –0,3 .. .. 87,6 5,6 .. 11,4 10,9 .. ..
54 Kuwait 100,0 0,0 77 30,1 –0,3 6,3 .. 0,4 81,2 2.465,0 7,4 8,5 .. 1,0
55 Russische Föderation 90,2 2,8 1,709 12,0 .. 4,9 14,3 49,4 0,0 1,5 10,2 13,2 40 3,0
56 Rumänien 76,3 15,3 95 4,4 –0,8 1,7 1,6 28,6 3,2 3,2 9,4 58,8 3 13,0
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HDI-Rang 2009 2009 2008 2008 1970/2008 2005 2010 2010 1990/2010 2003–2012a 2011 2009 2005/2011 2010
57 Saudi-Arabien 100,0 0,0 434 16,6 2,0 2,5 .. 0,5 0,0 943,3 8,8 80,7 1 4,0
59 Kuba 84,1 15,9 31 2,8 0,7 1,4 .. 26,1 39,5 19,8 18,1 62,5 0 17,0
59 Panama 78,6 21,5 7 2,0 0,9 1,4 0,0 43,7 –14,3 0,3 7,2 30,0 2 4,0
61 Mexiko 88,9 9,6 476 4,3 1,8 1,7 5,7 33,3 –7,8 17,5 17,3 52,9 1 4,0
62 Costa Rica 44,7 55,3 8 1,8 2,5 0,9 0,1 51,0 1,6 2,4 8,0 35,3 2 1,0
63 Grenada .. .. 0 2,4 4,4 .. .. 50,0 0,0 .. 10,5 36,8 38 ..
64 Libyen 99,2 0,8 58 9,5 –1,4 2,7 .. 0,1 0,0 718,0 8,7 8,8 .. 8,0
64 Malaysia 94,7 5,3 208 7,6 4,7 2,4 6,9 62,3 –8,6 2,3 15,4 24,0 0 1,0
64 Serbien 92,4 8,1 50 6,8 .. 2,3 .. 31,0 17,3 .. 7,2 57,8 0 19,0
67 Antigua und Barbuda .. .. 0 5,1 –0,8 .. .. 22,3 –4,9 3,3 8,3 29,5 0 ..
67 Trinidad und Tobago 99,9 0,1 50 37,4 3,7 7,8 32,0 44,1 –5,9 6,0 6,8 10,5 0 ..
69 Kasachstan 99,0 1,1 237 15,1 .. 4,3 23,4 1,2 –3,3 28,9 8,4 77,2 1 24,0
70 Albanien 54,0 38,8 4 1,3 –0,8 1,1 2,5 28,3 –1,6 4,4 12,7 44,0 1 6,0
71 Venezuela, Bolivarische Republik 87,7 12,4 170 6,1 –0,4 3,0 12,4 52,5 –11,1 0,7 8,3 24,3 1 2,0
72 Dominica .. .. 0 1,9 4,4 .. 0,0 59,5 –10,7 .. 8,6 32,7 15 ..
72 Georgien 68,0 33,3 5 1,2 .. 1,4 0,6 39,5 –1,3 2,6 9,3 36,1 0 2,0
72 Libanon 95,9 2,6 17 4,1 2,5 0,4 0,0 13,4 4,5 28,1 10,0 67,3 0 1,0
72 St. Kitts und Nevis .. .. 0 4,9 .. .. .. 42,3 0,0 .. 8,6 21,2 .. ..
76 Iran, Islamische Republik 99,5 0,5 538 7,4 2,2 2,1 .. 6,8 0,0 67,7 8,8 29,8 1 25,0
77 Peru 73,5 26,5 41 1,4 0,1 0,9 8,1 53,1 –3,1 1,0 8,4 16,8 6 1,0
78 Mazedonien, ehem. jugoslaw. Rep. 84,3 11,3 12 5,8 .. 1,0 5,9 39,2 9,4 16,1 13,3 40,2 1 7,0
78 Ukraine 80,0 1,6 324 7,0 .. 2,1 3,7 16,8 4,7 27,6 8,2 71,2 2 6,0
80 Mauritius .. .. 4 3,1 4,4 .. 0,0 17,3 –9,8 26,4 15,2 48,3 1 ..
81 Bosnien und Herzegowina 92,2 12,1 31 8,3 .. 1,2 .. 42,7 –1,1 0,9 9,8 41,7 0 6,0
82 Aserbaidschan 98,2 1,7 47 5,4 .. 4,7 34,5 11,3 0,0 35,2 8,2 57,6 0 4,0
83 St. Vincent und die Grenadinen .. .. 0 1,8 4,7 .. 0,0 68,5 5,5 .. 9,0 25,6 0 ..
84 Oman 100,0 0,0 46 17,3 11,1 7,1 .. 0,0 0,0 86,6 8,5 5,9 5 6,0
85 Brasilien 51,3 45,8 393 2,1 2,0 4,0 3,4 62,4 –9,6 0,7 10,0 31,3 1 8,0
85 Jamaika 83,7 16,3 12 4,5 1,4 0,7 0,6 31,1 –2,2 6,2 15,2 41,5 3 3,0
87 Armenien 68,4 6,7 6 1,8 .. 1,3 1,0 9,3 –24,5 36,4 7,9 61,6 0 10,0
88 St. Lucia .. .. 0 2,3 3,4 .. .. 77,0 7,3 .. 9,4 18,0 6 ..
89 Ecuador 86,7 12,4 27 1,9 2,6 1,7 12,9 35,6 –28,6 3,6 12,7 30,3 1 2,0
90 Türkei 89,9 10,2 284 4,0 3,2 1,4 0,4 14,7 17,1 18,8 15,3 50,6 0 5,0
91 Kolumbien 75,2 25,1 68 1,5 0,3 1,8 7,8 54,5 –3,2 0,6 11,5 38,3 4 2,0
92 Sri Lanka 45,3 54,7 12 0,6 1,8 0,6 0,3 28,8 –20,9 24,5 17,8 41,6 2 21,0
93 Algerien 99,8 0,2 111 3,2 2,9 1,8 18,1 0,6 –10,5 52,7 12,2 17,4 4 29,0
94 Tunesien 85,7 14,2 25 2,4 3,2 1,0 5,1 6,5 56,5 61,7 11,2 63,0 0 37,0
MITTLERE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
95 Tonga .. .. 0 1,7 4,6 .. 0,0 12,5 0,0 .. 8,5 43,1 0 ..
96 Belize .. .. 0 1,3 0,7 .. 0,0 61,1 –12,2 0,8 6,4 6,7 13 1,0
96 Dominikanische Republik 76,6 23,4 22 2,2 3,1 0,9 0,2 40,8 0,0 16,6 16,1 51,1 9 7,0
96 Fidschi .. .. 1 1,5 1,0 .. 0,0 55,5 6,4 0,3 13,1 22,9 8 ..
96 Samoa .. .. 0 0,9 3,9 .. 0,3 60,4 31,5 .. 10,8 23,7 5 ..
100 Jordanien 98,0 1,8 21 3,7 3,4 0,5 1,0 1,1 0,0 99,4 9,1 11,5 0 22,0
101 China 87,4 11,9 7,032 5,3 4,7 1,5 5,1 21,9 31,6 19,5 12,1 56,2 1 9,0
102 Turkmenistan 100,7 0,0 48 9,7 .. 6,7 .. 8,8 0,0 100,8 8,4 69,4 .. 11,0
103 Thailand 79,4 20,5 286 4,2 6,3 1,6 2,4 37,1 –3,0 13,1 12,5 38,7 2 17,0
104 Malediven .. .. 1 3,0 .. .. 0,0 3,0 0,0 15,7 9,1 26,7 0 ..
105 Suriname .. .. 2 4,7 0,2 .. .. 94,6 –0,1 0,5 3,5 0,5 2 ..
106 Gabun 33,9 66,1 2 1,7 –2,2 6,4 33,1 85,4 0,0 0,1 5,9 19,9 0 ..
107 El Salvador 37,8 62,0 6 1,0 2,6 0,8 0,4 13,9 –23,9 5,5 3,8 74,5 7 6,0
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 79,1 20,9 13 1,3 2,2 4,9 12,3 52,7 –8,9 0,3 4,7 34,1 5 2,0
108 Mongolei 96,4 3,2 11 4,1 1,6 3,7 32,3 7,0 –13,1 1,4 6,4 74,5 4 31,0
110 Palästina, Staat .. .. 2 0,5 .. .. .. 1,5 1,0 49,9 6,2 61,0 0 ..
111 Paraguay 28,5 153,2 4 0,7 2,1 4,1 0,0 44,3 –16,9 0,1 3,9 52,6 0 1,0
112 Ägypten 96,3 3,8 210 2,7 4,0 0,9 7,1 0,1 59,1 119,0 8,9 3,7 0 25,0
113 Moldau, Republik 91,3 3,1 5 1,3 .. 1,1 0,2 11,7 21,0 16,4 6,7 75,2 1 22,0
114 Philippinen 57,0 43,0 83 0,9 0,7 0,8 2,1 25,7 16,7 17,0 16,8 40,1 9 2,0
114 Usbekistan 98,4 1,6 125 4,6 .. 1,9 19,2 7,7 7,6 118,3 7,9 62,6 0 27,0
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HDI-Rang 2009 2009 2008 2008 1970/2008 2005 2010 2010 1990/2010 2003–2012a 2011 2009 2005/2011 2010
116 Syrien, Arabische Rep. 99,3 0,7 72 3,6 3,3 0,9 11,9 2,7 32,0 99,8 10,9 75,7 1 33,0
117 Mikronesien, Föd. Staaten von .. .. 0 0,6 .. .. .. 91,7 0,9 .. 13,7 31,4 45 ..
118 Guyana .. .. 2 2,0 –0,2 .. 6,0 77,2 0,0 0,7 3,8 8,5 4 ..
119 Botsuana 64,3 23,6 5 2,5 .. 4,1 3,4 20,0 –17,3 1,6 2,0 45,6 0 22,0
120 Honduras 50,3 49,8 9 1,2 2,2 1,2 0,5 46,4 –36,2 1,2 8,3 28,5 4 15,0
121 Indonesien 65,6 34,4 406 1,7 4,7 1,5 6,6 52,1 –20,3 5,6 14,3 29,6 2 3,0
121 Kiribati .. .. 0 0,3 –1,0 .. .. 15,0 0,0 .. 12,4 42,0 0 ..
121 Südafrika 87,8 10,0 436 8,9 0,7 1,9 6,1 7,6 0,0 25,0 14,1 81,7 1 17,0
124 Vanuatu .. .. 0 0,4 –0,4 .. 0,0 36,1 0,0 .. 12,0 15,3 0 ..
125 Kirgistan 72,5 28,4 6 1,2 .. 1,0 6,9 5,0 14,0 43,7 5,9 55,4 2 10,0
125 Tadschikistan 41,2 58,6 3 0,5 .. 0,9 0,8 2,9 0,5 74,8 6,4 33,9 3 10,0
127 Vietnam 56,2 43,3 127 1,5 2,2 1,3 9,4 44,5 47,4 9,3 12,1 33,1 3 8,0
128 Namibia 70,5 19,2 4 1,8 .. 4,4 0,7 8,9 –16,8 1,7 5,6 47,1 7 28,0
129 Nicaragua 44,7 55,3 4 0,8 0,7 1,7 1,6 25,7 –31,0 0,7 4,8 42,8 7 14,0
130 Marokko 92,5 4,9 48 1,5 3,1 0,5 1,6 11,5 1,6 43,4 15,2 67,3 1 39,0
131 Irak 97,6 0,9 103 3,4 0,9 0,7 45,7 1,9 2,6 87,3 8,2 20,1 0 5,0
132 Kap Verde .. .. 0 0,6 4,2 .. 0,1 21,1 47,3 6,8 12,5 21,8 0 ..
133 Guatemala 46,1 53,9 12 0,9 1,9 1,1 1,7 33,7 –23,0 2,6 9,3 41,0 14 9,0
134 Timor-Leste .. .. 0 0,2 .. .. .. 49,9 –23,2 .. 5,2 25,2 1 ..
135 Ghana 24,3 76,2 9 0,4 0,5 0,6 8,0 21,7 –33,7 1,8 5,7 68,1 1 1,0
136 Äquatorialguinea .. .. 5 7,3 11,3 .. 49,4 58,0 –12,6 0,1 6,4 10,9 .. ..
136 Indien 73,0 26,1 1,743 1,5 3,8 0,7 4,4 23,0 7,0 39,8 14,0 60,5 2 10,0
138 Kambodscha 27,8 70,8 5 0,3 1,8 1,9 0,1 57,2 –22,0 0,5 12,1 31,5 1 39,0
138 Laos, Demokratische Volksrep. .. .. 2 0,3 0,5 .. 8,3 68,2 –9,0 1,3 10,5 10,2 0 4,0
140 Bhutan .. .. 1 1,0 12,4 .. 3,6 69,1 7,1 0,4 6,8 13,2 1 ..
141 Swasiland .. .. 1 1,1 0,7 .. 0,1 32,7 19,3 23,1 2,7 71,0 0 ..
NIEDRIGE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
142 Kongo 44,2 53,1 2 0,5 0,4 2,7 59,6 65,6 –1,4 0,0 4,4 30,9 0 ..
143 Salomonen .. .. 0 0,4 1,1 .. 15,6 79,1 –4,8 .. 14,8 3,0 4 ..
144 São Tomé und Príncipe .. .. 0 0,8 3,7 .. 0,8 28,1 0,0 0,3 14,9 58,3 .. ..
145 Kenia 16,8 83,2 10 0,3 0,0 0,9 1,1 6,1 –6,5 8,9 8,4 48,1 2 31,0
146 Bangladesch 69,8 30,2 47 0,3 .. 0,7 2,3 11,1 –3,5 2,9 8,6 70,3 6 11,0
146 Pakistan 61,8 37,4 163 1,0 2,3 1,1 2,8 2,2 –33,2 79,5 8,6 34,1 3 4,0
148 Angola 37,6 62,4 24 1,4 2,1 5,1 35,1 46,9 –4,1 0,4 4,6 46,8 2 3,0
149 Myanmar 27,7 72,3 13 0,3 1,1 2,2 .. 48,3 –19,0 2,8 7,9 19,0 287 19,0
150 Kamerun 30,9 69,1 5 0,3 3,0 1,6 4,8 42,1 –18,1 0,3 10,9 19,8 0 15,0
151 Madagaskar .. .. 2 0,1 –1,1 .. 1,0 21,6 –8,3 4,4 21,0 70,2 5 ..
152 Tansania, Vereinigte Rep. 11,1 88,9 6 0,2 0,4 1,4 3,2 37,7 –19,4 5,4 12,3 40,1 0 25,0
153 Nigeria 14,7 85,3 96 0,6 1,4 1,1 22,0 9,9 –47,5 3,6 6,6 81,8 0 12,0
154 Senegal 57,8 41,8 5 0,4 0,7 1,0 0,8 44,0 –9,4 5,7 6,9 49,4 0 16,0
155 Mauretanien .. .. 2 0,6 1,2 .. 34,3 0,2 –41,7 14,0 8,1 38,5 1 24,0
156 Papua-Neuguinea .. .. 2 0,3 0,3 .. 22,2 63,4 –8,9 0,0 11,4 2,5 4 ..
157 Nepal 11,1 88,5 4 0,1 5,0 1,0 2,5 25,4 –24,5 4,7 6,1 29,6 6 2,0
158 Lesotho .. .. .. .. .. .. 1,0 1,4 10,0 1,7 3,0 77,0 0 64,0
159 Togo 14,4 83,4 1 0,2 1,7 0,8 3,4 5,3 –58,1 1,2 4,2 62,1 1 5,0
160 Jemen 98,7 1,3 23 1,0 2,5 0,5 14,5 1,0 0,0 168,6 9,3 44,4 2 32,0
161 Haiti 28,1 71,9 2 0,3 3,0 0,6 .. 3,7 –12,9 8,6 19,4 66,8 65 15,0
161 Uganda .. .. 4 0,1 –0,6 .. 4,5 15,2 –37,1 0,5 7,6 69,9 2 23,0
163 Sambia 7,6 92,2 2 0,2 –4,6 3,8 18,9 66,5 –6,3 1,7 3,3 31,5 1 5,0
164 Dschibuti .. .. 1 0,6 –0,9 .. .. 0,2 0,0 6,3 8,2 73,4 6 8,0
165 Gambia .. .. 0 0,3 2,3 .. 0,8 48,0 8,6 0,9 4,9 66,5 1 18,0
166 Benin 40,4 57,4 4 0,5 4,3 0,9 0,3 41,2 –20,8 0,5 4,5 29,8 1 2,0
167 Ruanda .. .. 1 0,1 4,0 .. 3,1 17,6 36,8 1,6 5,7 81,1 1 10,0
168 Côte d’Ivoire 23,5 76,9 7 0,4 –0,5 1,0 3,9 32,7 1,8 1,7 6,7 63,8 0 1,0
169 Komoren .. .. 0 0,2 1,0 .. 1,1 1,6 –75,0 0,8 11,7 83,3 0 ..
170 Malawi .. .. 1 0,1 –0,4 .. 1,8 34,4 –16,9 5,6 8,6 59,1 4 19,0
171 Sudan 30,2 69,8 14 0,3 0,1 3,0 12,9 29,4 –8,4 57,6 4,8 57,5 1 40,0
172 Simbabwe 25,7 69,4 9 0,7 –2,0 1,3 2,7 40,4 –29,5 21,0 3,3 42,4 0 29,0
173 Äthiopien 7,1 92,9 7 0,1 1,2 1,1 4,2 11,2 –18,6 4,6 6,7 35,0 2 72,0
174 Liberia .. .. 1 0,2 –4,6 .. 6,4 44,9 –12,2 0,1 8,4 27,1 0 ..
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HDI-Rang 2009 2009 2008 2008 1970/2008 2005 2010 2010 1990/2010 2003–2012a 2011 2009 2005/2011 2010
175 Afghanistan .. .. 1 0,0 –4,4 .. 2,6 2,1 0,0 35,6 5,8 58,1 11 11,0
176 Guinea-Bissau .. .. 0 0,2 1,4 .. 0,5 71,9 –8,8 0,6 5,7 58,0 1 1,0
177 Sierra Leone .. .. 1 0,2 –0,9 .. 2,1 38,1 –12,6 0,3 6,5 47,7 3 ..
178 Burundi .. .. 0 0,0 0,6 .. 12,7 6,7 –40,5 2,3 4,5 83,7 2 19,0
178 Guinea .. .. 1 0,1 –0,7 .. 14,3 26,6 –9,9 0,7 7,3 58,0 0 1,0
180 Zentralafrikanische Republik .. .. 0 0,1 –1,6 .. 0,0 36,3 –2,6 0,0 1,6 8,4 0 ..
181 Eritrea 22,6 77,4 0 0,1 .. 0,8 0,0 15,2 –5,5 9,2 7,4 75,2 0 59,0
182 Mali .. .. 1 0,0 0,5 .. 9,8 10,2 –11,2 6,5 2,8 33,7 0 60,0
183 Burkina Faso .. .. 2 0,1 4,2 .. 4,3 20,6 –17,5 7,9 2,7 43,7 0 73,0
184 Tschad .. .. 0 0,0 0,8 .. 29,0 9,2 –12,1 0,9 3,7 39,2 2 45,0
185 Mosambik 7,7 96,7 2 0,1 –2,9 1,1 3,3 49,6 –10,0 0,3 7,0 62,7 1 2,0
186 Kongo, Demokratische Rep. 3,7 96,6 3 0,0 –2,8 1,9 13,7 68,0 –3,9 0,0 6,4 9,9 0 ..
186 Niger .. .. 1 0,1 0,5 .. 2,4 1,0 –38,1 7,0 3,6 34,6 0 25,0
HINwEISE
a Die Daten beziehen sich auf das jüngste verfügbare 
Jahr im angegebenen Zeitraum.
DEFINITIONEN
Fossile Brennstoffe: PAnteil der in der geologischen 
Vergangenheit durch Biomasse gebildeten natürlichen 
Ressourcen (wie Kohle, Erdöl und Erdgas) am 
Gesamtenergieaufkommen.
Erneuerbare Quellen: Anteil der Energie aus sich 
ständig erneuernden natürlichen Prozessen am 
Gesamtenergieaufkommen. Umfasst Sonnen- und 
windenergie, Biomasse, geothermische Energie, 
wasserkraft und Meeresenergie sowie bestimmte Abfälle, 
jedoch nicht die Kernenergie. 
kohlendioxidemissionen: Anthropogene 
Kohlendioxidemissionen aus der Verbrennung fossiler 
Brennstoffe, dem Abfackeln von Gas und der Herstellung 
von Zement, umfasst auch Kohlendioxid, das bei der 
Zerstörung von waldflächen durch waldbiomasse emittiert 
wird. 
kohlendioxidemissionen pro kopf: Anthropogene 
Kohlendioxidemissionen aus der Verbrennung fossiler 
Brennstoffe, dem Abfackeln von Gas und der Herstellung 
von Zement, geteilt durch die Bevölkerung zur Jahresmitte. 
Umfasst auch Kohlendioxid, das bei der Zerstörung von 
waldflächen durch waldbiomasse emittiert wird. 
kohlendioxidemissionen, durchschnittliches 
jährliches Prokopf-wachstum: Durchschnittliches 
jährliches wachstum der Kohlendioxidemissionen pro Kopf 
zwischen 1970 und 2008. 
Treibhausgasemissionen pro kopf: Emissionen 
von Methan, Stickoxid und anderen Treibhausgasen, 
einschließlich Fluorkohlenwasserstoff, 
Perfluorkohlenwasserstoff und Schwefelhexafluorid, 
geteilt durch die Bevölkerung zur Jahresmitte. 
Kohlendioxidemissionen sind hier nicht erfasst. 
Erschöpfung natürlicher Ressourcen: Geldwert der 
Erschöpfung von Energiequellen, mineralischen Rohstoffen 
und wäldern, ausgedrückt als prozentualer Anteil am 
gesamten Bruttonationaleinkommen (BNE). 
waldfläche: über 0,5 Hektar große Fläche mit über 5 
Meter hohen Bäumen und einem überschirmungsgrad 
von über 10 Prozent, bzw. mit Bäumen, die auf dem 
jeweiligen Standort diese werte erreichen können. 
Ausgeschlossen sind überwiegend zu landwirtschaftlichen 
oder städtischen Zwecken genutzte Flächen, Baumbestände 
in landwirtschaftlichen Produktionssystemen (z.B. in 
Obstplantagen und Agroforst-Systemen) und Bäume 
in städtischen Parks und Gärten. Umfasst auch 
Aufforstungsflächen, die einen überschirmungsgrad von 
10 Prozent und eine Baumhöhe von 5 Metern zwar noch 
nicht erreicht haben, aber voraussichtlich erreichen werden, 
sowie infolge menschlicher Eingriffe oder natürlicher 
Ursachen vorübergehend unbestockte Flächen, die sich 
voraussichtlich jedoch regenerieren werden. 
Frischwasserentnahme: Gesamtentnahme von 
Frischwasser in einem bestimmten Jahr, ausgedrückt 
als prozentualer Anteil an den gesamten erneuerbaren 
wasserressourcen. 
Gefährdete Arten: Anteil der Tierarten (einschließlich 
Säugetieren, Vögeln, Reptilien, Amphibien, Fischen 
und wirbellosen), die von der weltnaturschutzunion 
(International Union for the Conservation of Nature – IUCN) 
als vom Aussterben bedroht, stark gefährdet oder gefährdet 
klassifiziert werden. 
Landwirtschaftliche Fläche: Die Summe der für 
Ackerbau genutzten Flächen (bei Ackerkulturen auf Zeit 
werden Flächen für Mehrfachkulturen nur einmal gezählt), 
der zeitweise für Mahd oder weidehaltung genutzten 
Grünflächen, der für Erwerbsanbau bzw. Haus- oder 
Nutzgärten genutzten Flächen und der vorübergehend 
(weniger als 5 Jahre) brachliegenden Flächen, ausgedrückt 
als prozentualer Anteil an der gesamten Landfläche. 
Aufgrund eines Bewirtschaftungswechsels aufgegebene 
Flächen sind nicht eingeschlossen. 
Anzahl Todesopfer aufgrund von Naturkatastrophen: 
Als tot bestätigte, als vermisst geltende oder als tot 
angenommene Menschen aufgrund von Naturkatastrophen. 
Letztere werden als klimatologische, hydrologische und 
meteorologische Katastrophen klassifiziert, die Dürren, 
Extremtemperaturen, überschwemmungen, Erdrutsche, 
Regenstürme und Busch- oder waldbrände umfassen. 
Bevölkerung, die auf degradierten Flächen lebt: 
Prozentualer Anteil der Bevölkerung, die auf stark und 
sehr stark degradierten Flächen lebt. Schätzungen der 
Degradation berücksichtigen Aspekte wie Biomasse, 
Bodengesundheit, wassermenge und biologische Vielfalt 
sowie unterschiedliche Schweregrade.
HAUPTDATENQUELLEN
Spalten 1 und 2: HDRO-Berechnungen auf 
der Grundlage von Daten der IEA (2012) zum 
Gesamtprimärenergieaufkommen.
Spalten 3, 4: world Bank (2012a).
Spalte 5, 7:  HDRO-Berechnungen auf der Grundlage von 
Daten der weltbank (2012a)
Spalte 6: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage von 
Daten der weltbank (2012a) und von UNDESA (2011).
Spalten 8 und 9: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage 
von Daten der FAO (2012) zu waldflächen und zur 
gesamten Landfläche.
Spalte 10: FAO (2011). 
Spalte 11: IUCN (2012)
Spalte 12: HDRO-Berechnungen auf der Grundlage von 
Daten der FAO (2012) 
Spalte 13: CRED EM-DAT (2012) und UNDESA (2011). 
Spalte 14: FAO (2012). 
ANDERE LÄNDER ODER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. 81,7 0,7 78 3,2 .. 1,0 .. 47,1 –30,9 11,2 8,6 24,1 5 3,0
Marshallinseln .. .. 0 1,9 .. .. .. 70,2 0,0 .. 11,0 72,2 0 ..
Monaco .. .. .. .. .. .. .. 0,0 0,0 .. 6,8 .. .. ..
Nauru .. .. .. 3,9 .. .. .. 0,0 0,0 .. 12,1 20,0 .. ..
San Marino .. .. .. .. .. .. .. 0,0 0,0 .. 0,0 16,7 .. ..
Somalia .. .. 1 0,1 0,5 .. .. 10,8 –18,5 22,4 6,8 70,2 2 26,0
Südsudan .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..
Tuvalu .. .. .. .. .. .. .. 33,3 0,0 .. 13,0 60,0 .. ..
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung 81,0 7,5 12.643 11,4 –0,2 2,7 0,9 29,1 1,1 8,2 13,6 42,6 8 ..
Hohe menschliche Entwicklung 86,7 9,5 5.765 5,8 1,0 2,8 .. 38,0 –4,1 2,8 11,4 26,5 7 8,4
Mittlere menschliche Entwicklung .. .. 10.877 3,2 3,8 .. 5,3 24,6 1,3 16,4 12,8 60,9 2 ..
Niedrige menschliche Entwicklung .. .. 473 0,4 0,5 .. 9,5 28,8 –10,6 4,4 7,6 45,8 14 20,2
Regionen
Arabische Staaten 96,7 3,1 1.509 4,6 1,1 1,5 .. 7,1 –7,8 87,4 9,4 63,1 1 24,9
Ostasien und Pazifik .. .. 8.255 4,3 4,5 .. .. 29,4 2,1 .. 12,5 44,9 9 ..
Europa und Zentralasien 88,3 4,7 3.723 7,9 .. 3,0 7,3 38,5 0,7 5,8 9,6 20,5 13 8,5
Lateinamerika und Karibik 72,6 26,3 1.637 2,9 1,2 2,7 5,7 47,2 –8,9 1,5 11,5 37,5 3 5,4
Südasien 76,7 22,6 2.509 1,5 3,2 0,8 4,0 14,5 2,4 28,6 12,5 33,9 2 10,1
Afrika südlich der Sahara .. .. 670 0,9 0,4 .. 11,6 28,4 –10,2 1,6 7,5 54,7 1 25,0
Am wenigsten entwickelte Länder .. .. 191 0,2 –0,5 .. 9,0 29,6 –9,4 2,8 7,6 47,1 20 26,0
kleine Inselentwicklungsländer .. .. 137 2,7 1,4 .. .. 63,1 –3,5 .. 14,9 3,3 16 ..
welt 80,7 13,1 29.837 4,5 0,4 1,7 3,3 31,1 –3,3 7,3 11,7 38,6 6 10,6
bericht über die menschliche entwicklung 2013
Der Aufstieg des Südens: menschlicher Fortschritt in einer ungleichen welt
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zu weibl. Neugeborenen)
HDI-Rang 2012 2030 2000/2005 2010/2015a,c 2000 2012 2000 2010 2000 2012 2000 2012a,c 2000d 2012c
SEHR HOHE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
1 Norwegen 5,0 e 5,6 e 0,6 e 0,7 e 76,1 79,7 36,9 38,7 54,2 51,5 1,8 2,0 1,05 1,06
2 Australien 22,9 f 27,8 f 1,3 f 1,3 f 87,2 89,4 35,4 36,9 49,6 49,3 1,7 2,0 1,06 1,06
3 Vereinigte Staaten 315,8 361,7 1,0 0,9 79,1 82,6 35,3 36,9 51,0 50,7 2,0 2,1 1,05 1,05
4 Niederlande 16,7 17,3 0,6 0,3 76,8 83,6 37,3 40,7 47,3 50,6 1,7 1,8 1,06 1,06
5 Deutschland 82,0 79,5 0,0 –0,2 73,1 74,1 39,9 44,3 47,0 51,7 1,3 1,4 1,06 1,06
6 Neuseeland 4,5 5,2 1,4 1,0 85,7 86,3 34,3 36,6 52,7 51,4 1,9 2,1 1,05 1,06
7 Irland 4,6 5,4 1,8 1,1 59,1 62,5 32,5 34,7 49,2 50,8 1,9 2,1 1,07 1,07
7 Schweden 9,5 10,4 0,4 0,6 84,0 85,4 39,4 40,7 55,3 55,5 1,6 1,9 1,06 1,06
9 Schweiz 7,7 8,1 0,7 0,4 73,3 73,8 38,6 41,4 48,7 47,9 1,4 1,5 1,05 1,05
10 Japan 126,4 120,2 0,1 –0,1 78,6 91,9 41,3 44,7 46,6 59,6 1,3 1,4 1,06 1,06
11 Kanada 34,7 39,8 1,0 0,9 79,5 80,8 36,8 39,9 46,3 45,1 1,5 1,7 1,05 1,06
12 Korea, Republik 48,6 50,3 0,5 0,4 79,6 83,5 32,1 37,9 39,5 38,0 1,3 1,4 1,10 1,10
13 Hongkong, China (SAR) 7,2 8,5 0,1 1,0 100,0 100,0 36,5 41,8 39,3 32,3 0,8 1,1 1,07 1,07
13 Island 0,3 0,4 1,1 1,2 92,4 93,8 32,8 34,8 53,5 49,6 2,0 2,1 1,04 1,05
15 Dänemark 5,6 5,9 0,3 0,3 85,1 87,1 38,4 40,6 50,0 54,1 1,8 1,9 1,06 1,06
16 Israel 7,7 9,8 1,9 1,7 91,2 91,9 28,0 30,1 61,6 61,6 2,9 2,9 1,05 1,05
17 Belgien 10,8 11,2 0,5 0,3 97,1 97,5 39,1 41,2 51,6 53,3 1,6 1,8 1,05 1,05
18 Österreich 8,4 8,6 0,6 0,2 65,8 67,9 38,2 41,8 48,0 48,1 1,4 1,3 1,06 1,06
18 Singapur 5,3 6,0 1,7 1,1 100,0 100,0 34,1 37,6 40,5 35,4 1,4 1,3 1,07 1,07
20 Frankreich 63,5 68,5 0,6 0,5 76,9 86,4 37,7 39,9 53,6 55,7 1,8 2,0 1,05 1,05
21 Finnland 5,4 5,6 0,3 0,3 82,2 83,8 39,3 42,0 49,3 53,5 1,7 1,9 1,05 1,05
21 Slowenien 2,0 2,1 0,2 0,2 50,8 49,8 38,0 41,7 42,7 45,0 1,2 1,5 1,05 1,05
23 Spanien 46,8 g 50,0 g 1,5 g 0,6 g 76,3 77,6 37,6 40,1 46,3 48,4 1,2 1,5 1,06 1,06
24 Liechtenstein 0,0 0,0 1,1 0,8 15,1 14,3 .. .. .. .. .. .. .. ..
25 Italien 61,0 60,9 0,6 0,2 67,2 68,5 40,2 43,2 48,3 53,8 1,2 1,5 1,06 1,06
26 Luxemburg 0,5 0,6 1,0 1,4 83,8 85,7 37,3 38,9 49,1 46,1 1,7 1,7 1,06 1,06
26 Vereinigtes Königreich 62,8 69,3 0,4 0,6 78,7 79,7 37,7 39,8 53,4 52,7 1,7 1,9 1,05 1,05
28 Tschechische Republik 10,6 10,8 0,0 0,3 74,0 73,4 37,4 39,4 43,7 42,9 1,1 1,5 1,06 1,06
29 Griechenland 11,4 11,6 0,4 0,2 59,7 61,7 38,3 41,4 47,1 50,6 1,3 1,5 1,07 1,07
30 Brunei Darussalam 0,4 0,5 2,1 1,7 71,2 76,4 25,8 28,9 49,8 41,6 2,4 2,0 1,06 1,06
31 Zypern 1,1 1,3 1,8 1,1 68,6 70,7 31,8 34,2 48,4 41,4 1,7 1,5 1,07 1,07
32 Malta 0,4 0,4 0,6 0,3 92,4 95,0 36,1 39,5 46,6 42,1 1,6 1,3 1,06 1,06
33 Andorra 0,1 0,1 3,7 1,5 92,4 86,7 .. .. .. .. .. .. .. ..
33 Estland 1,3 1,3 –0,4 –0,1 69,4 69,5 37,9 39,7 49,8 50,0 1,3 1,7 1,06 1,06
35 Slowakei 5,5 5,5 0,0 0,2 56,2 54,7 33,6 36,9 45,4 37,9 1,3 1,4 1,05 1,05
36 Katar 1,9 2,4 6,6 2,9 96,3 98,9 30,3 31,6 38,4 18,3 3,1 2,2 1,05 1,04
37 Ungarn 9,9 9,6 –0,2 –0,2 64,6 69,9 38,5 39,8 46,8 46,2 1,3 1,4 1,06 1,06
38 Barbados 0,3 0,3 0,2 0,2 38,3 44,9 33,6 37,5 50,3 40,0 1,6 1,6 1,04 1,04
39 Polen 38,3 37,8 –0,1 0,0 61,7 60,8 35,3 38,0 46,3 40,5 1,3 1,4 1,06 1,06
40 Chile 17,4 19,5 1,1 0,9 85,9 89,4 28,8 32,1 54,0 45,2 2,1 1,8 1,04 1,04
41 Litauen 3,3 3,1 –0,5 –0,4 67,0 67,2 35,9 39,3 51,2 44,9 1,3 1,5 1,06 1,05
41 Vereinigte Arabische Emirate 8,1 10,5 5,9 2,2 80,2 84,7 28,1 30,1 36,3 20,9 2,6 1,7 1,05 1,05
43 Portugal 10,7 10,3 0,4 0,0 54,4 61,6 37,7 41,0 47,8 50,0 1,5 1,3 1,06 1,06
44 Lettland 2,2 2,1 –0,7 –0,4 68,1 67,7 38,1 40,2 49,9 47,3 1,2 1,5 1,05 1,06
45 Argentinien 41,1 46,8 0,9 0,9 90,1 92,7 27,9 30,4 60,7 54,4 2,5 2,2 1,04 1,04
46 Seychellen 0,1 0,1 1,2 0,3 50,4 54,0 .. .. .. .. .. .. .. ..
47 Kroatien 4,4 4,2 –0,3 –0,2 55,6 58,1 39,1 41,5 48,4 47,9 1,4 1,5 1,06 1,06
HOHE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
48 Bahrain 1,4 1,7 2,5 2,1 88,4 88,7 27,4 30,1 44,1 29,2 2,7 2,5 1,05 1,05
49 Bahamas 0,4 0,4 1,4 1,1 82,0 84,5 27,0 30,9 52,9 40,9 2,1 1,9 1,06 1,06
50 Belarus 9,5 8,9 –0,5 –0,3 70,0 75,5 36,3 38,3 47,5 40,5 1,2 1,5 1,06 1,06
51 Uruguay 3,4 3,6 0,0 0,3 91,3 92,6 31,6 33,7 60,2 56,2 2,2 2,0 1,05 1,05
52 Montenegro 0,6 0,6 –0,2 0,1 58,5 63,5 33,5 35,9 47,1 46,5 1,8 1,6 1,08 1,08
52 Palau 0,0 0,0 0,8 0,8 70,0 85,1 .. .. .. .. .. .. .. ..
54 Kuwait 2,9 4,0 3,1 2,4 98,1 98,3 28,3 28,2 42,3 41,1 2,6 2,3 1,03 1,03
55 Russische Föderation 142,7 136,4 –0,4 –0,1 73,4 74,0 36,5 37,9 44,1 39,8 1,2 1,5 1,06 1,06
56 Rumänien 21,4 20,3 –0,4 –0,2 53,0 52,8 34,7 38,5 46,7 43,6 1,3 1,4 1,06 1,06
57 Bulgarien 7,4 6,5 –0,7 –0,7 68,9 73,7 39,7 41,6 47,7 47,3 1,2 1,5 1,06 1,06
57 Saudi-Arabien 28,7 38,5 3,6 2,1 79,8 82,5 20,9 25,9 72,5 49,0 4,0 2,7 1,03 1,03
59 Kuba 11,2 11,0 0,3 0,0 75,6 75,1 32,8 38,4 45,8 41,8 1,6 1,4 1,06 1,06
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HDI-Rang 2012 2030 2000/2005 2010/2015a,c 2000 2012 2000 2010 2000 2012 2000 2012a,c 2000d 2012c
61 Mexiko 116,1 135,4 1,3 1,1 74,7 78,4 23,4 26,6 62,5 53,5 2,6 2,2 1,05 1,05
62 Costa Rica 4,8 5,7 1,9 1,4 59,0 65,1 24,8 28,4 58,5 44,5 2,4 1,8 1,05 1,05
63 Grenada 0,1 0,1 0,2 0,4 35,9 39,5 21,8 25,0 74,9 51,9 2,6 2,2 1,05 1,05
64 Libyen 6,5 7,8 2,0 0,8 76,3 77,9 21,9 25,9 55,6 55,0 3,1 2,4 1,06 1,06
64 Malaysia 29,3 37,3 2,2 1,6 62,0 73,5 23,8 26,0 59,1 52,8 3,1 2,6 1,06 1,06
64 Serbien 9,8 h 9,5 h –0,6 h –0,1 h 53,0 56,7 35,7 37,6 50,5 46,7 1,7 1,6 1,08 1,08
67 Antigua und Barbuda 0,1 0,1 1,6 1,0 32,1 29,8 .. .. .. .. .. .. .. ..
67 Trinidad und Tobago 1,4 1,4 0,4 0,3 10,8 14,0 26,9 30,8 47,3 38,6 1,6 1,6 1,04 1,04
69 Kasachstan 16,4 18,9 0,3 1,0 55,7 53,5 27,7 29,0 52,6 47,2 1,9 2,5 1,07 1,07
70 Albanien 3,2 3,3 0,5 0,3 41,7 54,5 27,4 30,0 59,6 46,1 2,2 1,5 1,07 1,07
71 Venezuela, Bolivarische Republik 29,9 37,0 1,8 1,5 89,9 93,7 23,3 26,1 62,0 53,3 2,8 2,4 1,05 1,05
72 Dominica 0,1 0,1 –0,2 0,0 67,2 67,2 .. .. .. .. .. .. .. ..
72 Georgien 4,3 3,8 –1,2 –0,6 52,6 52,9 34,4 37,3 52,5 44,8 1,6 1,5 1,11 1,11
72 Libanon 4,3 4,7 1,6 0,7 86,0 87,4 25,6 29,1 59,4 45,1 2,4 1,8 1,05 1,05
72 St. Kitts und Nevis 0,1 0,1 1,3 1,2 32,8 32,0 .. .. .. .. .. .. .. ..
76 Iran, Islamische Republik 75,6 84,4 1,3 1,0 64,0 69,2 20,8 27,1 65,2 38,7 2,2 1,6 1,05 1,05
77 Peru 29,7 35,5 1,3 1,1 73,0 77,6 23,0 25,6 63,8 54,9 2,9 2,4 1,05 1,05
78 Mazedonien, ehem. jugoslaw. Rep. 2,1 2,0 0,3 0,1 59,4 59,4 32,5 35,9 47,7 41,2 1,7 1,4 1,08 1,08
78 Ukraine 44,9 40,5 –0,8 –0,5 67,1 69,1 37,7 39,3 46,0 42,8 1,1 1,5 1,06 1,06
80 Mauritius 1,3 1,4 1,0 0,5 42,7 41,8 28,6 32,4 48,0 39,6 2,0 1,6 1,04 1,04
81 Bosnien und Herzegowina 3,7 3,5 0,5 –0,2 43,0 48,8 35,1 39,4 44,5 40,5 1,4 1,1 1,07 1,07
82 Aserbaidschan 9,4 10,8 1,1 1,2 51,4 53,9 25,6 29,5 58,1 38,3 2,0 2,2 1,17 1,15
83 St. Vincent und die Grenadinen 0,1 0,1 0,2 0,0 45,2 49,7 24,2 27,9 62,3 48,3 2,4 2,0 1,03 1,03
84 Oman 2,9 3,6 1,4 1,9 71,6 73,7 21,0 25,3 64,5 42,8 3,6 2,2 1,05 1,05
85 Brasilien 198,4 220,5 1,3 0,8 81,2 84,9 25,4 29,1 54,0 46,8 2,4 1,8 1,05 1,05
85 Jamaika 2,8 2,8 0,8 0,4 51,8 52,1 24,5 27,0 67,0 55,9 2,6 2,3 1,05 1,05
87 Armenien 3,1 3,1 –0,1 0,3 64,7 64,1 30,3 32,1 55,9 45,3 1,7 1,7 1,18 1,14
88 St. Lucia 0,2 0,2 1,0 1,0 28,0 16,8 24,0 27,4 66,5 46,9 2,3 1,9 1,03 1,03
89 Ecuador 14,9 17,9 1,7 1,3 60,3 68,0 22,6 25,5 65,1 56,3 3,0 2,4 1,05 1,05
90 Türkei 74,5 86,7 1,4 1,1 64,7 72,5 24,5 28,3 56,0 46,8 2,4 2,0 1,05 1,05
91 Kolumbien 47,6 56,9 1,6 1,3 72,1 75,6 23,8 26,8 60,1 51,5 2,6 2,3 1,05 1,05
92 Sri Lanka 21,2 23,1 1,1 0,8 15,7 15,2 27,8 30,7 48,9 50,6 2,2 2,3 1,04 1,04
93 Algerien 36,5 43,5 1,5 1,4 60,8 73,8 21,7 26,2 62,2 45,6 2,6 2,2 1,05 1,05
94 Tunesien 10,7 12,2 0,9 1,0 63,4 66,5 24,7 28,9 57,2 43,2 2,1 1,9 1,05 1,05
MITTLERE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
95 Tonga 0,1 0,1 0,6 0,4 23,0 23,5 19,9 21,3 78,9 76,1 4,3 3,8 1,05 1,05
96 Belize 0,3 0,4 2,3 2,0 47,7 44,5 18,8 21,8 83,4 60,8 3,6 2,7 1,03 1,03
96 Dominikanische Republik 10,2 12,1 1,5 1,2 61,7 70,3 22,7 25,1 67,1 58,3 2,9 2,5 1,05 1,05
96 Fidschi 0,9 1,0 0,3 0,8 47,9 52,6 22,1 26,4 62,6 51,7 3,1 2,6 1,06 1,06
96 Samoa 0,2 0,2 0,4 0,5 22,0 19,6 19,7 20,9 81,6 72,7 4,6 3,8 1,08 1,08
100 Jordanien 6,5 8,4 2,0 1,9 79,8 83,0 19,4 20,7 75,8 66,9 3,9 2,9 1,05 1,05
101 China 1.353,6 i,j 1.393,1 i,j 0,6 i,j 0,4 i,j 35,9 j 51,9 29,7 34,5 48,1 37,6 1,7 1,6 1,21 1,18
102 Turkmenistan 5,2 6,2 1,1 1,2 45,9 49,0 21,6 24,5 68,4 48,4 2,8 2,3 1,05 1,05
103 Thailand 69,9 73,3 1,1 0,5 31,1 34,4 30,2 34,2 44,7 41,1 1,7 1,5 1,06 1,06
104 Malediven 0,3 0,4 1,5 1,3 27,7 42,3 18,8 24,6 79,2 43,6 2,9 1,7 1,06 1,06
105 Suriname 0,5 0,6 1,3 0,9 64,9 70,1 25,7 27,6 57,1 52,3 2,7 2,3 1,08 1,08
106 Gabun 1,6 2,1 2,1 1,9 80,1 86,5 19,3 21,6 84,2 64,0 4,1 3,2 1,03 1,03
107 El Salvador 6,3 7,1 0,4 0,6 58,9 65,3 20,7 23,2 78,2 60,6 2,9 2,2 1,05 1,05
108 Bolivien, Plurinationaler Staat 10,2 13,4 1,9 1,6 61,8 67,2 20,0 21,7 78,1 66,9 4,1 3,2 1,05 1,05
108 Mongolei 2,8 3,5 1,1 1,5 57,1 69,5 21,8 25,4 63,9 46,8 2,2 2,5 1,03 1,03
110 Palästina, Staat 4,3 6,8 2,1 2,8 72,0 74,6 16,2 18,1 98,7 79,5 5,4 4,3 1,05 1,05
111 Paraguay 6,7 8,7 2,0 1,7 55,3 62,5 20,4 23,1 74,0 61,4 3,7 2,9 1,05 1,05
112 Ägypten 84,0 106,5 1,9 1,7 42,8 43,6 21,4 24,4 67,9 57,2 3,3 2,7 1,05 1,05
113 Moldau, Republik 3,5 3,1 –1,7 –0,7 44,6 48,4 32,3 35,2 50,8 38,8 1,6 1,5 1,06 1,06
114 Philippinen 96,5 126,3 2,0 1,7 48,0 49,1 20,4 22,2 71,5 62,4 3,8 3,1 1,06 1,06
114 Usbekistan 28,1 33,4 0,9 1,1 37,4 36,2 20,9 24,2 71,4 48,7 2,7 2,3 1,05 1,05
116 Syrien, Arabische Rep. 21,1 27,9 2,9 1,7 51,9 56,5 19,1 21,1 77,7 65,2 3,6 2,8 1,05 1,05
117 Mikronesien, Föd. Staaten von 0,1 0,1 0,4 0,5 22,3 22,7 18,9 20,8 78,2 65,1 4,3 3,3 1,07 1,07
118 Guyana 0,8 0,8 0,4 0,2 28,7 28,4 23,0 23,8 66,7 55,8 2,5 2,2 1,05 1,05
119 Botsuana 2,1 2,3 1,3 1,1 53,2 62,3 20,0 22,9 69,5 56,7 3,4 2,6 1,03 1,03
120 Honduras 7,9 10,7 2,0 2,0 45,5 52,7 18,4 21,0 86,0 66,9 4,0 3,0 1,05 1,05
121 Indonesien 244,8 279,7 1,3 1,0 42,0 51,5 24,4 27,8 54,7 47,3 2,5 2,1 1,05 1,05
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(Verhältnis von männl. 
zu weibl. Neugeborenen)
HDI-Rang 2012 2030 2000/2005 2010/2015a,c 2000 2012 2000 2010 2000 2012 2000 2012a,c 2000d 2012c
121 Kiribati 0,1 0,1 1,8 1,5 43,0 44,0 .. .. .. .. .. .. .. ..
121 Südafrika 50,7 54,7 1,3 0,5 56,9 62,4 22,9 24,9 59,6 52,9 2,9 2,4 1,03 1,03
124 Vanuatu 0,3 0,4 2,6 2,4 21,7 25,2 18,9 20,6 81,3 70,0 4,4 3,8 1,07 1,07
125 Kirgistan 5,4 6,7 0,4 1,1 35,3 35,4 22,5 23,8 67,9 51,9 2,7 2,6 1,05 1,06
125 Tadschikistan 7,1 9,0 0,9 1,5 26,5 26,5 18,5 20,4 84,9 65,3 4,0 3,2 1,05 1,05
127 Vietnam 89,7 101,5 1,1 1,0 24,4 31,7 23,8 28,2 60,5 40,9 2,0 1,8 1,05 1,05
128 Namibia 2,4 3,0 1,9 1,7 32,4 39,0 19,5 21,2 77,6 64,8 4,0 3,1 1,03 1,03
129 Nicaragua 6,0 7,2 1,3 1,4 54,7 57,8 18,9 22,1 80,4 61,2 3,3 2,5 1,05 1,05
130 Marokko 32,6 37,5 1,1 1,0 53,3 57,4 22,6 26,3 62,0 49,2 2,7 2,2 1,06 1,06
131 Irak 33,7 55,3 2,7 3,1 67,8 66,4 18,0 18,3 89,5 84,3 5,3 4,6 1,07 1,07
132 Kap Verde 0,5 0,6 1,6 0,9 53,4 63,4 18,5 22,8 88,9 55,8 3,7 2,3 1,03 1,03
133 Guatemala 15,1 22,7 2,5 2,5 45,1 50,2 17,7 18,9 92,4 82,4 4,8 3,9 1,05 1,05
134 Timor-Leste 1,2 2,0 3,9 2,9 24,3 28,7 15,3 16,6 106,8 93,0 7,1 6,0 1,05 1,05
135 Ghana 25,5 36,5 2,4 2,3 44,0 52,6 19,1 20,5 79,9 73,0 4,7 4,0 1,06 1,06
136 Äquatorialguinea 0,7 1,1 3,1 2,7 38,8 39,6 19,5 20,3 85,9 72,0 5,8 5,0 1,03 1,03
136 Indien 1.258,4 1.523,5 1,6 1,3 27,7 31,6 22,7 25,1 63,8 53,8 3,1 2,6 1,08 1,08
138 Kambodscha 14,5 17,4 1,4 1,2 18,6 20,1 18,1 22,9 80,5 53,2 3,8 2,4 1,05 1,05
138 Laos, Demokratische Volksrep. 6,4 7,8 1,6 1,3 22,0 35,4 18,6 21,5 85,0 58,4 4,2 2,6 1,05 1,05
140 Bhutan 0,8 0,9 2,9 1,5 25,4 36,4 19,4 24,6 79,2 49,7 3,7 2,3 1,04 1,04
141 Swasiland 1,2 1,5 0,8 1,4 22,6 21,2 17,2 19,5 90,8 69,4 4,2 3,2 1,03 1,03
NIEDRIGE MENSCHLICHE ENTwICkLUNG
142 Kongo 4,2 6,2 2,4 2,2 58,7 64,1 18,9 19,6 82,7 79,3 4,9 4,5 1,03 1,03
143 Salomonen 0,6 0,8 2,8 2,5 15,8 20,9 18,8 19,9 80,6 74,1 4,7 4,1 1,09 1,09
144 São Tomé und Príncipe 0,2 0,2 1,6 2,0 53,4 63,4 17,8 19,3 88,3 75,8 4,6 3,5 1,03 1,03
145 Kenia 42,7 65,9 2,6 2,7 19,9 24,4 17,4 18,5 89,0 82,1 5,0 4,6 1,03 1,03
146 Bangladesch 152,4 181,9 1,6 1,3 23,6 28,9 20,8 24,2 70,4 53,0 3,1 2,2 1,05 1,05
146 Pakistan 180,0 234,4 1,9 1,8 33,1 36,5 19,0 21,7 82,8 63,4 4,5 3,2 1,05 1,05
148 Angola 20,2 30,8 3,4 2,7 49,0 60,0 16,1 16,6 100,5 93,9 6,8 5,2 1,03 1,03
149 Myanmar 48,7 54,3 0,6 0,8 27,2 33,2 24,7 28,2 55,2 43,0 2,4 2,0 1,03 1,03
150 Kamerun 20,5 28,8 2,3 2,1 45,5 52,7 18,2 19,3 86,3 78,3 5,0 4,3 1,03 1,03
151 Madagaskar 21,9 35,3 3,0 2,8 27,1 33,2 17,4 18,2 93,8 83,7 5,5 4,5 1,02 1,03
152 Tansania, Vereinigte Rep. 47,7 81,9 2,6 3,1 22,3 27,2 17,4 17,5 91,0 92,6 5,7 5,5 1,03 1,03
153 Nigeria 166,6 257,8 2,5 2,5 42,4 50,3 18,1 18,5 86,4 86,1 5,9 5,5 1,06 1,06
154 Senegal 13,1 20,0 2,7 2,6 40,3 42,8 17,0 17,8 92,1 84,3 5,5 4,7 1,03 1,03
155 Mauretanien 3,6 5,2 2,8 2,2 40,0 41,7 18,4 19,8 83,0 73,1 5,2 4,4 1,05 1,05
156 Papua-Neuguinea 7,2 10,2 2,5 2,2 13,2 12,5 19,6 20,4 74,7 70,3 4,5 3,8 1,08 1,08
157 Nepal 31,0 39,9 2,2 1,7 13,4 17,3 19,2 21,4 80,5 64,1 4,1 2,6 1,05 1,05
158 Lesotho 2,2 2,6 1,0 1,0 20,0 28,3 18,6 20,3 84,1 69,1 4,1 3,1 1,03 1,03
159 Togo 6,3 8,7 2,4 2,0 32,9 38,5 18,0 19,7 86,4 73,6 5,1 3,9 1,02 1,02
160 Jemen 25,6 41,3 3,1 3,0 26,3 32,9 15,5 17,4 105,6 86,4 6,5 5,0 1,05 1,05
161 Haiti 10,3 12,5 1,6 1,3 35,6 54,8 19,1 21,5 79,2 65,5 4,3 3,2 1,05 1,05
161 Uganda 35,6 59,8 3,2 3,1 12,1 16,0 15,6 15,7 106,0 103,1 6,9 6,0 1,03 1,03
163 Sambia 13,9 24,5 2,3 3,0 34,8 39,6 17,1 16,7 93,2 99,0 6,1 6,3 1,03 1,03
164 Dschibuti 0,9 1,3 2,0 1,9 76,5 77,1 18,9 21,4 78,8 62,8 4,8 3,6 1,04 1,04
165 Gambia 1,8 2,8 3,0 2,7 48,8 57,9 16,9 17,8 92,1 83,8 5,6 4,7 1,03 1,03
166 Benin 9,4 14,6 3,2 2,7 38,3 45,6 17,1 17,9 94,5 86,9 6,0 5,1 1,04 1,04
167 Ruanda 11,3 17,6 2,6 2,9 13,8 19,4 16,9 18,7 92,4 84,2 5,8 5,3 1,01 1,01
168 Côte d’Ivoire 20,6 29,8 1,7 2,2 43,5 52,0 18,7 19,2 81,6 79,3 5,2 4,3 1,02 1,02
169 Komoren 0,8 1,2 2,7 2,5 28,1 28,1 18,5 18,9 79,2 82,8 5,3 4,8 1,05 1,05
170 Malawi 15,9 28,2 2,7 3,2 14,6 15,8 17,0 16,9 95,6 96,3 6,1 6,0 1,03 1,03
171 Sudan 35,0 50,8 2,3 2,4 32,5 33,3 18,6 k 19,7 k 83,7 k 76,0 k 5,5 k .. 1,05 k 1,05 k
172 Simbabwe 13,0 17,6 0,1 2,2 33,8 39,1 18,2 19,3 82,3 71,6 3,9 3,1 1,02 1,02
173 Äthiopien 86,5 118,5 2,5 2,1 14,7 17,2 17,0 18,7 95,7 77,3 6,1 3,9 1,03 1,03
174 Liberia 4,2 6,5 2,2 2,6 44,3 48,5 17,9 18,2 85,9 86,0 5,8 5,1 1,06 1,06
175 Afghanistan 33,4 53,3 3,8 3,1 20,6 23,8 15,9 16,6 101,3 92,6 7,7 6,0 1,06 1,06
176 Guinea-Bissau 1,6 2,3 2,0 2,1 35,9 44,6 18,2 19,0 86,7 79,7 5,8 4,9 1,03 1,03
177 Sierra Leone 6,1 8,5 4,4 2,1 35,8 39,6 18,5 18,4 80,2 80,8 5,7 4,8 1,02 1,02
178 Burundi 8,7 11,4 2,6 1,9 8,2 11,2 16,7 20,2 96,5 67,7 5,8 4,1 1,03 1,03
178 Guinea 10,5 15,9 1,6 2,5 31,0 35,9 17,7 18,3 90,7 85,0 6,0 5,1 1,06 1,06
180 Zentralafrikanische Republik 4,6 6,4 1,6 2,0 37,6 39,3 18,7 19,4 85,1 78,0 5,4 4,5 1,03 1,03
181 Eritrea 5,6 8,4 4,0 2,9 17,6 21,8 17,1 19,0 89,7 78,9 5,4 4,3 1,03 1,03
182 Mali 16,3 26,8 3,1 3,0 28,1 35,6 16,3 16,3 98,8 97,3 6,8 6,2 1,05 1,05
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(Verhältnis von männl. 
zu weibl. Neugeborenen)
HDI-Rang 2012 2030 2000/2005 2010/2015a,c 2000 2012 2000 2010 2000 2012 2000 2012a,c 2000d 2012c
183 Burkina Faso 17,5 29,1 2,9 3,0 17,8 27,4 16,5 17,1 95,3 90,5 6,3 5,8 1,05 1,05
184 Tschad 11,8 18,4 3,5 2,6 21,5 21,9 16,9 17,1 96,2 92,6 6,6 5,8 1,03 1,03
185 Mosambik 24,5 35,9 2,6 2,2 29,1 31,4 17,9 17,8 88,8 89,1 5,7 4,8 1,03 1,03
186 Kongo, Demokratische Rep. 69,6 106,0 2,9 2,6 29,3 34,8 16,0 16,7 102,6 94,0 6,9 5,5 1,03 1,03
186 Niger 16,6 30,8 3,5 3,5 16,2 18,1 15,8 15,5 102,3 104,8 7,5 7,0 1,05 1,05
HINwEISE
a Hochrechnungen auf der Grundlage der mittleren 
Fertilitätsvariante.
b Als natürliches Geschlechterverhältnis bei der 
Geburt gelten 105 männliche auf 100 weibliche 
Neugeborene (übliche Annahme, empirisch 
bestätigt). 
c Die Daten sind jährliche Durchschnitte 
hochgerechneter werte für 2010-2015.
d Die Daten sind durchschnittliche jährliche 
Schätzungen für 2000-2005.
e Einschließlich Inselgruppe Spitzbergen (Svalbard 
und Jan Mayen). 
f Einschließlich weihnachtsinseln, Cocos-(Keeling-)
Inseln und Norfolkinsel.
g Einschließlich Kanarische Inseln, Ceuta und 
Melilla.
h Einschließlich Kosovo.
i Einschließlich Taiwan, Provinz von China, ohne 
Sonderverwaltungsregionen Hongkong und 
Macau.
j Ohne Sonderverwaltungsregionen Hongkong 
und Macau.
k Die Schätzungen betreffen nur Sudan, Südsudan 
ist nicht berücksichtigt. 
l HDRO-Berechnungen auf der Grundlage von 
Bevölkerungsdaten von UNDESA (2012b).
m Der Originaldatenquelle entnommener 
aggregierter wert.
DEFINITIONEN
Bevölkerung: Tatsächliche Bevölkerung eines 
Landes, eines Gebiets oder einer Region am 1. Juli. 
Jährliches Bevölkerungswachstum: 
Durchschnittliche jährliche exponentielle 
wachstumsrate für den angegebenen Zeitraum. 
Stadtbewohner: Bevölkerung, die am 1. Juli 
tatsächlich in Gebieten lebt, die nach den Kriterien 
des jeweiligen Gebiets oder Landes als Städte 
klassifiziert werden.
Medianalter: Alterslinie, die die Bevölkerung in 
zwei gleiche Teile teilt: 50 Prozent der Bevölkerung 
liegen über diesem Alter, 50 Prozent darunter.  
Abhängigkeitsquotient insgesamt: Verhältnis der 
Summe der 0-14-Jährigen und ab 65-Jährigen zur 
Altersgruppe der 15-64-Jährigen. 
Zusammenfassende Geburtenziffer: Zahl 
der Kinder, die jede Frau gebären würde, wenn 
sie bis zum Ende ihres Reproduktionsalters 
leben und in jedem Alter Kinder entsprechend 
der vorherrschenden altersspezifischen 
Geburtenhäufigkeit gebären würde.
Geschlechterverhältnis bei der Geburt:  Zahl der 
männlichen Neugeborenen im Verhältnis zur Zahl der 
weiblichen Neugeborenen.
HAUPTDATENQUELLEN
Spalte 1, 2, 13 und 14: UUNDESA (2012b).
Spalten 3, 4 und 7-12: UNDESA (2011). 
Spalten 5 und 6: UNDESA (2012a). 
ANDERE LÄNDER ODER GEBIETE
Korea, Dem. Volksrep. 24,6 26,2 0,7 0,4 59,4 60,4 29,9 32,9 49,5 47,0 2,1 2,0 1,05 1,05
Marshallinseln 0,1 0,1 0,0 1,6 68,4 72,2 .. .. .. .. .. .. .. ..
Monaco 0,0 0,0 0,1 0,0 100,0 100,0 .. .. .. .. .. .. .. ..
Nauru 0,0 0,0 0,1 0,6 100,0 100,0 .. .. .. .. .. .. .. ..
San Marino 0,0 0,0 2,3 0,6 93,4 94,1 .. .. .. .. .. .. .. ..
Somalia 9,8 16,4 2,4 2,6 33,2 38,2 18,0 17,5 88,3 91,0 6,5 6,3 1,03 1,03
Südsudan 10,7 16,1 2,8 l 3,2 l 16,5 18,2 .. .. .. .. .. .. .. ..
Tuvalu 0,0 0,0 0,6 0,2 46,0 51,0 .. .. .. .. .. .. .. ..
HDI-Gruppierungen
Sehr hohe menschliche Entwicklung 1.134,3 1.216,9 0,7 0,5 77,0 81,2 36,8 39,3 49,1 50,3 1,6 1,8 1,05 1,06
Hohe menschliche Entwicklung 1.039,2 1.150,1 0,9 0,8 70,1 74,1 27,6 30,4 54,7 46,4 2,2 1,9 1,05 1,05
Mittlere menschliche Entwicklung 3.520,5 4.017,4 1,2 1,0 34,8 43,7 25,6 28,9 56,8 47,0 2,5 2,1 1,10 1,10
Niedrige menschliche Entwicklung 1.280,7 1.845,3 2,3 2,2 28,6 33,6 18,4 19,8 85,2 75,5 5,1 4,2 1,04 1,04
Regionen
Arabische Staaten 357,3 480,8 2,2 2,0 53,2 57,2 20,6 23,3 72,3 59,7 3,9 3,0 1,05 1,05
Ostasien und Pazifik 1.991,4 2.135,3 0,8 0,6 36,7 49,7 28,1 32,3 50,8 40,9 2,0 1,8 1,14 1,12
Europa und Zentralasien 481,6 491,3 0,0 0,2 63,2 64,8 32,9 34,9 49,5 43,4 1,6 1,7 1,06 1,06
Lateinamerika und Karibik 597,7 696,0 1,3 1,1 75,3 79,3 24,4 27,5 60,3 52,1 2,6 2,2 1,05 1,05
Südasien 1.753,0 2.141,8 1,6 1,4 29,0 32,9 22,0 24,6 66,7 54,6 3,3 2,6 1,07 1,07
Afrika südlich der Sahara 852,5 1.284,0 2,5 2,5 32,0 37,0 17,8 18,5 88,6 83,4 5,6 4,8 1,04 1,04
Am wenigsten entwickelte Länder 870,4 T 1.256,8 T 2,2 T 2,2 T 24,3 T 28,9 T 18,3 T 19,7 T 85,5 T 75,5 T 5,1 T 4,1 T 1,04 T 1,04 T
kleine Inselentwicklungsländer 53,8 63,8 1,3 1,1 48,2 52,6 24,0 26,6 64,6 57,3 3,1 2,7 1,06 1,06
welt 7.052,1 T 8.321,3 T 1,2 T 1,2 T 46,7 T 52,6 T 26,7 T 29,2 T 59,0 T 52,0 T 2,7 T 2,5 T 1,07 T 1,07 T
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Regionen
Arabische Staaten (20 Länder oder Gebiete)
Ägypten, Algerien, Bahrain, Dschibuti, Irak, Jemen, Jordanienien, Katar, Kuwait, Libanon, Libyen, Marokko, Oman, Palästina 
(Staat), Saudi-Arabien, Somalia, Sudan, Arabische Republik Syrien, Tunesien, Vereinigte Arabische Emirate
Ostasien und Pazifik (24 Länder)
China, Fidschi, Indonesien, Kambodscha, Demokratische Volksrepublik Korea, Kiribati, Demokratische Volksrepublik Laos, 
Malaysia, Marshallinseln, Föderierte Staaten von Mikronesien, Mongolei, Myanmar, Nauru, Palau, Papua-Neuguinea, 
Philippinen, Salomonen, Samoa, Thailand, Timor-Leste, Tonga, Tuvalu, Vanuatu, Vietnam
Europa und Zentralasien1 (31 Länder)
Albanien, Armenien, Aserbeidschan, Belarus, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, , Estland, Georgien, Kasachstan, 
Kirgistan, Kroatien, Lettland, Litauen, Malta, Montenegro, Polen, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Republik 
Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Serbien, Slowakei, Slowenien, Tadschikistan, Tschechische Republik, Türkei, 
Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Usbekistan, Zypern
Lateinamerika und karibik (33 Länder)
Antigua und Barbuda, Argentinien, Bahamas, Barbados, Belize, Plurinationaler Staat Bolivien, Brasilien, Chile, Costa Rica, 
Dominica, Dominikanische Republik, Ecuador, El Salvador, Grenada, Guatemala, Guyana, Haiti, Honduras, Kolumbien, 
Kuba, Jamaika, Mexiko, Nicaragua, Panama, Paraguay, Peru, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, 
Suriname, Trinidad und Tobago, Uruguay, Bolivarische Republik Venezuela
Südasien (9 Länder)
Afghanistan, Bangladesch, Bhutan, Indien, Islamische Republik Iran, Malediven, Nepal, Pakistan, Sri Lanka
Afrika südlich der Sahara (46 Länder)
Angola, Äquatorialguinea, Äthiopien, Benin, Botsuana, Burkina Faso, Burundi, Côte d’Ivoire, Eritrea, Gabun, Gambia, Ghana, 
Guinea, Guinea-Bissau, Kamerun, Kap Verde, Kenia, Komoren, Kongo, Demokratische Republik Kongo, Lesotho, Liberia, 
Madagaskar, Malawi, Mali, Mauretanien, Mauritius, Mosambik, Namibia, Niger, Nigeria, Ruanda, Sambia, Sao Tome und 
Principe, Senegal, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Südafrika, Südsudan, Swasiland, Vereinigte Republik Tansania, 
TsTschad, Togo, Uganda, Zentralafrikanische Republik
Hinweis: Die in den zusammengefassten werten der Gruppen „Am wenigsten entwickelte Länder“ und „Kleine Inselentwicklungsländer“ berücksichtigten Länder 
entsprechen den UN-Klassifikationen, die unter http://www.unohrlls.org/ verfügbar sind
1. Die ehemaligen sozialistischen Länder Europas und Zentralasiens haben seit 1989-1991 einen politischen und wirtschaftlichen Transformationsprozess durchlaufen; das 
gleiche gilt für Malta, die Türkei und Zypern.
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Technischer Anhang:  
Erläuterungen zu den für den HDR 2013 
durchgeführten Prognosen 
Dieser technische Anhang erläutert die beiden Prognosemodel-
le aus dem Kapitel 4
Das Modell von Lutz und kC (2013) – 
Demografie, Bildung und menschliche 
Entwicklung
Für den HDR 2013 wurde das Modell von Lutz und KC (2013) 
verwendet, um demografische Trends bis 2050 zu prognostizie-
ren. Das Modell basiert auf der Annahme, dass Verbesserun-
gen sowohl der Qualität als auch der Quantität von Bildung 
Einfluss auf Trends in Bezug auf das Bevölkerungswachstum 
haben. Die Grundlage für diesen Bericht ist eine Datenreihe 
zu 120 Ländern mit nach Alter, Geschlecht und Bildungsstufe 
aufgeschlüsselten Bevölkerungsdaten für jedes Land.
Lutz und KC verwenden einen mehrstufigen Ansatz für 
ein Modell zur Bevölkerungsentwicklung, das in den 1970er 
Jahren am International Institute for Applied Systems Analysis 
in Österreich entwickelt wurde und heute unter technischen 
Demografen eine allgemein anerkannte Methode ist. Bei 
der Prognose wurde das Jahr 2000 als Basisjahr gewählt (das 
jüngste Jahr, für das für die meisten Länder international ver-
gleichbare Daten verfügbar sind), und der ihr zugrundeliegende 
Gedanke ist recht unkompliziert: Wenn angenommen wird, 
dass sich der Bildungserfolg einer Person nach Erreichen eines 
bestimmten Alters nicht mehr verändert, kann der Anteil von 
Frauen im Alter ohne jegliche formelle Bildung von 50 bis 54 
Jahren im Jahr 2005 aus dem Anteil von Frauen ohne jegliche 
formelle Bildung im Alter von 45 bis 49 Jahren im Jahr 2000 
abgeleitet werden.
Diese Anteile wären uneingeschränkt korrekt, wenn keine 
Person nach Erreichen des 15. Lebensjahres aus der Kategorie 
mit Grundschulbildung aufsteigt und wenn das Bildungsni-
veau keinen Einfluss auf Sterblichkeit und Migration haben 
würde. Dies folgt unmittelbar aus dem Umstand, dass sich 
die Größe einer Geburtenkohorte im Zeitverlauf nur durch 
Sterblichkeit und Migration verändern kann. Es bestehen 
jedoch enge Verknüpfungen zwischen dem Bildungsniveau 
und Sterblichkeit, Fertilität sowie Migrationsverhalten. Ent-
sprechend wird der obige Ansatz korrigiert, um diesen Effek-
ten Rechnung zu tragen. Die Geburtskohortengröße ist vom 
Bildungsniveau von Frauen im gebärfähigen Alter abhängig, 
wobei traditionell eine negative Beziehung beobachtet wird. 
Bei der Prognose für diese Kohorten werden auf die Bildungs-
gruppen unterschiedliche Überlebensraten angewendet. Die 
Unterschiede basieren auf einer umfassenden Sichtung der 
Literatur sowie auf Modellierungen auf der Grundlage frühe-
rer Daten. 
In der Wirklichkeit hängt die Wahrscheinlichkeit, dass einer 
Person der Übergang von einer Bildungsstufe zur nächsthö-
heren gelingt, in hohem Maß von der Bildung der Eltern ab. 
Dieser Mechanismus des Bildungserbes wird hier jedoch nicht 
explizit modelliert. Stattdessen werden die Annahmen für die 
Übergangsraten und ihre zukünftige Entwicklung statistisch 
aus dem Gesamtverhalten von Bildungssystemen in der Vergan-
genheit abgeleitet. Weil diese Erweiterung zum Teil das Ergeb-
nis des Vererbungsmechanismus, das heißt des Umstandes ist, 
dass viele Eltern möchten, dass ihre Kinder mindestens das 
Bildungsniveau erreichen, das sie selbst erreicht haben, schlägt 
sich die Vererbung implizit in der Prognose nieder, auch wenn 
sie nicht förmlich Teil des Modells ist. Ein solcher Ansatz ist 
derzeit vorzuziehen, weil Daten zu den Gesamtwachstumsmus-
tern von Bildungssystemen, die als Grundlage für Annahmen 
über die zukünftige Entwicklung verwendet werden könnten, 
wesentlich leichter verfügbar sind als robuste Daten zum Mik-
roprozess des Bildungserbes.
Das Verfahren für jedes Land lässt sich wie folgt 
zusammenfassen: 
•	 Für das Jahre 2000 wird eine Ausgangsverteilung der Bevöl-
kerung auf Fünfjahresgruppen und auf abgeschlossene Bil-
dungsstufen abgeleitet.
•	 Bei jedem Fünfjahresschritt bewegen sich die Kohorten in 
die nächsthöhere Fünfjahresgruppe.
•	 Auf jeden Zeitabschnitt werden alters-, geschlechts- und 
bildungsgruppenspezifische Sterblichkeitsraten angewendet.
•	 Alters- und geschlechtsspezifische Bildungsübergangsraten 
werden angewendet.
•	 Die alters-, geschlechts- und bildungsspezifischen Nettozah-
len der Migranten werden von der Untersuchungsgesamtheit 
abgezogen. In den hier vorgestellten Prognosen stimmen 
die Annahmen zu Migranten mit den Annahmen überein, 
die in den Bevölkerungsprognosen der Vereinten Nationen 
verwendet werden; diese werden jedoch durch zusätzliche 
Annahmen zum Bildungsprofil von Migranten ergänzt. Weil 
die UN von einem Gesamtrückgang der Zahl der Migranten 
im Zeitverlauf ausgehen, sind diese Annahmen nicht von 
entscheidender Bedeutung.
•	 Um die Größe der neuen ersten Altersgruppe von 0 bis 5 Jah-
ren zu bestimmen, werden auf jeden Zeitabschnitt alters-, 
geschlechts- und bildungsgruppenspezifische Fertilitätsraten 
angewendet.
•	 Die neue Bevölkerungsverteilung nach Alter, Geschlecht 
und abgeschlossener Bildungsstufe wird registriert, und die 
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beschriebenen Schritte werden für den nächsten Fünfjahres-
schritt wiederholt.
Das Ziel der Prognose ist eine Datenreihe mit einer Vertei-
lung der Bevölkerung nach jeweils fünf Jahre umfassenden 
Altersgruppen, die mit dem 15. Lebensjahr beginnen und mit 
der höchsten Altersgruppe jenseits von 100 Jahren enden, nach 
Geschlecht und nach vier Bildungsstufen über einen Zeitraum 
von 50 Jahren vom Jahr 2000 (Ausgangsjahr) bis zum Jahr 
2050 in Fünfjahresintervallen.
Pardee Center for International  
Futures (2013): Das Modell „Ausblick  
auf die menschliche Entwicklung  
und Politikszenarien“ 
Das International-Futures-Modell (IF) wird in diesem Bericht 
für Langzeitprognosen der menschlichen Entwicklung auf der 
Grundlage in einer engen Wechselbeziehung zueinanderste-
hender politikrelevanter Aspekte einschließlich Einkommen, 
Gesundheit, Bildung, Armut, Geschlecht, sozialer Wandel 
(einschließlich Instabilität und Risiko) sowie ökologischer 
Nachhaltigkeit verwendet.
Für detailliertere Informationen zur Entstehunng des Modells 
siehe Pardee Center for International Futures (2013) oder die 
Internetseite der “University of Denver Korbel School” (www.
ifs.du.edu/introduction).
IF ist eine großes integriertes globales Langzeit-Modellie-
rungssystem, das Untermodelle zu den Bereichen Demografie, 
Wirtschaft, Bildung, Gesundheit, Energie, Landwirtschaft, 
Gesellschaftspolitik, Infrastruktur, Technologie und Umwelt 
für 183 Länder, die im globalen System miteinander interagieren, 
umfasst.
Das IF-Modell wurde zuvor bereits für den Bericht über die 
menschliche Entwicklung 2011 verwendet, um Langzeitszenari-
en für Umwelttrends zu prognostizieren und ihre Auswirkungen 
auf die menschliche Entwicklung zu evaluieren.
Zu den Kernmerkmalen des IF-Modells im Hinblick auf die 
Analyse der menschlichen Entwicklung zählen die folgenden:
•	 Eine Produktionsfunktion, die Produktivitätsparameter wie 
in vier wichtigen Kategorien bestimmt: Humanressourcen, 
soziales Kapital, physisches Kapital und Wissen. 
•	 Ein Bevölkerungsmodell mit 22 Alter-Geschlecht-Kohorten 
bis jenseits des 100. Lebensjahres in einer Struktur, die 
Veränderungen der Fertilitätsraten widerspiegelt, mit einem 
umfangreichen Gesundheitsmodell zur Berechnung von 
Sterblichkeit (und Morbidität) über 13 Ursachenkategorien. 
TaBELLE a1
Zwölf Bereiche mit Ansatzpunkten für politische Interventionen zum Zweck der vergleichenden Analyse



















Zielvorgaben für die Bildungsbeteiligung und Bildungsausgaben
Zielvorgaben für Gesundheitsausgaben und ausgewählte Gesundheitsrisikofaktoren
10. Haushaltstransfers










Quelle: Auf der Grundlage von Pardee Center for International Futures (2013).
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TaBELLE a2












Armutsbekämpfung •	 Verdoppelung der von internationalen 
Finanzinstitutionen vergebenen 
Darlehen.
•	 Anstieg der nicht rückzahlbaren 
Entwicklungshilfemittel der entwickelten 
Länder um mindestens 0,5 Prozent des 
BIP
•	 Globaler Anstieg der ausländischen 
Direktinvestitionen um 30 Prozent
•	 globaler Anstieg der wertpapier-
transaktionen um 50 Prozent
•	 Erhöhung der Ausgaben für Forschung 
und Entwicklung um 20 Prozent
•	 globale Zunahme der Migration um 
50 Prozent
Infrastruktura •	 Halbierung oder Absenkung unter 
die 10-Prozent-Marke (was zuerst 
erreicht werden kann) des Anteils 
der Landbevölkerung, die in größerer 
Entfernung als 2 Kilometer von einer 
ganzjährig benutzbaren Straße lebt 
•	 Bereitstellung des allgemeinen 
Zugangs zur Stromversorgung
•	 Einstellung der Verwendung von 
Festbrennstoffen als vorrangiger 
Energieträger für Heizen und Kochen 
im Haushalt
•	 Verbesserung der Infrastruktur  
um etwa 20 Prozent
•	 Bereitstellung eines allgemeinen 
Zugangs zu verbesserter 
wasser- und Sanitärversorgung 
(Halbierung des Anteils zwischen 
1990 und 2015)
•	 Bereitstellung allgemeinen 
Zugangs zu Mobiltelefon und 
Breitband
•	 Erhöhung der 
Erzeugung 
erneuerbarer 
Energie auf  
50 Prozent
Governanceb •	 Verringerung der Korruption und 
Verbesserung der wirksamkeit 
von Governance sowie der 
Regulierungsqualität auf einen 
Standardfehler über typische werte für 
die Höhe des Pro-Kopf-BIP jedes Landes.
•	 Verbesserung der Maße für Demokratie 
und Teilhabe der Geschlechter auf einen 
Standardfehler über typische werte für 
die Höhe des Pro-Kopf-BIP jedes Landes
•	 wahrscheinlichkeit von 
Binnenkonflikten verringert auf 0
•	 Anstieg der Staatseinnahmen in 
Nicht-OECD-Ländern um 10 Prozent 
(etwa drei Prozentpunkte des BIP)
Regionale und 
nationale Ebenec
•	 Für Entwicklungsländer: Anstieg der 
Gesundheitsausgaben um 20 Prozent; 
Verbesserung der wirksamkeit 
von Governance um etwa 20 
Prozent auf der weltbank-Skala; 
Verbesserung bei der wirtschaftlichen 
Freiheit um etwa 20 Prozent auf 
der Skala des Fraser Institute; 
Anstieg des technologiebasierten 
Produktivitätswachstums um 0,2 Prozent
•	 Eindämmung der Korruption um 
etwa 30 Prozent auf der Skala von 
Transparency International
a. Die globalen Zielvorgaben für Infrastruktur (einschließlich Verkehr, Energie, wasserversorgung und Abwasserentsorgung sowie IKT) sind eine Kombination normativer Zielvorgaben (wie erklärte 
Zielvorgaben bei den Millenniums-Entwicklungszielen) und – unter Berücksichtigung der potenziellen Erfüllung von Zielen durch alle Länder – 97,5 Prozent wirklich universeller Ziele.
b. Governance wird in drei Dimensionen konzeptionalisiert: Sicherheit, Kapazität und Inklusion. Die Sicherheitsdimension wird mit zwei allgemein ergänzenden Messgrößen für die wahrscheinlichkeit von 
Binnenkonflikten und die Konfliktanfälligkeit operationalisiert. Die Kapazitätsdimension wird unter Bezugnahme auf die Fähigkeit der Regierung operationalisiert, Einnahmen zu mobilisieren (bis zu 30 Prozent 
des BIP) und sie wirksam zu verwenden (unter besonderer Berücksichtigung eines geringen Ausmaßes an Korruption). Die Inklusionsdimension wird unter Bezugnahme auf den demokratischen Charakter von 
Institutionen und auch allgemeinerer Inklusivität operationalisiert, wie im Maß für die Teilhabe der Geschlechter (gender empowerment measure – GEM) des Büros der Vereinten Nationen für den Bericht 
über die menschliche Entwicklung.
c. Regionale konkrete Zielvorgaben enthält Pardee Center for International Futures (2013).
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•	 Ein Gleichgewicht anstrebendes Modell der Wirtschaft über 
sechs Sektoren; es wird nicht angenommen, dass in jedem 
gegebenen Jahr ein exaktes Gleichgewicht besteht. Vielmehr 
werden Bestände als Puffer und zur Abgabe von Preissigna-
len verwendet, sodass das Modell im Lauf der Zeit auf den 
Gleichgewichtszustand zuläuft. 
•	 Ein Bildungsmodell, das die formelle Bildung mit den Stufen 
Grundschule, Sekundarstufe (unterschieden in Sekundarstu-
fe I und II) und Hochschule repräsentiert.
•	 Ein Gesundheitsmodell, das sich sowohl auf die Globale 
Krankheitslast der Weltgesundheitsorganisation (wichtige 
Ursachen von Tod und Behinderung) als auch auf ihren 
Ansatz der Vergleichenden Risikobewertung (Comparative 
Risk Assessment – CRA) (relatives Risiko) stützt, um wich-
tige Faktoren mit einem Einfluss auf die Gesundheit wie 
Unterernährung, Adipositas und Rauchen zu repräsentieren. 
•	 Ein gesellschaftspolitisches Modell, das durch Besteuerung 
und Ausgabenentscheidungen sowie andere Governance-Va-
riablen wie Ausmaß der Korruption und Regimetypen die 
Fiskalpolitik repräsentiert. Es gibt ferner Modelle für interna-
tionale Politik (mit Schwerpunkten auf Handel, ausländische 
Investitionen, zwischenstaatliche Transfers und Technologie-
verbesserungen), Infrastruktur (mit einem Schwerpunkt auf 
die Chancengleichheit des Zugangs zu wichtigen Infrastruk-
tursystemen) und die Umwelt (mit einem Schwerpunkt auf 
die Ressourcennutzung (beispielsweise Wasser und Boden) 
sowie den CO2-Ausstoß). Die Modelle für Landwirtschaft 
und Energie sind partielle Gleichgewichtsmodelle auf der 
physischen Ebene, und ihre Dynamik bestimmt, wie der 
Finanzsektor im Wirtschaftsmodell abgebildet wird. 
Die Prognose ermittelt „ehrgeizige, aber vernünftige“ politische 
Interventionen zur Umsetzung eines „Szenarios mit beschleunig-
ten Fortschritten“ – einer Kombination von Interventionen in 
einem Dutzend Bereichen für Politikinitiativen – und analysiert 
ihre Auswirkungen verglichen mit den Vorausschätzungen des 
Ausgangsfalls des IF. Die „Kosten des Nicht-Handelns“ sind die 
Unterschiede der Ergebnisse zwischen dem Basisszenario und 
dem Szenario mit beschleunigten Fortschritten. Die Definition 
von “Ehrgeizig, aber vernünftig” basiert auf den Analysen in der 
Reihe Patterns of Potential Human Progress des Pardee Center 
for International Futures und stützt sich auf Querschnittsfunk-
tionen, die die Zielvariable in eine Beziehung zum Entwick-
lungsstand setzen und die Funktion selbst oder eine Reihe von 
Standardabweichungen darüber als ein solches vernünftiges Ziel 
verwenden.
Das Basisszenario
Das Basisszenario impliziert die Fortführung historischer 
Muster (einschließlich der Muster der Entwicklungspolitik, die 
in den letzten Jahrzehnten verfolgt wurden). Seine komplexe 
Dynamik – einschließlich einer breiten Palette nichtlinearer 
Beziehungen – bietet jedoch eine Struktur, die auch nichtline-
are zukünftige Muster erzeugen kann, die sich beträchtlich von 
historischen Abläufen unterscheiden können. 
Das Szenario mit beschleunigten Fortschritten
Im Szenario „mit beschleunigten Fortschritten“ steigen im 
Vergleich zum Basisszenario die Ressourcen parallel zu grö-
ßerem politischem Ehrgeiz beträchtlich. Tabelle A2 listet 
Optionen und Zielvorgaben für angemessene („ehrgeizige, aber 
vernünftige“) Größenordnungen von Interventionen in den 
Bereichen Armutsbekämpfung, Infrastruktur und Governance 
auf. Veränderungen beziehen sich auf die zugrundeliegenden 
Werte für jedes einzelne Land im Basisszenario und berück-
sichtigen somit unterschiedliche nationale Ausgangspunkte 
und -muster. 
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Globale, regionale und nationale Human Development Reports
Human Development Reports: Die jährlichen globalen Berichte über die menschliche Entwicklung (Human 
Development Reports – HDR) werden seit 1990 von UNDP herausgegeben. Sie bieten intellektuell unabhän-
gige und empirisch begründete Analysen entwicklungspolitischer Themen, Trends, Fortschritte und Hand-
lungskonzepte. Materialien zum Bericht von 2013 und zu früheren Berichten sind auf der Webseite http://hdr.
undp.org zugänglich. Dort findet man auch Volltexte und Zusammenfassungen in wichtigen UN-Sprachen, 
Zusammenfassungen der Konsultationen und Netzwerk-Diskussionen, die „Human Development Research 
Paper Series“ sowie HDR-Nachrichtenbulletins und andere Pressematerialien. Auch statistische Indikatoren, 
weitere Daten-Tools, interaktive Karten, Länder-Datenblätter und zusätzliche Informationsquellen zu den 
Berichten sind auf der HDR-Webseite zugänglich.
Regionale Human Development Reports: In den letzten 20 Jahren wurden mit Unterstützung der UNDP- 
Regionalbüros über 40 redaktionell unabhängige Human Development Reports mit regionalen Schwerpunkten 
herausgegeben. Diese Berichte, die oft provozierende Analysen sowie auch Empfehlungen für politische Hand-
lungskonzepte enthielten, setzten sich mit kritischen Themen auseinander, etwa mit bürgerlichen Freiheiten und 
der Teilhabe von Frauen am politischen Leben in den arabischen Staaten, mit Korruption in der Asien-Pazi-
fik-Region, mit der Behandlung von Roma und anderen Minderheiten in Zentraleuropa und mit der ungleichen 
Verteilung von Wohlstand in Lateinamerika und der Karibik.
Nationale Human Development Reports: Der erste nationale Human Development Report erschien 1992. 
Seither haben lokale Redaktionsteams in 140 Ländern mit Unterstützung des UNDP mehr als 650 nationale 
Berichte verfasst. Durch lokal gesteuerte Konsultationen und Forschungsaktivitäten bringen diese Berichte die 
Perspektive der menschlichen Entwicklung in den politischen Diskurs des jeweiligen Landes ein. Die nationalen 
Berichte, die häufig Themen wie Geschlechtergleichstellung, ethnische Zugehörigkeit oder die Kluft zwischen 
Stadt und Land in den Mittelpunkt stellen, tragen dazu bei, Ungleichheiten zu ermitteln, Fortschritte zu erfas-
sen und potenzielle Konflikte frühzeitig zu erkennen. Da diese Berichte unter Berücksichtigung nationaler 
Bedürfnisse und Perspektiven verfasst werden, haben viele von ihnen erheblichen Einfluss auf die nationalen 
politischen Handlungskonzepte, namentlich die Strategien zur Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele 
und anderer vorrangiger Ziele der menschlichen Entwicklung.
Weitere Informationen über nationale und regionale Human Development Reports einschließlich Schulungs- 
und Hintergrundmaterialienfinden Sie im Internet unter: hdr.undp.org/en/nhdr/
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Der Bericht über die menschliche Entwicklung 
2013 ist der neueste in der Reihe der Berichte, 
die seit 1990 vom Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen (UNDP) herausgegeben 
werden. Sie bieten unabhängige und empirisch 
fundierte Analysen entwicklungspolitischer 
Themen, Trends und Handlungskonzepte.
Weitere Materialien im Zusammenhang mit dem 
Bericht über die menschliche Entwicklung 2013 
können folgender Internetseite entnommen wer-
den: http://hdr.undp.org. Hier finden sich auch 
Volltexte und Zusammenfassungen des Berichts 
in mehr als 20 Sprachen. Darüber hinaus gibt 
es eine Sammlung von Forschungsarbeiten zur 
menschlichen Entwicklung, die für den Bericht 
von 2013 in Auftrag gegeben worden sind, inter-
aktive Karten und Datenbanken zu nationalen 
Indikatoren der menschlichen Entwicklung, voll-
ständige Erklärungen der Quellen und Methodo- 
logien, die für die Indizes der menschlichen 
Entwicklung des Berichts verwendet wurden, 
Länderprofile und andere Hintergrundmateria- 
lien sowie auch ältere globale, regionale und 
nationale Berichte über die menschliche Ent-
wicklung.
Die Berichte über die menschliche Entwicklung 
in deutscher Sprachfassung sowie weiteres 
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Dominikanische Republik 96 2
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Mazedonien, ehem. jugosl. Rep. 78 –2
Mexiko 61














































St. Kitts und Nevis 72 –1
St. Lucia 88





Syrien, Arabische Rep. 116
Tadschikistan 125 1

















Venezuela, Bolivarische Rep. 71 –1
Vereinigte Arabische Emirate 41 –1
Vereinigte Staaten 3 –1
Vereinigtes Königreich 26
Vietnam 127
Zentralafrikanische Republik 180 –1
Zypern 31
LÄNDERSCHLÜSSEL
HDI 2012: Schlüssel zu den Ländern und Rangstufen 
HINWEIS
Positive oder negative Werte in der rechten Spalte zeigen die Veränderungen des Ranges eines Landes nach oben oder unten im Zeitraum 2011 bis 2012 unter Verwendung konsistenter 
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Im 21. Jahrhundert ist ein tiefgreifender Wandel der 
globalen Dynamik zu verzeichnen, der durch die rasant auf-
strebenden neuen Mächte unter den Entwicklungsländern 
herbeigeführt wird. China hat Japan als zweitgrößte Wirt-
schaftsmacht der Welt überholt. In diesem Prozess wurden 
hunderte Millionen Menschen von der Armut befreit. Indien 
gestaltet seine Zukunft mit neuer unternehmerischer Krea-
tivität und sozialpolitischen Neuerungen. Brasilien erhöht 
seinen Lebensstandard, indem es internationale Bezie-
hungen ausweitet und Programme zur Armutsbekämpfung 
durchführt, die weltweit Nachahmung finden.
Doch der „Aufstieg des Südens“ ist ein noch viel umfas-
senderes Phänomen. Indonesien, Mexiko, Südafrika, Thai-
land, die Türkei und andere Entwicklungsländer werden 
zu Hauptakteuren auf der Weltbühne. Der Bericht über die 
menschliche Entwicklung 2013 nennt mehr als 40 Entwick-
lungsländer, in denen die menschliche Entwicklung in den 
letzten Jahrzehnten besser als erwartet verlief. Der Fort-
schritt in diesen Ländern beschleunigte sich während der 
letzten zehn Jahre deutlich.
Jedes dieser Länder hat seine eigene Geschichte und 
schlug seinen individuellen Weg ein. Und doch sind ih-
nen wichtige Merkmale gemein, und sie sehen sich mit 
vielen ähnlichen Herausforderungen konfrontiert. Sie 
sind außerdem immer enger miteinander vernetzt und 
immer mehr voneinander abhängig. Darüber hinaus fordern 
die Menschen in allen Entwicklungsländern zunehmend 
mehr Gehör, indem sie mithilfe neuer Kommunikationswege 
ihre Vorstellungen einbringen und mehr Rechenschaft von 
Regierungen und internationalen Institutionen verlangen. 
Der Bericht über die menschliche Entwicklung 2013 
analysiert die Ursachen und Konsequenzen des fortschrei-
tenden „Aufstiegs des Südens“ und benennt politische 
Konzepte, die in dieser neuen Realität verankert sind und 
die weltweit in den kommenden Jahrzehnten weitere 
Fortschritte erzielen könnten. Der Bericht fordert eine 
weit bessere Repräsentation des Südens im multilateralen 
Institutionengefüge und weist auf potenzielle neue Finan-
zierungsquellen für essenzielle öffentliche Güter im Süden 
hin. Seine neuen Untersuchungsergebnisse und seine klar 
formulierten Vorschläge für politische Reformen zeigen, 
wie Menschen in allen Regionen der Welt den Herausfor-
derungen der gemeinsamen menschlichen Entwicklung 
miteinander begegnen können – fair und effektiv.
„Der Bericht verändert unser Verständnis vom gegenwärtigen Zustand der globalen Entwicklung und zeigt, wie viel man aus den 
Erfahrungen des raschen Entwicklungsfortschritts in so vielen Ländern des Südens lernen kann.“  
 —Helen Clark, Administratorin des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen, aus dem Vorwort 
„Das Konzept der menschlichen Entwicklung ist ein großer Fortschritt bei der schwierigen Aufgabe, die Erfolge und Entbehrungen 
im menschlichen Leben zu verstehen, und ist auch ein wertvolles Instrument für Reflexion und Dialog. Es bringt auf diesem Weg 
Fairness und Gerechtigkeit in der Welt voran.“  —Nobelpreisträger Amartya Sen, aus Kapitel 1
„Niemand hat ein Monopol auf gute Ideen. Deshalb wird New York weiter von den besten Vorgehensweisen anderer Städte und 
Länder lernen.“ —Michael Bloomberg, Bürgermeister von New York, aus Kapitel 3
„Ein genauerer Blick auf die unterschiedlichen Wege, die von den erfolgreichen Entwicklungsländern eingeschlagen wurden, 
erweitert die Auswahl an Politikoptionen für alle Staaten und Regionen.“   
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